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Die politische Partizipation von Kindern und Jugendlichen zu fördern, wird von vielen Akteuren aus Politik, Wissenschaft und 
Praxis propagiert. Doch wie ist es um die politische Beteiligung junger Menschen tatsächlich bestellt? Das vorliegende Heft 
versammelt Beiträge, die sich aus politikwissenschaftlicher, empirischer und praktischer Sicht mit Bedingungen, Voraussetzun-
gen und Formen der politischen Beteiligung von Jugendlichen und Kindern auseinandersetzen. picture alliance/dpa
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Die politische Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
zu fördern, wird von vielen Akteuren aus Politik, Wissen-
schaft und Praxis als Ziel propagiert. Doch wie ist es um die 
politische Beteiligung junger Menschen tatsächlich be-
stellt? Das Heft „Politische Partizipation junger Menschen “ 
versammelt Beiträge, die sich aus politikwissenschaftli-
cher, empirischer und praktischer Sicht mit den Bedingun-
gen, Voraussetzungen und Formen der politischen Beteili-
gung von Jugendlichen und Kindern auseinandersetzen. 
Die Beiträge des Heftes stammen von Expertinnen, Exper-
ten und von Studierenden der Universität Tübingen. Die 
Beiträge der Studierenden gehen auf das (Publikations-)
Seminar „Deliberative Demokratietheorie – Jugend und 
Partizipation“ im Sommersemester 2016 zurück. 
Der einleitende Beitrag von Jörg Tremmel versteht sich als 
theoretische Grundlegung für eine eigenständige Theorie 
der Jugendbeteiligung. Jörg Tremmel erörtert zunächst die 
wesentlichen Merkmale der partizipativen und deliberati-
ven Demokratietheorie. Die Gegenüberstellung von Partizi-
pation und Deliberation wirft mit Blick auf Kinder- und Ju-
gendbeteiligung eine grundlegende Frage auf: Ist die politi-
sche Partizipation junger Menschen Partizipation ohne 
Deliberation? Die Abgrenzung beider Theorien zeigt, dass 
die deliberative Demokratietheorie hohe Ansprüche an die 
Diskussions-, Urteils- und Entscheidungsfähigkeit der Bürge-
rinnen und Bürger stellt. Daraus erwächst der Vorwurf der 
Überforderung. Wie ist es dann um diese Fähigkeiten bei 
Kindern und Jugendlichen bestellt? Kann Partizipation ohne 
Deliberation überhaupt Lerneffekte zeitigen? 
Wozu und wie können Jugendliche an der Politik partizi-
pieren? Mit der „Beteiligung“ an „der Politik“ sprechen wir 
soziale Vorgänge an, die je nach Perspektive, Vorverständ-
nis und Erkenntnisinteresse unterschiedlich interpretiert 
werden können. Die Politikwissenschaft kümmert sich da-
rum, zentrale Grundbegriffe und Phänomene der Demo-
kratie wie „Beteiligung“ und „Politik“ zu klären. Sie hat da-
bei unterschiedliche, aber nicht immer praktisch weiterfüh-
rende Systematiken der Beteiligung entwickelt. Christopher 
Gohl entwickelt einen systematischen Vorschlag, mit dem 
bestehende Formate der Jugendbeteiligung eingeordnet 
werden können. 
Das Ausmaß und die Formen der Partizipation Jugendli-
cher werden im wissenschaftlichen Diskurs unterschiedlich 
diskutiert. Wolfgang Gaiser und Johann de Rijke gehen 
der Frage nach, wie und wo sich junge Menschen politisch 
artikulieren. Zunächst wird das Ausmaß politischer Partizi-
pation, unterschieden nach den Typen „konventionell“, 
„unkonventionell“ sowie „politischer Konsum“, dargestellt. 
In einem weiteren Schrit t werden Erklärungsfaktoren zum 
Einfluss von „Ressourcen“ (z. B. Geschlecht, Alter, Bildung, 
Migrationshintergrund, Stadt-Land) untersucht. Danach 
wird erörtert, welche Rolle unterschiedliche „Motivatio-
nen“ spielen (z. B. politisches Interesse, Einschätzung der 
Selbstwirksamkeit, Institutionenvertrauen, soziale Netz-
werke). 
Vor dem Hintergrund von abnehmendem Vertrauen in die 
europäische Politik, zunehmenden Nationalismen und sin-
kender Wahlbeteiligung gilt es, die politische Legitimation 
durch eine aktive Beteiligungskultur vor allem in der jungen 
Generation zu stärken. Der Strukturierte Dialog als Kernele-
ment der Europäischen Jugendstrategie ist ein Weg, um Ju-

gendlichen einen Einblick in politische Entscheidungspro-
zesse und eine Chance zur aktiven Beteiligung an der EU-
Politik zu bieten. Zentral für das Gelingen eines partizipativen 
Politikansatzes wie dem des Strukturierten Dialogs sind je-
doch – so Eva Feldmann-Wojtachnia und Barbara Tham – 
Verbindlichkeit und ein klares Commitment der Politik. 
Ist die geringe politische Beteiligung von Jugendlichen in 
der Schweiz ein Ausdruck von Zufriedenheit mit dem politi-
schen System oder ein Zeichen von Desinteresse und Poli-
tikverdrossenheit? Ein Blick auf die institutionalisierte poli-
tische Partizipation Jugendlicher ist zunächst ernüchternd. 
Junge Stimmberechtigte beteiligen sich weniger stark und 
häufig an Wahlen und Abstimmungen im Vergleich zu an-
deren Altersgruppen. Auch das bürgerschaftliche Engage-
ment Jugendlicher liegt signifikant unter dem älterer Ko-
horten. Hingegen haben die nicht-institutionalisierten For-
men der Beteiligung auch in der Schweiz zugenommen. 
Dem geringen politischen Wissen und Interesse Jugendli-
cher könnte – so das Plädoyer von Jeannette Behringer – 
durch die Etablierung einer flächendeckenden professio-
nellen politischen Bildung wirksam begegnet werden. 
Der Beitrag von Steven Heckler verdeutlicht, dass Jugend-
liche ihr Stimmrecht in Wahlen und Referenden nutzen 
müssen, um entscheidende Zukunftsthemen nicht den silver 
voters zu überlassen. Wählen ist für Jugendliche bedeut-
sam, da die Generation der sogenannten digital natives mit 
heute getroffenen Entscheidungen noch am längsten le-
ben muss. Der Beitrag nimmt nach einem Einblick in die po-
litikwissenschaftliche Forschung zum Wahlverhalten von 
Jugendlichen exemplarisch die britischen Unterhauswah-
len in den Blick. Danach werden die Ursachen für die 
Wahlabstinenz von Jugendlichen und deren Folgen am 
Beispiel des Brexit-Referendums verdeutlicht. 
Angesichts der Krise der repräsentativen Demokratie gilt 
die Onlinebeteiligung als (neues) Wundermittel zur politi-
schen Mobilisierung. Norbert Kersting analysiert und ver-
gleicht die Einstellungen zur Offline- und Onlinepartizipa-
tion in den Jahren 2004 und 2014. Die Zeitreihenanalyse 
zeigt, dass junge Erwachsene vermehrt direktdemokrati-
sche und deliberative Partizipationsformen favorisieren. 
Das Internet erweist sich hierbei als Türöffner. Es spielt bei 
der Mobilisierung, Informationsbeschaffung und Beteili-
gung eine zentrale Rolle. Obwohl bestimmte Gruppen von 
Jugendlichen bei der Onlinepartizipation eine avantgar-
distische Rolle einnehmen, ist anzumerken, dass in den Dis-
kursen im Internet die expressiven Komponenten überwie-
gen und weniger ein deliberativer Austausch statt findet. 
Der Alltag und die Kommunikation von Jugendlichen sind 
eindeutig digital und medial geprägt. Daraus folgt, dass 
lebensweltbezogene Partizipation der jungen Bürgerin-
nen und Bürger nicht ohne „e“ (wie elektronisch) realisiert 
werden kann. Die Planung von Beteiligungsverfahren hat 
die Zugangsvielfalt mit digitalen Möglichkeiten und On-
lineangeboten in den Fokus zu nehmen. Es sollten perma-
nente, differenzierte Beteiligungsmöglichkeiten offeriert 
werden, ein Beteiligungsbetriebssystem ist das anzustre-
bende Programm. Jürgen Ertelt liefert gute Gründe für digi-
tale Beteiligung und listet Aspekte einer gelingenden E-
Partizipation auf.
Partizipation ist an die Fähigkeit gebunden, Konflikte diskur-
siv bearbeiten zu wollen und die Interessen anderer zu be-

222

Politische Partizipation junger MenschenPolitische Partizipation junger Menschen

bis2016_04_inhalt.indd   222bis2016_04_inhalt.indd   222 15.12.16   08:4115.12.16   08:41



rücksichtigen. Ein wesentlicher Bestandteil dieser Konfliktfä-
higkeit ist „Dissenstauglichkeit“. Schulische und außerschuli-
sche Lernsettings besitzen durchaus eigene Potenziale, 
partizipative Kompetenzen sowie Konfliktfähigkeit aufzu-
bauen. Ursula Bischoff, Frank König und Eva Zimmermann 
erörtern auf der Basis einer eigenen Fallstudie zur Prävention 
von Antisemitismus das Spannungsverhältnis zwischen (in-
haltlicher) Zielorientierung und partizipativer Offenheit. Sie 
zeichnen dabei exemplarisch nach, welche Möglichkeiten 
sich bieten, in der politischen Bildung demokratische (Parti-
zipations-)Kompetenzen zu fördern.
Ein zentrales Ziel der Jugendarbeit ist es, Kinder und Ju-
gendliche zu politischer Partizipation anzuregen. Auch Ju-
gendverbände erklären politische Partizipation zu einem 
wichtigen Grundanliegen. Angesichts der großen Bedeu-
tung, die der Mitbestimmung in Jugendverbänden von po-
litischer und Verbandsseite aus zugesprochen wird, stellen 
Anna Maria Kamenik, Roman Sieler und Nina Welke die 
Frage, ob die Mitgliedschaft in Jugendverbänden einen 
positiven Effekt auf die spätere politische Partizipation hat. 
Sie analysieren mittels einer Umfrage, ob sich die Mit-
gliedschaft in Jugendverbänden und die dort praktizierte 
Mitbestimmung auf die politische Sozialisation der im Ver-
band engagierten Jugendlichen auswirken. 
Ein Blick auf die Altersstruktur im Deutschen Bundestag und 
in den Länderparlamenten sowie auf das Durchschnittsal-
ter der Parteimitglieder in Deutschland verdeutlicht, dass 
junge Menschen in politischen Gremien kaum vertreten 
sind. Auch wenn das politische Interesse unter jungen 
Menschen insgesamt steigt, wirken Parteien auf die junge 
Generation wenig anziehend. An dieser Stelle setzt der 
Vorschlag von Nachwuchsquoten an, wonach jungen 
Menschen bei der Listenaufstellung der Parteien im Vorfeld 
von Wahlen aussichtsreiche Positionen zugesprochen wer-
den, die sie in politisch wichtige Entscheidungsgremien 
bringen sollen. Elena-Kristin Esly erörtert den (angenom-
menen) Mehrwert und die (zu erwartenden) Gegenargu-
mente einer solchen Regelung.
Angelika Barth geht der Frage nach, wie, wo und warum 
Jugendgemeinderäte funktionieren und wann nicht. Ent-
scheidend ist zunächst die Schlüsselfrage, die sich die 
Kommune und alle Beteiligten stellen müssen: Was ist der 
Mehrwert, sich zu beteiligen bzw. Jugendlichen diese Par-
tizipationsmöglichkeit zu eröffnen? Wenn diese klar struk-
turierte Form der Jugendbeteiligung gelingen soll, ist ein 
beträchtliches Maß an Betreuung, Begleitung und Enga-
gement notwendig. Denn die Möglichkeit, Kommunalpoli-
tik mitgestalten zu können, erschließt sich den Jugendli-
chen oft erst auf den zweiten Blick. Daher ist die Frage, 
welches Ziel die Jugendbeteiligung verfolgen soll, uner-
lässlich. Sollen möglichst alle Jugendlichen einer Kom-
mune die Chance haben, sich einzubringen? (Und nicht nur 
die ohnehin schon Engagierten.) Dann müssen Wege und 
Formate gefunden werden, mit denen die vermeintlich 
schwer Erreichbaren angesprochen werden können.
Obwohl die Beteiligung von Jugendlichen seit den letzten 
Jahren leicht rückläufig ist, liegt sie in Baden-Württemberg 
im Vergleich zum Bundesdurchschnitt nach wie vor auf ei-
nem hohen Niveau. 48 Prozent der 14- bis 19-Jährigen gel-
ten als freiwillig engagiert. Die Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen ist im Bereich der gemeinschaftlichen Aktivi-

täten und des freiwilligen Engagements stärker ausge-
prägt als im Bereich der politischen Partizipation. Das Aus-
maß des Engagements, politisches Interesse und politische 
Partizipation sind maßgeblich vom Alter sowie dem sozia-
len Status, insbesondere dem formalen Bildungsniveau, 
abhängig. Albert Scherr und Lena Sachs skizzieren in ihrer 
Bestandsaufnahme die verschiedenen Angebotsformen, 
Akteure, Projekte und thematischen Schwerpunkte der Be-
teiligung und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen in 
Baden-Württemberg.
Der Blick in die Statistik zeigt es nach jeder Wahl: Im Ver-
gleich zu den „Alten“ ist die Wahlbeteiligung der jungen 
Generation stets unterdurchschnittlich. Begibt man sich 
auf die Suche nach möglichen Ursachen, stößt man auf 
eine Vielzahl erklärender Faktoren. Einem dieser Aspekte 
gehen Theresa King und Maximilian Clar auf den Grund: 
Ausgehend von der Annahme, dass Wahlkämpfe entschei-
dend zur Mobilisierung von Wählerinnen und Wählern 
beitragen, stellen sie die Frage, welche Rolle die Anspra-
che von Erst- und Jungwählern für die Konzeption von 
Wahlkampagnen spielt. Auf der Grundlage von Experten-
gesprächen mit Wahlkampfverantwortlichen analysiert 
das Autorenteam exemplarisch den baden-württembergi-
schen Landtagswahlkampf 2016 und wagt einen Blick hin-
ter die Kulissen. 
2015 hat der Landtag von Baden-Württemberg in der Ge-
meindeordnung u. a. den § 41a geändert. Durch diese No-
vellierung wurden die Rechte von Kindern und Jugendli-
chen bei kommunalen Entscheidungsprozessen merklich 
gestärkt. Kinder sollen, Jugendliche müssen nun an kommu-
nalpolitischen Entscheidungen beteiligt werden, von de-
nen sie betroffen sind. Nicht alle Kommunen haben Kinder-
büros und Kinderbeauftragte. In kleineren Gemeinden 
sind kreative Lösungen gefragt, wie und mit welchen For-
maten Kinder angemessen beteiligt werden können. Mar-
tina Bechtle, Birgit Schreiber und Udo Wenzl zeigen am 
Beispiel der Stadt Mannheim und exemplarisch an zwei 
kleineren Gemeinden, wie dies gelingen kann.
In Gundelfingen (Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald) 
entwickelt sich eine Form der kommunalen Jugendbeteili-
gung, die sich schulartübergreifend in enger Verzahnung 
mit der Kommune gestaltet. Gemeinsam mit den Schulen am 
Ort, Mitarbeitern der Schulsozial- und kommunalen Jugend-
arbeit, Verantwortlichen des Bürgertreffs und dem Bürger-
meister wird gegenwärtig ein Konzept kommunaler Jugend-
beteiligung entwickelt und praktisch umgesetzt Gabriele 
Blawert, Volker Knoop, Filipe Frage Sousa, Raphael Walz 
und Udo Wenzl, die federführend an dem Vorhaben Betei-
ligten, skizzieren die Zielsetzung des Projekts jeweils aus der 
Sicht ihres Arbeitsfeldes. Drei Schülerinnen beschreiben ei-
nen unlängst stattgefundenen Politikworkshop.
Allen Autorinnen und Autoren sowie Jörg Tremmel und 
Markus Rutsche, die mit fachlichem Rat und viel Engage-
ment bei der Betreuung der Studierenden wesentlich zum 
Entstehen des Heftes beigetragen haben, sei an dieser 
Stelle gedankt. Jörg Tremmel und Markus Rutsche haben 
die Texte mit der notwendigen wissenschaftlichen Genau-
igkeit und mit großer Umsicht redigiert. Dank gebührt auch 
dem Schwabenverlag und der Druckvorstufe für die stets 
gute und effiziente Zusammenarbeit.
 Siegfried Frech
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POLITISCHE PARTIZIPATION VON KINDERN UND JUGENDLICHEN

Kinder- und Jugendbeteiligung: Partizipation 
ohne Deliberation?
Jörg Tremmel

Der einleitende Beitrag von Jörg Tremmel versteht sich 
als theoretische Grundlegung für eine eigenständige 
Theorie der Jugendbeteiligung. Jörg Tremmel erörtert 
zunächst die wesentlichen Merkmale der partizipativen 
und deliberativen Demokratietheorie. Die Gegenüber-
stellung von Partizipation und Deliberation wirft mit Blick 
auf Kinder- und Jugendbeteiligung eine grundlegende 
Frage auf: Ist die politische Partizipation junger Men-
schen im Grunde Partizipation ohne Deliberation? Die 
definitorische Abgrenzung beider Theorien zeigt, dass 
die deliberative Demokratietheorie hohe Ansprüche an 
die Diskussions-, Urteils- und Entscheidungsfähigkeit der 
Bürgerinnen und Bürger stellt. Daraus erwächst der Vor-
wurf der Überforderung. Wie ist es dann um diese Fähig-
keiten bei Kindern und Jugendlichen bestellt? Stellt die 
Fähigkeit zum Deliberieren nicht eine Überforderung für 
Jüngere dar? Kann Partizipation ohne Deliberation über-
haupt Lerneffekte zeitigen? Will man das Überforde-
rungsargument entkräften und jungen Menschen Ent-
scheidungskompetenzen geben, so gilt es, für Beteili-
gungsprojekte mit Kindern und jungen Menschen ein 
angemessenes Design bzw. institutionalisierte Formen 
für eine effektive Teilhabe bereitzustellen. 

Einleitung

In diesem Beitrag werden zunächst die wesentlichen Merk-
male der partizipativen Demokratietheorie vorgestellt und 
von denen der deliberativen Demokratietheorie abge-
grenzt. Diese Gegenüberstellung eröffnet in Bezug auf 
Kinder- und Jugendbeteiligung eine interessante, bisher 
kaum behandelte Fragestellung: Ist die politische Partizi-
pation junger Menschen per se Partizipation ohne Delibe-
ration? Da die deliberative Demokratietheorie hohe An-
sprüche an Diskussions-, Urteils- und Einsichtsfähigkeit 
stellt, wird ihr oft vorgeworfen, sie überfordere die (er-
wachsenen) Bürgerinnen und Bürger. Hält man diesen Vor-
wurf für berechtigt, so müsste er für Kinder und Jugendliche 
noch verschärft gelten. Im Folgenden wird zugestanden, 
dass in der Tat die Fähigkeit zum Deliberieren allenfalls bei 
älteren Jugendlichen anzutreffen sein dürfte. Partizipation 
(ohne Deliberation) ist aufgrund der damit verbundenen 
Lerneffekte dennoch schon im frühen Kindesalter sinnvoll. 
Die Unterschiede zwischen Erwachsenen und Heranwach-
senden haben auch Auswirkungen auf das angemessene 
Design von Beteiligungsprojekten. Hierzu wird zunächst 
begründet, warum das Selbstrekrutierungsprinzip (im Ver-
gleich zur Zufallsauswahl) bei Beteiligungsprojekten für 
erwachsene Bürgerinnen und Bürger problematisch ist. 
Sodann wird ausgeführt, warum die Nachteile dieses Prin-

zips bei Beteiligungsprojekten für Kinder und Jugendliche 
durch positive Effekte überkompensiert werden. 
In der Beteiligungsforschung fehlen bisher eigenständige 
Theorien der Jugendbeteiligung. Der Artikel leistet hierfür 
wesentliche Beiträge. Die Quantität- vs. Qualität-Debatte 
wird durch den Kontrast zwischen Partizipation und Deli-
beration um einen neuen Aspekt bereichert.

Partizipative und deliberative Demokratietheorie

Gelegentlich werden die Unterschiede zwischen partizi-
pativer und deliberativer Demokratietheorie als gering 
dargestellt,1 oder beide werden sogar unter derselben 
Überschrift „beteiligungsorientierte Demokratietheorien“ 
zusammengefasst.2 Das ist vorschnell und fokussiert zu 
sehr auf oberflächliche Gemeinsamkeiten. Für einen Ver-
gleich sollen in der Tradition der Weberschen „Ideal-
typen“3 die wesentlichen Merkmale der jeweiligen Theo-
rien in Reinform herausgearbeitet werden.
Die partizipative Demokratietheorie ist eine inputorien-
tierte Theorie. Was dies heißt, kann gut an einer Unter-
scheidung aus Abraham Lincolns berühmter Gettysburg 
Address verdeutlicht werden: „government by the people“ 

Der Kern der Deliberation 
wurde von Jürgen Habermas 
in seiner Diskursethik auf die 
wunderbare, nur auf den ers-
ten Blick widersprüchliche For-
mel gebracht: „der zwanglose 
Zwang des besseren Argu-
ments“.

picture alliance/dpa
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und „government for the people“.4 Eine inputorientierte The-
orie bewertet die Qualität einer Demokratie nicht nach ih-
ren Ergebnissen, sondern nach der Art und Weise, wie 
diese Ergebnisse zustande kommen – durch das Volk. Eine 
solche Theorie hält die geistige Verfasstheit der Menschen 
(als Demokraten) für wichtiger als die Verfasstheit der 
Staaten (als Demokratien). Der Bourgeois soll zum Citoyen 
werden, der Konsument zum moralisch, politisch und intel-
lektuell kompetenten Bürger.
Die deliberative Demokratietheorie hingegen ist eine in-
put- und outputorientierte Theorie. Auch die deliberative 
Demokratietheorie kennt die transformative Inputdimen-
sion, aber den Charakter der Bürger und Bürgerinnen zu 
verbessern ist hier nicht der einzige Zweck, sondern auch 
– oder sogar „nur“ – ein Mittel, um wünschenswerte Ergeb-
nisse für alle („for the people“) zu erzielen. Claudia Land-
wehr sieht einen Vorrang für die Output-Orientierung: „In 
der deliberativen Theorie hat die Qualität der Entschei-
dung Vorrang und Partizipation darf hier keinesfalls 
Selbstzweck sein, während in partizipativen, republikani-
schen und in jüngerer Zeit auch kommunitaristischen Theo-
rien (deren Übergänge fließend sind) die Teilhabe des Bür-
gers an der Gesellschaft und am Politischen um ihrer selbst 
willen im Mittelpunkt steht.“5 Wie soll nun eine hohe Perfor-
manz erreicht werden? Nun, eben qua einer besonderen 
Form der Kommunikation: der Deliberation. Der Deliberati-
onsbegriff enthält die Komponenten „Begründung“, „Ab-
wägung“ und vor allem die „Anerkennung des besten Ar-
gumentes“. Am Ende steht, im Erfolgsfall, ein Konsens. Die 
Idee des Konsenses geht zurück auf die Sokratische Praxis 
des Prüfens von Gründen für strit tige Behauptungen in ei-
nem Dialog.6 Wer gute Gründe anführt, der „überzeugt“ 
den Gesprächspartner – anstatt ihn zu „überreden“. Bei 
einem Konsens, so Marcus Düwell, „kommen mehrere Ak-

teure hinsichtlich ihrer Überzeugungen überein. Wenn 
man einen Konsens findet, so haben sich in der Regel zuvor 
differierende Positionen verändert und auf eine gemein-
sam getragene Überzeugung verständigt.“ 7 Während bei 
der toleranten „Duldung“ und dem respektvollen „Let’s ag-
ree to disagree“ die Differenz zwischen den Positionen er-
halten bleibt, trit t im Falle des Konsenses eine Einigung ein, 
die auf einer Einsicht in der Sache beruht. Man verändert 
seine ursprüngliche Position nicht aufgrund der Druckmittel 
der Gesprächspartner, sondern weil man sich von der 
Richtigkeit der Sache bzw. der Argumente hat überzeugen 
lassen. Dieser Kern der Deliberation wurde von Jürgen Ha-
bermas auf die wunderbare, nur auf den ersten Blick wi-
dersprüchliche Formel gebracht: „der zwanglose Zwang 
des besseren Arguments.“8 
Nun zum Kompromiss, der von Düwell adäquat wie folgt 
definiert wird: „Wenn wir gemäß einem Kompromiss han-
deln, dann tun wir etwas, von dem wir nicht im Letzten 
überzeugt sind. Wir lassen uns auf den Kompromiss ein, 
weil wir dem Opponenten entgegenkommen wollen, um 
ihn seinerseits vom Abrücken von Positionen zu bewegen, 
die mit unseren Auffassungen und Forderungen noch weni-
ger vereinbar sind als der Kompromiss. (…) Der Kompro-
miss ist auch mit einer Verhaltensänderung verbunden. Je-
doch bin ich in diesem Fall bereit, mein Handeln zu modifi-
zieren, wenngleich ich nach wie vor nicht überzeugt bin, 
dass die modifizierte Verhaltensweise die an sich [Hervor-
hebung im Original] bessere ist.“9 Warum aber kommt es 
dann überhaupt zum Kompromiss? Weil alle Beteiligten 
einsehen, dass die Alternativen zum Kompromiss (z. B. Still-
stand, Handlungsunfähigkeit, Eskalation, Krieg) für die 
Verwirklichung ihrer eigenen Interessen bzw. Ideale10 noch 
schlechter wären als der Kompromiss.
Als „Deliberation“ wird also eine konsensorientierte Kom-
munikation definiert, die unter freien und gleichen Bedin-
gungen statt findet und bei der alle Beteiligten von vorne-
herein den Grundsatz akzeptieren, dem besten Argument 
zu folgen. „Reden“ ist, lebenspraktisch betrachtet, ein Müs-
sen, „Deliberieren“ aber ist ein Können. Die deliberative 
Demokratietheorie hat „nicht nur neue Analysen von politi-
scher Rede möglich gemacht, sondern eine heftige De-
batte in Gang gebracht, wie Politik im Idealzustand 
überhaupt sein sollte.”11

Ein weiterer Graben, der beide Demokratietheorien trennt, 
betrif f t das quantitative Optimum von Beteiligten. „[Der 
Kern der partizipativen Demokratietheorie] strebt nach Be-
teiligung möglichst vieler über möglichst vieles – mit dem 
Ziel einer umfassenden Demokratisierung von Politik und 
Gesellschaft“, schreiben Claus Leggewie und Patricia 
Nanz.12 Damit trit t eine rein quantitative Maximierungslo-
gik ein: Zehn Beteiligte sind besser als fünf. Tausend sind 
besser als 500. Das Ziel der politischen Beteiligung‚ von 
möglichst vielen über möglichst vieles, kann auch in einer 
Direktdemokratie verwirklicht werden – was Anlass dazu 
gibt, das Verhältnis von deliberativer und direkter Demo-
kratietheorie zu beleuchten.13 Weil sie die sachunmittel-
bare Entscheidung, die Kampfabstimmung über eine kont-
roverse politische Frage in den Mittelpunkt stellen, werden 
Volksabstimmungen von Deliberationisten in der Regel 
recht kritisch beurteilt. Die Theorie der deliberativen De-
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mokratie stellt das Sich-Annähern der Standpunkte, den 
konstruktiven Diskurs in Richtung eines Konsenses in den 
Mittelpunkt14: Vielleicht braucht es danach noch eine Ab-
stimmung, vielleicht aber auch nicht, weil sich durch die Art 
des Diskutierens schon eine Einigung erreichen ließ. Die 
deliberative Demokratietheorie besteht im Kern aus der 
Idee, dass nicht nur die Mehrheit (egal ob die Mehrheit in 
einem Bürgerforum, einer Wahl oder einem Referendum) in 
einer Demokratie entscheidend sein sollte, sondern eben 
auch das bessere Argument. Wenn es gelingt oder zumin-
dest versucht wird, dem besseren Argument Geltung zu 
verschaffen, so hat gemäß der deliberativen Demokratie-
theorie die getroffene Entscheidung eine höhere Legitimi-
tät als eine durch Wahl oder Plebiszit allein herbeigeführte 
Entscheidung. Abstimmungen werden als notwendiges 
Übel angesehen, zu denen es zwar in der Regel kommen 
wird, die aber immer auch mit einem weinenden Auge zu 
betrachten sind, weil ein Konsens dann ja offensichtlich 
nicht geglückt ist. 

Nun zu den Unterschieden in der Tiefenstruktur der beiden 
hier verglichenen Demokratietheorien: Die Vorstellung ei-
nes in ethisch-moralischer Hinsicht „richtigen“, soll heißen: 
von den eigenen Interessen abstrahierenden und somit ver-
allgemeinerungsfähigen Standpunktes, findet sich laut 
Landwehr in vielen Varianten der deliberativen Demokra-
tietheorie wieder.15 Dazu zählt zweifellos die deliberative 
Theorie von Habermas, deren Kerngehalt Boris Rähme so 
zusammenfasst: „In der diskursiven Konsensbildung über 
moralische Normen verbindet sich das konstruktive Mo-
ment der vernünftigen Willensbildung durch Entwurf einer 
auf intersubjektive Gültigkeit bezogenen moralischen 
Selbstgesetzgebung mit dem kognitiven Moment des Er-
kennens oder ‚Entdeckens‘ des moralisch Richtigen.“16 Die 
wahrheitssuchende und -fördernde Komponente wird bei 
Partizipationisten bzw. Vertretern der Direktdemokratie 
hingegen eher kleingeschrieben. Sie stehen dem Gedan-
ken einer Suche nach „richtigen“ bzw. „wahren“ Antworten 
fremdelnd gegenüber. So kann laut Benjamin Barber die 
Kommunikation von Bürgern über politische Fragen auf-
grund der konfliktartigen Natur des Politischen gar nicht 
auf Konsensfindung ausgerichtet sein: „[W]here consensus 
stopps, politics starts“.17 Zwei Begrif fe aus der Wissen-
schaftstheorie (der Ethik) müssen an dieser Stelle eingeführt 
werden: Non-Kognitivismus und Kognitivismus. Kognitivis-
tisch ist die Auffassung zu nennen, dass die richtigen Ant-
worten auf ethisch-politische Fragen als solche erkannt 
werden können, d. h. einen möglichen Gegenstand unseres 
Wissens bilden (das setzt voraus, dass es sie gibt); während 
Non-Kognitivisten zwar nicht unbedingt die Existenz solcher 
Antworten, wohl aber ihre Erkennbarkeit für uns bestreiten.18 
Entlang dieser Trennlinie ergibt für sich Partizipationisten 

und Deliberationisten auch ein unterschiedliches Men-
schenbild. Die deliberative Theorie veranschlagt die Ein-
sichtsfähigkeit des Menschen als sehr hoch, bis hin zu der 
ihm zugesprochenen Bereitschaft, (langfristig) dem besse-
ren Argument zu folgen, selbst wenn dafür eigene Positio-
nen zu räumen sind. Dagegen ist die vollständige Perspek-
tivenübernahme in der partizipativen Demokratietheorie 
weder vorgesehen noch erwünscht. Nach ihrem Credo ist 
der Streit, nicht die Einhelligkeit, ein persistierendes Merk-
mal des Politischen. Habermas’ Formel vom zwanglosen 
Zwang des besseren Argumentes ist unvereinbar mit dem 
Welt- und Menschenbild aller Demokratietheorien, die 
Konsense per se für unerreichbar halten.
Die Unterschiede zwischen der partizipativen und der de-
liberativen Demokratietheorie, in der Tabelle noch einmal 

Tabelle 1: Unterschiede zwischen der partizipativen und deliberativen Demokratietheorie

Partizipative Demokratietheorie Deliberative Demokratietheorie

Inputorientiert Input- und outputorientiert
Kompromiss Konsens
Epistemologie: Non-Kognitivismus Epistemologie: Kognitivismus 
Anthropologie: begrenzte Bereitschaft, eigene Positionen 
aufzugeben, (dauerhafter) Streit als Kennzeichen der 
 Politik

Anthropologie: Einsichtsfähigkeit des Menschen; Bereit-
schaft, (langfristig) dem besseren Argument zu folgen, 
selbst wenn man dafür eigene Positionen räumen muss

Quelle: Eigene Darstellung, J. T.

Wenn es gelingt oder zumindest versucht wird, dem besse-
ren Argument Geltung zu verschaffen, so hat gemäß der 
deliberativen Demokratietheorie eine solcherart getroffene 
Entscheidung eine höhere Legitimität als eine durch Wahl 
oder Plebiszit allein herbeigeführte Entscheidung.
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übersichtlich zusammengefasst, sind daher so groß, dass 
beide nicht unter dem Rubrum „beteiligungsorientiert“ zu-
sammengefasst werden sollten.19

Erst nach dieser definitorischen Abgrenzung von partizi-
pativer und deliberativer Demokratietheorie lassen sich ei-
nige interessante Fragen konstruieren: Sollten auch Einbu-
ßen bei der Qualität der Ergebnisse in Kauf genommen 
werden, wenn dies nötig ist, um die politische Beteiligung 
von möglichst vielen über möglichst vieles sicherzustellen? 
Und was genau hieße dies für (eine Theorie der) Kinder- 
und Jugendbeteiligung? Da die deliberative Demokratie-
theorie hohe Ansprüche an Diskussions-, Urteils- und Ein-
sichtsfähigkeit stellt, wird ihr oft vorgeworfen, sie überfor-
dere die (erwachsenen) Bürgerinnen und Bürger. Hält man 
diesen Vorwurf für berechtigt, so müsste er für Kinder und 
Jugendliche noch verschärft gelten.

Familienräte mit sehr jungen Kindern: Partizipation 
ohne Deliberation

Das Konzept „Erziehung“ findet man in der Pädagogik, 
aber auch in der Politikwissenschaft – insbesondere in 
Fachartikeln über die partizipative Demokratietheorie: 
„Sie [die Partizipation, J. T.] soll erzieherisch wirken und die 
Individuen zu verantwortungsbewussten Staatsbürgern 
heranbilden.“20 Wenn aber bei einer inputorientierten De-
mokratietheorie wie der partizipativen das Erziehungs- 
bzw. Transformationsargument derart zentral ist, dann ist 
es sinnvoll, diese Theorie nicht ausschließlich im Kontext 
von politisch uninteressierten Erwachsenen, die für politi-
sche Beteiligung (zurück-)gewonnen werden sollen, zu be-
trachten. Noch virulenter ist sie dann in Bezug auf Kinder 
und Jugendliche, also Bürgerinnen und Bürger in spe.21

Es ist nicht zu bestreiten, dass die kognitiven Fähigkeiten 
und vermutlich auch die emotionale Intelligenz des Men-
schen im Normalfall graduell vom Kindes- über das Ju-
gend- bis hin zum Erwachsenenalter zunehmen. Daher 
stellt sich die Frage, ob die politische Beteiligung junger 
Menschen selbst im besten Fall nur „Partizipation ohne De-
liberation“ sein kann – und falls ja, ob dies überhaupt pro-
blematisch wäre. Die Frage nach der normativen Eigen-
ständigkeit der partizipativen Demokratietheorie taucht 
hier im neuen Gewand auf: Kann diese Demokratietheorie 
bestenfalls eine Brückenfunktion hin zur deliberativen De-
mokratietheorie beanspruchen, oder überzeugt sie auch 
als eigenständige Demokratietheorie? Wieder anders ge-
fragt: Können in Szenarien, in denen Partizipation und De-
liberation nicht erreichbar sind, die positiven Effekte von 
Partizipation die möglicherweise negativen Effekte, die 
sich aus dem Fehlen von Deliberation ergeben, überwie-
gen? Aus Sicht der partizipativen Demokratietheorie er-
gibt es Sinn, Mitbestimmung schon vom frühen Kindesalter 
an zu ermöglichen: in Familie und Kindergarten.22 „Demo-
kratie wird nur durch Partizipation gelernt“ – so lautet ein 
Credo dieses Ansatzes.23 Es war u. a. der amerikanische 
Pädagoge John Dewey, der in seinem Werk Democracy 
and Education (1916/1964) den Ansatz der „Demokratie als 
Lebensform“ ausarbeitete. Der Ansatz plädiert dafür, auf 
der „zivilen“ Ebene der Demokratie24 Institutionen wie freie 
Rede, wechselnder Vorsitz bei Aussprachen und ergebnis-
offene Abstimmungen zu praktizieren. Auch Deweys Theo-
rie ist inputorientiert, da sie die persönliche Entwicklung 
des Einzelnen als das wichtigste moralische Ziel der Staats-
form Demokratie begreift. „Damit Kinder zu Demokraten 
heranwachsen, sollen sie möglichst früh mit demokrati-
schen Grundwerten in Berührung kommen und sie durch 
eigene Beteiligung an sozialen und gesellschaftlich-politi-
schen Prozessen schätzen lernen und einüben“,25 so Julia 
Wittig.
Um wie unter einem Brennglas das Auseinanderfallen von 
Partizipation und Deliberation zeigen zu können, soll das 
Modell des Familienrates (nach Rudolf Dreikurs) vorgestellt 
werden.26 Ein solcher Rat ist ein regelmäßig statt findendes 
Treffen aller Mitglieder eines Haushalts, der nicht nur bei 
akuten Problemen einberufen wird, sondern einen festen 
Tagungsrhythmus hat. Es gilt das Einstimmigkeitsprinzip. 
Jeder darf jedes Thema ansprechen, das ihm auf dem Her-
zen liegt, wenn es auch die anderen, also die Hausgemein-
schaft, betrif f t. Er oder sie darf so lange reden wie ge-
wünscht, ohne unterbrochen zu werden. Eine zeitliche Be-
grenzung der Sitzung ist nicht vorgesehen. Die Mitglieder 
des Rates betrachten sich gegenseitig als Gleichwertige, 
unabhängig von ihrem Eltern- bzw. Kind-Sein. Die „Ämter“ 
Sitzungsleitung und Protokollführung wechseln, werden 
also auch mal von den Kindern ausgeübt, „einschließlich 
aller Kinder, die bereits sprechen können. Das Kind, das 
noch nicht schreiben kann, mag sich dabei jemanden zum 
Helfer wählen (…)“.27 Auf der „Partizipationsleiter“ nach 
Richard Schröder ist der Familienrat auf Stufe 7 (Mitbestim-
mung: Die Initiative geht von Erwachsenen aus, Entschei-
dungen werden mit Kindern gemeinsam getroffen) einzu-
stufen.28

227

KINDER- UND JUGENDBETEILIGUNG:
PARTIZIPATION OHNE DELIBERATION?

 

bis2016_04_inhalt.indd   227bis2016_04_inhalt.indd   227 15.12.16   08:4115.12.16   08:41



Die Ähnlichkeit der Gesprächsregeln des Familienrates mit 
den aus der deliberativen Demokratietheorie bekannten 
Diskursregeln ist frappierend:
 l Jeder, der sprechen kann, darf an Diskursen teilnehmen.
 l a) Jeder darf jede Behauptung problematisieren; b) Je-

der darf jede Behauptung in den Diskurs einführen; c) 
Jeder darf seine Einstellungen, Wünsche und Bedürf-
nisse äußern.
 l Kein Sprecher darf durch innerhalb oder außerhalb des 

Diskurses herrschenden Zwang daran gehindert wer-
den, seine oben formulierten Rechte wahrzunehmen.29

Diese Diskursregeln von Robert Alexy bzw. Jürgen Haber-
mas waren aber für Erwachsene entwickelt worden, nicht 
für Versammlungen ohne Mindestalter der Teilnehmer, wie 
von Dreikurs befürwortet. Es ist wichtig, sich die Ausgangs-
lage einer solchen Versammlung plastisch vorzustellen: 
Sonntags nach dem Frühstück debattieren Papa Gerd, Mama 
Julia, die fünfjährige Anne und die beiden dreijährigen Zwil-
linge Robert und Reiner über Fernseh- bzw. Computerspielzei-
ten, Süßigkeiten-Konsum, Ordnung im Haushalt und was sie 
heute noch unternehmen wollen. 
Das Ergebnis solcher Diskussionen kann sich jeder vorstel-
len, der Kinder in diesem Alter hat oder kennt. Hier fallen 
Partizipation und Deliberation klar auseinander. Nach al-
len entwicklungspsychologischen Reifemodellen ist aus-
geschlossen, dass die Kinder die oben herausgearbeite-
ten Kriterien von Deliberation erfüllen können.30 Die Stu-
dien von Jean Piaget und Lawrence Kohlberg verknüpften 
politische Sozialisation mit der Fähigkeit zum moralischen 
Urteil – welches auch in der Theorie der Deliberation eine 
zentrale Rolle spielt. Lawrence Kohlberg zeigte,31 dass Kin-
der ab etwa zehn Jahren eine konventionelle Vorstellung 
von Moral ausbilden, mit deren Hilfe sie allgemeine gesell-
schaftliche Regeln und Normen verstehen, entwickeln und 
begründen können.32 Ab diesem Alter können sie sowohl 
vom eigenen Standpunkt als auch vom Standpunkt ande-
rer Personen aus argumentieren. Da unparteiische, die ei-
genen Interessen transzendierende und somit moralisch 
reife Einlassungen zu politisch-ethischen Themen für jün-
gere Kinder33 unmöglich sind, ist in Foren wie Familienräten 
zwar „Partizipation“, aber eben keine „Deliberation“ 
möglich. Obwohl Familienräte von Dreikurs für essenziell 
gehalten werden, um Kinder zu Bürgerinnen und Bürgern 
zu erziehen, die sich intrinsisch zu den Werten Demokratie 
und Gleichwertigkeit bekennen, so gesteht er doch zu, 
dass in Familienräten auch „falsche“34 Entscheidungen ge-
troffen werden können. Dennoch sind Familienräte in der 
Regel sinnvoll. Die suboptimale Entscheidungsqualität 
wird in vielen Fällen aufgewogen durch die positiven Lern- 
und Sozialisationseffekte, die das Verfahren auf Kinder 
und Jugendliche ausübt. Letztendlich muss bei der gängi-
gen Unterscheidung zwischen input- und outputorientiert 
die Zeitkomponente mitbedacht werden. Nehmen wir an, 
dass Menschen, die in Periode 1 noch unmündig sind, in 
Periode 1 wenig durchdachte Entscheidungen treffen, aber 
durch ebenjenen Beteiligungsprozess mündiger werden. 
Dann ist zu erwarten, dass in Periode 2 die qua Beteili-
gungsprozess gereiften Menschen Entscheidungen treffen 
werden, von denen das politische System in Periode 2 als 
Ganzes profitieren wird. Die Einbußen bei der Qualität po-
litischer Entscheidungen, die die Gesellschaft in Periode 1 
hingenommen hat, zahlen sich in Periode 2 aus. 
Aus Kindern werden Jugendliche, und mit wachsendem Al-
ter nimmt die Fähigkeit, richtige Entscheidungen zu treffen, 

im Durchschnitt zu, wobei aber große individuelle Unter-
schiede bestehen bleiben. Wenn man vor dem Hinter-
grund der Aussagen über „Partizipation ohne Delibera-
tion“ Rückschlüsse ziehen will auf das angemessene Design 
von Beteiligungsprojekten von jungen Menschen, so kommt 
nun das Selbstrekrutierungsprinzip ins Spiel. Es soll zunächst 
im Kontext von bürgerschaftlichen Beteiligungsprojekten 
für Erwachsene betrachtet werden.

„Parteigänger“ und „Zeitreiche“ bei 
Beteiligungsforen von Erwachsenen und 
Jugendlichen

John S. Dryzek und Patrick Dunleavy unterteilen die Foren, 
in denen Partizipation bzw. Deliberation statt finden soll, in 
solche für Parteigänger (partisans)35 und solche für Unab-
hängige (non-partisans),36 womit sie eine zentrale Demar-
kationslinie begrifflich gut markieren. In die erste Katego-
rie fallen alle Partizipationsforen, in denen erklärte Geg-
ner und Anhänger einer Sache zusammentreffen, so etwa 
bei der von Heiner Geißler geleiteten „Schlichtung“ beim 
Bahnhofsprojekt Stuttgart 21 oder bei der von IFOK (Insti-
tut für Organisationskommunikation) geleiteten „Media-
tion“ rund um den Frankfurter Flughafenausbau. Für „Partei-
gänger-Diskursforen“ ist charakteristisch, dass ein Media-
tor die Regeln eines respektvollen und sachorientierten 
Diskurses durchsetzt. Er oder sie wird „persönliche An-
grif fe, Täuschung, Zurückhaltung von Informationen, Nie-

Schlichter Heiner Geißler bei 
der siebten Schlichtungsrunde 
zu Stuttgart 21 im Rathaus in 
Stuttgart (26.11.2010). Wenn 
erklärte Gegner und Anhän-
ger einer Sache zusammen-
treffen, ist bei solchen „Partei-
gänger-Diskursforen“ ein 
Mediator notwendig. Er hat 
die Aufgabe, die Regeln 
eines respektvollen und sach-
orientierten Diskurses durch-
zusetzen.
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derbrüllen usw.“37 verhindern oder es zumindest versu-
chen. Das Ziel der Foren für Unabhängige ist hingegen, 
„Dilettanten mit gesundem Menschenverstand“38 zusam-
menzubringen, um der Betriebsblindheit der Verwaltung 
etwas entgegenzusetzen. Bei diesen Partizipationsforen 
wird nach dem Zufallsprinzip ein repräsentatives Mini-
Elektorat der gesamten Bevölkerung rekrutiert (nach dem 
Motto: „Deutschland in einem Raum“, deshalb auch die Be-
zeichnungen „mini-public“ oder „mini-populus“ als Überbe-
grif f für diese Institutionen). Selbstselektion ist hier nicht 
erlaubt, d. h. man kann sich nicht selbst in diese Foren ein-
laden, wenn man nicht ausgelost wird.
Ein Blick in die Beteiligungspraxis zeigt den Unterscheid: 
Die grün-rote Landesregierung lud 2010/2011 eine Zeit-
lang immer freitags 17 Uhr zu so genannten Bürgerver-
sammlungen auf den Stuttgarter Rathausplatz ein, um den 
„Bürgerwillen“ zu erkunden und die neue „Politik des Ge-
hörtwerdens“ umzusetzen. Einmal war das Thema Stutt-
gart 21.39 Die überwältigende Mehrheit der Anwesenden 
stand dem Projekt äußerst kritisch gegenüber. Jeder Ein-
zelne, der zum Rathausplatz gekommen war, hat sich für 
eine Sache engagiert – und das ist zunächst einmal positiv 
zu bewerten. Allerdings wird es problematisch, wenn im 
Anschluss an eine solche Veranstaltung von deren Organi-
satoren oder von den Medien suggeriert wird, „die Bürge-
rinnen und Bürger“ seien mit großer Mehrheit für oder ge-
gen etwas. Aus solchen Versammlungen kann die Politik 
keine Legitimität für mögliche Entscheidungen, z. B. einen 
Ausstieg aus dem Bahnhofsprojekt, ableiten. Bekanntlich 

ergab die Volksabstimmung über den Ausstieg aus S 21 ein 
anderes Stimmungsbild im Volk als das Meinungsbild, dass 
„die Straße“ zuvor über eine längere Zeit vermittelt hatte. 
Gerade wenn das Ergebnis des Partizipationsprojektes 
von großer Bedeutung für das gesamte Gemeinwesen ist, 
wie etwa bei der Reform der isländischen Verfassung 
201040 oder des Wahlrechts in der kanadischen Provinz 
British Columbia 2002/200341 müssen Vorkehrungen 
getroffen werden, dass sich darin nicht nur die „üblichen 
Verdächtigen“ (je nach Konnotation auch als „Beteili-
gungsfans“ bzw. Berufs-, Aktiv- und manchmal Wutbür-
ger42 bezeichnet) engagieren. Das Prinzip der Zufallsaus-
wahl durchzuhalten, ist in der Praxis jedoch leichter gesagt 
als getan. Beispiel Filder-Dialog (Flughafenanbindung auf 
den Fildern): Nach den Worten von Staatsrätin Gisela Er-
ler sollten dort „gerade auch die Menschen einbezogen 
werden, die sich sonst nicht politisch einbringen.“43 86 der 
168 Teilnehmerplätze waren an die organisierten Projekt-
befürworter und -gegner sowie die Projektpartner von S 21 
vergeben worden, 80 Plätze sollten mithilfe einer Zufalls-
auswahl besetzt werden. Auf die von der grün-roten Lan-
desregierung verschickten Einladungen an 250 zufällig 
ausgewählte Bürgerinnen und Bürger reagierten jedoch 
nur 40, und von diesen 40 wiederum gaben nur fünf eine 
Zusage.44 Ein Verfahren, das eine repräsentative Auswahl 
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der Bürgerschaft einbeziehen wollte, drohte zu einem Fo-
rum zu werden, in dem mal wieder nur die „üblichen Ver-
dächtigen“ sitzen.45 Wie kommt es zu solchen Selektions-
prozessen? Schon in den 1970er Jahren haben Sidney 
Verba und Norman H. Nie empirisch belegt, dass ceteris 
paribus die Chance, sich konventionell politisch zu enga-
gieren, positiv von der individuellen sozioökonomischen 
Ressourcenausstattung beeinflusst wird.46 Es gibt aller-
dings noch eine andere Beteiligungsverzerrung, die erst in 
jüngster Zeit von der Forschung betrachtet wird: Zeitnot ist 
in den westlichen, sich immer weiter beschleunigenden 
Dienstleistungsgesellschaften eine Plage für einen Groß-
teil der Mittelschicht. Da aber vor allem Frührentner und 
best ager weniger unter Zeitnot leiden als andere Grup-
pen, hätte die Einführung von Partizipationsprojekten mit 
echter Entscheidungsbefugnis auf breiter Ebene auch Aus-
wirkungen auf die Machtverteilung zwischen den Genera-
tionen. 
„Beteiligungsdemokratie“ unter den Bedingungen der 
Selbstselektion läuft also Gefahr, jene gesellschaftlichen 
Gruppen, die nicht in Vollzeit mit dem Erwerb eines Le-
bensunterhalts oder der Kindererziehung beschäftigt sind, 
zu bevorzugen; und jene in der „Rush-Hour ihres Lebens“ 
zu benachteiligen. Die Spielregeln einer solchen Partizi-
pationsdemokratie können zu einer Herrschaft der „Zeit-
reichen“ über die „Zeitarmen“ führen, sofern dem Prinzip 
der Selbstselektion nicht wirksam ein Riegel vorgeschoben 
wird. Wie das Beispiel der verfehlten Einladungspolitik 
beim Filder-Dialog zeigt, muss in der Praxis viel guter 
Willen und Geld investiert werden, um diese Art der 
Beteiligungsverzerrung zu vermeiden. So sollte bereits im 
ersten Anschreiben an „Zufallsbürgerinnen bzw. Zufalls-
bürger“ eine Vergütung angeboten werden, die auch für 
vielbeschäftigte Menschen einen Anreiz darstellt. Bei Ab-
sagen der jeweiligen (auf der Basis des Melderegisters 
ausgelosten) Zufallsperson müssen so lange „Ersatz-Zu-
fallspersonen“ mit den gleichen Merkmalen (Alter, Ge-
schlecht, Elternschaft, Bildungsabschluss, Einkommens-
gruppe) wie die ursprünglich ausgewählte Person identifi-
ziert und kontaktiert werden, bis eine Zusage erreicht ist. Es 
gibt wenige Beteiligungsprojekte weltweit, bei denen das 
Ziel einer qualifizierten Zufallsauswahl wirklich ernstge-
nommen wurde. In der kanadischen Provinz British Colum-
bia wurde 2002/2003 – mit voller Unterstützung der etab-
lierten politischen Institutionen – eine Bürgerversammlung, 
die British Columbia Citizens‘ Assembly (BCCA), eingerich-
tet. Der Auftrag der BCCA war, einen Reformvorschlag für 
das als problematisch geltende Wahlsystem der Provinz zu 
erarbeiten. Dafür wurde ihr ein Millionenbetrag zur Verfü-
gung gestellt. Für elf Monate arbeiteten sich 160 zufällig 
ausgewählte Bürgerinnen und Bürger in mögliche Wahl-
systeme ein, sprachen mit Interessengruppen und NGOs, 
und debattierten ausgiebig untereinander. Im Oktober 
2004 legten sie ihren Report Making Every Vote Count vor, 
in dem sie eine weitgehende Reform des Wahlsystems 
empfahlen: Das existierende „First Past the Post“-System 
sollte durch ein „Single Transferable Vote“-System ersetzt 
werden. Dieser Vorschlag wurde dann in einem Referen-
dum allen Bürgern und Bürgerinnen von British Columbia 
zur Abstimmung vorgelegt (und scheiterte dort nur sehr 
knapp an einem Quorum). Das Projekt gilt in der Literatur 
zu Recht als Vorzeigeprojekt. Gerade wenn die Entschei-
dungsbefugnis für die Teilnehmer eines bürgerschaftlichen 
Beteiligungsprojekts so hoch ist wie hier, ist es für den Er-

folg unabdingbar, dass dem Selbstrekrutierungsprinzip 
ein wirksamer Riegel vorgeschoben wird.
Bei der Protestbewegung gegen S 21 tendiert der Anteil 
der unter 25-Jährigen gegen Null und nur 20 Prozent der 
Protestierenden sind unter 45 Jahre alt.47 Auch bei den an-
deren „neuen Protestbewegungen“, z. B. gegen Stromtras-
sen oder den Frankfurter Flughafenausbau, sind in den 
meisten Fällen Woopies (Well-off older people) die Taktge-
ber.48 Franz Walter greift die Bourgeois/Citoyen-Gegen-
überstellung nochmals prägnant auf, wenn er schreibt: 
„Diejenigen mit hohem Ressourcenpotential, die ‚nicht als 
Citoyens, sondern als Bourgeois agieren‘, tun sich zusam-
men, nutzen ihre gebündelte Stärke und bauen im Zuge 
und als Ergebnis der zivilgesellschaftlichen Interessens-
konflikte Position und Einfluss noch aus, während die ande-
ren ohne vergleichbare Ausstattungen an Kapital, Kompe-
tenz und Kontakten den Kürzeren ziehen und in den gesell-
schaftlichen Hierarchien weiter zurückfallen.“49

Die Frage, ob nun zum Beispiel die Gegner von S 21 eher 
saturierte Wohlstandsbürger oder eher linke Alt-68er, eine 
Kombination von beidem, oder doch ein ganz anderes Mi-
lieu sind,50 braucht hier nicht entschieden zu werden. Es 
reicht der empirisch gesicherte Befund, dass dieser Protest 
nicht von der jungen Generation getragen wird. Man kann 
die vielen Formen der Partizipationsprojekte nicht über ei-
nen Kamm scheren, aber im Grundsatz gilt, dass bei Er-
wachsenenpartizipation mit dem Anspruch der Gemein-
wohlorientierung (Planungszellen, Bürgerräten, Konsens-
Konferenzen, Deliberative Polls etc.) das Prinzip der 
Selbstselektion problematisch ist. Selbstverständlich ha-
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ben partikulare Gruppen das Recht, Bürgerinitiativen zu 
gründen und in vielfältiger Form auf die gewählten Ent-
scheidungsträger Druck auszuüben (Demonstrationen, 
Mahnwachen, Protestbriefe, Clicktivism, etc.). Daraus kann 
Gutes erwachsen, aber ein solches Engagement ist auf der 
konzeptionellen Ebene nicht mit einem Einsatz für das All-
gemeinwohl gleichzusetzen. Nur durch das Prinzip der Zu-
fallsrekrutierung wird eine breite Repräsentativität ge-
währleistet, die Voraussetzung dafür ist, dass die Domi-
nanz der Parteigänger mit ihren fixierten Interessen 
durchbrochen werden kann.51 Will man, dass unsere re-
präsentative Demokratie ernsthaft durch eine „Beteili-
gungsdemokratie“ ergänzt wird,52 so ist die Abkehr vom 
Selbstrekrutierungsprinzip eine der Grundvoraussetzun-
gen – so zumindest bei Erwachsenenprojekten.

Selbstrekrutierung bei Beteiligungsprojekten für 
junge Menschen dulden

Bei Kindern und Jugendlichen muss hingegen anders argu-
mentiert werden. Hier ist die Besetzung von Beteiligungs-
foren aufgrund des niedrigeren kognitiven Entwicklungs-
stands der Zielgruppe oft nicht repräsentativ möglich, zu-
mindest nicht bei jüngeren Kindern. Alle oben erwähnten 
Beteiligungsverfahren können theoretisch sowohl konsul-
tativ als auch mit finaler Entscheidungskompetenz ausge-
stattet werden. Im ersten Fall ergänzen sie die institutiona-
lisierte Politik (und Verwaltung), im zweiten Fall ersetzen sie 
diese im Hinblick auf ihre Entscheidungsfunktion.53 Alle 

diese Verfahren könnten ausschließlich mit Jugendlichen 
durchgeführt werden. Sobald Jugendliche die Teilnehmer-
schaft stellen, verwandeln sich die „Bürgerbeteiligungs-
verfahren“ in „Jugendbeteiligungsverfahren“. Um eine 
Analogie zum Beispiel des BCCA oben herzustellen, wird 
nachfolgend ein fiktives Beteiligungsprojekt für junge 
Menschen mit echter Entscheidungskompetenz und hohem 
Finanzvolumen skizziert: Ein Gemeinwesen entscheidet sich 
dafür, für seine 10- bis 18-jährigen Angehörigen (800 Perso-
nen) eine alternative Schule aufzubauen. Die nötigen Finanz-
mittel für Bau und Betrieb werden zur Verfügung gestellt. Wei-
terhin beschließen die von Erwachsenen besetzten politischen 
Gremien, dass die Ausführung dieses Plans vollständig in der 
Hand der Zielgruppe, also der 10-bis 18-Jährigen selbst, lie-
gen soll. Nun stellt sich die Aufgabe, aus den 800 Kindern und 
Jugendlichen ein Gremium zu kreieren, das in der Lage ist, 
diesen Plan ohne Hilfestellung von Erwachsenen umzusetzen. 
Dieses (fiktive) Projekt ist auf Schröders „Beteiligungsleiter“ 
auf der höchsten Stufe anzusiedeln (9. Selbstverwaltung: 
Kinder haben als Gruppe völlig autarke Entscheidungsfrei-
heit. Es obliegt ihnen selbst, ob sie Erwachsene hinzuzie-
hen möchten. Getroffene Entscheidungen werden Erwach-
senen lediglich mitgeteilt).
Es erscheint logisch, dass das Selbstrekrutierungsprinzip 
hier nicht kategorisch abgelehnt werden kann. Wollte man 
aus jedem Jahrgang (jeweils 100 Personen) nach einer Zu-
fallsauswahl diejenigen bestimmen, die die Schule konzi-
pieren, so würden die Jüngeren davon überfordert. Das in 
der Literatur (und auch oben im Artikel) für Erwachsene dis-
kutierte Überforderungsargument gilt in potenziertem 
Maß für Kinder und Jugendliche – weniger in seiner zeitli-
chen, als vielmehr in seiner kognitiven Variante. Bei Ju-
gendgremien ist Selbstselektion – als zweitbeste Lösung – 
manchmal die einzige Lösung. Die Nachteile fehlender Re-
präsentativität sollten natürlich dennoch versuchsweise 
minimiert werden, aber nicht mit der Entschlossenheit, wie 
sie bei analogen Erwachsenenprojekten erforderlich ist. 
Eine Dominanz von einigen Jugendlichen, die den Anfor-
derungen des Partizipationsprozesses gewachsen sind, ist 
hier – anders als bei Erwachsenen – tolerabel. Denn die 
Alternative wäre ja, Jugendlichen gar keine echte Ent-
scheidungskompetenz zu geben; und genau dies ist heut-
zutage leider der Normalfall.54 Die hier verfolgte Argu-
mentation verfolgt jedoch das Ziel, denjenigen Kindern 
und Jugendlichen effektive Teilhabe zu ermöglichen, die 
dies selbst wollen, weil sie es ihrer Selbsteinschätzung 
nach auch können. Geringe Beteiligungsraten bzw. hohe 
Abstinenzraten dürfen dabei nicht als Zeichen für ein un-
angemessenes Projektdesign wahrgenommen werden. 
Dieses „Prinzip der Duldung von Selbstrekrutierung“55 muss 
im Einzelfall genauer ausbuchstabiert werden, sei es im 
Hinblick auf institutionalisierte Formen wie Jugendgemein-
deräte, Jugendparlamente oder Schülermitverwaltungen, 
sei es im Hinblick auf nicht-institutionalisierte Jugendbetei-
ligung. Dies übersteigt Ziel und Umfang dieses theoretisch 
angelegten Beitrags. Es ist jedoch zu hoffen, dass die hier 
vorgelegte Argumentation so überzeugend ist, dass sie als 
„allgemeine Leitlinie“ beim Design von Projekten für die Be-
teiligung junger Menschen beachtet werden wird.

Menschen protestieren im 
Schlosspark in Stuttgart gegen 
das Bahnprojekt Stuttgart 21. 
Bei der Protestbewegung 
gegen S 21 tendiert der Anteil 
der unter 25-Jährigen gegen 
Null und nur 20 Prozent der 
Protestierenden sind unter 
45 Jahre alt. Empirische 
Befunde belegen, dass die 
Taktgeber der neuen Protest-
bewegungen nicht der jungen 
Generation angehören.

picture alliance/dpa
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welle mit 4500 versandten Einladungen. URL: http://stm.baden-wuerttem-
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bewegung gegen Stuttgart 21. Stuttgart; Schäfer, Ansgar/Adam, Christi-
an/Schlichenmaier, Michael (2011): Das Plebiszit über das Bahnhofspro-
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sites/default/files/projekte/stgt_21_kurzbericht_2010.pdf [231.10.2016].
51 Nanz/Leggewie 2016 (vgl. Anm. 1), S. 33.
52 Der Einsatz von Beteiligungsforen mit echter Entscheidungskompetenz 
auf breiter Ebene wird vielfach gefordert, siehe etwa Steiner, Jürg (2012): 
The Foundations of Deliberative Democracy. Empirical Research and Nor-
mative Implications. Cambridge; Goodin, Robert/Dryzek John S. (2006): 
Deliberative Impacts: the Macro-Political Uptake of Mini-Publics. In: Poli-
tics and Society, 2/2006, S. 219–244; Pettit, Philip (2006): Depoliticizing 
Democracy. In: Besson, Samantha/Marti, José Luis (Hrsg.): Deliberative 
Democracy and Its Discontents. Aldershot, S. 93–106. 
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das vom Verfasser für eine Reform des Wahlrechts vorgeschlagen wurde, 
vgl. Tremmel, Jörg (2015): Demokratie, Epistokratie und der Ausschluss 
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ZWECKE UND FORMEN VON BETEILIGUNGSVERFAHREN

Systematiken demokratischer Beteiligung 
Christopher Gohl

Wozu und wie können Jugendliche an der Politik partizi-
pieren? Eine systematische Antwort auf diese Frage 
hängt wesentlich davon ab, was unter politischer Beteili-
gung überhaupt verstanden wird. Darüber aber streiten 
die Gelehrten. Denn mit der „Beteiligung“ an „der Politik“ 
sprechen wir soziale Vorgänge von erheblicher Komple-
xität und Dynamik an, die je nach Perspektive, Vorver-
ständnis und Erkenntnisinteresse unterschiedlich inter-
pretiert werden können. Eine ganze Wissenschaft – die 
Politikwissenschaft, die sich traditionell als Demokratie-
wissenschaft versteht – kümmert sich darum, so zentrale 
Grundbegriffe und Phänomene der Demokratie wie „Be-
teiligung“ und „Politik“ zu klären und zu erklären. Sie hat 
dabei unterschiedliche, aber nicht immer praktisch wei-
terführende Systematiken der Beteiligung entwickelt. In 
deren Zusammenschau ergibt sich ein systematischer 
Vorschlag, mit dem bestehende Formate der Jugendbe-
teiligung eingeordnet werden können.  

 Unterschiedliche Systematiken zur Einordnung 
politischer Beteiligung

Nach welchen Kriterien sollen politische Beteiligungsver-
fahren geordnet werden?1 Seitdem diese Frage Ende der 
1960er Jahre zum ersten Mal gestellt und ab den 1970er 
Jahren dann systematischer beantwortet wurde (vgl. Gei-
ßel 2008: 32), gibt es auf diese Herausforderung unter 
Praktikern keine weithin akzeptierten Antworten (Levine/
Hasselblad/Torres 2007: 14). Uneinigkeit besteht zunächst 
in Bezug auf Schlüsselkonzepte (Rowe/Frewer 2005: 252): 
Was heißt Politik? Was heißt Beteiligung an Politik? Aber 
auch die empirischen Analytiker haben nicht klären kön-
nen, welche konkreten Phänomene unter „Beteiligung“ 
überhaupt erfasst werden sollten – welche Formen öffent-
licher Äußerungen oder politischer Handlungen, welche 
informellen oder formalen Verfahren? Die Institutionen der 
repräsentativen Parteiendemokratie? Oder welche Instru-
mente, Techniken, Methoden, Mechanismen oder Werk-
zeuge der Selbst-, Bürger- oder Expertenbeteiligung? Ge-
hört zum Beispiel ein Leserbrief zur politischen Beteiligung? 
Oder eher strukturierte Verfahren der Einbindung in Ausei-
nandersetzungen? Oder nur institutionalisierte Gremien 
wie ein Ausländer-, Jugend- oder Seniorenbeirat?
Zum Kernbestand der Politikwissenschaften gehören De-
mokratietheorien. Sie modellieren demokratische Politik, 
und je nach „Schule“ werden dabei unterschiedliche As-
pekte der Beteiligung betont – was aus der großen Pers-
pektive auf das Wesen der Demokratie erste systematische 
Einordnungen der Formen politischer Partizipation erlaubt. 
Ein Zugang aus der kleinen Perspektive auf das Wesen von 
Beteiligungsverfahren setzt auf eine Unterscheidung an-
hand unterschiedlicher Zwecke und abgeleiteter Logiken, 
die verschiedenen Gruppen von Beteiligungsverfahren un-
terstellt werden. Eine drit te Typologie von Beteiligungsver-

fahren setzt an der jeweils typischen Ausprägung zentra-
ler Elemente von Beteiligungsverfahren an, um eine Kate-
gorisierung zu ermöglichen. Und schließlich gibt es 
analytische Kriterienkataloge, die aus verschiedenen Per-
spektiven auf Beteiligungsverfahren für wichtig erachtete 
Kriterien ableiten und für den Vergleich und die Bewertung 
unterschiedlicher Verfahren bündeln. 

 Demokratietheoretische Einordnungen
Aus Demokratietheorien können grundsätzliche Ansprü-
che an die politische Beteiligung abgeleitet werden. Stets 
gilt: „The simplest definition of democracy, rule by the peo-
ple, implies participation. To rule carries the unstated un-
condition: to take part; yet the role of participation in de-
mocracy has never been agreed upon“ (Keim 1975: 1, zit. 
nach Hager 2005: 16). Jan van Deth konkretisiert: „Die De-
batten über politische Partizipation betreffen das Ausmaß 
der Beteiligung – nicht die Notwendigkeit von Partizipa-
tion für die Lebensfähigkeit einer Demokratie. Wer Demo-
kratie sagt, meint Partizipation“ (van Deth 2009: 141).
Demokratietheorien finden unterschiedliche – beschrei-
bende ebenso wie empfehlende – Antworten auf die 
Frage, wer wann und wo an welchen Meinungsbildungs-
prozessen, Entscheidungen oder Umsetzungen Anteil hat 
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oder haben sollte. Dabei orientieren sich Demokratietheo-
rien oft am gesamten, traditionell nationalstaatlich ver-
fassten demokratischen System, also an den großen grund-
sätzlichen Ideen, Institutionen und Verfahren einer Demo-
kratie. Konkrete Beteiligungsformen sind in dieser Sicht 
Details, die entweder gar nicht entscheidend für das große 
Bild sind, oder eben im Kleinen das Große verkörpern. 
Weil dann die Vielfalt von Beteiligungsverfahren aus dem 
Blick geraten kann, sind Demokratietheorien nur hilfsweise 
zur Einordnung und Systematisierung zu gebrauchen.
Fünf Schulen der Demokratietheorie sollen vorgestellt wer-
den. Drei traditionelle Schulen sind zunächst die (1) Plura-
lismustheorie, die (2) partizipative und die (3) deliberative 
Demokratietheorie. Nach dem Zweiten Weltkrieg war zu-
nächst die (1) Pluralismustheorie dominant. Sie versteht De-
mokratie als den Wettbewerb zwischen Interessengrup-
pen um Einfluss und Anteil am gemeinsamen Kuchen, wo-
bei strategisches Verhalten auch zu Kooperation und 
Konflikt führt (de Souza Briggs 2008: 28; vgl. auch Barber 
1994: 135; Schmidt 2000: 227). Man nimmt dabei an, dass 
die faktisch vorhandene und normativ auch erwünschte 
gesellschaftliche Pluralität sich in einem System organi-
sierter Interessen widerspiegelt, die auf die für alle ver-
bindliche Entscheidungsfindung Einfluss nimmt (Hager 
2005: 8 f.). Der Fokus liegt dabei auf dem Regierungspro-
zess einer Demokratie im engeren Sinne: Wie kommen Ent-
scheidungen zustande? Klassisch hierfür ist Trumans „The 
Governmental Process“ (1957). Fragen nach der Beteili-
gung im Vorfeld spielen zunächst nur dann eine Rolle, 
wenn sie Agenda-Setzungen und Personalauswahl betref-
fen. Neu erwacht ist das Interesse an Konfliktlösungsme-

chanismen durch institutionelle und prozedurale Investitio-
nen in Mediations- und Konsensbildungsverfahren (de 
Souza Briggs 2008: 29). Das erweitert den Blick: Struktu-
rierte Verfahren sollen kollektives Lernen, konstruktive Inte-
ressensverhandlung und sogar die Suche nach gemeinsa-
men Gewinnen jenseits des bestehenden Kuchens leisten. 
Beispielhaft hierfür ist der Ansatz des Bostoner Consensus 
Building Institute (Susskind/McKearnan/Thomas-Larmer 
1999).
Auch die Schule der (2) partizipativen oder par ti zi pa to ri-
schen Demokratietheorie (Schmidt 2000: 251–268) ent-
stand in Reibung an den augenscheinlich von Eliten do-
minierten repräsentativen Demokratien, wie sie die 
 Plu ralismusschule vertrat. Carol Pateman hat in ihrem ein-
flussreichen Buch „Participation and Democratic Theory“ 
die Grundideen hierfür programmatisch zusammengefasst 
(1970). In ihrem Ausgang steht die Vorstellung klassischer 
politischer Philosophie, eine politische (demokratische) 
Ordnung müsse zum Guten im Menschen als Bürger korres-
pondieren und zu einer solidarischen, intelligenten Politik 
führen. Dementsprechend ist sie einerseits an der Reorgani-
sation von politischen Institutionen und Prozessen, anderer-
seits am Menschen als Bürger interessiert – und weniger an 
der effektiven Ergebnisproduktion demokratischer Politik.
Eine demokratische Gesellschaft wird dabei als Sphäre 
der Selbstbestimmung des Menschen als Bürger, ja: der 
Menschheit aufgefasst. Jürgen Habermas schreibt: „De-
mokratie arbeitet an der Selbstbestimmung der Mensch-
heit, und erst wenn diese wirklich ist, ist jene wahr. Politi-
sche Beteiligung wird dann mit Selbstbestimmung iden-
tisch sein“ (Habermas 1961: 15). Dabei geht es letztlich um 
eine umfassende gesellschaftliche Demokratisierung, eine 
„Entgrenzung der Partizipation“ (Holtkamp/Bogumil/Kiß-
ler 2006: 71), um Demokratie als Lebensform zu verwirkli-
chen. Diese Vorstellung schließt an republikanische Tradi-
tionen an (vgl. Buchstein/Schmalz-Bruns 1994: 304–308), 
ist ein Programm der Machteinschränkung der repräsenta-
tiven Demokratie und wird auch als Bollwerk gegen die 
wirtschaftlichen und politischen Fliehkräfte der Globali-
sierung verstanden (vgl. Dahl 1994; Archibugi/Held 1995). 
Die Agenda der sozialen Teilhabe und politischen Teil-
nahme reichen dann von Vorstellungen eines radikalen Rä-
temodells bis zu bescheideneren Ergänzungen des reprä-
sentativen Systems durch erweiterte Beteiligung, umfasst 
aber auch Wirtschaft und Gesellschaft, so unter anderem 
Betriebe, Schulen und Kindergärten (Herzberg 2001: 10 f.). 
Über die Strategien der Demokratisierung und das Aus-
maß der damit verbundenen Politisierung besteht Uneinig-
keit (Schmidt 2000: 255). Einigkeit besteht aber im An-
spruch, eine Vielfalt innovativer demokratischer Prozedu-
ren zu schaffen, wofür Schmidt an den Begriff der 
„prozeduralistischen Demokratietheorie“ von Habermas 
erinnert (Schmidt 2000: 259 ff.).
Die (3) deliberative Demokratietheorie, wie sie seit den 
1980er Jahren in amerikanischen und deutschen Demokra-
tiediskursen entwickelt wurde, schließt an das allgemeine 
Programm der partizipativen Demokratietheorie an und 
konkretisiert sie in der Vorstellung einer „Regierung durch 
Diskussion“ (Feindt 2001; vgl. auch Tremmel in diesem Heft). 
Dabei entstanden nicht nur Vorstellungen zum umfassen-
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den deliberativ-demokratischen System, sondern auch 
konsistente Maßstäbe für konkrete diskursive Verfahren 
(vgl. Saretzki 2010: 126–132). Deliberative Demokratiethe-
oretiker haben sich also nicht allein mit dem makrosystemi-
schen Wozu und Wie, sondern auch mit dem Wozu und 
Wie der Mikroebene beschäftigt. Das hat eine Reihe re-
flektierender Beteiligungspraktiker angezogen, die ihr ei-
genes Wirken durch die deliberative Brille rekonstruiert 
haben – beispielsweise im Deliberative Democracy Con-
sortium (DDC), einem internationalen, aber anglo-ameri-
kanisch geprägten Forschungsverbund.
Einig sind sich deliberative Ansätze, dass die Quelle de-
mokratischer Legitimität der Prozess der Deliberation ist 
(vgl. Strecker/Schaal 2001: 120). Regierung durch Diskus-
sion heißt, dass Rechtsetzung erfolgt, indem der politische 
Prozess vor der Rechtsetzung nicht nur Präferenzen aggre-
giert und abrechnet, sondern indem der Meinungsbil-
dungsprozess Verständigung und rationale Argumenta-
tion fördert. Er vollzieht sich in komplex verflochtenen Dis-
kursarenen, die für alle möglichen Sorten von Gründen 
empfänglich sind. Zentrale Kriterien des deliberativ-demo-
kratischen Systems sind die Inklusion aller Bürgerinnen und 
Bürger in den Meinungs- und Willensbildungsprozess, die 
dafür notwendig vorzuhaltenden Beteiligungsmöglichkei-
ten und die Chance eines aufgeklärten Verständnisses der 
Themen (vgl. Gastil 2008: 5–8). 
Zivilgesellschaftliche Institutionen, reale, mediale und di-
gitale Öffentlichkeiten, Parlamente, Verwaltungen und 
Justiz bieten vielfältige Foren und Formen demokratischer 
Kommunikation und Deliberation (vgl. ebenda: 284). Deli-
beration ist dabei ein anspruchsvoller Prozess der Wahr-
heitssuche mit Argumenten – am anspruchsvollsten formu-

liert von Jürgen Habermas, der im Prinzip eine ideale 
Sprechsituation etablieren will (Habermas 1984: 130 f.; 
Nennen 2000: XII).
Eine in Deutschland entstandene Schule der Demokratie-
theorie ist die „Komplexe Demokratietheorie“. Demokratie 
wird dabei verstanden als komplexes Arrangement der 
Herrschaft durch das Volk für das Volk. Entstanden und 
vertieft in Deutschland seit Anfang der 1970er Jahre (Na-
schold 1968; 1969; 1971; Scharpf 1970; 1975; 1985; 1988) 
ist sie ein bewusster Versuch, eine sozialwissenschaftlich 
anspruchsvolle, empirisch und normativ gleichermaßen 
anschlussfähige Theorie zu konstruieren: „Demokratiethe-
orie – Zwischen Utopie und Anpassung“ (Scharpf 1970). 
Sie verstand sich als Revision der amerikanischen Pluralis-
mustheorie (vgl. Hager 2005: 8, 24 f.), vorgenommen in Re-
aktion auf die Forderungen der partizipativen Demokratie-
theorie, welche in populärer, mitunter sozialistisch gefärb-
ter Form nach Deutschland schwappte (vgl. Herzberg 
2001: 9 f., Hager 2005: 25). 
Manfred G. Schmidt formuliert ihre zentrale Frage wie 
folgt: „Wie kann möglichst effektiv und zugleich demokra-
tisch regiert werden, so dass ein Höchstmaß an kollektiver 
Wohlfahrt erreicht und die Entstehung totalitärer Herr-
schaft verhindert wird?“ (Schmidt 2003: 169, zit. nach Holt-
kamp/Bogumil/Kißler 2006: 82). Das zentrale Problem, 
das die komplexe Demokratietheorie zu adressieren ver-
sucht, steckt in der Beobachtung, dass weitergehende Par-
tizipationsforderungen im Gegensatz zur Leistungsfähig-
keit des politischen Systems zu stehen scheinen (Hager 
2005: 9). Zwei Faktoren bestimmen die Legitimität der De-
mokratie: der Input in und der Output des demokratischen 
Prozesses, also die Beteiligung (Input) als Herrschaft durch 
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das Volk einerseits und die Produktion effektiver, sachan-
gemessener Lösungen als Herrschaft für das Volk (Output). 
In der Analyse beider Seiten sollen Hinweise auf real exis-
tierende Demokratisierungspotenziale gewonnen werden, 
die für Fritz W. Scharpf zunächst auf ein „dosiertes Mehr 
an politischer Beteiligung“ und „intelligentere politisch-
administrative Steuerung“ hinausliefen, wobei man in der 
Gesamtsicht seiner Beiträge auch den Eindruck gewinnen 
kann, „dass das Partizipationspostulat aus dem engeren 
Bereich der politischen Entscheidungsfindung evakuiert 
wird. (…) Wie die weitere Ausarbeitung der Theorie zeigt, 
liegt die Betonung der ‚planenden Demokratie‘ eindeutig 
auf dem Gelingen der Planung trotz und nicht durch Parti-
zipation“ (Hager 2005: 28 f.). 
Eine fünfte Schule der Demokratietheorie, die erst langsam 
an Bedeutung gewinnt, ist die aus den USA stammende 
pragmatistische Demokratietheorie. Politik wird hier, ähn-
lich wie bei Scharpf, „als kooperatives Problemlösungshan-
deln“ (Jörke 2003: 233 ff.) verstanden: „Democracy as Pro-
blem Solving“ (de Souza Briggs 2008). Demokratie wird als 
eine gemeinschaftliche Praxis kooperativen und experi-
mentellen Problemlösungshandelns interpretiert, bei dem 
intelligente Lösungen für eine interdependente Welt entste-
hen. Zur zentralen Frage wird dabei, wie kollektive Prob-
lembearbeitungsprozesse gestaltet werden sollen, oder, in 
anderen Worten: wie Demokratie organisiert sein sollte. 
John Dewey, in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts der 
Einflussreichste der pragmatistischen Demokratiedenker, 
verwendet Motive, die aus der partizipativen ebenso wie 
aus der komplexen Demokratietheorie bekannt sind: Demo-
kratie ist nicht nur eine Regierungsform, sondern auch eine 
Lebenspraxis, die mit der Entfaltung und dem Wachstums 
des Individuums beginnt, sich in der Selbstbestimmung und 
assoziativer Selbstorganisation ausdrückt und die Form ei-
ner sozialen, nach liberalen Prinzipien geordneten Demo-

kratie als „Gemeinschaftsleben“ („Great Community“) an-
nimmt (Dewey 1964). „Demokratie“ umfasst den Modus, die 
Mechanismen und die Methoden der kollektiven, experi-
mentellen Problemlösung. Politik beginnt nach Dewey dann, 
wenn die Konsequenzen individuellen Handelns andere 
Individuen unfreiwillig betreffen und deshalb einer gemein-
sam ausgehandelten Regulierung bedürfen. Mit komplexen 
Problemen, die alleine nicht mehr gelöst werden können, 
entstehen Öffentlichkeit und kooperatives politisches Han-
deln (vgl. Dewey 1991: 12 ff.). Dewey nennt es einen Prozess 
der „social inquiry“, der „öffentlichen Untersuchung“ (Krü-
ger 2000; Rost 2003) – und beschreibt damit ein prototypi-
sches Beteiligungsverfahren, bei dem die Beteiligten in ko-
operativ-experimenteller Weise einen Problemlösungszyk-
lus durchlaufen. Zu diesem gehört das deliberative Element 
ebenso wie das experimentelle Handeln auf Probe; Han-
deln also, dessen Konsequenzen wieder evaluiert werden, 
und das auf effektive Veränderung abzielt. 
Die fünf hier dargestellten Schulen der Demokratietheorie 
unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Grundideen und Er-
wartungen an die Formen von Beteiligung (vgl. Tabelle 1). 
Das erlaubt auch grobe Rückschlüsse auf eine erste Einord-
nung von Beteiligungsverfahren. Was „Demokratie“ je-
weils heißt, bestimmt die Ansprüche und Erwartungen ei-
ner bestimmten Schule gegenüber verschiedenen Formen 
politischer Beteiligung (vgl. Tabelle 2).
Während die pluralistische und die partizipative Demo-
kratietheorie offen für Verfahren sind, die einem fairen 
Wettbewerb oder umfassender Partizipation entsprechen, 
steht die Offenheit der komplexen Demokratietheorie für 
Beteiligungsverfahren unter dem Vorbehalt, dass diese 

Tabelle 1: Zwecke und Formen der Demokratie

Theorie Makroebene der Demokratie Makroebene der Demokratie

Wozu Demokratie? – Zweck Wie Demokratie? – Formen 
Pluralistische Demokratietheorie Entscheidung und Bestimmung des Ge-

meinwohls in einer pluralen, in Interes-
sengruppen organisierten Gesellschaft

Subsidiäres institutionell-prozedura-
les Arrangement verschiedener Arenen, 
in dem plurale Interessengruppen in 
 einem fairen politischen Wettbewerb 
stehen

Partizipative Demokratietheorie Demokratie als gesellschaftlicher Aus-
druck selbstbestimmten menschlichen Le-
bens ist ein Selbstzweck

Umfassende, inklusive Vielfalt von sozia-
ler Teilhabe und politischer Teilnahme 
von Bürgern in allen gesellschaftlichen 
Bereichen: Bürgerengagement und -be-
teiligung, direkte Demokratie

Komplexe Demokratietheorie 
(nach F. W. Scharpf)

Er folgreiche und kontrollierte staatliche 
Herrschaft durch das Volk und für das 
Volk

Komplexes Arrangement effektiver de-
mokratischer Regierung mit einem „do-
sierten Mehr an politischer Beteiligung“

Deliberative Demokratietheorie Legitimierung von Regierung und Recht-
setzung durch inklusive und kritische Dis-
kussion

Umfassende und verflochtene Arenen 
der diskursiven Meinungs- und Willens-
bildung mit Beteiligungsmöglichkeiten 
für alle Bürger

Pragmatistische Demokratie- 
theorie (nach J. Dewey)

Bürger lösen ihre interdependenten öf-
fentlichen Probleme in Selbstbestimmung 
und experimenteller Kooperation

Gemeinschaftlich erfahrbare, inklusive 
soziale und politische Praxis kooperati-
ven bis konfliktiven, experimentellen Pro-
blemlösungshandeln aller Bürger

Quelle: Eigene Darstellung, C. Gohl.
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nicht die Effektivität des Regierungshandelns einschränken 
dürfe (vgl. nächster Absatz). Während Beteiligungsverfah-
ren insgesamt häufig unter der Überschrift „deliberative 
Verfahren“ subsumiert werden, entsprechen eigentlich nur 
Verfahren, in denen das bessere Argument entscheiden 
soll, dem deliberativen Ansatz. Zum Beispiel sind Szenario-
prozesse als kreative Übung oder Mediationsverfahren als 
(teilstrategische) Verhandlungsverfahren streng genom-
men ausgeschlossen. Die pragmatistische Demokratiethe-
orie umfasst dagegen alle partizipativen Beiträge zur öf-
fentlichen Problemlösung, wobei der Modellfall der „öf-
fentlichen Untersuchung“ einen längeren politischen 
Prozess von der Beschreibung des Problems bis zur Umset-
zung erfolgreicher Lösungen darstellt. Dieser experimen-
telle, also selbstreflexive Prozess kann unterschiedliche 
und komplementäre Elemente der Beteiligung umfassen.

Kritisch ist zu vermerken, dass Demokratietheorien den Be-
teiligungsverfahren letztlich ihre makrosystemischen Kate-
gorien überstülpen und diese Phänomen der Mikroebene 
kolonialisieren, ohne die in vielfältigen Formen ausge-
drückte Eigenlogik von Beteiligungsverfahren zu berück-
sichtigen. Die in den nächsten Abschnitten dargestellten 
Ansätze versuchen stattdessen, den Eigenheiten von 
Beteiligungsformen und -verfahren gerecht zu werden.

 Typologien nach Beteiligungsrationalitäten
Weniger auf das große Bild des demokratischen Systems 
beziehen sich Versuche, verschiedene Rationalitäten von 
Beteiligungsformen zu unterscheiden. Dabei wird unter-
stellt, dass bestimmte Beteiligungsformate jeweils einem 
Hauptzweck dienen, der die Logik des Beteiligungsprozes-
ses strukturiert.

Tabelle 2: Zwecke und Formen von Beteiligungsverfahren

Theorie Mikroebene der Beteiligungsverfahren Mikroebene der Beteiligungsverfahren

Pluralistische De-
mokratietheorie

Beiträge zur Bestimmung des Gemeinwohls:
• Personalauswahl
• Agenda-Setzung
• Kooperation
• Wettbewerb
• Machtverteilung
• Konfliktlösung
• Entscheidungsfindung

Vielfältige Formen und Foren:
•  Assoziation: Artikulation und Organisation 

von Interessen in repräsentativen, pluralen 
und subsidiären Interessengruppen

• Kollektive Lernverfahren
• Aushandlungsverfahren
• Konsensbildende Verfahren
• Konfliktbearbeitungsverfahren

Partizipative De-
mokratietheorie

Beiträge zur sozialen und politischen Selbstbe-
stimmung, z. B.:
• Emanzipation durch Selbstbeteiligung
•  Selbstbestimmender Mensch wird zum Cito-

yen
•  Kritik und Kontrolle staatlich zentralisierter Po-

litik/Herrschaft
• Machtabgabe: subsidiäres Empowerment
• Transparenz
• Schaffung politischer Gemeinschaft
• Generierung politischen Wissens
•  Transformation privater Interessen in öffentli-

che Güter
• Selbstgesetzgebung
• (Mit-)Entscheidung
• Leistungserbringung
•  Erweiterung der Handlungsspielräume

Keine Festlegung: offen für alle Modi, Metho-
den, Mechanismen inklusiver, breiter, sozialer 
und politischer Selbst- und Mitbestimmung

Komplexe Demo-
kratietheorie 
(nach F. W. 
Scharpf)

Empirisch vielfältig vorgenommene Zweckset-
zungen, die theorieintern unter dem Endzweck 
der Erhöhung der Input-Legitimität subsumiert 
werden

Alle Modi, Methoden, Mechanismen der Mei-
nungsbildung und Entscheidungsfindung, so-
lange sie nicht effektive Regierung verhindern

Deliberative De-
mokratietheorie

Diskursive Beratung für sachlich angemessene 
und politisch besser legitimierte Ergebnisse von 
Regierung und Rechtsetzung

Kollektive, rationale Lern-, Urteilsbildungs- und 
Kommunikationsprozesse, bei denen das bes-
sere Argument zählt, z. B.:
• Citizen Juries
• Deliberation Days
•  Im engeren Sinne der Diskurs als argumenta-

tive Begründung von Geltungsansprüchen 
nach den Prinzipien diskursiver Rationalität 
der Diskursethik

Pragmatistische 
Demokratietheorie 
(nach J. Dewey)

Kreative Lösung moralischer, sozialer und politi-
scher Probleme

Alle Formen experimenteller öffentlicher Unter-
suchungs- und Problemlösungsverfahren

Quelle: Eigene Darstellung, C. Gohl.
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Einer der ersten – und einflussreichen – Versuche, verschie-
dene Logiken der Beteiligung zu erfassen, ist die soge-
nannte „Beteiligungsleiter“ nach Sherry Arnstein von 1969 
(Arnstein 1969). Sie konzentrierte sich auf acht verschie-
dene Stufen des Einflusses, den Bürgerinnen und Bürger 
auf bestimmte Entwicklungsprogramme der amerikani-
schen Bundesregierung nehmen konnten. (1) Therapeuti-
sche oder (2) manipulative Ansätze nannte sie „Nicht-Par-
tizipation“, eine „Alibifunktion“ erkannte sie bei Formen der 
(3) Beschwichtigung, der bloßen (4) Information und der (5) 
Konsultation. Echte „Bürgermacht“ sah sie nur da, wo wirk-
liche (6) Partnerschaft, die (7) Delegation von Macht oder 
gar die (8) Ausübung der Bürgermacht selbst gegeben wa-
ren. Bis heute inspiriert Arnstein damit Neuentwürfe von 
„Partizipationsleitern“, aber auch Kritik an einem stati-
schen Modell und dem Fokus allein auf den Aspekt des Ein-
flusses.
Prägend für die deutsche Diskussion war der frühe Versuch 
der Stuttgarter Akademie für Technikfolgenabschätzung, 
Beteiligungsverfahren als verschiedene Arten von (prag-
matisch, nicht ideal nach Habermas verstandenen) Diskur-
sen zu klassifizieren. Damit rückte die Funktion argumenta-
tiver Beiträge in einem dreistufigen Problembearbeitungs-
prozess zwischen Analyse, Bewertung und Gestaltung 
zum zentralen Merkmal der Einordnung auf. Zunächst 
wurde unterschieden zwischen dem „kognitiven Diskurs/
Wissensdiskurs“, dem „Reflexions- oder Abwägungsdis-
kurs“ sowie dem „Gestaltungsdiskurs“ (Oppermann/Lan-
ger 2002: 3–5). Eine darauf aufbauende, jedoch reifere 
Variante einer Verfahrenstypologie legte dann Ortwin 
Renn (2008) vor, diesmal gegliedert nach thesenhaft vor-
geschlagenen konzeptionellen Zugängen der Verfahrens-
gestaltung. Ortwin Renn unterscheidet folgende Zugänge: 
(1) den deliberativen, (2) den funktionalistischen, (3) den 
neoliberalen, (4) den anthropologischen, (5) den emanzi-
patorischen und (6) den postmodernen Zugang. Renns 
Schüler Rüdiger Goldschmidt demonstrierte 2014 den 
Wert dieser Einteilungen mit einer detaillierten Evaluation, 
der allerdings auf einen erweiterten analytischen Kriteri-
enkatalog abzielte (Goldschmidt 2014).
Zweck eines Beteiligungsverfahrens im (1) deliberativen 
Ansatz ist es, Wahrheitskriterien zu debattieren und nor-
mative Validierungen im Hinblick auf die Wahrhaftigkeit 
vorzunehmen. Als Beispiel nennt Renn citizen forums und 
deliberative juries. – (2) Zweck funktionalistischer Ansätze 
ist es, die Qualität von Entscheidungen zu verbessern; 
dementsprechend müssen alle Wissensträger repräsen-
tiert werden und systematisches und lokales Wissen mit 
Er fahrungswissen integriert werden. Das leisten Delphi-
Methoden, Workshops, Hearings oder citizen advisory 
committees. – (3) Der neoliberale Ansatz bezweckt, alle 
Werte und Präferenzen proportional zur betroffenen Be-
völkerung zu repräsentieren. Zu ihrer Rationalität gehören 
der informierte Konsens der betroffenen Gruppen sowie 
Pareto-Rationalität und Caldor-Hicks-Methoden; entspre-
chend zählt Renn Referenden, Fokusgruppen, Internet-Par-
tizipation, negotiated rule-making und Mediation zu neoli-
beralen Verfahren. – (4) Der anthropologische Ansatz be-
zweckt die Anwendung von Common Sense als 
Schlichtungsbeitrag in Streit fällen, so dass auf demogra-
phisch repräsentative Laien zurückgegriffen wird, bei-
spielsweise bei Konsenskonferenzen oder in Planungszel-
len. – Emanzipatorische Ansätze (5) bezwecken ein Empo-
werment benachteiligter Akteure und gleichen deshalb 

Macht- und Ressourcenungleichgewichte aus. Beispiele 
sind unter anderem action group initiatives, town meetings, 
community development groups. – (6) Der postmoderne An-
satz schließlich bezweckt, die Variabilität, Vielfalt und Le-
gitimation von Dissens zu demonstrieren. Er beruht des-
halb darauf, plurale Rationalitäten anzuerkennen und ge-
genseitig anerkannte Arrangements abschließenden 
Konsensen vorzuziehen. Dazu gehören open forums, open 
space conferences und Podiumsdiskussionen.
Wie der frühe Ansatz der Akademie für Technikfolgenab-
schätzung orientiert sich Raban Daniel Fuhrmann an Pha-
sen eines Problemlösungszyklus, um Verfahren nach ihren 
Zwecken einzuordnen (Fuhrmann 2009) – dies im Kontext 
seines Versuchs einer umfassenden heuristischen Verfah-
renstypologie. Fuhrmann unterscheidet einen Zyklus von 
(1) Entwickeln, (2) Entscheiden, (3) Umsetzen und (4) Enga-
gieren. (1) Der Phase der Entwicklung ordnet er aktivie-
rende und konsultierende Formen der Bürgerbeteiligung 
zu, wie etwa die Anwaltsplanung oder Planungszelle. (2) 
Der Phase der Entscheidung ordnet er Verfahren der direk-

Podiumsdiskussionen leben von Vielfalt, inhaltlicher Variabili-
tät und einer praktizierten Dissenskultur. Die Anerkennung 
pluraler Rationalitäten wird dabei dem Konsens vorgezogen.
 picture alliance/dpa
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ten Demokratie zu wie das Plebiszit, das Referendum oder 
auch den Wahlakt an sich. (3) Für die Umsetzungsphase 
beschreibt er koproduktive Verfahren der Planung, Imple-
mentierung und Evaluierung. (4) Im Bereich des Engagie-
rens schließlich erfasst er Formen des bürgerschaftlichen 
Engagements zwischen Quartiermanagement und Com-
munity Organizing. Fuhrmanns sogenannter „prozedurolo-
gischer“ Ansatz stößt unter den Praktikern der Bürgerbetei-
ligung auf große Resonanz.
Zu ähnlichen Einteilungen der Bürgerbeteiligung wie Fuhr-
mann gelangen auch Vetter und Ulmer (2014). Ihr Ansatz 
strukturiert auch das Verständnis der Baden-Württemberg 
Stiftung zur Bürgerbeteiligung und Zivilgesellschaft. Bür-
gerbeteiligung definieren sie als den freiwillig ausgeübten 
Einfluss auf Sach- oder Personalentscheidungen in der 
Kommunal-, der Landes-, der Bundes- oder der euro-
päischen Politik. Damit umfassen sie sowohl konventionelle 
als auch innovative, formale und informelle Formen der po-
litischen Beteiligung. Wahlen und Parteimitarbeit werden 
als „konventionelle Beteiligung“ (1) eingeordnet. Unter (2) 
direkter Demokratie werden Bürger- und Volksentscheide 
(und entsprechende vorgängige Begehren) erfasst. Pla-
nungszellen, Bürgerforen, Runde Tische, Stadtteilforen, 
Bürgerhaushalte etc. werden als (3) mitgestaltende (ko-
operative) Bürgerbeteiligung im Vorfeld von administrati-
ven Planungs- und Vorbereitungsprozesse eingeordnet. 
Zur (4) unkonventionellen Beteiligung zählen Demonstrati-
onen, Mitarbeit in Bürgerinitiativen, Proteste, Unterschrif-
ten, Boykotte oder auch Hausbesetzungen: „Sie sind nicht 
verfasst, haben eine mittleren bis geringen Legitimitätssta-
tus und sind zum Teil illegal.“ Mit der letzten Kategorie wird 
(5) ehrenamtliches Engagement bzw. soziale Partizipation 
erfasst – also bürgerschaftliches Engagement in Vereinen, 
Kirchen oder Selbsthilfegruppen. 

 Typologien von informellen Beteiligungsverfahren
Eine weitere Typologie von Beteiligungsformaten fokus-
siert auf Formate, die von Vetter und Ulmer als „mitgestal-
tende (kooperative) Bürgerbeteiligung erfassten Verfah-
ren“ erfasst wurden – also auf informelle, nicht-institutiona-
lisierte Formen der Bürgerbeteiligung. Während die 
Typologien der Beteiligungsrationalitäten einen konkreten 
Aspekt von Beteiligungsformaten – den leitenden Zweck – 
zum Ausgang aller Kategorisierungen gemacht hatten, 
versucht diese Klasse von Typologien, noch einen Schrit t 
weiter zu gehen und verschiedene Elemente von Beteili-
gungsverfahren zur Grundlage der Einteilung zu machen. 
Das ist hilfreich für Praktiker. Denn informelle Formen der 
Beteiligungsverfahren werden in der Regel für den konkre-
ten Anlass gestaltet, sind also „maßgeschneiderte Inter-
ventionen“ (Weber 2005: 150) aus verschiedenen Elemen-
ten, die nur in Ausnahmefällen der reinen Lehre von Beteili-
gungsformaten entsprechen, auch wenn sie deren Namen 
tragen. 
Die International Association of Facilitators (IAF) bittet ihre 
Mitglieder, neue Beteiligungsverfahren auf der Basis ge-
machter Erfahrungen in die Datenbank (www.iaf-methods.
org) einzupflegen. Auf diese Weise sind knapp 600 Beteili-
gungsverfahren auf drei verschiedenen Prozessebenen ein-
geordnet worden, die in sich wiederum nach bestimmten 
Zielen ausdifferenziert werden. Die drei verschiedenen Pro-
zessebenen sind: (1) Applikationen (15 mögliche Produkte), 
(2) Methoden oder Modelle und (3) Interventionen. Alle Ver-
fahren werden bei der Eingabe auf diesen drei Ebenen auf 

die jeweilige Relevanz für die Zwecke, Ziele und Mittel hin 
kategorisiert. Das Erfahrungswissen der Praktiker fließt in 
die „Kästchen“ der möglichen Merkmale von Verfahren. Für 
andere Praktiker ist es möglich, die Einordnung zu bewerten, 
so dass auf jedes Verfahren und das darin steckende kollek-
tive Erfahrungswissen per gezielter Abfrage wieder zuge-
griffen werden kann. Die Datenbank der IAF ist heuristisch 
organisiert und durch den Einbezug des praktischen Wis-
sens der Praktiker geprägt und ausgezeichnet. Sie setzt eine 
Analyse der Umwelt und eine klare Zweck- und Zielsetzung 
durch den Verfahrensgestalter bereits voraus. Unter diesen 
Bedingungen erhält dieser dann Hinweise auf möglicher-
weise einsetzbare Verfahren. Dabei sind die Verfahren oder 
ihre Bausteine nicht systematisch eindeutig kategorisiert. 
Diese Unschärfe ist pragmatisch durchaus wertvoll und 
zeigt, dass die Bezugspunkte eines Verfahrens entschei-
dend sind für die Auswahl eines Verfahrens; in anderen 
Worten, dass ein Verfahren nicht aus sich heraus sinnvoll 
kategorisierbar oder anwendbar ist, sondern immer nur im 
Kontext der Umwelt oder des Umfeldes.
Raban Daniel Fuhrmann hat im Rahmen seiner umfangrei-
chen Arbeiten zum Verfahrensbegriff den Entwurf einer 
Verfahrenstaxonomie vorgelegt, in deren Kontext er die so-
genannte Meta-Matching-Method entwickelt hat (Fuhr-
mann 2003a; 2003b; Fuhrmann/Stock 2006; vgl. auch 
Fuhrmann 2009). Erklärtes Ziel ist es, „Verfahren so nach 
allgemeinen Kriterien zu erfassen, (zu) verstehen und zu 
ordnen, dass damit komplexe soziale Probleme besser an-
gegangen werden können“ (Fuhrmann 2003a: 11). Die Ver-
fahrenstaxonomie ist im Prinzip wie die IAF-Datenbank 
eine heuristische Anleitung, verschiedene Ebenen von Be-
teiligungsverfahren zu durchdringen. Ziel einer Verfahrens-
taxonomie müsse sein, in drei Funktionsdimensionen von 
Verfahren zu einem besseren Verständnis und besserer An-
wendung beitragen zu können (vgl. Fuhrmann/Stock 2006: 
4): zur Intra-, Extra- und Interebene von Verfahren. Die Int-
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raebene betrif ft die innere Gestalt eines Verfahrens, die 
Extraebene das äußere Anwendungsprofil in Problemfäl-
len, und die Interebene thematisiert die Bedürfnisse des 
Auftraggebers. Kriterien der Analyse und Einordnung vom 
Beteiligungsverfahren sind nach Fuhrmann (1) der Ort ei-
nes gegebenen Verfahrens in einem Mikro-Problemlö-
sungszyklus aus den drei basalen Phasen Entscheiden – 
Entwickeln – Umsetzen (ebenda: 12), (2) die Stellung eines 
Verfahrens im politischen System (informelle Verfahren des 
Engagements oder der Beteiligung oder formale Verfah-
ren inklusive Entscheidungsverfahren der direkten Demo-
kratie), (3) das Medium des Interaktionsraums zwischen 
real, vir tuell und hybrid, (4) Komplexitätsaffinität im Sinne 
einer Offenheit eines Verfahrens für die Komplexität eines 
Problems sowie (5) die Offenheit oder Geschlossenheit ei-
nes Verfahrens für Inhalte, Akteure und angewandte Sub-
verfahren (vgl. ebenda: 11–19). Für die Feinadaptierung 
von Verfahren schlägt Fuhrmann dann die Strukturierung 
nach einer Verlaufslogik und die Spiegelung an einem 
neun Phasen umfassenden Mikro-Problemlösungszyklus 
vor (vgl. ebenda: 23–27). 
Nutzen aus der Verfahrenstaxonomie gewinnt der Prakti-
ker nun mit der Anwendung der Meta-Matching-Method 
(vgl. Krämer 2005; Fuhrmann/Stock 2006). Hierbei werden 
der Bedarf des Kontextes und die in der Taxonomie er-
fasste Leistungsfähigkeit von Verfahren unter Rückgrif f auf 
das lokale Wissen des Anwenders systematisch miteinan-
der abgeglichen. Im so angeleiteten Reflexionsprozess 
werden praktische Desiderate der Verfahrensgestaltung 
mit den erfassten Verfahrensformaten abgeglichen.

 Analytische Kriterienkataloge 
Ein vierter Versuch, Verfahren politischer Beteiligung ein-
zuordnen, ist die Erstellung eines analytischen Kriterienka-
talogs, mit dem bestimmte Merkmale eines Beteiligungs-
verfahrens erfasst werden sollen. Diese analytischen Kata-

loge schlagen die Brücke zwischen einem allgemeinen 
demokratietheoretischen Ansatz, in der Regel der delibe-
rativen Demokratietheorie oder den Sozialkapitalansät-
zen in den einschlägigen Beiträgen von Robert D. Putnam 
(1993), und bestimmten Leistungen bestimmter, den Auto-
ren bekannter Verfahren. 
Inspiriert von Habermas‘ Diskurstheorie, stellt Peter Hen-
ning Feindt (2001) auf Verfahrens- und Prozessmerkmale 
ab. Auch Jeannette Behringer (2002) fokussiert auf diskurs-
ethisch inspirierte Kriterien wie Vertrauen, Effizienz, Fair-
ness, Zusammensetzung, Autonomie, Kompetenz, Transpa-
renz und Effektivität. Im Kontext nachhaltiger Entwicklung 
schaut Angela Oels (2000) mit Prozess-, Ergebnis- und Ca-
pacity-Building-Kriterien stärker auf die Leistung von Ver-
fahren. Brigitte Geißel (2008) bewertet nach Kriterien der 
Legitimität, Effektivität, demokratischen Qualifizierung und 
Sozialkapital. Sophia Alcantara, Nicolas Bach u. a. (2014) 
nennen als Metadimensionen Legitimität und Leistung in 
den Dimensionen Verfahrensrationalität, Macht, Inklusion, 
Empowerment und Transparenz. Rüdiger Goldschmidt 
(2014) entwir ft im Kontext seiner diskurstheoretischen Ana-
lyse eine komplexe Evaluationsordnung, in der Kompetenz-
entwicklung, Fairness, Transparenz, Effizienz und Effektivi-
tät bewertet werden.
Während all diese Ansätze theoretisch informativ erschei-
nen, sprechen sie in nur geringem Maße Kriterien und Per-
spektiven an, die auch in der Praxis für Beteiliger und Betei-
ligte relevant sind (Mansbridge/Hartz-Karp/Amengual/
Gastil 2006: 1). Die oft nicht systematisch begründete Aus-
wahl evaluierter Verfahren lässt zudem bei manchen Auto-
ren auch Zweifel daran aufkommen, in welchem Ausmaß 
sie tatsächliche Kenntnis von der quantitativen und quali-
tativen Vielfalt bestehender Beteiligung haben (vgl. Kla-
ges 2007: 58f.; Gohl 2011: 127–129). 

 Fazit
Die referierten Einordnungen zeigen auf, mit welchen Her-
ausforderungen eine Ordnung der vielfältigen Verfahren 
politischer Beteiligung zu kämpfen hat. Im Blick einer De-
mokratietheorie sowie der analytischen Kriterienkataloge 
– also deduktiven Ansätzen – geraten ganze Verfahrens-
klassen ebenso aus dem Blick wie die spezifischen Leistun-
gen, um derentwillen Verfahren praktisch geschätzt wer-
den. Die Einordnung nach Zwecken und spezifischen Rati-
onalitäten ist einerseits noch sehr allgemein und 
andererseits von einem vorgängigen Verständnis des Kon-
textes abhängig, in dem die Zwecke sich entfalten. Die in-
duktive Aufarbeitung und Ordnung von Beteiligungsver-
fahren nach einzelnen Elementen ermöglicht Praktikern ei-
nen individuellen und dynamischen Zugriff, bedarf aber 
aufwändiger Analysen und Relationierungen. Und wäh-
rend sich deduktive Kategorisierungen, theoretische Taxo-
nomien und Abstraktionen für die Praxis als irrelevant und 
unfruchtbar erweisen, vermögen andererseits praktische 
Modelle keinen Anschluss an demokratietheoretische 
Überlegungen zu geben. Ähnliche Kritik in Bezug auf Ty-
pologien äußert  Geißel (2008: 232f.).
Politische Beteiligung einzuordnen, heißt (bisweilen dyna-
mische) sozial-kulturelle Konstrukte zu kategorisieren, die 
unterschiedlichen Entstehungsgeschichten und Diskursen 

Ein Transparent mit der Auf-
schrift „Wielandshöhe“ hängt 
am 28.10.2016 an einem von 
Studierenden besetzten 
Gebäude in Tübingen. Die 
Besetzung war eine Reaktion 
auf den großen Leerstand von 
Wohnraum bei gleichzeitiger 
Wohnungsnot und massiv stei-
genden Mieten. Hausbesetzun-
gen sind eine Form der unkon-
ventionellen Beteiligung.
 picture alliance/dpa
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entspringen. Wie die heuristischen Ansätze der Praktiker 
zeigen, erweist sich auch der Kontext der Verfahren – ihr 
Anlass und ihre institutionelle oder zeitliche Position inner-
halb anderer politischer Prozesse – als entscheidend für 
den konkreten Mehrwert ihrer Leistungen (Gohl 2011: 113). 
Vielversprechend für die praktische Gestaltung von infor-
mellen Beteiligungsprozessen erweisen sich deshalb Ver-
suche, ein heuristisches Modell mit verschiedenen (syste-
matisierten) Elementen zu erarbeiten, das offen für prakti-
sche und kontextualisierte Urteilskraft bleibt. Auch die 
Orientierung an bestimmten Zwecksetzungen und entspre-
chender Rationalität erscheint aufschlussreich.

 Politische Beteiligung: Ein Ordnungsvorschlag 

In der Gesamtschau politischer Beteiligungsformen scheint 
es zunächst sinnvoll, zwischen zwei Perspektiven auf Betei-
ligung zu unterscheiden: einerseits Beteiligung in einem 
umfassenden Sinne der Mitwirkung an Politik (ähnlich wie 
Vetter und Ulmer 2014; Fuhrmann 2014), und anderer-
seits Beteiligung im engeren Sinne als nicht-institutionali-
sierte, informell und temporär gestalteten Verfahren der 
Mit wirkung an konkreter Politik (dem Verständnis der IAF 
 folgend). Mit Hilfe der pragmatistischen und anschlussfä-
hig an die komplexe Demokratietheorie können beide Per-
spektiven systematisch danach strukturiert und verbunden 
werden, was Beteiligungsverfahren zur Politik als dem 
Prozess kollektiver Problembearbeitung beitragen.
Beteiligung an der Politik in einem umfassenden Sinne 
könnte dann folgende Formen umfassen: (1) Repräsenta-
tive, rechtsstaatlich geregelte Demokratie; (2) direkte De-
mokratie; (3) informelle Bürgerbeteiligung (Beteiligung im 
engeren Sinne); (4) bürgerschaftliches Engagement; (5) 
öffentliche Interventionen; und (6) die Bürgerorientierung 
der Verwaltung.
 l (1) Repräsentative, rechtsstaatlich geregelte Demokra-

tie führt auf dauerhafte Weise die alltäglichen und kom-
plexen Probleme des Zusammenlebens in einer Massen-
demokratie einer systematischen, differenzierten und 
verbindlichen Formulierung, Priorisierung und Lösungs-
versuchen zu. Zu ihren Institutionen zählen (a) Parteien, 
die nicht nur bei der politischen Willensbildung vielfäl-
tig mitwirken, sondern auch professionelle und ehren-
amtliche Politiker ausbilden; (b) Parlamente und Volks-
vertretungen, die kollektiv verbindliche Entscheidungen 
über Problembearbeitungen vorbereiten und treffen; 
und (c) entscheidungsvorbereitende Beratungsinstituti-
onen, von den Gremien der „Räterepublik“ bis zu Om-
budsmännern oder Beauftragten.
 l (2) Verfahren direkter Demokratie ermöglichen die ein-

fache Bearbeitung besonders bewegender Probleme 
des demokratischen Zusammenlebens. Zu diesen Ver-
fahren zählen Initiativen, die ein Problem als Anliegen 
auf die politische Agenda setzen (Bürger- oder Volksbe-
gehren); Konsultationsverfahren wie die Volks- oder 
Bürgerbefragung, bei denen Präferenzen für eine Lö-
sung erhoben werden; und die kollektiv verbindliche 
Entscheidung über eine Problemlösung, wie sie Bürger- 
oder Volksentscheide herbeiführen.
 l (3) Verfahren der informellen Bürgerbeteiligung ermög-

lichen eine anlassbezogene temporäre, differenzierte, 
nicht verbindliche Bearbeitung konkreter Probleme (vgl. 
Gohl 2011: 281–321). Dabei wäre zu unterscheiden zwi-

schen Verfahren zum Zweck der Verständigung, in de-
nen etwa bei Runden Tischen ein gemeinsames Problem-
verständnis etabliert und strukturiert wird; zum Zweck 
der Beratung, also der Entscheidungsvorbereitung 
durch repräsentative Gremien (in der Schweiz: auch 
durch Volksentscheide), wie sie etwa die Planungszelle 
mit ihrem Bürgergutachten leistet; und zum Zweck der 
Veränderung, bei dem Problembetroffene den ganzen 
Problembearbeitungszyklus vom Agenda-Setting über 
die Lösungssuche bis zur Entscheidung, Umsetzung und 
ggf. auch der Evaluierung gemeinsam durchlaufen, wie 
das zum Beispiel bei politischer Mediation oder der Lo-
kalen Agenda 21 der Fall ist.
 l (4) Die Formen bürgerschaftlichen Engagements wid-

men sich der dauerhaften, selbstgesteuerten, nicht ver-
bindlichen Bearbeitung kollektiver Probleme. Vereine, 
Kirchen, Stiftungen und andere bürgerschaftliche Asso-
ziationen erbringen dabei soziale, kulturelle, pädago-
gische, ökologische und ökonomische Leistungen bei 
der Bearbeitung und Umsetzung von Problemlösungen.
 l (5) Öffentliche Interventionen umfassen Formen politi-

scher Beteiligung, mit denen Problemlagen überhaupt 
artikuliert werden – Norbert Kersting spricht in diesem 
Zusammenhang auch von „demonstrativen Formen der 
Beteiligung“ (Kersting 2016: 260). In Anlehnung an die 
Kategorie der unkonventionellen Beteiligung von Vetter 

Mitglieder von Amnesty International finden sich am 
4.11.2016 in Leipzig und Chemnitz zu einem Flashmob 
zusammen. Mit dieser jugendspezifischen Form der öffentli-
chen Intervention wollen die Jugendlichen gegen das Behör-
denversagen im Fall der rechtsextremen Terrorzelle NSU 
demonstrieren.
 picture alliance/dpa
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und Ulmer (2014) zählen dazu Demonstrationen, Mitar-
beit in Bürgerinitiativen, Proteste, Unterschriftensamm-
lungen, Boykotte oder auch Hausbesetzungen.
 l (6) Die Bürgerorientierung der Verwaltung schließlich 

bedeutet die Offenheit und partnerschaftliche Rolle der 
Verwaltung gegenüber Bürgern, etwa bei der Bereit-
stellung von Informationen oder bei der Orientierung an 
Bürgerbedürfnissen. Damit werden die alltäglichen Pro-
bleme des Zusammenlebens dauerhaft unter Berück-
sichtigung der Betroffenen gelöst.

 Einordnung von Formaten der Jugendbeteiligung 

Wo können bestimmte Formen der Jugendbeteiligung in 
diesen Ordnungsvorschlag verortet werden? 
 l (1) Zu den klassischen Institutionen der repräsentativen, 

rechtsstaatlich geregelten Demokratie zählt zunächst 
das aktive Wahlrecht, das in einigen Bundesländern 
kommunal auf 16 Jahre abgesenkt wurde. Bestrebun-
gen, das Kinderwahlrecht oder das Familienwahlrecht 
einzuführen, zielen auf verstärkte direkte oder indirekte 
Jugendbeteiligung. Zu den Institutionen der repräsenta-
tiven Demokratie zählen weiterhin die Jugendverbände 
der politischen Parteien, die neben der Interessensver-
tretung auch politische Sozialisationsfunktion haben. 
Eine weitere, in der Regel lokal angesiedelte Institution 
sind Jugendgemeinderäte. Je nach Modell sind sie for-
male Beratungsgremien für den Gemeinderat oder ha-
ben sogar selbst ein Budget, worin sie einem eigenstän-
digen Parlament gleichen. Zu nur indirekten, aber eben-
falls repräsentativen Formen der Jugendbeteiligung 
zählen Institutionen wie der Ombudsmann für künftige 

Generationen in Ungarn oder die zeitweilig in Israel be-
stehende „Commission for Future Generations“ (Trem-
mel 2014: 42f.). 
 l (2) Die Literatur zur Jugendbeteiligung ist bezüglich ju-

gendspezifischer Verfahren direkter Demokratie nicht 
ergiebig. Fasst man aber bestimmte Formen des Bürger-
haushalts unter direkte Demokratie (Kersting 2016: 257), 
kann das Modell des Schülerhaushalts als spezifisch di-
rektdemokratische Jugendbeteiligung gelten, das die 
Servicestelle Jugendbeteiligung in einigen Gemeinden 
durchführt (http://www.schuelerhaushalt.de).
 l (3) Die Verfahren informeller Jugendbeteiligung, die eine  

anlassbezogen temporäre, differenzierte und nicht ver-
bindliche Bearbeitung konkreter Probleme ermöglichen, 
erfreuen sich großer Beliebtheit unter Jugendlichen: „In-
nerhalb der Jugendlichen zeigt sich eine starke Favori-
sierung von dialogischen und diskursiven Par ti zi pa-
tionsinstrumenten“ (Kersting 2016: 260). Hierzu zählen – 
neben den für Jugendlichen offenen Beteiligungsverfah-
ren – auch Beteiligungsverfahren zu jugendspezifischen 
Projekten, etwa in Bezug auf Jugendhäuser (Flügge/Ger-
rits 2016), Skateboard-Bahnen (Müller/Unkauf 2016: 
332–334) oder Jugendforen, die Jugendgemeinderäten 
in ihrer Beratungsfunktion gleichen, aber nicht verbind-
lich institutionalisiert sind.
 l (4) Jugendspezifische Formen des bürgerschaftlichen 

Engagements finden Ausdruck in der Jugendarbeit 
von Vereinen, Kirchen und anderen bürgerschaftlichen 
Assoziationen. In der Literatur wird diese Beteiligung 
auch als „Partizipation im Kontext Neuer Sozialer Bewe-
gungen“ erfasst (Gaiser u. a. 2016: 23).
 l (5) Als jugendspezifische Formen der öffentlichen Inter-

ventionen dürften für Jugendliche leicht zugängliche 
Beteiligungsformate in den sozialen Medien gelten, ins-
besondere Facebook, Twitter und jugendspezifische 
Blogs und Foren, über die Flashmobs, Online-Demos 
oder Massenmails organisiert werden können (Gaiser 
u. a. 2016: 24–26). Die Formenvielfalt und Selbstbe-
stimmtheit öffentlicher Interventionen erschweren aber 
die empirische Erfassung jugendspezifischer Formen.
 l (6) „Dass Bürgerorientierung auch Kinder- und Jugend-

orientierung einschließen muss, haben die schon 1993 
formulierten Forderungen nach einer Kinderfreundlich-
keitsprüfung deutlich gemacht“ (Knauer u. a. 2004: 56). 
Sie zeigt sich beispielsweise in jugendgerechten Kom-
munikationsformen oder auf Jugendliche ausgerichtete 
Angebote, aber auch in der Hilfestellung der Verwal-
tung gegenüber Jugendgremien wie einem Jugendge-
meinderat oder einem Jugendforum. Systematische Er-
hebungen gibt es dazu aber nicht.

 Fazit

Jugendbeteiligung ist eine spezifische Form politischer Be-
teiligung – sowohl was die Zielgruppe, als auch, was ziel-
gruppengerechte Formen angeht. Aber die systematische 
konzeptionelle und empirische Erfassung von Jugendbe-
teiligung leidet unter denselben Schwierigkeiten wie die 
Erfassung allgemeiner Formen der politischen Beteiligung: 
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Obwohl sie im Zentrum der Politik- als Demokratiewissen-
schaft stehen müssten, gibt es keine weithin überzeugen-
den und anerkannten Typologien, um verschiedene For-
men politischer Beteiligung einzuordnen. Dass es aber 
dennoch schon heute möglich ist, Formate der Jugendbe-
teiligung mit Hilfe der pragmatistischen Demokratietheorie 
sinnvoll systematisch zu verorten, sollte hier aufgezeigt 
werden.
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Die Seite „Jugend ab 16 wählt“ dient dazu, Jugendliche 
auf ihr Wahlrecht auf kommunaler Ebene aufmerksam zu 
machen und dieses aktiv zu nutzen. 

Entstanden ist die Seite im Rahmen der Erstwählerkampa-
gne zur Kommunalwahl 2014, nachdem das Wahlalter in 
Baden-Württemberg auf 16 gesenkt wurde. 

Auf der Seite wird unter anderem über Bürgermeisterwahl-
termine und Beteiligungsmöglichkeiten für Jugendliche 
informiert. 

„Jugend ab 16 wählt“
Facebook-Infos zu Wahlen und politischen Veranstaltungen für Jugendliche 
in Baden-Württemberg

www.facebook.com/jugendwahl
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JUGEND UND POLITISCHE PARTIZIPATION HEUTE

Politische Partizipation von Jugendlichen 
und jungen Erwa chsenen – 
Vielfalt und Bedingungsfaktoren
Wolfgang Gaiser, Johann de Rijke

Das Ausmaß, die Formen und die Entwicklung der politi-
schen Partizipation Jugendlicher werden im wissen-
schaftlichen Diskurs unterschiedlich diskutiert und diag-
nostiziert. Wolfgang Gaiser und Johann de Rijke gehen 
der Frage nach, wie und wo sich junge Menschen po-
litisch artikulieren. Zunächst werden die Differenziert-
heit und das Ausmaß politischer Partizipation, unter-
schieden nach den Typen „konventionell“, „unkonventio-
nell“ sowie „politischer Konsum“, dargestellt. In einem 
weiteren Schritt werden darauf bezogene Erklärungsfak-
toren zum Einfluss von „Ressourcen“ (Geschlecht, Alter, 
Bildung, Migrationshintergrund, West-Ost sowie Stadt-
Land) untersucht. Danach wird erörtert, welche Rolle 
unterschiedliche „Motivationen“ spielen (politisches In-
teresse, Einschätzung der Selbstwirksamkeit, Wertvor-
stellungen, Institutionenvertrauen). Abschließend wer-
den die Bedeutung und die Rolle sozialer Netzwerke 
analysiert.  

Einleitung

„Demokratien sind dynamische Systeme. Sie werden kons-
tituiert durch Institutionen, Verfahren, Organisationen und 
leben von der Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger“ 
(Merkel 2016: 5). So formuliert Wolfgang Merkel den Kern 
demokratischer Strukturen in der Zeitschrift „Aus Politik und 
Zeitgeschichte“ zum Thema „Repräsentation in der Krise?“, 
wobei er eher von Herausforderungen (statt von Krisen, 
diesem „schwierigen Begriff“) aktueller gesellschaftlicher 
und wirtschaftlicher Entwicklungen spricht. Für die Beteili-
gung steht dabei die sinkende Wahlbeteiligung als Her-
ausforderung im Zentrum (vgl. Decker 2016), wobei darauf 
hingewiesen wird, dass Partizipation dennoch vermehrt 
und vielfältig außerhalb der Parteien und Wahlen statt fin-
det. In diesem Zusammenhang wird jedoch die Herausfor-
derung relevant, die auf die soziale Selektion von Beteili-
gung verweist, auf eine soziale Schieflage zugunsten der 
Mittelschichten – die unteren Schichten sind es, die bei der 
Beteiligung unzureichend vertreten sind, und zwar bei den 
klassischen Formen wie auch bei den neuen „innovativen“ 
Formen (Merkel 2016; Geißel/Joas 2013).
Unter Beachtung dieser Blickwinkel stellt sich im folgenden 
Beitrag die Frage, wie es mit den Formen der Beteiligung 
insbesondere bei der jungen Generation aussieht. Er will 
ein breites Bild dazu zeichnen und insbesondere die Ein-
flussfaktoren auf politische Beteiligung empirisch analy-
sieren. Zuvor soll ein kurzer Überblick über eine der zentra-
len Motivationselemente für politische Partizipation gege-
ben werden: über das politische Interesse.

Der Bevölkerungsanteil derjenigen, die sich stark für Politik 
interessieren, unterliegt erheblichen Schwankungen (zum 
Folgenden siehe Weßels 2016). Längerfristig gesehen sind 
inzwischen mehr Menschen an Politik interessiert als Ende 
der 1960er Jahre. In der historischen Phase der Vereini-
gung Deutschlands 1990 war der Anteil politisch Interes-
sierter am höchsten und ist danach deutlich abgesunken. 
Ab 1994 lag dann der Anteil derjenigen, die sich stark oder 
sogar sehr stark für Politik interessieren, in Westdeutsch-
land bei etwa 30 Prozent, erreichte aber 2014 wieder ei-
nen so hohen Wert wie 1990. In Ostdeutschland waren 
zunächst vergleichsweise etwas weniger Bürgerinnen und 
Bürger stark oder sehr stark an Politik interessiert. Seit 2010 
ist dieser Unterschied weitgehend verschwunden.
Das politische Interesse ist zwischen den Altersgruppen 
deutlich unterschiedlich: Unter den 18- bis 29-Jährigen fin-

Das politische Interesse ist zwi-
schen den Altersgruppen 
unterschiedlich: Unter den 18- 
bis 29-Jährigen finden sich weit 
weniger politisch Interessierte. 
Im Durchschnitt der Jahre 1994 
bis 2014 liegt das Interesse an 
der Politik bei den 18- bis 
29-Jährigen mit 21 Prozent in 
West- und 19 Prozent in Ost-
deutschland rund zehn Pro-
zentpunkte unter dem Bevölke-
rungsdurchschnitt.
 picture alliance/dpa
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den sich weit weniger politisch Interessierte. Im Durch-
schnitt der Jahre 1994 bis 2014 liegt das Interesse an der 
Politik bei den 18- bis 29-Jährigen mit 21 Prozent in West- 
und 19 Prozent in Ostdeutschland rund zehn Prozentpunkte 
unter dem Bevölkerungsdurchschnitt. 
Noch größer als die Differenz zwischen den Altersgruppen 
ist allerdings diejenige bezüglich der Bildungsgruppen: 
Unter denjenigen mit Hochschulabschluss liegt (2014) der 
Anteil der stark oder sehr stark für Politik Interessierten in 
Westdeutschland bei 60 Prozent und in den neuen Bundes-
ländern bei 63 Prozent und damit im Westen 21 und im 
Osten 25 Prozentpunkte über dem Bevölkerungsdurch-
schnitt. 
Das politische Interesse ist also – so wird im Datenreport 
2016 (vgl. Weßels 2016) zusammengefasst – deutlich durch 
Unterschiede im Zeitverlauf, in den Alters- und Bildungs-
gruppen sowie von einer Angleichung zwischen Ost und 
West geprägt (vgl. auch die Analysen zum politischen Inte-
resse bei Jugendlichen anhand der Shell-Jugendstudien in 
Gensicke 2016). Während im Datenreport nur Daten zur 
Gesamtbevölkerung bis 2014 ausgewertet werden konn-
ten, sollen für die folgenden Analysen Daten von 2015 und 
eine auf die junge Generation bezogene Studie herange-
zogen werden.1 
In diesem Beitrag wird der Frage nachgegangen, wie und 
wo sich junge Menschen politisch artikulieren. Welche For-
men der politischen Beteiligung und welche organisatori-
schen Strukturen wählen sie? Welche Potenziale im Hin-

blick auf politische Mitgestaltung existieren bei jungen 
Menschen? Welche Erkenntnisse gewinnt man, wenn man 
unterschiedliche Einflussfaktoren auf das Partizipations-
handeln betrachtet: die Wirksamkeit von „Ressourcen“ 
(Geschlecht, Alter, Bildung, Migrationshintergrund, West-
Ost sowie Stadt-Land), die Rolle unterschiedlicher „Moti-
vationen“ (politische Involvierung, Einschätzung der 
Selbstwirksamkeit, Wertvorstellungen, Institutionenver-
trauen) und die Bedeutung sozialer Vernetzung in organi-
sierten oder eher privaten Formen?

Politische Partizipation – Typologie und 
Einflussfaktoren

Was den Umfang, die Formen und die Entwicklung der po-
litischen Partizipation der nachwachsenden Generation 
anbelangt, gibt es sehr unterschiedliche wissenschaftliche 
Annahmen und gesellschaftlich-politische Diagnosen. Im 
Folgenden wird die Differenziertheit und Intensität politi-
scher Partizipation und damit verbunden eine Typenbil-
dung dargestellt („konventionell“, „unkonventionell“, „poli-
tischer Konsum“). Sodann werden darauf bezogen Erklä-
rungsfaktoren zum Einfluss von „Ressourcen“ (Geschlecht, 
Alter, Bildung, Migrationshintergrund, West-Ost sowie 
Stadt-Land) untersucht. Anschließend wird analysiert, wel-
che Rolle unterschiedliche „Motivationen“ spielen (politi-
sches Interesse, Einschätzung der Selbstwirksamkeit, 
Wertvorstellungen, Institutionenvertrauen). Und schließ-
lich wird die Bedeutung „sozialer Netze“ betrachtet. 

Politische Partizipation – Vielfalt, Typen, Bereitschaften und 
Aktivitäten
„Unter politischer Beteiligung werden in der Regel jene 
Verhaltensweisen von Bürgern verstanden, die sie alleine 
oder mit anderen freiwillig zu dem Ziel unternehmen, Ein-
fluss auf politische Entscheidungen zu nehmen“ (Kaase 
2002: 350). Diese Formulierung enthält wesentliche Ele-
mente von denjenigen Aktivitäten, die man als politische 
Partizipation bezeichnet. Zugleich hilft sie, diesen Begriff 
von anderen politischen oder gesellschaftlichen Sachver-
halten zu unterscheiden: Gegenüber sozialer Beteiligung 
betont sie den Politikbezug, gegenüber Einstellungen oder 
Bereitschaften den Handlungsbezug, gegenüber professi-
onellen, mit Politik befassten Personen den Verweis auf 
 Personen als Bürgerinnen und Bürger, und gegenüber Akti-
vitäten, die vornehmlich durch Diskussionen und Kommuni-
kationen gekennzeichnet sind, die Absicht der Einfluss-
nahme (Gabriel 2007: 224).
Politische Partizipationsformen können sehr breit konzi-
piert werden. Zudem hat sich in den letzten Jahrzehnten 
eine Tendenz zu „endlosen“ Erweiterungen (van Deth 2014) 
ergeben, die schon zu ironischen Formulierungen wie „Po-
litical Participation: Towards a Theory of Everything?“ 
(ebd.) geführt hat.2 Bereits früh wurde eine zentrale Diffe-
renzierung durch die Begrifflichkeit der konventionellen 
und unkonventionellen Partizipation getroffen. Diese hatte 
sich seit der Political Action-Studie Ende der 1970er Jahre 
als brauchbar für empirische Arbeiten erwiesen (Kaase 
2002). Jan W. van Deth hat versucht, die Erweiterungen 
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systematischer zu konzeptualisieren (vgl. van Deth 2014). 
Als konventionell werden freiwillige Aktivitäten von Bürge-
rinnen und Bürgern in den Bereichen Regierung, Politik 
oder in staatlichen Handlungsfeldern verstanden. Das 
sind etwa wahl- und parteibezogene Aktivitäten, wie Mit-
arbeit in politischen Organisationen sowie Einflussnahme 
auf Entscheidungsträger. Unkonventionell ist ein politisches 
Handeln, wenn es nicht im definierten Bereich der Politik 
statt findet, aber auf diesen Bereich der Politik zielt. Damit 
sind legale Protestaktivitäten, wie die Beteiligung an ge-
nehmigten Demonstrationen oder an Unterschriftensamm-
lungen gemeint. Dazu zählen auch weitere Formen des zi-
vilen Ungehorsams, die die Grenze der Legalität mögli-
cherweise überschreiten (und sehr selten statt finden). Als 
einen drit ten Partizipationsbereich führt van Deth soziale 
Partizipation an, deren Ziele genereller und auf gesell-

schaftliche, oft auch lokale Probleme gerichtet sind. 
Schließlich bestimmt er noch eine spezifische neuere Form 
politischer Beteiligung, für die ursächlich eine motivatio-
nale Basis verantwortlich ist und die eine expressive Kom-
ponente von politischen Zielen der Beteiligten zum Aus-
druck bringt: Hier werden die Varianten von politischem 
Konsum, von Boykott oder Buykott von Waren oder Waren-
produzenten bzw. -distributoren aufgeführt, die salopp als 
„Politics in the Supermarket“ (Stolle/Hooghe/Micheletti 
2005) bezeichnet worden sind. Im Folgenden sollen die 
drei Typen „konventionell“, „unkonventionell“ und „politi-
scher Konsum“ die Grundlage für die Darstellungen bieten.
Zunächst ist in Tabelle 1 das erfasste Spektrum politischen 
Partizipationshandelns aufgeführt. In der FES-Jugendstudie 
2015 wurde Wert darauf gelegt, ein besonders breites Re-
pertoire sowie auch Intensitätsstufen (Bereitschaft, mindes-

Tabelle 1: Politische Partizipation – Bereitschaft und Aktivitäten (in Prozent)

 14- bis 29-Jährige

Politische Partizipation kommt in Frage
aktiv mehrfach 
oder einmal

aktiv mehrfach

Wahlverhalten
An Wahlen teilnehmen 96 78 70
Aus Protest nicht wählen 16 6 3
Konventionelle Partizipation
In einer Partei aktiv mitarbeiten 30 5 3
In einer Gewerkschaft aktiv mitarbeiten 38 4 2
Eine Wahlkampagne unterstützen 39 12 5
Ein politisches Amt übernehmen 29 4 2
An einem politischen Projekt in einem Jugendverband/Jugendiniti-
ative mitarbeiten

45 12 5

Mitglied in einem Jugendparlament/kommunalen Gremium sein 28 4 1

Unkonventionelle Formen
In einer Bürgerinitiative mitarbeiten 59 12 3
Selbst Unterschriften sammeln 46 14 3
An einer Demonstration teilnehmen 70 43 23
Sich im Internet aktiv an politischen Diskussionen beteiligen 39 24 14
Einer politischen Gruppe auf Facebook etc. beitreten 26 12 5
Sich an einer Onlineprotestaktion beteiligen 56 35 20
An einem Flashmob mit politischem Hintergrund teilnehmen 44 7 2
Videos/Fotos mit politischem Inhalt ins Netz stellen 18 7 5
Politischer Konsum
Produkte aus politischen, ethischen oder Umweltgründen kaufen 
oder nicht kaufen

76 69 61

Sonstiges (v. a. politische Kommunikation)
Bei einer Unterschriftensammlung unterschreiben 91 75 52
Persönlich Politiker/-innen kontaktieren 39 19 8
Sich in Versammlungen, an öffentlichen Diskussionen beteiligen 54 26 11
Briefe/E-Mails mit politischem Inhalt schreiben oder weiterleiten 30 14 8
Politische Botschaften oder Graffiti auf Wände schreiben 8 2 1
Anstecker mit einer politischen Botschaft tragen 24 13 7

* Die Frage lautete: „Es gibt verschiedene Wege, politisch aktiv zu sein. Kommen die folgenden Möglichkeiten für 
 poli tisches Engagement für Sie persönlich in Frage?“ – „ Wie oft haben Sie dies schon getan? Vorgabe: Mehrfach – 
einmal – nie.“
Quelle: FES-Jugendstudie 2015, S. 53.
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tens einmal getan, mehrfach getan) zu erfassen. Die Ta-
belle ist gemäß den vorhergegangenen Überlegungen so-
wie der im Folgenden verwendeten Typisierung strukturiert. 
Es ist zu erkennen und wenig überraschend, dass die Anga-
ben zu Bereitschaften, die auch eher als Einstellungen und 
Bewertungen potenzieller Handlungen zu verstehen sein 
dürften, deutlich höher liegen als die jeweiligen Werte für 
Aktivitäten. Nur bei wenigen weichen die Prozentwerte 
nicht so stark voneinander ab, etwa bei der Teilnahme an 
Wahlen oder bei den beiden „low cost“-Aktivitäten, dem 
politischen Konsum und der Teilnahme an einer Unterschrif-
tensammlung. „Low cost“ meint Aktivitäten, die mit geringen 
Kosten bzw. Verhaltensanforderungen verbunden sind und 
sich daher leichter in entsprechendes Verhalten umsetzen 
lassen (Diekmann/Preisendörfer 2001: 117).
Ersichtlich ist, dass die Teilnahme an Wahlen die am meisten 
akzeptierte Form von Beteiligung ist, die auch bereits am 
häufigsten ausgeübt wurde. Da diese Partizipationsform in 
einem eigenen theoretischen und empirischen Forschungs-
bereich in der Politologie bearbeitet wird, wird sie im Fol-
genden nicht gesondert analysiert (vgl. z. B. Decker 2016; 
für Jugendliche Gille u. a. 2016). 
Der nächste Block umfasst Beteiligungsformen, die dem 
konventionellen Typ zugeordnet wurden. Die Häufigkeiten 
sind dabei, insbesondere bei der Antwortkategorie „mehr-
fach“, relativ gering, deutlich unter zehn Prozent. Das 
schlägt sich auch im Gesamtindex nieder (vgl. Tabelle 2) 
und reflektiert die Tatsache, dass das Engagement in den 
klassischen politischen Großorganisationen generell ab-
genommen hat und nur auf niedrigem Niveau vorhanden 
ist. Allerdings ist zu bedenken, dass dies auch für die er-
wachsene Bevölkerung gilt: Auch hier ist etwa die Mit-
gliedschaft und Aktivität in Parteien, bezogen auf die ent-
sprechenden Jahrgänge, nur gering.
Bei den folgenden Formen, die als unkonventionell zusam-
mengefasst werden, ist die Variationsbreite der Häufigkeit 
größer. Am häufigsten wurden die Teilnahme an einer De-
monstration (hier äußern fast Dreiviertel der Befragten 
eine Bereitschaft dazu) sowie die Beteiligung an einer On-
lineprotestaktion angegeben. Und es zeigt sich, dass die 
modernen Formen von Teilnahme an Politik über die neuen 
Kommunikationsmedien eine nicht unerhebliche Rolle spie-
len (vgl. Tabelle 1). Die Partizipationsform „bei einer Unter-
schriftensammlung unterschreiben“ wurde hier nicht in den 
Typ „unkonventionelle Partizipation“ aufgenommen, weil 
sie nicht der Intention der Typenbildung, die stärker enga-
giertes Tun im Blickfeld hat, entspricht und in ihrer allseitig 
akzeptierten Form (fast alle Befragten zeigen eine Bereit-
schaft hierzu) zu einer Unschärfe des Typus geführt hätte. 
Aufgenommen wurde jedoch das Item „Selbst Unterschrif-
ten sammeln“.
Eine oben bei den konzeptionellen Überlegungen bereits 
benannte Aktivität wird im Folgenden speziell betrachtet, 
weil sie eine gesonderte Rolle der Ausweitung des politi-
schen Partizipationsrepertoires darstellt, nämlich politisch 
motiviert, aber ohne eindeutige Orientierung an politi-
schen Institutionen: den Typus des „politischen Konsums“ 
(„Produkte aus politischen, ethischen oder Umweltgründen 
kaufen oder nicht kaufen“). Fast zwei Drit tel gaben, befragt 
nach der Häufigkeit, „mehrfach“ an, wobei allerdings ein 
Großteil derselben Gruppe auch andere unkonventionelle 
Beteiligungsformen ausübt. Für die weiteren Analysen wird 
daher nur der Teil der Befragten mit positiven Antworten zu 
diesem Typus gerechnet, der ausschließlich die Form des 

politischen Konsums wählte und sich in keiner anderen Ak-
tivitätsform engagiert (vgl. Tabelle 2). 
Die weiteren Items in der Tabelle geben Formen wieder, 
die im weiteren Sinne dem Bereich der politischen Kommuni-
kation zugerechnet werden können, was im Folgenden 
nicht weiter analysiert wird, da es hier um politische Aktivi-
täten gehen soll.
Für die weiteren Analysen zu Bestimmungsfaktoren von po-
litischer Partizipation sind nun die folgenden Aspekte rele-
vant: Es werden jeweils für die drei erläuterten Typen poli-
tischer Partizipation (konventionell, unkonventionell, politi-
scher Konsum) die Einflussfaktoren betrachtet. Die Typen 
erhält man aus den Angaben zu den oben dargestellten 
Formen von Beteiligungshandeln. Im Besonderen wird be-
rücksichtigt, dass Angaben zur Intensität der Aktivitäten 
vorliegen: ob eine solche „einmal“ ausgeübt worden ist 
oder „mehrfach“. Die Typen werden also so gebildet, dass 
eine Person einem Typus zugeordnet wird, wenn bei min-
destens einem der in die Konzepte eingehenden Items 
„mehrfach“ aktiv angegeben wurde.

Die Teilnahme an einer Unterschriftensammlung ist eine 
„low-cost“-Aktivität, die mit geringen Kosten bzw. Verhal-
tensanforderungen verbunden ist und sich dementsprechend 
leicht in Verhalten umsetzen lässt. picture alliance/dpa
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In der Tabelle 2 sind die Anteile derjenigen angegeben, 
die den erläuterten Typen entsprechen. Konventionell ak-
tiv sind also Jugendliche, die in mindestens einer der Akti-
vitätsformen, die in Tabelle 1 als konventionell verstanden 
werden, angegeben haben, dass sie diese „mehrfach“ be-
reits praktiziert haben (11%). Ebenso gilt dies für den Typ 
der unkonventionellen Partizipation (40%). Allerdings ist 
zu beachten, dass die Typen politischer Partizipation keine 
voneinander unabhängigen Formen sind. Das heißt, wer in 
konventioneller Partizipation aktiv war, kann auch bei un-
konventionellen Formen mitgemacht haben. Dies ist in Ta-

belle 2 weiter aufgeführt. Daraus wird sichtbar, inwieweit 
junge Menschen nicht nur einem Spektrum politischer Par-
tizipation zugeneigt sind, sondern je nach Inhalt oder An-
lass unterschiedliche Formen bereits verwendet haben. So 
ist ersichtlich, dass 32 Prozent der Befragten in unkonventi-
oneller Weise aktiv waren, ohne sich in konventioneller 
Form zu beteiligen. Man sieht auch, dass der Anteil nur 
konventionell Aktiver sehr gering ist.
Für die folgenden Analysen bezüglich des politischen Kon-
sums wird dieser Typ nur in „reiner Form“ betrachtet, also 
nur die 29 Prozent, die sich ausschließlich durch eine sol-
che Weise politisch motiviert betätigen.

Erklärungsfaktoren politischer Partizipation
In der Forschung, die politische Partizipation zu erklären 
versucht, hat es eine ganze Reihe von Ansätzen gegeben, 
die Erklärungs- und Einflussfaktoren zu bestimmen. Ein Mo-
dell, das verschiedene Ansätze zusammenzufassen er-
laubt, hat sich dabei mittlerweile als fruchtbar erwiesen. 
Das Modell wurde von Sidney Verba u. a. (1995) konzise 
formuliert und ausführlichen empirischen Prüfungen unter-
zogen (vgl. auch Gabriel/Völkl 2008). Die Frage, warum 
Individuen partizipieren, wurde dabei von ihnen in Formu-
lierungen umgewandelt, die Antwort auf die umgekehrte 
Frage geben sollen, nämlich: warum Personen nicht parti-
zipieren: „because they can’t“ (weil sie nicht können), „be-
cause they don’t want to“ (weil sie nicht wollen), und „be-
cause nobody asked“ (weil niemand sie aktiviert) (Verba/
Schlozman/Brady 1995). Personen sind demnach nicht ak-
tiv in politischer Partizipation, weil sie nicht können – das 
verweist auf gesellschaftliche oder persönliche Ressour-
cen, Kompetenzen, Kommunikations- und Organisations-

Tabelle 2: Typen politischer Partizipation (in Prozent)
Konventionell 11
Unkonventionell 40
politischer Konsum (ohne konventionell, 
unkonventionell) 

29

Politischer Konsum – insgesamt 61
Kombinationen von Partizipationstypen
Nicht aktiv 29
Nur politischer Konsum 29
Nur unkonventionell 7

Unkonventionell und politischer Konsum 25
Nur konventionell 1
Konventionell und politischer Konsum 2
Konventionell und unkonventionell 2
Konventionell und unkonventionell und 
politischer  Konsum

6

Quelle: FES-Jugendstudie 2015, S. 56.

Tabelle 3: Politische Partizipationstypen nach Ressourcen (in Prozent)3

  konvent. unkonvent. polit. Konsum

Geschlecht Männlich 13 44 23
Weiblich 9 36 35

Alter 14–17 6 21 30
18–21 10 42 28
22–25 11 44 30
26–29 15 48 27

Bildung HS Abschluss 8 21 11
MR 10 36 17
Abitur 12 47 31
Gehe noch zur Schule 6 21 32

Schulische Beteiligung aktiv 13 43 28
nicht aktiv 7 31 29

Migrationshintergrund kein Migrationshintergrund 10 39 29
einseitiger Migrationshintergrund 12 42 29
zweiseitiger Migrationshintergrund 14 43 22

West-Ost West 11 39 30
Ost 11 43 23

Stadt-Land bis 50T Einw. 11 34 28
50T bis unter 500T 12 41 28
500T und mehr 9 42 29
insgesamt Prozent 11 40 29

Quelle: FES-Jugendstudie 2015, S. 60.
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fähigkeiten sowie Strukturen (Gabriel/Völkl 2008: 289); 
weil sie nicht wollen – das zielt auf individuelle Motivatio-
nen, Gefühle der Handlungswirksamkeit, Orientierungen, 
Einstellungen zu Politik oder auch zu gesellschaftlichen Si-
tuationen allgemein; und schließlich weil sie nicht gefragt 
werden, also nicht eingebunden sind in relevanten Net-
zen, die Beteiligungsmotive und Ressourcen ermöglichen 
und zum gemeinschaftlichen Handeln mobilisieren kön-
nen. Die empirische Analyse kann zeigen, welche Erklä-
rungsfaktoren für Formen politischer Partizipation beson-
dere Bedeutung haben (vgl. Verba/Schlozman/Brady 
1995; Gabriel/Völkl 2008; de Rijke 2009). 
Im Folgenden werden eine Reihe von Merkmalen in ihrer 
Wirksamkeit auf die oben genannten drei Typen politischer 
Partizipation (konventionelle, unkonventionelle politische 
Partizipation sowie politischer Konsum) betrachtet. Bei Res-
sourcen werden dabei zum einen Merkmale berücksichtigt 
wie Bildung, gemessen mit dem höchsten allgemein bilden-
den Schulabschluss, sowie Alter, Geschlecht und Stadt-
Land-Unterschiede. Mit diesen Merkmalen verbinden sich 
Kompetenzen und Handlungsoptionen, die fördernd für 
Partizipation wirken können. Zum zweiten sind es subjek-
tive Faktoren, die als Motivationen für Engagement eine 
Rolle spielen können. Dazu gehören das politische Inter-
esse, das Bewusstsein der eigenen Handlungschancen 
(Selbstwirksamkeit), die Einschätzung der eigenen Kompe-
tenz zur Realisierung von Interessen und die Erwartung er-
folgreichen Handelns. Es können weiterhin bestimmte 
Wertvorstellungen, beispielsweise kritische Wertorientie-
rungen (wie „sich gegen Bevormundung wehren“), zu ge-
sellschaftlicher Aktivität führen. Schließlich sind drittens 
Netzwerke von Freunden und Bekannten in verschiedenen, 
insbesondere in öffentlichen Feldern, für ein Engagement 
relevant. Hierbei ist gerade bei Jugendlichen eher an 
Wechselwirkungen zu denken als an eindeutige Beeinflus-
sungsrichtungen: Einerseits kann ein regelmäßiger Aus-
tausch mit Freunden zu politischen Themen etwa ein Enga-
gement in politischen Gruppierungen ermöglichen, umge-
kehrt führt eine regelmäßige Aktivität in politischen wie 
auch in anderen sozialen Gruppen oder Vereinen dazu, 
dass sich ein relevanter Freundeskreis ausbildet bzw. er-
weitert. Jedenfalls wird angenommen, dass soziale Netz-

werke Menschen zu politischer oder sozialer Teilnahme 
motivieren können oder eine solche Teilnahme verstärken 
und dauerhafter machen können (Putnam 2000).
In den folgenden drei Tabellen sind die erläuterten Zusam-
menhänge dargestellt. Die Prozentwerte geben jeweils die 
Anteile derjenigen wieder, die in einer der drei Partizipati-
onstypen aktiv waren, bezogen auf die jeweils betrachte-
ten Merkmalsausprägungen. So zum Beispiel: 13 Prozent 
der männlichen jungen Menschen waren in konventionel-
ler Partizipation aktiv (87% damit nicht aktiv), bei den 
weiblichen waren es neun Prozent. Die letzte Zeile stellt 
jeweils den Gesamtwert für diese Partizipationsform dar. 
Je größer die Differenz der Werte für die Merkmalskatego-
rien sind, desto stärker differenziert bzw. wirkt der entspre-
chende Faktor.

Ressourcen
Tabelle 3 enthält die Faktoren, die als Ressourcen bezeich-
net wurden. Beim Geschlecht sind moderate Effekte zu er-
kennen zugunsten männlicher Jugendlicher, nur beim poli-
tischen Konsum ist es umgekehrt: hier sind die weiblichen 
Befragten aktiver.
Bei den Differenzen nach Altersgruppen zeigt sich, dass die 
Älteren jeweils stärker aktiv sind, außer beim politischen 
Konsum. Generell ist es ja ein stabiles Ergebnis der Ju-
gendforschung, dass das politische Interesse mit zuneh-
mendem Alter stärker wird und von daher eine Mobilisie-
rung zu politischer Tätigkeit zur Folge haben kann (vgl. Ta-
belle 4). Dass dies beim politischen Konsum nicht so ist, 
verweist wohl auf die Sonderrolle dieser Form von politi-
scher Artikulation, die nicht nur auf den klassischen Politik-
bereich bezogen ist, sondern auf Grundfragen wie Schutz 
von Natur, Umwelt und „fairen Handel“ abzielt, wofür 
schon ab dem 14. oder 15. Lebensjahr ein Bewusstsein zu 
haben durchaus nicht außergewöhnlich und alltäglich um-
setzbar ist.
Bildung, durch den höchsten Bildungsabschluss gemessen, 
wirkt am stärksten beim unkonventionellen Engagement, 

Tabelle 4: Politische Partizipationstypen nach Motivationen (in Prozent)4

  konvent. unkonvent. polit. Konsum

Politisches Interesse hoch 24 64 19
mittel 6 35 35
gering 3 21 28

Selbstwirksamkeit hoch 15 45 27
mittel 10 39 29
gering 8 36 30

Kritische Wertorientierungen wichtig 15 55 27
mittel 11 39 30
weniger wichtig 5 25 26

Vertrauen in 
politische Institutionen
 

hoch 11 30 33
mittel 13 42 32
gering 10 50 25
insgesamt Prozent 11 40 29

Quelle: FES-Jugendstudie 2015, S. 64.
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relativ geringer beim konventionellen. Beim politischen 
Konsum ist ein diesbezüglicher Effekt ebenso deutlich vor-
handen. Festgehalten werden kann, dass formale Bildung 
– mit allem, was damit verbunden ist – eine hervorgeho-
bene Bedeutung für politisches Engagement hat. Die Diffe-
renzierung nach dem Migrationshintergrund zeigt keine sig-
nifikanten Effekte, insbesondere keine hinsichtlich einer 
partizipatorischen Benachteiligung von Personen mit Mig-
rationshintergrund.
Betrachtet man räumliche Differenzierungskriterien, so fin-
det man nur bei unkonventioneller Partizipation einen ge-
wissen Stadt-Land-Effekt: in kleineren oder ländlichen Ge-
meinden ist ein solches Engagement geringer anzutreffen. 
Ost-West-Unterschiede findet man hingegen deutlicher nur 
beim politischen Konsum: in den neuen Bundesländern 
sind solche Handlungsformen geringer verbreitet. Hier 
drückt sich möglicherweise eine längere Tradition der Kon-
sumkritik im Westen aus.
Eine wichtige Ressource ist die Nutzung von Gelegenheits-
strukturen in schulischen Partizipationskontexten. Der Anteil 
derjenigen, die hier aktiv sind oder waren, ist bei konventi-
oneller wie unkonventioneller Partizipation klar höher als 
bei den Passiven. Dies ist nicht der Fall bei Personen, die 
sich nur als politische Konsumenten verstehen. Frühes En-
gagement im Lebenslauf, d. h. bereits während der Schul-
und Ausbildungsphase, fördert also spätere aktive Beteili-
gung, und gerade die Schule ist ein wichtiger Lernort für 
Partizipation (vgl. Gaiser u. a. 2009).

Motivationen
Bei den Motivationsfaktoren zu politischem Engagement 
dominiert das politische Interesse – außer beim politischen 
Konsum. Dies ist ein allgemein konstantes und nicht sehr 
überraschendes Ergebnis, ist doch die politische Intention 
das zentrale gemeinsame Merkmal der drei Typen. Für die 
Wirksamkeit von politischer Bildung kann dies wichtige 
Perspektiven eröffnen: Jenseits von Ressourcen und sozia-
len Netzen kann die Weckung politischen Interesses die 
Bereitschaft zu politischem Handeln fördern und damit un-
gleiche Zugangsbedingungen zum Bereich Politik kompen-
sieren. Es geht also immer wieder um die Frage, wie das 
politische Interesse von Jugendlichen geweckt und ge-
stärkt werden kann. Denn damit kann eben das Enga-
gement beeinflusst werden, sei es in konventionellen 
Beteiligungsformen (u. a. auch Arbeit in oder für politische 

Parteien) wie in unkonventionellen. Dass hingegen für poli-
tischen Konsum als „Politik im Supermarkt“ nicht unbedingt 
ein starkes politisches Interesse notwendig ist, sondern 
das mittlere schon genügt, verweist auf ein breiteres Poli-
tikverständnis bei diesem Handeln.
Weiter soll ein Faktor von Einstellungen betrachtet werden, 
der aufgrund theoretischer Überlegungen für Handeln ge-
nerell und damit auch für politisches Engagement wichtig 
sein dürfte: das Konzept der Selbstwirksamkeit, welches auf 
die Bereitschaft zu individueller Verantwortungsüber-
nahme und dem Gefühl der relativen Sicherheit, eigene 
Entscheidungen und Handlungen durchsetzen zu können, 
verweist (zur Erläuterung vgl. z. B. Gille/de Rijke/Gaiser 
2011). Ist eine solche theoretische Vermutung auch in der 
vorliegenden Studie empirisch gestützt? In der Tabelle 4 
kann man erkennen, dass dies für die konventionelle und 
unkonventionelle Partizipation gilt – nicht hingegen für 
den politischen Konsum. Auch hier unterscheidet sich diese 
Aktivitätsform von den beiden anderen, die eine stärkere 

Tabelle 5: Politische Partizipationstypen nach Merkmalen sozialer Eingebundenheit (in Prozent)5

  konvent. unkonvent. polit. Konsum

Aktivität in Vereinen nicht aktiv 8 45 24
aktiv 12 38 30

Aktivität in informellen
Gruppierungen

nicht aktiv 5 29 32
aktiv ab und zu 20 58 23

Anzahl politisch aktive Freunde keine 6 26 30
einige 13 46 29
viele 30 73 10

Soziales Vertrauen eher hoch/hoch 10 38 28
eher gering/gering 11 40 29
insgesamt Prozent 11 40 29

Quelle: FES-Jugendstudie 2015, S. 66.

Jugendliche von Organisatio-
nen wie Germanwatch, BUND-
jugend und Naturschutzjugend 
(Naju) nehmen vor dem Bran-
denburger Tor an einer Aktion 
teil und fordern Maßnahmen 
zur Senkung des Ressourcen-
verbrauchs. Die unlängst ver-
öffentliche Jugendstudie der 
Friedrich-Ebert-Stiftung nennt 
einen Anteil von fünf Prozent, 
der sich in Initiativen, Umwelt-
gruppen, Gruppen der Frie-
densbewegung, in Stadtteil- 
und Menschenrechtsgruppen 
engagiert.
 picture alliance/dpa
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Intensität von politischem Engagement und von Verant-
wortungsübernahme beinhalten.
Ein ähnliches Ergebnis zeigt sich, wenn man kritische Wert-
orientierungen betrachtet: Wer solche Wertorientierungen 
als wichtig ansieht, ist auch eher konventionell oder unkon-
ventionell politisch aktiv; bezogen auf den politischen Kon-
sum spielen sie keine Rolle. Auch Haltungen gegenüber 
dem Bereich der Politik (Vertrauen in politische Institutionen) 
beeinflussen politisches Engagement. Bei konventioneller 
Partizipation spielt eine kritische bzw. vertrauensvolle Hal-
tung, bezogen auf die Intensität der Aktivität, keine Rolle, 
bei unkonventioneller Partizipation dagegen sehr wohl: 
Der Anteil der Engagierten mit geringem Institutionenver-
trauen ist mit 50 Prozent deutlich höher als der mit hohem 
(30%). Hier kommt wohl die eher skeptische Haltung ge-
genüber etablierter Politik bei Aktiven in unkonventionel-
len Beteiligungsformen zum Ausdruck. Bei Personen, die 
nur beim politischen Konsum aktiv sind, ist eine solche 
skeptische Haltung nicht zu finden, ihr Verhalten ist wohl 
weniger von Vertrauen in politische Institutionen als von 
grundsätzlichen humanitären und ökologischen Einstellun-
gen bestimmt.

Soziale Netze
Gemeinsame Aktivität mit anderen, Eingebundensein in 
soziale Netze und Gruppierungen Gleichgesinnter gelten 
als Motivierungsfaktoren zu Aktivitäten, zu demokrati-
schen Gesinnungen und zu politischem Engagement – dies 
ein zentrales Theorem von Robert D. Putnam (2000). Solche 
sozialen Bindungen müssen dabei nicht notwendig inhalt-
lich orientiert sein, also auf politische Intentionen hin, son-
dern es können sich daraufhin Anregungen und Mobilisie-
rung ergeben – im Sinne von Sidney Verba u. a. (1995): 
wenn man in der Gruppe Gleichgesinnter gefragt, aufge-
fordert, angeregt wird zu Aktivitäten mit politischen Inten-
tionen außerhalb dieser privaten Netze. In diesem Sinne 
könnten also die im Folgenden betrachteten Faktoren wirk-
sam sein.

Als wichtiger Faktor wird dabei Aktivität in Vereinen angese-
hen. Unter dem Blickwinkel „in mindestens einem Verein 
aktiv“ zeigt sich, dass 75 Prozent der Befragten solches be-
richten. Dabei stehen an erster Stelle mit 47 Prozent die 
Sportvereine, dann folgen kirchliche/religiöse Gruppen 
mit 27 Prozent. An drit ter Stelle stehen Gesangs- und Mu-
sikvereine sowie Theatergruppen mit 19 Prozent. Alle übri-
gen Organisationen, Vereine und Gruppen liegen unter 
zehn Prozent. Durchaus erheblich ist mit 33 Prozent auch 
der Anteil junger Menschen, die in den Organisationen, 
Vereinen, Gruppen Verantwortung für institutionelle Ab-
läufe und Personen übernehmen.
Vereine können als „Schule der Demokratie“ wirken und 
Kontexte für politische Bildung sein. In anderen Studien 
hatte sich dies generell gezeigt (de Rijke 2009). Die diesbe-
züglichen Ergebnisse in der FES-Jugendstudie 2015 sind 
etwas anders und differenzierter: einen Verstärkungseffekt 
findet man bei konventioneller, einen abschwächenden Ef-
fekt bei unkonventioneller Partizipation, und einen positi-
ven auch beim politischen Konsum.
Von Gelegenheitsstrukturen für Engagement lassen sich 
Vereine, Verbände und Organisationen von informellen 
Gruppierungen, Initiativen, Umweltgruppen, Gruppen der 
Friedensbewegung, Stadtteil- und regionalen Initiativen, 
Menschenrechtsgruppen usw. unterscheiden. Empirisch 
ergibt sich in der FES-Jugendstudie 2015 ein Anteil von fünf 
Prozent, der sich in solchen Kontexten kontinuierlich aktiv 
beteiligt. Nimmt man aber diejenigen hinzu, die nur ab und 
zu an Treffen teilnehmen, so ist mit etwa einem Drittel der 
Befragten (36%) der Anteil doch nicht so niedrig – bedenkt 
man zusätzlich, dass die Beteiligung in solchen Kontexten 
auch per Internet abläuft. Was die Beteiligung in den ein-
zelnen Gruppierungen angeht, zeigt sich, dass das Enga-
gement „vor Ort“ (19%) an erster Stelle steht, zusammen mit 
einem Engagement aus humanitären und/oder politischen 
Gründen gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlich-
keit (19%). An nächster Stelle folgt das Engagement in 
Gruppen, die sich für den Umweltschutz einsetzen (14%). 
Rund ein Zehntel der Befragten engagiert sich innerhalb 
entsprechender Gruppierungen für Frieden und Men-
schenrechte. Im Rahmen der vom Ziel her unspezifischer 
benannten Gruppe „Globalisierungskritiker“ engagieren 
sich fünf Prozent.
Die Aktivität in solchen informellen Gruppierungen hängt 
plausibel mit politischer Partizipation zusammen (vgl. Ta-
belle 5). Solche Beteiligung stärkt einerseits auch konventi-
onelle und unkonventionelle Partizipation, und man kann 
andererseits bei solchen Aktivitäten Kontakt zu informellen 
Gruppierungen finden und sich dann auch dort beteiligen.
Informelle soziale Netze spielen eine wichtige Rolle für poli-
tische Partizipation vor allem dann, wenn es relevante 
Freundeskreise sind, also: politisch aktive Freunde . Konventi-
onelle Partizipation und noch stärker unkonventionelle 
Partizipation werden gefördert, wenn solche Netze in aus-
reichendem Maß vorhanden sind. Und wiederum erweist 
sich der politische Konsum als ein anderes Modell politisch 
motivierter Aktivität: hier spielen solche Freundeskreise 
keine Rolle. Dass es um relevante Freundeskreise gehen 
muss, und nicht um Freundeskreise generell, wurde bereits 
empirisch belegt (de Rijke 2009).
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Zusammenfassung und Folgerungen

Das politische Interesse junger Menschen und ihre politi-
sche Beteiligung sind sehr vielfältig und hängen von sehr 
unterschiedlichen Faktoren ab. Deutlich wurde, dass das 
Lebensalter, die Geschlechtszugehörigkeit und das Bil-
dungsniveau wichtige Einflussgrößen für die Entwicklung 
entsprechender Interessen und Handlungen sind. Dies hat 
zur Folge, dass bestimmte Gruppen junger Menschen – 
wie Mädchen und junge Frauen, eher Niedriggebildete 
oder auch Migrantenjugendliche – schwerer Zugang zur 
Politik finden. Wollen demokratische Gesellschaften die 
Beteiligung ihrer jungen Bürgerinnen und Bürger erhöhen, 
so gilt es, durch eine stärkere schulische Wissensvermitt-
lung über politische Verfahrensweisen sowie demokrati-
sche Strukturen für Partizipation an Schulen oder durch 
niedrigschwellige außerschulische Bildungsangebote die 
Attraktivität von politischer Beteiligung zu erhöhen und 
persönliche Erfolge in der Durchsetzung eigener politi-
scher Vorstellungen erlebbar zu machen.
Einflussfaktoren auf politische Partizipation kann man in 
Motive, soziale Netze und Ressourcen unterteilen. Bei Mo-
tivationsfaktoren zu politischem Engagement dominiert 
eindeutig das politische Interesse. Für die Wirksamkeit von 
politischer Bildung kann dies wichtige Perspektiven eröff-
nen: Jenseits von Ressourcen und sozialen Netzen kann die 
Weckung politischen Interesses die Bereitschaft zu politi-
schem Handeln fördern und damit ungleiche Zugangsbe-
dingungen zum Bereich Politik kompensieren. 
Der Faktor „Netze“ hängt plausibel mit politischer Partizi-
pation zusammen. Freunde in politisch relevanten und ak-
tiven Freundesnetzen spielen eine wichtige Rolle für politi-
sche Partizipation. Vor allem konventionelle Partizipation 
und noch stärker unkonventionelle Partizipation werden 
gefördert, wenn ausreichende soziale Netze mit politisch 
aktiven Freunden oder Freundinnen vorhanden sind.
Und schließlich wurde deutlich, dass „Bildung“, gemessen 
mit dem Indikator „formale Bildung“, mit all seinen Bedeu-
tungen für soziale Ungleichheit im Zugang zu Bildungswe-
gen, Chancen für Anregungen, Wissen, Motivationen und 
sozialen Vernetzungen, die zentrale Steuerungsgröße zu 
gesellschaftlichem Leben in der Demokratie ist und eben 
auch für politisches Engagement eine hervorgehobene Be-
deutung hat. Und so ist es für Akteure der nonformalen Bil-
dung eine Herausforderung, Informationen, Motivationen 
und Handlungsoptionen gerade an diejenigen zu vermit-
teln, die von Seiten der formalen Bildung her eher benach-
teiligt sind. Hauptsächlich gefordert ist aber die formale 
Bildung mit ihren verpflichtenden Angeboten für alle jun-
gen Menschen. Schulen sollten auch Lernorte für Demokra-
tie sein und damit demokratische Orientierungen und Sozi-
alkapital mit dem Nutzen für Einzelne und die Gemein-
schaft fördern.
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ANMERKUNGEN

1 Die empirische Basis dieses Beitrags sind die Daten der Jugendstudie 
„Jung – Politisch –Aktiv?! Politische Einstellungen und politisches Engage-
ment junger Menschen“, die von der Friedrich-Ebert-Stiftung initiiert und in 
Kooperation mit dem Deutschen Jugendinstitut (München) und infas (Bonn) 
durchgeführt wurde. Hierfür wurden zwischen Mai und Juli im Jahr 2015 
2.075 junge Menschen im Alter von 14 bis 29 Jahren in einer Onlineerhe-
bung zu ihren Politikbezügen und Handlungsbereitschaften sowie sozialer 
und politischer Beteiligung befragt sowie 20 qualitative face-to-vace-In-
terviews mit systematisch ausgewählten Engagierten durchgeführt. Die 
Erhebung konnte dabei auf den Adressen- und Datenbestand der DJI-
Studie AID:A 2014 zurückgreifen (weitere Informationen zu AID:A siehe 
www.dji.de/aida). Ausgewählte Ergebnisse sind publiziert im Buch zu der 
Studie: Gaiser u. a. 2016, sowie Gaiser u. a. 2016a. Der folgende Beitrag 
basiert auf dem Kapitel über Partizipation in der Jugendstudie (Gaiser/de 
Rijke 2016).
2 Es gibt dabei überaus einfallsreiche Modelle: „Man denke etwa an 
den „Stehenden Mann“ auf dem Taksim-Platz in Istanbul (…). Der Mann 
umging das Demonstrationsverbot, denn er stand ja einfach nur alleine da 
und sagte nichts (wobei es ihm später viele andere gleichtaten und stun-
denlang auf dem Platz ausharrten, ohne verbal – soweit man das erkennen 
konnte – irgendwelche politischen Äußerungen zu tätigen; sie wandten 
sich allerdings demonstrativ dem Bild Atatürks zu)“ (Müller 2016: 89).
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3 Erläuterung der Konzepte, aus dem Fragebogen: Höchster Schulab-
schluss: Welchen höchsten allgemein bildenden Schulabschluss haben 
Sie? 1: Hauptschulabschluss (Volksschulabschluss); 2: Mittlere Reife, Real-
schulabschluss bzw. Fachschulreife; 3: Fachhochschulreife, Abschluss ei-
ner Fachoberschule; 4: Abitur, allgemeine oder fachgebundene Hoch-
schulreife; 5: Anderen Schulabschluss; 6: Bin ohne Abschluss von der 
Schule abgegangen; 7: Gehe noch zur Schule (und kein Abschluss vorhan-
den). Tabelle: HS Abschluss 1 und 6, MR 5 und 2, Abitur 3 und 4. Schulische 
Beteiligung: Haben Sie schon mal eines der folgenden Dinge freiwillig in 
ihrer Schulzeit getan? D An einem politischen oder sozialen Projekt in der 
Schule mitgearbeitet?; E Waren Sie Schülersprecherin/Schülersprecher?; 
G Waren Sie Streitschlichterin/Streitschlichter, Tutorin/Tutor oder Patin/
Pate?; H An einer Protestaktion in der Schule mitgemacht? 1 – Ja, 2 – Nein. 
Index: nicht aktiv – in keiner der Vorgaben 1, aktiv – in mindestens einer 
der Vorgaben 1. Migrationshintergrund: Ohne Migrationshintergrund (76% 
der 14- bis 29-Jährigen): Alle Eltern- und Großelternteile der Befragungs-
person sind in Deutschland geboren. Einseitiger Migrationshintergrund 
(15%): Mindestens ein Elternteil oder Großelternteil mütterlicherseits oder 
väterlicherseits verfügt über Migrationserfahrung. Zweiseitiger Migrati-
onshintergrund (9%): Mindestens ein Elternteil oder Großelternteil mütter-
licherseits und väterlicherseits sind im Ausland geboren. Die hier verwen-
dete Typologie zum Migrationshintergrund basiert auf Arbeiten von Su-
sanne Gerleigner und Gerald Prein (2015). West-Ost: West: westliche 
Bundesländer; Ost: östliche Bundesländer und Berlin. Stadt-Land: Gemein-
degrößenklassen BIK 1–10: „Bis unter 50T Einwohner“: bis unter 50.000 
Einwohner; „50T bis unter 500T“: 50.000 bis unter 500.000 Einw. – Kern-
städte und Umland; „500T und mehr“: 500.000 Einw. und mehr – Kernstäd-
te und Umland. 
4 Politisches Interesse: Wie stark interessieren Sie sich für Politik? 5: sehr 
stark, 4: stark, 3: mittel, 2: wenig, 1: überhaupt nicht. Tabelle: hoch 4 und 
5, mittel 3, gering 2 und 1. Selbstwirksamkeit: Inwiefern treffen folgende 
Aussagen für Sie zu oder nicht? A Ich kann für jedes Problem eine Lösung 
finden; B Mit Schwierigkeiten gehe ich gelassen um, weil ich meinen Fä-
higkeiten immer vertrauen kann. 1: Trifft überhaupt nicht zu; 2: Trifft eher 
nicht zu; 3: Trifft eher zu; 4: Trifft voll und ganz zu. Index: Summe der beiden 
Items, Tabelle: hoch Werte 7,8, mittel 6, gering 1 bis 5. Kritische Wertorien-
tierungen: Bitte geben Sie zu jeder Verhaltensweise an, wie wichtig es für 
Sie persönlich ist, so zu sein oder sich so zu verhalten. E Kritisch sein; K Sich 
gegen Bevormundung wehren. Skala: 1 überhaupt nicht wichtig bis 6 sehr 
wichtig. Index: Summe der beiden Items/2; Tabelle: wichtig 5.1 bis 6, mit-
tel 3.6 bis 5, weniger wichtig 1 bis 3.5. Institutionenvertrauen in politische 
Institutionen: Nun folgt eine Reihe von Institutionen und Organisationen. 
Bitte vermerken Sie, wie groß das Vertrauen ist, das Sie jeweils entgegen-
bringen. D Die Bundesregierung; E Die Parteien; F Der Bundestag; I Die 
Europäische Union. Skala: 1 überhaupt kein Vertrauen bis 7 sehr großes 
Vertrauen. Index: Summe der Items/4; Tabelle: hoch 4.75 bis 7, mittel 3.1 
bis 4.5, gering 1 bis 3.0.
5 Erläuterung der Konzepte, aus dem Fragebogen: Aktivität in Vereinen: 
Sind Sie in einem oder mehreren der folgenden Vereine oder Verbände 
aktiv? A Sportverein; B Kirche/religiöse Gruppe/Moscheeverein; E Hei-
mat-/Bürger-/Schützenverein; F Gesangs-/Musikverein, Theatergruppe; 
G Kulturverein; H freiwillige Feuerwehr, THW, DLRG, etc.; I in einem ande-
ren Verein oder Verband, und zwar … 1: ja, 2: nein. Index: nicht aktiv – in 
keiner der Vorgaben 1, aktiv – in mindestens einer der Vorgaben 1. Aktivi-
tät in informellen Gruppierungen: In unserer Gesellschaft gibt es neben Or-
ganisationen mit fester Mitgliedschaft auch weniger fest organisierte 
Gruppen und Bewegungen, die man gut finden und in denen man mitar-
beiten kann. Wie ist das mit folgenden Gruppierungen? Vermerken Sie 
bitte, ob Sie dort aktiv mitarbeiten, ab und zu an einem Treffen bzw. einer 
Veranstaltung teilnehmen oder ob Sie nicht mitmachen. A Umweltschutz-
gruppen, -organisationen; B Friedensinitiativen, -organisationen; C Stadt-
teil- /Nachbarschafts- oder andere regionale Initiativen; D Globalisie-
rungskritiker, z. B. Attac; E Menschenrechtsgruppen, z. B. Amnesty Interna-
tional; F Initiativen gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit. 
Vorgaben: 1: arbeite aktiv mit, 2: nehme ab und zu an einer Veranstaltung 
teil, 3: mache nicht mit. Index: nicht aktiv – in keiner der Vorgaben 1 oder 
2, aktiv ab und zu – in mindestens einer der Vorgaben 1 oder 2. Anzahl 
politisch aktiver Freunde: Wie viele Personen aus Ihrem Freundes- und Be-

kanntenkreis sind politisch aktiv? 0: Niemand; 1: Einige; 2: Viele; 3: Fast 
alle; Tabelle: viele 2 und 3. Soziales Vertrauen: Inwiefern treffen folgende 
Aussagen für Sie zu oder nicht? C Heutzutage kann man sich auf nieman-
den mehr verlassen. Skala: 1: Trifft überhaupt nicht zu; 2: Trifft eher nicht 
zu; 3: Trifft eher zu; 4: Trifft voll und ganz zu. Index: eher hoch/hoch 3 oder 
4, eher gering/gering 1 oder 2.

Dr. Wolfgang Gaiser war Grundsatzreferent für Jugendfor-
schung am Deutschen Jugendinstitut (DJI) in München. Seine For-
schungsschwerpunkte sind Jugendsoziologie und Fragen der 
politischen Partizipation von Jugendlichen
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DER STRUKTURIERTE DIALOG ZUR BETEILIGUNG JUGENDLICHER

Jugend und Politik im Dialog: 
Empowerment durch die EU 

Eva Feldmann-Wojtachnia, Barbara Tham

Vor dem Hintergrund von abnehmendem Vertrauen in 
die europäische Politik, zunehmenden Nationalismen 
und sinkender Wahlbeteiligung gilt es, die politische Le-
gitimation durch eine aktive demokratische Beteiligungs-
kultur vor allem in der jungen Generation zu stärken. Der 
Strukturierte Dialog als Kernelement der Europäischen 
Jugendstrategie ist ein politisches Mittel, um Jugendli-
chen einen Einblick in politische Entscheidungsprozesse 
und eine Chance zur aktiven Beteiligung an der EU-Poli-
tik zu bieten. Er stellt eine gute Möglichkeit dar, auch 
nicht-politikaffine Jugendliche zu erreichen und zu ihrem 
Empowerment beizutragen. Zentral für das Gelingen ei-
nes partizipativen Politikansatzes wie dem des Struktu-
rierten Dialogs sind jedoch – so Eva Feldmann-Wojtach-
nia und Barbara Tham in ihrem Beitrag – Verbindlichkeit 
und ein klares Commitment der Politik.  

Beteiligungsdefizit in der EU

Seit der Finanzkrise erlebt Europa eine Zeitenwende. Die 
Europäische Union (EU) hat schon lange nicht mehr nur mit 
den Folgen einer wirtschaftlichen Krise zu kämpfen, son-
dern wird auch von einer Reihe schwerer politischer Krisen 
gebeutelt. Der jüngste und brisanteste Ausläufer dieser Kri-
sen ist das Brexit-Votum der Briten im Juni 2016. Populismus 
und neue Nationalismen in den Mitgliedstaaten, gepaart 
mit einem wachsenden Unmut gegenüber Brüssel und den 
Defiziten europäischer Politik, zeigen, wie sich der Hori-
zont in Europa bedrohlich verändert hat. 
Angesichts drängender politischer und wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten wird Europa in der Bevölkerung zuneh-
mend mit Skepsis begegnet. Zwar empfinden sich zwei 
Drit tel der Bürgerinnen und Bürger als Europäer, jedoch 
vertraut nur noch ein Drit tel der Europäischen Union. Die 
Zustimmung zur EU ist im Vergleich zum Vorjahr deutlich 
gesunken (Europäische Kommission 2016: 43,16f.). Dabei 
versteht sich die Europäische Union als ein „Europa der 
Bürgerinnen und Bürger“ und unterstützt dieses mit einem 
eigenen Programm zur Förderung der Unionsbürgerschaft 
(2014–2020). Trotzdem wird Brüssel eher als bürgerfern 
empfunden. Es herrscht ein kollektives Empfinden von euro-
päischer Überregulierung einerseits und Orientierungslo-
sigkeit und Stagnation andererseits. In Deutschland hat 
nur noch knapp ein Drit tel der Bevölkerung ein positives 
Bild der EU, wobei die negative Sichtweise zunimmt (Euro-
päische Kommission 2016: 19). Mehr als die Hälfte der 16- 
bis 30-Jährigen in Europa befürchtet schon länger, von der 
Krise ausgegrenzt, sozial wie wirtschaftlich abgehängt zu 
werden (Europäisches Parlament 2014: 2).
Was durch den Brexit in zugespitzter Form, aber auch 
durch die Wahlerfolge von europaskeptischen Parteien in 

anderen EU-Ländern zum Ausdruck kommt, ist kein neues 
Phänomen. Man denke beispielsweise an die gescheiter-
ten Referenden zur EU-Verfassung in Frankreich und den 
Niederlanden Mitte der 2000er Jahre, oder daran, wie 
der EU trotz vieler Errungenschaften im Hinblick auf die 
Förderung von Bürgerbeteiligung weiterhin das  Image ei-
nes unpersönlichen, aufgeblähten technokratischen Ap-
parates mit Hang zum Regulierungswahn angehängt. Die-
ses negative Bild besteht trotz der Versuche, die EU per-
sönlicher und bürgernäher zu gestalten – etwa durch die 
Einführung von Spitzenkandidaten während der letzten 
Wahlen zum Europäischen Parlament 2014. Die komplexen 
Strukturen der Union lassen vielen Menschen die Zustän-
digkeiten in der EU als intransparent erscheinen.
Man kann die weit verbreitete EU-Skepsis unter anderem 
als Symptom eines Legitimations- und Erklärungsdefizites 
der EU deuten, welches dazu führt, dass viele Menschen 
keinen Zugang zur EU-Politik finden und das Gefühl ha-
ben, ihre Meinung werde weder geschätzt noch berück-
sichtigt. 55 Prozent der Europäerinnen und Europäer sind 
der Auffassung, dass ihre Stimme in der EU nicht zählt (Eu-
ropäische Kommission 2016: 20). Angesichts der aktuellen 
Herausforderungen und der europakritischen Stimmungs-
lage erscheint es erforderlich, die Kluft zwischen der Politik 
und den Bürgerinnen und Bürgern zu verringern, nicht zu-
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letzt um zu verhindern, dass Letztere ihre Frustration in an-
derer Form zum Ausdruck bringen, etwa indem sie EU-ab-
lehnende, populistische Parteien unterstützen. 
Zwar tendieren junge Menschen zu einer positiveren Ein-
schätzung der EU als die Gesamtbevölkerung, allerdings 
führt diese nicht unbedingt zu einem konkreten politischen 
Engagement für den europäischen Einigungsprozess. Zu-
dem fällt es ihnen schwer, ihre Interessen und Sichtweisen 
gegenüber den Älteren zu behaupten. Dies ist am Beispiel 
des Brexit-Votums deutlich erkennbar: Laut Umfragen war 
der Verbleib in der EU bei den jungen Wahlberechtigten 
unstrit tiger als bei den Älteren, sie konnten sich jedoch mit 
ihrer pro-europäischen Einstellung nicht durchsetzen (Lord 
Ashcroft Polls 2016; vgl. auch den Beitrag von Steve Heck-
ler in diesem Heft).

Politisches Interesse junger Menschen

Politisches Interesse gilt in der Partizipationsforschung als 
eine maßgebliche, motivationsstiftende Größe für das 
politische wie auch soziale Engagement junger Menschen.
Generell hat das politische Interesse der Jugendlichen in 
den letzten Jahren zugenommen. Knapp die Hälfte der Ju-
gendlichen interessiert sich generell oder stark für Politik 
(Shell 2015: 157f.). Über zwei Drit tel der Jugendlichen sind 
mit der Demokratie prinzipiell zufrieden. Dabei ist das 
 Vertrauen in gesellschaftliche Gruppierungen wie bei-
spielsweise in Menschenrechts- oder Umweltschutzgrup-
pen ebenso groß wie in offizielle Institutionen wie die Poli-
zei, Gerichte oder die Bundesregierung (Shell 2015: 177). 
Allerdings fordern über 80 Prozent, dass junge Menschen 
in der Politik mehr zu sagen haben sollten. Über 70 Prozent 
sehen Wählen als Bürgerpflicht an. Letztendlich beteiligt 
haben sich an der letzten Bundestagswahl 2013 jedoch 

nur 60 Prozent der 21- bis 24-Jährigen (Der Bundeswahllei-
ter 2014:105).
Dennoch ist die Bereitschaft, sich politisch zu engagieren, 
bei Jugendlichen in den letzten Jahren deutlich gestiegen. 
Sie erachten in ihrer persönlichen Werteskala sowohl ge-
sellschaftliches wie auch politisches Engagement als wich-
tig. Junge Menschen halten dies fast für ebenso bedeut-
sam, wie einen hohen persönlichen Lebensstandard, sich 
deutlich umweltbewusst zu verhalten oder sozial Benach-
teiligten und Randgruppen zu helfen. Bezüglich des Ge-
schlechts gibt es leichte Unterschiede: Umweltverhalten 
und soziales Engagement sind tendenziell weiblichen Ju-
gendlichen etwas wichtiger als männlichen Jugendlichen, 
beim politischen Engagement verhält es sich umgekehrt 
(Shell 2015:243, 263).
Rein formale Möglichkeiten zur Partizipation an den offizi-
ellen politischen Strukturen reichen Jugendlichen jedoch 
nicht aus, um ihrem Interesse und ihrer Partizipationsbe-
reitschaft im Sinne einer aktiven Bürgergesellschaft zu ent-
sprechen. Jugendliche sehen ihr Engagement in einem 
größeren gesellschaftspolitischen Zusammenhang. Dies 
geht einher mit einer kritischen, wenngleich nicht zwin-
gend distanzierten Einstellung gegenüber den konventio-
nellen Formen der Politik. Ihre Kritik richtet sich an die poli-
tischen Repräsentantinnen und Repräsentanten, da diese 
sich nach Ansicht der allermeisten Jugendlichen nicht da-
rum kümmern, was junge Leute denken (Shell 2015: 179). 
Diese gefühlten Defizite seitens der Politik rechtfertigen es 
nicht, von einer Politikverdrossenheit Jugendlicher als sol-
cher zu sprechen – umso weniger, wenn diese nur an der 
niedrigen Wahlbeteiligung festgemacht wird. Im Gegen-
teil, es handelt sich um eine substanzielle Diskrepanz zwi-
schen Jugend und Politik, die auch aufgrund fehlender ju-
gendgerechter Angebote im Bereich der politischen Parti-
zipation und nicht gelungener Kommunikation besteht. 
Daher wundert es nicht, dass bei dem Engagement Ju-
gendlicher die Aktivität in zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen gegenüber der in politischen Organisationen 
deutlich überwiegt (Europäische Kommission 2015: 6ff.). 
Zudem nutzen junge Menschen zu ihrer politischen Artiku-
lation und Einwirkung auf den politischen Prozess vorwie-
gend unkonventionelle Partizipationsformen, indem sie 
sich beispielsweise an Protest- und Unterschriftenaktionen 
beteiligen oder bestimmte Produkte boykottieren (Gaiser/
de Rijke 2016).

Der Jugendlandtag 2015 
basierte auf den regionalen 
Jugendkonferenzen im Rahmen 
des Programms „Was uns 
bewegt – Jugendliche und Lan-
despolitik im Gespräch“, die in 
verschiedenen Land- und 
Stadtkreisen stattgefunden 
haben. Bei allen regionalen 
Jugendkonferenzen wurden 
Delegierte bestimmt, die die 
Interessen in den Jugendland-
tag einbringen konnten. Neben 
dem Landtag, dem Landesju-
gendring Baden-Württemberg, 
der LpB und dem Ring Politi-
scher Jugend war der Jugend-
landtag auch ein Projekt des 
Strukturierten Dialogs.

Landesjugendring 

 Baden-Württemberg e.V.

Tabelle 1: Wertorientierungen Jugendlicher in Bezug 
auf Beteiligung und Politik
Jeder Mensch hat ja bestimmte Vorstellungen, die sein  Leben 
und Verhalten bestimmen. Wenn du einmal daran denkst, was 
du in deinem Leben einmal anstrebst: Wie wichtig sind dann die 
folgenden Dinge dann für dich  persönlich?

Sich unter allen Umständen umweltbewusst 
zu verhalten  

66%

Sozial Benachteiligten und Randgruppen 
zu  helfen   

60%

Sich politisch zu engagieren  32%
Quelle: Shell Jugendstudie 2015, eigene Darstellung (Auszug), Werte für 
1–3 = „wichtig“.
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Politische Repräsentation ist jedoch von der Unterstützung 
und Mitwirkung von Akteuren der Zivilgesellschaft abhän-
gig, will sie sich dauerhaft Legitimation und Glaubwürdig-
keit sichern. Politische Entscheidungsträgerinnen und -trä-
ger benötigen einen „Resonanzboden“ bei ihren Adressa-
ten (Diehl 2016: 13). Dies kann mit Blick auf die junge 
Generation nicht gelingen, wenn diese sich nicht mit den 
politischen Akteuren identifizieren kann, weil sie sich zu 
wenig ernstgenommen fühlt und keine Möglichkeiten zur 
direkten Einflussnahme auf die Politik erkennt. Insbeson-
dere in Krisenzeiten sind eine solche Rückversicherung in 
und der Dialog mit der Bevölkerung wichtig, um nicht Popu-
lismus und Nationalismus oder einer generellen Abkoppe-
lung von Politik Vorschub zu leisten. 

Politik im Dialog

Vor dem Hintergrund der oben genannten Herausforderun-
gen ist ein Dialog zwischen Jugendlichen und Politik in bei-
derseitigem Interesse. Junge Bürgerinnen und Bürger bieten 
der Politik neue Impulse und Perspektiven. Dies gilt für Berei-
che wie die Bildungspolitik, von denen Jugendliche direkt 
betroffen sind, aber auch für aktuelle politische Fragen etwa 
solche der Flüchtlings-, Asyl- und Sicherheitspolitik. In diesen 
Fragen setzen junge Menschen häufig andere Schwer-
punkte als ältere und tragen so zur Meinungsvielfalt in der 
Politik bei. Zudem sind sie es, die mit den Konsequenzen po-
litischer Entscheidungen längerfristig leben müssen. 
Auch für die beteiligten Jugendlichen ist der Dialog mit der 
Politik gewinnbringend und erfüllt zugleich in hohem Maße 
eine politische Bildungsfunktion. Im Kontakt mit den politi-
schen Akteuren können sie ihre Anliegen und Interessen 
vortragen und so Politik auf direkte oder indirekte Weise 

aktiv mitgestalten. Auf der lokalen Ebene ist dies ebenso 
von Bedeutung, wie in nationalen oder europäischen Zu-
sammenhängen. Ein nachhaltiger und konstruktiver Dialog 
zwischen Jugend und Politik muss mehrere parallele Ziele 
balancieren und die Interessen unterschiedlicher Beteilig-
ter berücksichtigen können. Um zu einem gelungenen Inst-
rument der partizipativen Politikgestaltung zu werden, 
steht er jedoch vor folgenden Herausforderungen: 
 l Wie lässt sich ein Dialog zwischen Jugend und Politik 

„auf Augenhöhe“ führen?
 l Wie lassen sich junge Bürgerinnen und Bürger, insbe-

sondere aus bildungsfernen Schichten, für politische, 
naturgemäß komplexe Themen wie beispielsweise die 
Europapolitik begeistern? 
 l Wie erreicht man, dass eine kurze Begegnung von An-

gesicht zu Angesicht zwischen Jugendlichen und Ent-
scheidungsträgerinnen bzw. -trägern eine längerfris-
tige, nachhaltige Wirkung auf die Beteiligten entfaltet? 
 l Wie lässt sich der Dialog einerseits offen gestalten, so 

dass Jugendliche ihre eigenen Anliegen und Ideen äu-
ßern und einbringen können, und andererseits fokus-
siert genug, um konkrete Ergebnisse zu erzielen und da-
mit wirklich auf den politischen Entscheidungsprozess 
einzuwirken?
 l Wie stellt man sicher, dass die Ergebnisse des Dialogs 

von Politikerinnen und Politikern ernst genommen wer-
den? Braucht es hierzu eine verbindliche gesetzliche 
Grundlage?

Die Europäische Union hat Partizipation zum Leitmotiv ih-
rer Jugendpolitik erklärt und versucht, sich diesen Heraus-
forderungen mit dem Politikansatz des Strukturierten Dia-
logs im Rahmen der EU-Jugendstrategie 2010–2018 (Ent-
schließung des Rates 2009) zu stellen. Dabei kommt 
Partizipation eine zentrale Doppelfunktion zu: sowohl als 
Aufgabe wie auch als Thema der Jugendpolitik. Prioritär 
für die Jugendpolitik ist es, ihrer Zielgruppe Wege zur po-
litischen Beteiligung zu eröffnen, damit sie sich in Europa 
äußern und verstärkt in politische Entscheidungsprozesse 
einbringen kann. Dieses kann nur erreicht werden, indem 
man jungen Menschen auf praktischer Ebene das Instru-
mentarium zur Beteiligung bietet, ihnen erste Erfahrungen 
ermöglicht und dabei ihr Feedback mit in Betracht zieht. 
Wichtig dabei ist, junge Menschen zu einer demokratisch-
politischen Artikulation zu befähigen, um sie in die Delibe-
ration und Entscheidungsfindung einzubeziehen. Deshalb 
hat die EU-Jugendpolitik nicht nur das Ziel, Beteiligung zu 
fördern, sondern macht Jugendpartizipation auch ganz 
bewusst selbst zum Thema, mit dem sich Jugendliche auf 
Foren und Konferenzen auseinandersetzen, zu dem Kon-
sultationen durchgeführt und Beschlüsse verabschiedet 
werden. 

Der Strukturierte Dialog zur Beteiligung Jugendlicher

Im Rahmen der aktuellen EU-Jugendstrategie 2010–2018 
(Entschließung des Rates 2009), in der die Schwerpunkte 
und die Ausrichtung der jugendpolitischen Zusammenar-
beit in Europa festgelegt sind, spielt der Strukturierte Dia-
log eine zentrale Rolle. Die EU begegnet mit diesem Politik-
ansatz der Frage, wie Jugendliche stärker und verbindli-
cher in die EU-Politik einbezogen und insbesondere bei 
den sie betreffenden Angelegenheiten angehört werden 
können.

Eine Teilnehmerin des Jugendlandtags 2015 stellt gegen 
Ende der zweitägigen Veranstaltung „Was uns bewegt – 
Jugendliche und Landespolitik im Gespräch“ die Beschluss-
lage der zehn Arbeitskreise vor. 

Landesjugendring Baden-Württemberg e.V.
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Den Grundstein für den Strukturierten Dialog legte das 
Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Europas“ (Euro-
päische Kommission 2001), welches eine größere Teilhabe 
Jugendlicher am demokratischen Leben zum Ziel erhob. 
Ausgehend von der gescheiterten EU-Verfassung ver-
suchte die Europäische Kommission fortan, die Lücke zwi-
schen der offiziellen EU-Politik und deren Wahrnehmung in 
der Bevölkerung zu schließen. Konkretisiert wurde dies mit 
dem Plan D für mehr Demokratie, Dialog und Diskussion 
(2015), um die Politik der EU transparenter und bürgernä-
her zu gestalten sowie die Partizipation von Bürgerinnen 
und Bürgern über einen direkteren Kontakt mit Entschei-
dungsträgerinnen und -trägern zu ermöglichen. Hierbei 
sollten insbesondere junge Menschen Instrumente erhal-
ten, „um aktiv am Entscheidungsfindungsverfahren teilzu-
nehmen und Teilhaber des europäischen Entscheidungs-
prozesses zu werden“ (Mitteilung der Kommission 2005: 3).
Der Strukturierte Dialog als solcher wurde 2005 vom EU-
Jugendministerrat zur stärkeren und verbindlicheren Ein-
beziehung von Jugendlichen in die EU-Politik mit dem Ziel 
ins Leben gerufen, sich als Beteiligungsinstrument für Ju-
gendliche in der EU zu etablieren (Entschließung des Rates 
2005: 5). Kerngedanke dabei ist, über Online-Konsultatio-
nen und projektorientierte Dialogformate auf lokaler, regi-
onaler, nationaler und europäischer Ebene den Austausch 
zwischen Jugendlichen und Entscheidungsträgerinnen so-
wie -trägern zu den Themen der EU-Jugendstrategie zu 
fördern. Auf diesem Weg sollen die Meinungen und Anlie-
gen von Jugendlichen in Top-down- und Bottom-up-Pro-
zessen ermittelt werden und in gebündelter Form in die Ge-
staltung der europäischen Jugendpolitik einfließen.

Empowerment als Thema und Wirkung des 
Strukturierten Dialogs

Im Zeitraum von Juli 2014 bis Dezember 2015 wurde der 
Strukturierte Dialog unter das Thema „Befähigung junger 
Menschen“ gestellt (Entschließung des Rates 2014: 4). Im 
Mittelpunkt standen der Zugang zu Rechten und der Stel-
lenwert der politischen Partizipation junger Menschen, um 
ihre Autonomie und Teilnahme am gesellschaftlichen Le-
ben zu fördern. In lokalen Beteiligungsprojekten sollten 
vorhandene Hürden zur Beteiligung abgebaut und die Di-
alogkompetenz von Jugendlichen gestärkt werden. Über-
geordnetes Ziel ist es, Jugendliche sowohl verstärkt in po-
litische Entscheidungsprozesse einzubinden, als sie auch 

in die Lage zu versetzen, ihre Interessen mit den Entschei-
dungsträgerinnen und Entscheidungsträgern adäquat zu 
diskutieren. In dieser Doppelfunktion verstärkte das Thema 
Empowerment junger Menschen in der EU zugleich auch 
die intendierte Wirkung des Strukturierten Dia logs. 
Die Umsetzung der EU-Jugendstrategie in Deutschland 
entspricht dieser Zielsetzung, indem sie „immer auch As-
pekte der Persönlichkeitsbildung, der Wertevermittlung, 
der Demokratiepädagogik, der Partizipation sowie der 
Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements“ (Jugend- 
und Familienministerkonferenz 2013) berücksichtigt sehen 
will. In dieser Befähigungsaufgabe spielt der Strukturierte 
Dialog in Deutschland – besonders in seiner Projektaus-
richtung – eine wesentliche Transmissionsrolle. Durch ihre 
Teilnahme sollen sich Jugendliche nicht nur mit den durch 
die EU gesetzten Themen der europäischen Jugendpolitik 
auseinandersetzen, sondern gleichzeitig dazu befähigt 
werden, eigene Standpunkte auszubilden und zu vertre-
ten. Damit stellt der Strukturierte Dialog einen wesentli-
chen Beitrag zur Demokratiefähigkeit junger Menschen im 
Kontext europäischer Politikgestaltung dar.
Bisherige Untersuchungen zur Wirkung und Resonanz des 
Strukturierten Dialogs in Deutschland zeigen, dass Ju-
gendliche Interesse am Gespräch mit politischen Entschei-
dungsträgerinnen und Entscheidungsträgern haben und 
politisch wirksam zu werden (Feldmann-Wojtachnia/Tham 
2014, 2016)1. Fast alle Teilnehmenden stufen es als wichtig 
ein, soziale und politische Themen zu diskutieren (97%) 
und in direkten Kontakt mit Politikerinnen und Politikern zu 
kommen (92%) sowie sich an politischen Entscheidungs-
prozessen, die sie betreffen, zu beteiligen (96%) (RAY 
2015/16). 
Top-down-gesetzte und Bottom-up-gewählte Themen hal-
ten sich bei den Projekten des Strukturierten Dialogs insge-
samt die Waage: Jugendpartizipation nimmt bei der 
Schwerpunktsetzung der Inhalte einen hohen Stellenwert 
ein. Die konkreten Konsultationsthemen der EU – wie 2015 
beispielsweise Empowerment und Rechte Jugendlicher – 
finden ebenfalls Berücksichtigung, stehen aber in der 
Wahrnehmung der Jugendlichen nicht an erster Stelle.
Allen Teilnehmenden haben die Projekte des Strukturierten 
Dialogs Spaß gemacht (98%), die Themen wurden ihrer 
Ansicht nach interessant dargestellt (97%) und die Teil-

Tabelle 2: Interesse Jugendlicher an Politik
Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu oder widersprechen ihnen?
Ich glaube, dass es für junge Menschen wichtig ist …

Stimme über-
haupt nicht zu

Stimme 
nicht zu

Stimme zu Stimme voll-
kommen zu

… politische und soziale Themen zu diskutieren. 0  3% 24% 73%
… von ihrem Recht Gebrauch zu machen, sich an 
politischen Entscheidungsprozessen zu beteiligen, 
die sie selbst betreffen.

1%  3% 26% 70%

… die Möglichkeit zu einem direkten Kontakt mit 
politischen Akteuren zu haben.

0  8% 29% 63%

… sich an europäischer Politik zu beteiligen. 1% 10% 42%  7%
Datenbasis: RAY MON PP 2015/16; N=165 (Teilnehmende des Strukturierten Dialogs in Deutschland).

259

JUGEND UND POLITIK IM DIALOG:
EMPOWERMENT DURCH DIE EU

 

bis2016_04_inhalt.indd   259bis2016_04_inhalt.indd   259 15.12.16   08:4115.12.16   08:41



nahme hat ihnen persönlich etwas gebracht (95%). Eben-
falls konnten nahezu alle Jugendlichen sich und ihre Ideen 
gut einbringen (94%) und fanden die Zusammensetzung 
der Teilnehmenden interessant (90%). Auch bezüglich der 
Ergebnisse ziehen die Jugendlichen ein positives Resümee: 
Eine breite Mehrheit ist voll und ganz oder teilweise zufrie-
den (88%) und hält den Dialog zwischen Jugendlichen und 
Politik für gelungen (88%). Gut ein Drit tel hatte das Gefühl, 
dass die Anliegen der Jugendlichen von den Politikerinnen 
und Politikern ernst genommen wurden (72%). 
Eine der wesentlichen Voraussetzungen dafür, dass politi-
sche partizipative Dialogformate wie der Strukturierte Di-
alog gelingen, sind zielgruppenspezifische Zugänge, die 
es jungen Menschen ermöglichen, sich eigenständig mit 
politischen Themen zu beschäftigen. Mit den in den Projek-
ten gewählten Ansätzen und Methoden der Jugendarbeit 
werden Jugendliche sensibilisiert und motiviert, sich mit Po-
litik intensiver auseinanderzusetzen. Kreative Angebote 

wie Kunst, Musik, Theater etc. ermöglichen niedrigschwel-
lige Zugänge und geben Jugendlichen die Gelegenheit, 
sich anders auszudrücken und einzubringen. Auf diese 
Weise wird die inhaltlich komplexe und abstrakte Materie 
auch für solche Jugendliche anschaulich und greifbar, die 
kaum Vorwissen mitbringen und sich sonst selten mit Politik 
oder spezieller mit Europa befassen. Hier eröffnet das For-
mat des Strukturierten Dialogs oft eine erste Gelegenheit, 
sich mit aktuellen (europa-)politischen Fragestellungen 
auseinanderzusetzen und an diesen sogar aktiv mitzu-
wirken.
Bei der gemeinsamen Auseinandersetzung mit Gleichaltri-
gen vereinfacht der Ansatz des Peer-Learnings den Um-
gang mit politischen Fragestellungen. Die zu behandeln-
den Themen werden in den Projekten des Strukturierten 
Dialogs mit dem Alltag und den Lebenswelten Jugendli-
cher verknüpft. Jugendgerechte Sprache sowie alltags-
nahe Ansatzpunkte schaffen eine Atmosphäre, die es Ju-

Abbildung 1: Die wichtigsten 
Themen in den Projekten des 
Strukturierten Dialogs 

Quelle: CAP Online Survey 2015; N = 210, Mehrfachnennungen möglich, dunkelblau = EU-Themen, hellblau = selbstgewählte Themen.

Abbildung 2: Bewertung der 
Projekte des Strukturierten 
Dialogs durch die Teilneh-
menden

Quelle: CAP Online Survey zum Strukturierten Dialog in Deutschland 2015; N = 231, zusammengezogene Werte für „voll und ganz“ und „teilweise“.
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gendlichen erleichtert, sich auf Politik einzulassen. Durch 
den partizipativen Ansatz der Jugendarbeit ist gewähr-
leistet, dass die Interessen und Anliegen der Teilnehmen-
den Berücksichtigung finden und die Jugendlichen nicht 
überfordert werden. So werden die Inhalte und Anliegen 
des Strukturierten Dialogs nicht als gesetzt und fremd 
wahrgenommen, sondern durch persönliche und lokale 
Bezüge den Teilnehmenden näher gebracht. Die Vermitt-
lungsaufgaben, die die Jugendarbeit hierbei zu leisten 
hat, umfassen sowohl die Erarbeitung von Sachkompeten-
zen als auch die Förderung von Schlüsselqualifikationen 
wie Kommunikations- und Kritikfähigkeit sowie andere so-
ziale Kompetenzen.
Wichtig ist, dass die Jugendlichen im Sinne eines umfas-
senden Partizipationsprozesses gezielt auf die Dialoge 
vorbereitet werden. Verschiedene Partizipationsformen 
spielen in den unterschiedlichen Phasen eine Rolle: Die Ju-
gendlichen arbeiten sich in die Themen ein, klären Sach-
verhalte und formulieren Handlungsbedarfe. In der Ausei-
nandersetzung mit den anderen Teilnehmenden klären sie 
ihre eigenen Positionen und diskutieren über gemeinsame 
Anliegen und Forderungen (Artikulations- und Klärungs-
phase). Sie bereiten sich gemeinsam auf die Dialoge vor, 
stellen sich auf ihre Dialogpartnerinnen und Dialogpart-
ner ein und lernen, sich in die Diskussionen einzubringen 
und für ihre Anliegen einzustehen (Deliberations- und ggf. 
Entscheidungsphase). 
Über die konkreten Dialogveranstaltungen hinaus gelingt 
es auch, die Teilnehmenden grundsätzlich zu mehr Enga-
gement und Beteiligung in Politik und Gesellschaft zu moti-
vieren. Bei einer Befragung zu den Wirkungen ihrer Teil-
nahme an einem Projekt des Strukturierten Dialogs gibt die 
Hälfte der Jugendlichen (51%) an, dass Demokratie für sie 
wichtiger geworden ist. 40 Prozent nehmen nach eigener 
Einschätzung mehr als zuvor am demokratischen Leben 
teil. Über die Hälfte der teilnehmenden Jugendlichen hat 
etwas Neues über Jugendpolitik gelernt (59%) und zeigt 
sich interessiert, an deren Weiterentwicklung mitzuwirken 
(56%). Auch im Hinblick auf die im Strukturierten Dialog 
gewonnenen Schlüsselqualifikationen führen die beteilig-
ten Jugendlichen an, dass ihre Sozial- und Bürgerkompe-
tenzen deutlich zugenommen haben. Nahezu alle Teilneh-
menden fühlen sich besser in der Lage, gemeinsame Lösun-
gen auszuhandeln, wenn es verschiedene Standpunkte 

gibt (90%). Sie sind der Auffassung, ihre Meinung besser in 
Diskussionen einbringen zu können (85%), politische The-
men tiefgreifender diskutieren und mithilfe der gemachten 
Erfahrungen etwas im Sinne der Gemeinschaft oder Ge-
sellschaft erreichen zu können (86%). Die Jugendlichen ha-
ben größtenteils positive Erfahrungen in der Teamarbeit 
gemacht (85%), und über zwei Drit tel traut sich nunmehr 
eher zu, eine gute Idee zu entwickeln und praktisch umzu-
setzen (65%). Der Strukturierte Dialog leistet damit einen 
wichtigen Beitrag zur aktiven Bürgergesellschaft. Die Ju-
gendlichen lernen zudem, wie Politik vor Ort funktioniert 
und wie und wo sie ihre eigenen Interessen und Anliegen 
einbringen können. 
Diese grundlegende Sensibilisierung und Motivierung für 
Politik ist eine Voraussetzung dafür, dass sich Jugendliche 
auch für europäische Politik interessieren. Durch die Ver-
knüpfung der Fragestellungen der EU-Jugendstrategie mit 
der Lebenswelt und den Alltagserfahrungen der Jugendli-
chen wird die Beschäftigung mit europäischen Themen er-
möglicht. Diese „Erdung“ der Themen macht europäische 
Jugendpolitik für Jugendliche zugänglich und weckt ihr In-
teresse, diese auch mitzugestalten. So gibt knapp die 
Hälfte der Jugendlichen, die 2015/16 an einem Projekt des 
Strukturierten Dialogs in Deutschland teilgenommen ha-
ben, an, dass sie sich mehr als zuvor über aktuelle europä-
ische Themen informieren (44%) und nahezu alle Beteilig-
ten halten es für wichtig, dass sich junge Menschen an eu-
ropäischer Politik beteiligen (89%) (RAY 2015/16).

Chancen und Herausforderungen des partizipativen 
Politikansatzes der EU

Gemäß dem Governance-Ansatz der EU (Europäische 
Kommission 2001b), die Bevölkerung stärker in Entschei-
dungsprozesse einzubinden, gilt es zu klären, wie auch Ju-
gendliche wirksamer an der Gestaltung der sie betreffen-
den Politik beteiligt werden könnten. Der Strukturierte Dia-
log erfüllt hierbei eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe. 
In Zeiten, in denen zwar das Interesse Jugendlicher an Po-

Tabelle 3: Sozial- und Bürgerkompetenz 
Durch meine Teilnahme in diesem Projekt habe ich folgende Fähigkeit(en) verbessert …

Stimme über-
haupt nicht zu

Stimme 
nicht zu

Stimme 
zu

Stimme voll-
kommen zu

… politische Themen tiefgreifend zu diskutieren. 2% 12% 40% 46%
… gemeinsame Lösungen auszuhandeln, wenn es 
verschiedene Standpunkte gibt.

2% 8% 47% 43%

… etwas im Interesse der Gemeinschaft oder 
Gesellschaft zu erreichen.

3% 11% 44% 42%

… im Team zusammenzuarbeiten. 3% 12% 44% 41%

… meine Meinung in Diskussionen überzeugend 
einzubringen.

3% 12% 55% 30%

… eine gute Idee zu entwickeln und praktisch 
umzusetzen.

10% 25% 41% 24%

Datenbasis: RAY PP Mon PP 2015/16; N=199 (Teilnehmende des Strukturierten Dialogs in Deutschland).
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litik wieder zunimmt, Jugend und Politik sich aber immer 
mehr voneinander entfremdet haben und insbesondere 
die europäische Politik erklärungsbedürftig ist, tragen 
Maßnahmen des Strukturierten Dialogs dazu bei, die Kluft 
zwischen beiden zu verkleinern. Bei den Dialogveranstal-
tungen lernen nicht nur Politikerinnen und Politiker die Le-
benslagen und Interessen junger Menschen besser ken-
nen. Auch Jugendliche nehmen Politik und die Europäische 
Union anders wahr und entwickeln mehr Verständnis für 
die politische Arbeit auf den unterschiedenen politischen 
Entscheidungsebenen. 
Zur Stärkung der Jugendpartizipation in Europa bedarf es 
neben einer zivilgesellschaftlichen Beteiligungskultur mit 
ihren zahlreichen unkonventionellen Beteiligungsformen 
auch institutionalisierter Instrumente, die jungen Men-
schen entsprechen und durch die sie nachhaltige Erfahrun-
gen der Selbstwirksamkeit machen können. Diejenigen Ju-
gendlichen, die sich in den Projekten des Strukturierten 
Dialogs engagieren, fühlen sich von dem partizipativem 
Politikansatz der EU angesprochen und darin bestärkt, 
eine eigene politische Meinung zu bilden und zu Gehör zu 
bringen. Sie fühlen sich dazu befähigt, sowohl in einem 
europäischen wie auch im lokalen Rahmen an der Politik 
beteiligt zu sein.  Allerdings ist der Strukturierte Dialog nur 

in einem kleinen Kreis der europabezogenen Jugendarbeit 
bekannt und darüber hinaus wenig verbreitet.
Damit der Strukturierte Dialog tatsächlich das vorhandene 
Potenzial entfalten und nachhaltig zum politischen Empo-
werment junger Menschen beitragen kann, ist es wichtig, 
dass er die notwendige Unterstützung seitens der Politik 
erhält und in die Breite gebracht wird. Ein klares Commit-
ment für die Anliegen des Strukturierten Dialogs ist auf al-
len politischen Ebenen, nicht nur bei den Akteuren der EU-
Jugendpolitik notwendig, um auch tatsächlich Resonanz 
und Wirkung zu erzielen.
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JUGENDBETEILIGUNG IM MUSTERLAND DER DEMOKRATIE

„Politikverdrossenheit“ im Demokratieparadies? 
Jugendbeteiligung in der Schweiz
Jeannette Behringer

Ist die geringe politische Beteiligung von Jugendlichen in 
der Schweiz ein Ausdruck von Zufriedenheit mit dem po-
litischen System oder ein Zeichen von Desinteresse und 
Politikverdrossenheit? Jeannette Behringer erörtert, wie 
und ob die vielen Möglichkeiten politischer und sozialer 
Partizipation von jungen Erwachsenen überhaupt wahr-
genommen werden. Ein Blick auf die institutionalisierte 
politische Partizipation Jugendlicher ist zunächst ernüch-
ternd. Junge Stimmberechtigte beteiligen sich weniger 
stark und häufig an Wahlen und Abstimmungen im Ver-
gleich zu anderen Altersgruppen. Auch das bürgerschaft-
liche Engagement Jugendlicher liegt signifikant unter dem 
älterer Kohorten. Hingegen haben die nicht-institutiona-
lisierten Formen der Beteiligung auch in der Schweiz an 
Bedeutung gewonnen. Jugendliche engagieren sich aller-
dings themenspezifisch, eher kurzfristig und informell. 
Dem geringen politischen Wissen und politischen Inter-
esse Jugendlicher und junger Erwachsener könnte – so 
das abschließende Plädoyer – durch die Etablierung ei-
ner flächendeckenden professionellen politischen Bil-
dung wirksam begegnet werden.  

Vorbemerkung

Die Beteiligung von Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen gilt in Demokratien als besonders wichtiges Anliegen, 
das in vielen Ansprachen hervorgehoben wird, so auch in 
der Schweiz. Anlässlich ihrer Rede auf der Konferenz der 
Jugendparlamente betonte die ehemalige Bundesrätin 
Ruth Metzler-Arnold die besondere Bedeutung der Beteili-
gung Jugendlicher am schweizerischen Gemeinwesen und 
nahm Bezug auf deren Rechte, aber auch Pflichten.1 Gleich-
zeitig ist die geringe politische Beteiligung der Jugendli-
chen in der Schweiz Gegenstand regelmäßiger medialer 
Diskussionen, die für unterschiedliche Interpretationen sor-
gen: Während die einen dies als Ausdruck von Vertrauen 
und Zufriedenheit werten, ist es für die anderen ein Zei-
chen von Desinteresse und Politikverdrossenheit.2 Die Dis-
kussion um die vermehrte Beteiligung von Jugendlichen hat 
in den letzten zehn Jahren erheblich an Intensität zuge-
nommen. Dabei spielen vor allem die Argumente der man-
gelnden Repräsentativität gewählter Gremien und der ver-
besserten Legitimität, des Kompetenzerwerbs für demo-
kratische Prozesse sowie der Integration in die Gesellschaft 
eine große Rolle (Wittwer 2015: 20f).
Das politische System der Schweiz gewährt weltweit die 
umfassendsten Möglichkeiten politischer Partizipation 
(Rothenbühler u. a. 2012). Als halbdirekte Demokratie ist es 
ein Mischsystem aus direkter und repräsentativer Beteili-
gung. Das Parlament, bestehend aus nebenamtlichen 
Stände- und Nationalräten, wird alle vier Jahre gewählt 

und versammelt sich vier Mal im Jahr zu „Sessionen“ – Sit-
zungen, die mehrere Wochen dauern: Die Schweiz wird 
durch ein Milizparlament gestaltet, durch nebenamtlich 
tätige Politikerinnen und Politiker. 
Diese parlamentarische Demokratie wird ergänzt durch 
Verfahren der direkten Demokratie. An vier „Abstimmungs-
sonntagen“ pro Jahr werden Bürgerinnen und Bürger zu 
eidgenössischen, kantonalen und kommunalen Vorlagen 
an die Urne gerufen. Diese Mischung breiter Möglichkei-
ten politischer Partizipation macht die Faszination aus, die 
das fälschlicherweise oft als „direkte Demokratie“ bezeich-
nete System der Schweiz für viele darstellt. Gerade in Zei-
ten, in denen landauf, landab „mehr Beteiligung“ eingefor-
dert wird – oft auch als „Heilmittel“ gegen Politikverdros-
senheit gedacht – schweift der Blick oft in die Schweiz, sei 
es von Seiten deutscher Landesregierungen wie in Rhein-
land-Pfalz oder Baden-Württemberg, von Nichtregie-
rungsorganisationen wie Mehr Demokratie e. V. oder auch 
von Parteien, seien es die Grünen oder die Alternative für 
Deutschland (AfD). 
So umfassend die Möglichkeiten zur politischen Beteili-
gung auch sein mögen: Alleine das Angebot sorgt noch 
nicht für eine umfangreiche „Nachfrage“, gerade unter Ju-
gendlichen. Denn gleichzeitig ist dieses System anspruchs-
voller als repräsentative Demokratien, da die zeitliche und 
inhaltliche Anforderung, an vier Tagen pro Jahr über meh-
rere Sachthemen abzustimmen, nicht zu unterschätzen ist: 
Pro Abstimmungstag sind Bürgerinnen und Bürger gehal-

Das politische System der Schweiz gewährt umfassende 
Möglichkeiten politischer Partizipation. Als halbdirekte 
Demokratie ist es ein Mischsystem aus direkter und reprä-
sentativer Beteiligung.  picture alliance/dpa

263

bis2016_04_inhalt.indd   263bis2016_04_inhalt.indd   263 15.12.16   08:4115.12.16   08:41



ten, sich mit vier bis zu zwölf Vorlagen und damit Themen 
zu befassen, Pro und Contra-Argumentarien zu lesen und 
abzuwägen. 
Wie sieht es also im Wunderland der Demokratie mit der 
Beteiligung Jugendlicher aus? Ist es so, dass die vielfältigen 
Möglichkeiten politischer und sozialer Partizipation auch 
wahrgenommen werden? Welche besonderen Formen jen-
seits institutionalisierter politischer Partizipation existieren, 
und wie sieht es mit bürgerschaftlichem Engagement aus? 
Im vorliegenden Artikel wird ein breiter Begriff von Beteili-
gung vorausgesetzt, der institutionalisierte und nicht-insti-
tutionalisierte Beteiligung ebenso wie soziale Partizipation 
und bürgerschaftliches Engagement umfasst.

Politische Partizipation in der Schweiz

Die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an politischen 
Entscheidungsprozessen ist eines der zentralen Elemente 
der Legitimation und Funktionsweise demokratischer Sys-
teme. Gemäß des derzeit dominierenden po li tik wis sen-
schaft lichen Verständnisses umfasst sie alle Verhaltenswei-
sen von Bürgerinnen und Bürgern, die diese alleine oder mit 
anderen gemeinsam freiwillig unternehmen, um Einfluss auf 
politische Entscheidungen auf verschiedenen Ebenen des 
politischen Systems zu nehmen (Steinbrecher 2009: 28). Die 
Formen politischer Beteiligung lassen sich in institutionali-
sierte und nicht-institutionalisierte sowie in legale und ille-
gale Formen der Beteiligung einteilen. Institutionalisierte 
(manchmal auch „verfasste Formen“ der Partizipation ge-
nannt) Beteiligungsmöglichkeiten sind institutionell vorge-
sehene und rechtlich kodifizierte Formen. Nicht-institutio-
nalisierte Formen sind alle Formen, die außerhalb dieses 
institutionalisierten Rahmens entstehen, wie Bürgerinitiati-
ven, Flashmobs oder Zukunftswerkstätten. Legale und ille-
gale Formen unterscheiden sich dadurch, ob sie innerhalb 
oder außerhalb eines rechtlichen Rahmens stattfinden. Un-
terschieden wird weiterhin zwischen zivilem Ungehorsam 
sowie gewaltförmigen Akten, die sich gegen Sachen und/
oder Personen richten.
Nicht immer ist die Beteiligung an politischen Aktionen je-
doch derart „stringent“ und von Beginn einer politischen 
Aktivität an „zweckrational“ auf die Beeinflussung politi-
scher Entscheidungen ausgerichtet. Zum Teil ist die Beteili-
gung an kollektiven politischen Aktionen auch anderen 
Motiven geschuldet, z. B. einen lokalen Konflikt zu lösen. 
Heute ist deshalb ein breites Verständnis politischer Betei-
ligung vorherrschend, das versucht, die verschiedenen For-
men der Beteiligung und ihre Ziele allgemeiner zu erfas-
sen, indem ein auf ein kollektives Ziel und auf eine formali-
sierte Struktur hin orientiertes Verhalten als politische 
Aktivität verstanden wird, die wiederum ein komplexes Zu-
sammenspiel zwischen institutionellen Strukturen, konkre-
ten politischen Ereignissen, Gruppenbindung und indivi-
duellen Merkmalen darstellt, wie Jan W. van Deth ausführt 
(2014: 13). Er unterscheidet zwischen vier Modi politischer 
Beteiligung institutioneller und nicht-institutioneller For-
men, die an die Regierung bzw. den Staat gerichtet sind 
sowie sogenannten „problem-“ oder „gemeinschaftsorien-
tierten Aktivitäten“, die neue Modi des Engagements ent-
wickeln, wie z. B. die Beteiligung im Kollektiv oder individu-
elle Formen mit politischer Absicht (z. B. politischer Kon-
sum). Diese Aktivitäten zielen darauf ab, Veränderungen in 
der Gesellschaft bzw. in Teilsystemen zu beeinflussen 

(Wittwer 2015: 7f). Gerade aufgrund der vielfältigen For-
men des Engagements ist eine Abgrenzung politischer von 
sozialer Partizipation schwierig, für analytisches Arbeiten 
jedoch notwendig. Soziale Partizipation, deren wichtigs-
ter Ausdruck das freiwillige Engagement darstellt, soll in 
Abgrenzung zu politischer Partizipation nach Oscar W. 
Gabriel und Kerstin Völkl verstanden werden als „alle indi-
viduell oder gemeinsam mit anderen ausgeführten freiwil-
ligen Aktivitäten, die nicht unter die Erwerbstätigkeit fallen 
und das Ziel verfolgen, sich selbst oder anderen unentgelt-
lich materielle oder immaterielle Güter wie Geld, Pflege, 
Wohlbefinden, Unterhaltung oder soziale Kontakte zur 
Verfügung zu stellen“ (Gabriel/Völkl 2005: 529).3 
Für die Schweiz bezeichnen Martina Rothenbühler u. a. in-
stitutionelle Formen der Beteiligung als diejenigen, welche 
„für die Aufrechterhaltung der direkten Demokratie und die 
Parteienlandschaft der Schweiz notwendig sind“ sowie 
alle Aktivitäten, die diese Form der Beteiligung unterstüt-
zen (Rothenbühler 2012: 5), wie die Teilnahme an Wahlen 
und Abstimmungen, die Unterstützung von Initiativen und 
Referenden sowie parteiorientierte Aktivitäten. Nicht-insti-
tutionalisierte Formen hingegen umfassen all jene politi-
schen Ausdrucksweisen, die die öffentliche Meinung und 
politische Entscheidungen zu beeinflussen versuchen, z. B. 
in Form von Protesten, öffentlichen (Internet-)Debatten, De-
monstrationen oder der Boykott bzw. der bewusste Kauf 
von Produkten.
Die Rahmenbedingungen in der Schweiz sind geprägt von 
internationalen und nationalen Willensbekundungen, Par-
tizipation von Kindern und Jugendlichen aktiv zu ermögli-
chen, wie z. B. durch den Beitrit t zur UNO-Kinderrechts-
konvention 1997, einem nationalen Bericht des Bundesra-
tes zur Schweizerischen Kinder- und Jugendpolitik 2008 
sowie die Verabschiedung des Kinder- und Jugendförde-
rungsgesetzes von 2013. Als Beratungsorgan fungiert die 
Eidgenössische Kommission für Kinder- und Jugendfragen 
(EKKJ), die sich ebenfalls mit dem Thema Jugendbeteili-
gung befasst. Festgehalten sind die Förderung von Kindern 
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und Jugendlichen und die Ermöglichung der Teilhabe und 
Partizipation. Allerdings zeigt die Diskussion große Unter-
schiede hinsichtlich des Zeitpunkts der Beteiligung, der Al-
tersgrenze, der Reichweite der Einflussmöglichkeiten sowie 
der Qualität der Partizipation insgesamt auf (Wittwer 
2015. 13f.). Gerade bei der Beteiligung von Jugendlichen 
sei, so Stefan Wittwer, die Gefahr groß, dem Einbezug nur 
Symbolcharakter zuzusprechen und Prozesse von Kindern 
und Jugendlichen als manipulative oder als dekorative 
Übung zu verstehen oder aber als „Alibi-Partizipation“ 
(ebd.: 22). Unterschieden werde könne, so der Autor, zwi-
schen einem partizipatorischen Interesse, das dem Ziel der 
Beteiligung dient, und einem anwaltschaftlichen Interesse, 
das stellvertretend die Interessen von Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen vertreten mag.

Wertewandel und Beteiligung

Werte – im Sinne normativer Orientierungen des Wün-
schenswerten – haben das Bedürfnis nach Selbstbestim-
mung und Teilhabe verstärkt und so auch das Repertoire 
von Motivation und Formen der Beteiligung verändert. Die-
ser Teil des gesellschaftlichen Wandels betrifft auch die 
Orientierungen Jugendlicher und junger Erwachsener, die 
ebenfalls zur Veränderung dieser Formen beitragen. 
Gleichzeitig führt dieser gesellschaftliche Wertewandel 
auch auf individueller Ebene zu unterschiedlichen Einschät-
zungen über die Generationen hinweg. Dabei belegen 
Studien des Wertewandels für die Schweiz, dass nur we-
nige Jugendliche und junge Erwachsene dem politischen 
Engagement eine hohe Bedeutung für ihr Leben zuschrei-
ben, Luca Bertossa u. a. sprechen gar von einer „Nebensa-
che“ (Bertossa u. a. 2008: 208). So stellt das aktuelle Ju-
gendbarometer im Auftrag der Credit Suisse, das jährlich 
1.000 Jugendliche zwischen 16 und 24 Jahren in der 
Schweiz, in den USA sowie in Brasilien und Singapur be-
fragt, fest, dass nur rund 15 Prozent der Befragten in der 

Schweiz politisches Engagement als wichtig erachten (Gol-
der u. a. 2016: 49). Vier Prozent der Jugendlichen sind Mit-
glied einer Partei, und für 48 Prozent ist die Bedeutung der 
Parteien „out“, eher fühlen sie sich anderen Gruppen ver-
bunden, wie z. B. Vereinen. Dennoch stellt das Wertebaro-
meter eine steigende Bedeutung der Politik an sich fest, da 
die Nennung politischer Probleme und die eigene politi-
sche Verortung an Bedeutung gewonnen hat. Die Autorin-
nen und Autoren bezeichnen diese Veränderung als „dis-
kursive oder ideologische (…) Politisierung“, die jedoch 
nicht mit einer Zunahme an politischem Engagement einher-
geht (a. a. O.: 52), obgleich postmaterialistische Orientie-
rungen zugenommen haben. Die Bedeutung, die die Politik 
im Leben der jungen Schweizerinnen und Schweizer erhält, 
gepaart mit dem hohen Vertrauen in den Staat und in das 
politische System, bestätigt den Befund umfassender Lang-
zeitstudien, wonach bei den Jugendlichen nicht von Politik-
verdrossenheit gesprochen werden kann. Stattdessen ist 
eher ein von Desinteresse gekennzeichnetes Politikver-
ständnis zu diagnostizieren, das sich weniger darauf be-
zieht, die Pflichten einer guten Staatsbürgerin bzw. eines 
guten Staatsbürgers wahrzunehmen und wählen und ab-
stimmen zu gehen, sondern sich themen- und gesellschafts-
bezogen in neuen und individuellen Formen äußert. 

Institutionalisierte politische Partizipation 
Jugendlicher 

Hinsichtlich der institutionalisierten Partizipation und der 
Möglichkeit, an Wahlen und Abstimmungen teilzunehmen 
und sich zur Wahl zu stellen, liegt die Altersgrenze auf eid-
genössischer, kantonaler und kommunaler Ebene bei 18 
Jahren. Seit 2007 ermöglicht der Kanton Glarus für Ju-
gendliche ab 16 Jahren das aktive Wahlrecht auf kantona-
ler und kommunaler Ebene, das passive Wahlrecht bleibt 
bei 18 Jahren. Grundsätzlich lässt sich sagen, dass die Be-
teiligung junger Erwachsener von 18 bis 25 Jahren an 
Wahlen und Abstimmungen in der Schweiz als niedrig ein-
zuschätzen ist: So nimmt nur eine Minderheit der jungen 
Erwachsenen in der Schweiz ihr Recht auf Wahl- und Ab-
stimmungsbeteiligung wahr. An der heftig diskutierten Ab-
stimmung zur sogenannten „Masseneinwanderungsinitia-
tive“ am 9. Februar 2014 beteiligten sich beispielsweise nur 
17 Prozent der 18- bis 29-Jährigen. Im Durchschnitt liegt 
die Beteiligung an Wahlen zu National- und Ständerat bei 
den 18- bis 25-Jährigen bei rund 30 Prozent. Mit steigen-
dem Alter steigt jedoch auch die Wahlbeteiligung, wie die 
Tabelle sowie die Grafik auf den Seiten 266ff. zeigen. 
Im internationalen Vergleich liegt die Schweiz hinsichtlich 
Wissen, Interesse und konkreter Absicht der Beteiligung 
von Jugendlichen und jungen Erwachsenen im hinteren 
Drit tel: Eine europäische Studie zu politischem Wissen, po-
litischen Einstellungen und politischer Beteiligung zeigt für 
die Schweiz, dass Schülerinnen und Schüler über ein ge-
ringes politisches Wissen verfügen und auch ein geringes 
Interesse haben, sich politisch zu beteiligen (Schulz u. a. 
2010). Interessanterweise geht dieser Befund mit der Ein-
schätzung einher, dass mit politischer Beteiligung nur eine 
geringe Erwartung an die Wirksamkeit der Mitwirkung 

Die parlamentarische Demo-
kratie wird ergänzt durch Ver-
fahren der direkten Demokra-
tie, die sich besonders an vier 
„Abstimmungssonntagen“ pro 
Jahr zeigt, an denen Bürgerin-
nen und Bürger zu eidgenössi-
schen, kantonalen und kommu-
nalen Vorlagen an die Urne 
gerufen werden.

picture alliance/dpa
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verbunden ist (Grossrieder/Föhn 2010). Auch die Beteili-
gung von jungen Erwachsenen im Parlament ist gering: So 
beträgt der Anteil der Parlamentarierinnen und Parlamen-
tarier des Nationalrats, die zwischen 18 und 39 Jahren alt 
sind, in den vergangenen Jahren um die zehn Prozent, wie 
Abildung 2 zeigt.
Junge Stimmberechtigte beteiligen sich im Vergleich zu an-
deren Altersgruppen weniger häufig und weniger stark an 
Wahlen und Abstimmungen. Obwohl das politische Inter-
esse mit dem Alter zunimmt, erklärt dies die festgestellten 
Unterschiede jedoch noch nicht umfassend. Zum einen 
muss festgestellt werden, dass im internationalen Ver-
gleich die durchschnittliche Beteiligung an nationalen 
Wahlen – sie liegt bei rund 50 Prozent – in der Schweiz 
niedriger ausfällt als in anderen Ländern. Begründet wird 
dies mit der geringeren Bedeutung von Wahlen generell, 
da mit den Möglichkeiten der direkten Sachabstimmung 
vier Mal pro Jahr die Bedeutung der Wahlen sinkt und so-
mit also andere, „direktere“ Einflussmöglichkeiten gege-
ben sind. Ein weiteres, immer wieder auch von Jugendver-
bänden moniertes Kriterium für die geringere Wahlbeteili-
gung sind die zu komplexen und anforderungsreichen 
Argumentarien und Wahlunterlagen. Gleichzeitig ist auch 

hier die Frage zu stellen, welches Niveau an Rationalität zu 
erwarten ist bzw. welchen Grad von Mündigkeit junge Er-
wachsene im politischen Prozess erreichen sollen (Quesel/
Oser 2006: 6f).
Der These, dass die geringe Beteiligung an konventionel-
len Beteiligungsformen per se mit einem geringen Interesse 
und politischem Desinteresse gleichzusetzen sei, wird auch 
innerhalb der Forschung widersprochen. Aufgrund des 
festgestellten Wertewandels von Pflicht- und Akzeptanz-
werten hin zu Werten der Selbstverwirklichung und der 
Mitwirkung wird immer wieder darauf hingewiesen, dass 
Jugendliche nicht nur aus „Pflichtmotiven“ heraus wählen 
gehen, sondern andere Formen der Beteiligung bevorzu-
gen (van Deth 2014), die weniger verbindlich und informel-
ler sind (Wittwer 2015: 18). Auch das Forschungsprojekt 
CH@YOUPART des Kompetenzzentrums Sozialwissen-
schaften (FORS) kommt zu diesem Ergebnis.4 Jugendliche 
und junge Erwachsene engagieren sich sehr wohl poli-
tisch, tun dies jedoch in sehr verschiedenen Formen. Bevor-
zugt werden eher informelle bzw. nicht-institutionalisierte 
Formen politischer Partizipation, die darüber hinaus the-
menspezifisch sind und eine Kombination aus Offline- und 
Onlinepartizipation darstellen. 

Tabelle: Wahlbeteiligung nach ausgewählten sozialen Merkmalen 1995–2015 (in %)

1995 1999 2003 2007 2011 2015

Beteiligung insgesamt 42 43 46 48 49 49

Nach Geschlecht
Männer 46 51 53 56 52 53
Frauen 39 37 41 42 46 46
Nach Alter
18–24 22 28 35 33 33 30
25–34 30 28 31 34 34 39
35–44 42 39 37 40 44 45
45–54 52 51 50 51 49 49
55–64 54 52 56 58 57 57
65–74 62 57 62 57 61 67
75+ 58 56 54 60 70 65
Nach höchster abgeschlossener Schulbildung
Obligatorische Schule, Lehre 38 31 34 38 36 30
Berufslehre 38 38 42 42 43 46
Matur, Fachhochschule, Universität 51 56 55 59 57 56
Nach Haushaltseinkommen pro Monat
Bis 4000 38 37 38 43 42 40
4001–6000 39 38 42 46 47 47
6001–8000 47 48 49 52 52 51
8001–12000 49 51 54 57 50 57
12001 und mehr 52 64 60 65 57 56
Nach Zivilstand
Verheiratet 50 51 52 54 55 58
Alleinstehend 32 34 40 40 39 39
Geschieden/Getrennt 31 32 35 46 42 46
Verwitwet 45 38 46 43 49 51
N 6743-

7557
2816-
3257

5069-
5885

3758-
4389

3771-
4377

4550-
5256

Lesebeispiel: Bei den Männern betrug die Wahlbeteiligung 1995 46%, bei den Frauen 39%.
Quelle: Lutz 2016. S. 6
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Die Studie entwickelt eine Typologie sechs verschiedener 
Formen der Beteiligung bzw. ihrer Akteure (Passive, Mini-
malisten, themenspezifisch Engagierte, konventionell En-
gagierte, Demonstrierende sowie Aktivisten). Insbeson-
dere die Gruppe der Minimalisten und der konventionell 
Engagierten beteiligt sich an Wahlen und/oder Abstim-
mungen, während die anderen vier Gruppen andere For-
men der Beteiligung bevorzugen oder sich wie die „Passi-
ven“ nicht beteiligen. Ein wesentlicher Faktor, der die Betei-
ligung beeinflusst, ist das politische Interesse, das durch 
politische Bildung mitgeprägt wird. Fritz Oser moniert die 
immer noch zu geringe Bedeutung der politischen Bildung 
sowie deren inkonsistente Organisation in der Schweiz – 
besonders in der Schule, aber auch darüber hinaus (nach 
Grossrieder/Föhn 2010; Quesel/Oser 2006). 

Nicht-institutionalisierte Beteiligung Jugendlicher

Formen der politischen Partizipation außerhalb von Wah-
len und Abstimmungen, sogenannte nicht-institutionali-
sierte Verfahren, haben in den letzten Jahrzehnten an Be-
deutung zugenommen, besonders für Jugendliche und 
junge Erwachsene. Sie bieten das besondere Potenzial, 
dass sich Personen engagieren können, die das Wahlalter 

18 noch nicht erreicht haben oder die politischen Rechte 
der Mitgestaltung nicht besitzen. Zudem entwickeln sich 
die Formen der Beteiligung außerhalb rechtlich kodifizier-
ter Strukturen: So umfassen sie individuelle Formen wie 
Konsumboykott als auch gemeinschaftliche Formen, die 
entweder in Bottom-Up-Verfahren oder auch in Koopera-
tion mit Verwaltungen oder anderen politischen Institutio-
nen entstehen. Empirische Einschätzungen zu ihren Formen 
und ihrer Verbreitung in der Schweiz existieren nicht, je-
doch ist es möglich, einige zentrale Formen darzustellen. 
So erfragen Rothenbühler u. a. das Partizipationsspektrum 
junger Erwachsener zwischen 18 und 25 Jahren und listen 
insgesamt 32 Formen politischer Partizipation auf, darun-
ter 15 Aktivitäten zu Formen unkonventioneller Beteiligung, 
wie zum Beispiel ethischer Konsum, einen Pin tragen, an 
einem Smartmob oder an einer illegalen Demonstration 
teilnehmen (Rothenbühler u. a. 2012: 13). Die Autorinnen 
schätzen, dass ein Drit tel des politischen Engagements 
zum Feld nicht-institutionalisierter Beteiligung gerechnet 
werden kann (ebd.: 14). Das Engagement der jungen Er-
wachsenen weist insgesamt den Trend auf, dass es the-
menspezifisch, kurzfristig individuell und informell ist, so-
wie sich durch flache und einfache Organisationsstruktu-
ren auszeichnet. Außerdem gehen Freizeitaktivitäten und 
Konsum in politisch motivierte Aktivitäten über und umge-
kehrt. Eine Vielzahl an Organisationen engagiert sich, um 
das politische Interesse, das politische Wissen und die En-
gagementbereitschaft Jugendlicher und junger Erwachse-
ner zu steigern.
Die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendver-
bände (SAJV) ist der Dachverband von rund 60 Jugendor-
ganisationen. Neben Lobbyarbeit für mehr Kinder- und Ju-
gendpartizipation ist der Verband für die einmal pro Jahr 
auf nationaler Ebene statt findende „Jugendsession“ zu-
ständig, die seit 1991 existiert. Die Eidgenössische Ju-
gendsession ist eine Einrichtung, um Jugendbeteiligung in 
der Schweiz zu ermöglichen. Einmal pro Jahr diskutieren 
Jugendliche im Bundeshaus, dem Sitz des Parlaments, über 
politische und gesellschaftliche Themen. Jugendliche zwi-
schen 16 und 25 Jahren engagieren sich hier freiwillig in 
einem Komitee, das die Jugendsession vor- und nachberei-
tet. Die Teilnahme an der Jugendsession erfolgt über eine 

Abbildung 1: Wahlbeteiligung nach Alter und 
Geschlecht 2015 (in %)

Quelle: Lutz 2016. ebd.

Abbildung 2: Zusammen-
setzung des Nationalrats

Quelle: Bundesamt für Statistik, Zusammensetzung des Nationalrats nach Altersklassen, veröffentlicht am 9. Januar 2013; eigene Darstellung.
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Auswahl der Jugendlichen nach festgelegten Kriterien wie 
Geschlecht, Alter und Region. Eine Teilnahme soll das Erle-
ben von Politik ermöglichen sowie die Motivation erhöhen, 
sich auch längerfristig für Politik einzusetzen. 
Der Dachverband Schweizer Jugendparlamente (DSJ) ko-
ordiniert und organisiert die auf kantonaler, regionaler 
und lokaler Ebene statt findenden „Parlamente“. Jugend-
parlamente existieren in der Schweiz bereits seit dem 
Zweiten Weltkrieg, jedoch in unterschiedlicher Intensität. 
Miriam Wetter spricht von bis zu 60 Jugendparlamenten 
jährlich (2010: 176). Diese sind jedoch formell nicht einheit-
lich geregelt: Zum Teil handelt es sich um Vereine, zum Teil 
um einfache Initiativen. Auf nationaler Ebene existiert der 
Jugendrat Fürstentum Liechtenstein, der Mitglied des 
schweizerischen Verbandes ist. Die Regeln der Jugendpar-
lamente sind jedoch nicht einheitlich und besitzen deshalb 
auch eine unterschiedliche Reichweite. Die Altersspanne 
der beteiligten Jugendlichen liegt zwischen 14 und 30 Jah-
ren. Neben den genannten Jugendverbänden setzen sich 
zahlreiche Stiftungen für die Beteiligung Jugendlicher ein, 
indem sie Projekte der politischen Bildung lancieren: So 
hat die Stiftung Dialog in der Schweiz die Projekte „Jugend 
debattiert“ sowie „Campus für Demokratie“ initiiert.
Auf kommunaler Ebene existiert zudem das Instrument der 
Jugendmotion, das einige Gemeinde und Städte kennen. 
Mit einer gewissen Anzahl Unterschriften, die zumeist im 
geringen zweistelligen Bereich liegt, führt sie zu einem 
Agenda-Setting, indem das Gemeindeparlament sich mit 
dem Anliegen der Jugendlichen auseinandersetzen muss. 
Unterschriftsberechtigt sind meist Jugendliche zwischen 
12 und 18 Jahren. 

Bürgerschaftliches Engagement

Da das bürgerschaftliche oder freiwillige Engagement 
ebenfalls gesellschaftsbezogene Komponenten aufweist 
sowie ein gewisser Teil dieses Engagements sich auch po-
litischen Zielen widmet, sei an dieser Stelle kurz auf die 
Bedeutung dieses Sektors in Bezug auf Jugendliche und 
junge Erwachsene eingegangen. Im bereits zitierten Ju-
gendbarometer erklären sich 2016 immerhin 52 Prozent 
dieser Gruppe einem Verein zugehörig (Golder 2016 u. a.: 
52). Der Schweizer Freiwilligen-Monitor, der 2016 zum drit-
ten Mal erschien, stellt für die Gruppe der 15- bis 34-Jähri-
gen jedoch fest, dass 20 Prozent dieser Altersgruppe sich 
in einem Verein engagieren im Sinne der Übernahme von 
Verantwortung, zum Beispiel in Form eines Amtes. Die Au-
torinnen und Autoren stellen fest, dass dieses Engagement 
signifikant unter dem der älteren Gruppen liegt und seit 
Jahren eine abnehmende Tendenz festzustellen ist (Freitag 
u. a. 2016: 152f.). Am häufigsten engagieren sich Jugendli-
che und junge Erwachsene in Jugendverbänden sowie in 
Sport- und Freizeitvereinen. Sie üben jedoch nur in gerin-
gem Maße Aktivitäten aus, die sich mit politischen Themen 
und Fragestellungen befassen. Informell engagieren sich 
jedoch rund 35 Prozent der genannten Altersgruppe, und 
dieses Engagement, das außerhalb von Strukturen wie 
Vereinen angesiedelt ist, hat an Bedeutung eher zugenom-
men. Dieser Befund hinsichtlich des freiwilligen Engage-
ments deckt sich mit dem veränderten Partizipationsver-
halten im politischen Bereich insofern, als auch hier spon-
tane und unverbindlichere Formen des Engagements 
bevorzugt werden.

Zusammenfassung

Wie in vielen anderen Ländern, so zeigt sich auch in der 
Schweiz eine Vervielfältigung der Formen politischer Parti-
zipation. Dies gilt besonders und gerade für Jugendliche, 
die sich an konventionellen Formen der politischen Partizi-
pation – Wahlen und Abstimmungen – in sehr geringem 
Maße beteiligen. Berücksichtigt werden muss dabei die 
generell niedrigere Beteiligung an Wahlen im internatio-
nalen Vergleich, zumal Abstimmungen an vier Tagen pro 
Jahr zusätzliche direkte Einflussmöglichkeiten bieten. 
Gleichzeitig zeigt sich die Vielfalt an Engagementformen 
ähnlich divers.
Vor dem Hintergrund der besonders anforderungsreichen 
schweizerischen Demokratie ist das im internationalen 
Vergleich festgestellte geringe politische Wissen und das 
politische Interesse Jugendlicher und junger Erwachsener 
besonders kritisch zu betrachten. Vor allem Jugendorgani-
sationen wie die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der 
Jugendverbände (SAJV) kritisieren seit langem eine immer 
noch lückenhafte und wenig systematische Datenlage zum 
Thema Jugendpartizipation (Wittwer 2015). So liegen z. B. 
zum geschlechtsspezifischen Engagement für die Schweiz 
kaum Daten vor, die die schwächere Repräsentation junger 
Frauen im politischen Bereich untersuchen würden. Auch 
fordert der Verband eine bessere Vernetzung der verschie-
denen Jugendverbände, den Aufbau einer koordinieren-
den Dachorganisation sowie eine vermehrte Kooperation 
mit Politik und Verwaltung. Insbesondere vulnerable Grup-
pen wie marginalisierte Kinder und Jugendliche sowie Mi-

Abstimmungsunterlagen und die E-Voting-Seite des Kantons 
Zürich. Ein Grund für die geringe Beteiligung Jugendlicher 
an Abstimmungen, so ein von Schweizer Jugendverbänden 
moniertes Kriterium, sind die zu komplexen und anforde-
rungsreichen Argumentarien und Wahlunterlagen.

picture alliance/dpa
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grantinnen und Migranten werden hinsichtlich ihres politi-
schen Wissens und konkreter Engagementmöglichkeiten 
zu wenig gefördert, und es stehen hierfür zu wenig Res-
sourcen zur Verfügung. Die Finanzierung vieler Jugend-
parlamente ist zum Beispiel nicht gesichert und muss immer 
wieder neu beantragt werden.
Besonders schwach ausgeprägt ist in der Schweiz die po-
litische Bildung. Politische Bildung ist in den Schulen nicht 
verpflichtend verankert und auch die außerschulische Ju-
gendarbeit wird nur geringfügig finanziert und abgesi-
chert. Auch die politische Bildung für Erwachsene wird nur 
von wenigen Institutionen wahrgenommen, wie von eini-
gen kantonal organisierten Volkshochschulen. Dies ist er-
staunlich, angesichts der Kompetenzen und auch der Kom-
plexität, die ein Staatswesen wie die Schweiz für ihre 
Bürgerinnen und Bürger mit sich bringt. Andererseits ist die 
Erfahrung einer fragilen Demokratie, die „nicht vom Him-
mel fällt“ (Theodor Heuss), in der Schweiz kein kulturelles 
Gut. Es scheint, als müsste die Sensibilität dafür jedoch 
weiter gestärkt werden. Angesichts der jüngeren, hier dar-
gelegten Zahlen zur Beteiligung Jugendlicher und junger 
Erwachsener in der Schweiz scheint allmählich aber auch 
die Einsicht zu wachsen, dass mittelfristig eine flächende-
ckende professionelle politische Bildung etabliert  werden 
muss. 
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BRITISCHE JUNGWÄHLERINNEN UND JUNGWÄHLER UND DAS BREXIT-REFERENDUM

To vote or not to vote? 
Steven Heckler

Der Beitrag von Steven Heckler verdeutlicht, dass Ju-
gendliche ihr Stimmrecht in Wahlen und Referenden nut-
zen müssen, um entscheidende Zukunftsthemen nicht den 
silver voters zu überlassen. Wählen ist besonders be-
deutsam für Jugendliche, da die Generation der soge-
nannten digital natives mit heute getroffenen Entschei-
dungen noch am längsten leben muss. Der Beitrag bietet 
zunächst einen Einblick in Ergebnisse der po li tik  wis-
senschaftlichen Forschung zum Wahlverhalten von Ju-
gendlichen und nimmt anschließend exemplarisch die 
britischen Unterhauswahlen in den Blick. Danach werden 
die Ursachen für die Wahlabstinenz von Jugendlichen 
und deren Folgen am Beispiel des Brexit-Referendums 
verdeutlicht. Basierend auf den gewonnen Erkenntnissen 
werden abschließend Vorschläge zur Reduzierung der 
Wahlbeteiligungslücke diskutiert.  

Politische Partizipation junger Britinnen und Briten an 
Wahlen und Referenden

Viele Wahlberechtigte der Generation Y, also die zwi-
schen 1980 und 1999 Geborenen, neigen zum Nichtwäh-
len (vgl. Furlong/Cartmel 2012: 13; Sloam 2012b: 90). Da-
mit stehen sie im frappierenden Gegensatz zu den soge-
nannten silver voters, also der Altersgruppe 55+, die eine 
höhere Wahlbeteiligung aufweist (a. a. O.). Diesen Unter-
schied in der Wahlbeteiligung von verschiedenen Gene-
rationen nennt man „Wahlbeteiligungslücke“. Richard Kim-
berlee (2002) skizziert vier, einander nicht gegenseitig 
ausschließende, sondern vielmehr gleichermaßen Gültig-
keit beanspruchende Erklärungsansätze dafür, warum Ju-
gendliche eine niedrigere Wahlbeteiligung als ältere Ko-
horten aufweisen. Die Ansätze sind größtenteils der briti-
schen Literatur entnommen und müssen folglich vor dem 
Hintergrund eines stark auf Konfrontation beruhenden und 
auf dem Mehrheitsprinzip basierenden politischen Sys-
tems gesehen werden.
Der erste Ansatz sucht die Ursache bei den Jugendlichen 
selbst und nicht in den politischen Strukturen. Neben indi-
viduellen Aspekten, wie Apathie und sozialer Hintergrund 
(Kimberlee 2002: 87), beeinflussen bestimmte Charakteris-
tika der Lebensphase „Jugend“ die Wahlteilnahme. Ob-
gleich jeder Jugendliche eine individuelle Entwicklung 
vollzieht, ist die Lebensphase „Jugend“ allgemein durch 
einen hohen Grad an Mobilität und einen vergleichsweise 
niedrigen Grad an sozialer Verwurzelung im Lebensraum 
gekennzeichnet (Crewe u. a. 1974: 22; Swaddle/Heath 
1989: 540; alle zit. nach Kimberlee 2002: 87). Neben der 
daraus resultierenden geringen Identifikation mit dem 
Wohnumfeld führt die Tatsache, dass Jugendliche andere 
Prioritäten (z. B. der Familiengründung den Vorzug geben) 
setzen (Goerres 2007: 93), bei vielen Jugendlichen zur 
Wahlabstinenz.

Ein zweiter Ansatz sucht die Gründe im politischen System. 
Demnach ist die zunehmende Zahl an jugendlichen Nicht-
wählerinnen und Nichtwählern Ausdruck eines verkruste-
ten politischen Systems und des Scheiterns von Parteien, 
sich als bedeutsam für Jugendliche zu erweisen (Kimberlee 
2002: 88). Politik ist folglich für Jugendliche nicht attraktiv 
genug, da sie fernab von ihrer Lebensrealität zu agieren 
scheint (British Youth Council 1995: 1; zit. nach Kimberlee 
2002: 87). Der Bedeutungsverlust institutionalisierter Poli-
tik zeigt sich beispielhaft im Schrumpfen der Mitglieder-
zahlen der Jugendorganisationen der drei großen briti-
schen Parteien. Heute ist nicht einmal mehr als ein Prozent 
der Conservatives, sind zwei Prozent der Labourites und drei 
Prozent der Liberal Democrats unter 25 Jahren (Kimberlee 
2002: 89). 
Der drit te Ansatz betont, dass Jugendliche aufgrund ver-
besserter Bildung, der durch Medien geschaffenen Welt-
offenheit, der Globalisierung und dem Frieden in Europa 
moderne Werte vertreten (Kimberlee 2002: 90–91). Dieser 
Wertewandel, der sich seit den 1970er Jahren vollzieht, 
führt unter Mitgliedern der Generation Y zu mehr Toleranz 
und einem breiteren Spektrum an Interessen. Jugendliche 
vertreten vielfach die Auffassung, durch kampagnenartig 
organisierte und themenspezifische Aktionen mehr bewir-
ken zu können als mittels konventioneller Politikformen 
(Berry 2014b: 14; Horvath/Paolini 2013: 4–5). Folglich sind 

Britische Studierende protestie-
ren gegen die Erhöhung der 
Studiengebühren bzw. Kürzun-
gen der Zuschüsse. Jugendli-
che wurden seit Beginn der 
globalen Wirtschafts- und 
Finanzkrise ökonomisch über-
proportional marginalisiert. 
Dies zeigt sich an der Erhö-
hung der Studiengebühren, 
hohen Jugendarbeitslosigkeits-
quoten und der Schließung von 
Freizeitangeboten für Jugend-
liche. Folglich fühlt sich die 
Generation Y von der etablier-
ten Politik vernachlässigt – mit-
hin ein Grund für die Wahlab-
stinenz junger Menschen.
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die politischen Partizipationsformen von Jugendlichen 
qualitativ schlicht anders als jene älterer Kohorten (Hor-
vath/Paolini 2013: 2; Phelps 2005: 482). Dies lässt sich mit 
der Formel „von der Wahlurne auf die Straße und ins Inter-
net – von der Parteizugehörigkeit zur individualisierten 
Partizipation“ zusammenfassen (vgl. Sloam 2012a: 5).
Vertreter der Generationeneffekt-These gehen wiederum 
davon aus, dass es entscheidend von sozialen und politi-
schen Ereignissen in ihrer Jugend abhängt, ob eine Gene-
ration eher das Wählen oder das Nichtwählen habituali-
siert (Franklin 2004; zit. nach Goerres 2007: 91). Im Gegen-
satz zu den ersten Nachkriegsgenerationen, die nach 
Beendigung ihrer Schulbildung einen relativ gleitenden 
Übergang in die Arbeitswelt erlebt haben, verzögert sich 
der Schrit t in die finanzielle Eigenständigkeit für die Gene-
ration Y durch die zunehmende ökonomische Instabilität, 
die Prekarisierung von Arbeitsverhältnissen sowie durch 
längere Ausbildungsphasen (Kimberlee 2002: 93–94). 
Auch gewählte Politikerinnen und Politiker können diese 
allgegenwärtige Unsicherheit nicht beheben. Folglich be-
gegnet die Generation Y ihnen und dem Wahlakt selbst 
mit Skepsis oder gar Ablehnung (a. a. O.: 95). Da politische 
Einflüsse und Verhaltensmuster besonders zwischen dem 
15. und 30. Lebensjahr prägend sind, ist zu befürchten, 
dass heutige Jugendliche eher das Nichtwählen habitua-
lisieren werden (Esser/de Vreese 2007: 1208; Goerres 
2007: 92). 
Jugendliche wurden seit Beginn der globalen Wirtschafts- 
und Finanzkrise gesellschaftlich, sozial und ökonomisch 
überproportional marginalisiert. Für James Sloam (2013: 
4) zeigt sich das an der Erhöhung der Studiengebühren, 
hohen Jugendarbeitslosigkeitsquoten und der Schließung 
von Freizeitangeboten für Jugendliche. Folglich fühlt sich 

die Generation Y von der politischen Elite vernachlässigt, 
und die Bereitschaft zur Teilnahme an konventionellen For-
men politischer Partizipation, wie beispielsweise Wahlen, 
nimmt ab. Es wäre jedoch ein Trugschluss, vom Nichtwäh-
len auf eine Entpolitisierung der heutigen Jugend zu schlie-
ßen. Vielmehr ist das relativ geringe Interesse an Wahlen 
als eine Desillusionierung gegenüber konventioneller Poli-
tik zu deuten (Furlong/Cartmel 2012: 17).

Jugendliche und Wahlen

Wahlen ermöglichen es den Bürgerinnen und Bürgern, po-
litische Macht an Repräsentantinnen und Repräsentanten 
auf Zeit zu übertragen (Bale 2013: 190). Durch Wahlen 
kann jeder und jede Einzelne Einfluss auf die Ausgestal-
tung von Politiken nehmen und politische Kontrolle gegen-
über Entscheidungsträgern ausüben (a. a. O.). Wenn Ju-
gendliche von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen, kön-
nen sie folglich über ihre Zukunft aktiv mitentscheiden. 
Bleiben sie hingegen von der Wahlurne fern, nehmen sie 
sich selbst diese Einflussmöglichkeit.

Die Wahlbeteiligung junger Britinnen und Briten 
an Unterhauswahlen
Auch im Vereinigten Königreich wird Jugendlichen ein zu-
nehmendes Maß an politischem Desinteresse nachgesagt. 
Dies zeigt sich u. a. an ihrer niedrigen Wahlbeteiligung, 
wenngleich Matt Henn und Nick Foard (2012: 47) betonen, 
dass die Generation Y durchaus an Politik interessiert ist. 
So gaben in der British Election Study 2009/2010 knapp 80 
Prozent der befragten Jugendlichen an, dass sie sich für 
die anstehenden Unterhauswahlen interessieren würden 
(Furlong/Cartmel 2012: 21). Dieser Wert ist gerade einmal 
zehn Prozentpunkte niedriger als der Wert der Generation 
65+ (a. a. O.). 
Der britische Abgeordnete und Minister Ed Vaizey (2005: 
630) argumentiert, dass viele britische Jugendliche dem 
Wahlakt eine geringe Bedeutung beimessen und stattdes-
sen politische Aktivitäten präferieren, die mit Themen ver-
bunden sind, die sie direkt betreffen oder zumindest inter-
essieren. Diese Einschätzung deckt sich mit der Aussage 
von jungen Britinnen und Briten. So gaben 64 Prozent der 
befragten Jugendlichen 2010 an, dass politische Parteien 
nicht den von Jugendlichen favorisierten Themen Bedeu-
tung beimessen würden (sieben Prozent vertraten die ge-
genteilige Auffassung) (Henn/Foard 2012: 60). 54 Prozent 
der befragten Jugendlichen merkten darüber hinaus an, 
dass die Regierung nicht daran interessiert sei, was Ju-
gendliche denken (14 Prozent vertraten die gegenteilige 
Auffassung) (a. a. O.: 61). So ist auffällig, dass Themen, die 
Jugendliche bewegen – wie Tier- und Umweltschutz – in 
den letzten britischen Unterhauswahlen eine untergeord-
nete oder gar keine Rolle gespielt haben (Henn/Wein-
stein/Wring 2002: 168). Als Konsequenz dieser Nichtbe-
achtung ihrer Themenprioritäten sehen es mehr als die 
Hälfte der Mitglieder der Generation Y im Vereinigten Kö-
nigreich auch nicht als eine Vernachlässigung ihrer Bürger-
pflicht an, wenn sie nicht wählen gehen (Furlong/Cartmel 
2012: 21).
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Doch wer ist im Vereinigten Königreich eigentlich wahlbe-
rechtigt? Wahlberechtigt sind im Vereinigten Königreich 
bei Unterhauswahlen seit 1969 alle Britinnen und Briten, 
die mindestens 18 Jahre alt sind (zuvor lag die Altersbe-
schränkung bei 21 Jahren) (MacAskill/Ratclif fe 2015). Das 
passive Wahlrecht, das heißt die Möglichkeit ins House of 
Commons gewählt zu werden, haben junge Britinnen und 
Briten im Alter von 18 Jahren erst seit 2006; zuvor lag auch 
hier die Altersgrenze bei 21 Jahren (a. a. O.). Bei den briti-
schen Unterhauswahlen im Mai 2015 wurde die 20-jährige 
Studentin Mhairi Black (SNP) als jüngste Abgeordnete seit 
1806 ins House of Commons gewählt (a. a. O.). Im Vergleich 
zum Altersdurchschnitt der Members of Parliament (MP), der 
bei 50 Jahren liegt (Audickas 2016: 5), ist die Bezeichnung 
baby of the house keine Übertreibung. Bedenkt man, dass 
Jugendliche andere Werte und Themen als ältere Kohor-
ten als bedeutsam einstufen, ist es verständlich, dass sie 
sich von der Mehrheit der älteren Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier nicht (ausreichend) repräsentiert fühlen 
(Europarat 2012, Explanatory Memorandum, C, iii: 42).
Ein zentrales Problem hinsichtlich der Möglichkeit zur Teil-
nahme an Wahlen von Jugendlichen ist, dass nur 70,2 Pro-
zent aller 20- bis 24-jährigen Britinnen und Briten als Wäh-
lerinnen und Wähler registriert sind, wohingegen es bei 
der Altersgruppe 65+ mehr als 95 Prozent sind (Bruter/
Harrison 2016). Die größere Wahrscheinlichkeit junger 
Menschen, regelmäßig den Wohnort zu wechseln, und 
das mangelnde Bewusstsein, dass sie sich an ihrem neuen 
Wohnort erneut als Wählerinnen und Wähler anmelden 
müssen, bringt es mit sich, dass viele Jugendliche an Wah-
len schlicht nicht teilnehmen können (Vaizey 2005: 629). 
Bei jenen Jugendlichen, die seit höchstens einem Jahr an 
ihrem neuen Wohnort leben, liegt die Registrierungsquote 
sogar nur bei 26 Prozent (Berry 2014a: 716). Auch in Folge 
dessen lag das Durchschnittsalter der Wählerinnen und 
Wähler bei den letzten Unterhauswahlen bei 49 Jahren, 
jenes der allgemein Wahlberechtigten jedoch bei 46 Jah-
ren (Berry 2014a: 741). Dies könnte an der eigenen Wie-
derwahl orientierte Politikerinnen und Politiker zukünftig 
dazu verleiten, sich noch mehr auf Politiken zu fokussieren, 
welche die silver voters begünstigen, wodurch es zu einer 
weiteren Desillusionierung der jungen Wahlberechtigten 
käme.
Bereits in den letzten Jahrzehnten ist die Wahlbeteiligung 
besonders unter jungen Britinnen und Briten stark zurück-
gegangen. Zwischen 1964 und 2015 sank diese um 33,4 
Prozentpunkte, während es bei allen Altersgruppen im 
Durchschnitt nur 11,1 Prozentpunkte sind (vgl. Abbildung 1). 
Einer Studie zufolge (vgl. Furlong/Cartmel 2012: 15) wäh-

len mehr Jugendliche Kandidatinnen und Kandidaten aus 
der Reality-Show „Big Brother“ heraus, als an den Unter-
hauswahlen teilnehmen. Dies zeigt deutlich, dass Wahlen 
von dieser Altersgruppe als vergleichsweise bedeutungs-
los eingestuft werden.
Wie lassen sich diese gravierenden Unterschiede erklä-
ren? Einerseits sind junge Britinnen und Briten, genauso 
wie die Angehörigen älterer Generationen, skeptisch be-
züglich der Funktionsweise des britischen politischen Sys-
tems (Henn/Weinstein/Wring 2002: 169). Jugendliche 
empfinden den konfrontativen Stil der konventionellen Po-
litik des Westminster-Parlamentarismus als ermüdend, da 
der Fokus des politischen Schlagabtausches weniger auf 
konkreten Politiken als vielmehr in der persönlichen Kon-
frontation liegt. Deshalb erachten sie konventionelle Politik 
als etwas ihnen Fernstehendes, das von anderen Men-
schen gemacht wird (a. a. O.: 179). 
Andererseits hat die Erfahrung aus den Unterhauswahlen 
2010 bei vielen Jugendlichen zu Frustration und Ent-
täuschung geführt, da zentrale jugendbezogene Wahlver-
sprechen kurz nach den Wahlen gebrochen wurden 
(Henn/Foard 2012: 47). Im Wahlkampf hatten die Liberal 
Democrats für den Fall einer Regierungsbeteiligung 
versprochen, die Studiengebühren nicht zu erhöhen. Nach 
der Wahl mussten die Jugendlichen jedoch feststellen, 
dass es sich bei den Wahlkampfparolen um leere Ver-
sprechungen gehandelt hatte und die Studiengebühren 
trotz der Regierungsbeteiligung der Liberal Democrats auf 
bis zu 9.000 Pfund pro Studienjahr angehoben wurden 
(Furlong/Cartmel 2012: 17). Besonders frustrierend war 
dies für die Jugendlichen aus der Perspektive der Gene-
rationengerechtigkeit, denn Jugendliche müssen ihre 
 Bedürftigkeit für die Education Maintenance Allowance 
(EMA), einer finanziellen Unterstützung für Jugendliche 
aus sozialschwachen Familien, im Detail nachweisen. Im 
Gegensatz dazu erhalten Personen über 65 Jahren weiter-
hin ohne Bedarfsprüfung ein kostenloses Ticket für den 
 öffentlichen Personennahverkehr, bekommen die jährliche 
Rundfunkgebühr erstattet und haben Anrecht auf eine 
 Zulage zu den Heizkosten im Winter (Sloam 2012a: 7; 
2013: 4). Andy Furlong und Fred Cartmel (2012: 17) gehen 
mit Bezug auf den Generationeneffekt davon aus, dass 
das Brechen eines der zentralen jugendbezogenen Wahl-
versprechen langfristige Auswirkungen auf das Wahl-
verhalten der Generation Y haben wird. Beispielsweise 
haben Jugendliche viel deutlicher als alle anderen 
Altersgruppen die Liberal Democrats bei den Wahlen 2015 
durch eine Wählerwanderung hin zu Labour abgestraft 
(vgl. Ipsos MORI 2015). 

 Abbildung 1: Wahlbetei-
ligung an den britischen 
Unterhauswahlen nach 
Altersgruppen 

*Die Daten für 1964 und 1966 beziehen sich in der ersten Altersgruppe auf Wählerinnen und Wähler im Alter von 21–24 Jahren (British Election Study; 
zit. nach Dar 2013: 4; Ipsos MORI 2015).
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Es zeigt sich, dass junge Menschen von gewählten Politike-
rinnen und Politikern erwarten, ihre Versprechen einzuhal-
ten. Ansonsten wenden sie sich von institutionalisierten 
Formen demokratischer Partizipation ab, da konventio-
nelle Pfade – wie Wahlen – als wirkungslos erachtet wer-
den. Sollten über Jahrzehnte hinweg immer weniger Men-
schen von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen, so würde 
dies die repräsentative Demokratie im Vereinigten König-
reich nachhaltig schwächen und ihre Legitimität in Frage 
stellen (Henn/Foard 2012: 50; vgl. auch Esser/de Vreese 
2007: 1195). 

Jugendliche und Referenden

Basierend auf der Annahme, dass Jugendliche eine the-
menfokussierte Partizipation am politischen Prozess bevor-
zugen (vgl. u. a. Horvath/Paolini 2013: 5), bieten Referen-
den eine nahezu ideale Möglichkeit für sie, sich aktiv in 
politische Sachfragen einzubringen (vgl. Walter-Rogg 
2008: 236). Aus der Schweiz weiß man jedoch, dass – 
selbst wenn man eine Überschätzung der Nichtteilnahme 
von Jugendlichen durch Nachwahlbefragungen berück-
sichtigt – lediglich 30 Prozent aller Schweizerinnen und 
Schweizer unter 30 Jahren, jedoch 50 Prozent aller über 
30-Jährigen an Referenden teilnehmen (Sciarini/Cappel-
letti/Lanz 2014). Dies mag daran liegen, dass Referenden 
häufig parteipolitisch instrumentalisiert werden und durch 
die politische Auseinandersetzung zwischen (alten) Politi-
kerinnen und Politikern geprägt sind.

Ursachen und Folgen der Wahlbeteiligungslücke: Das Brexit-
Referendum
2013 kündigte Premierminister David Cameron in seiner 
Bloomberg-Rede ein Referendum über den Verbleib des 
Vereinigten Königreichs in der Europäischen Union (EU) an. 
Bereits zum zweiten Mal nach 1975 fand damit im Vereinig-
ten Königreich am 23. Juni 2016 ein Referendum über die 
britische Zugehörigkeit zur EU statt. In dem 1975 von der 
Labour-Regierung initiierten Referendum entschieden sich 

67,2 Prozent aller Britinnen und Briten für eine Fortsetzung 
der britischen Mitgliedschaft in der Europäischen Gemein-
schaft (George 1998: 93–95). Damals lag die Wahlbeteili-
gung bei 64,6 Prozent (a. a. O.). Bei einer leicht höheren 
Wahlbeteiligung von 72,16 Prozent votierten 2016 hinge-
gen nur 48 Prozent der Britinnen und Briten für den Verbleib 
in der EU und 52 Prozent für den Brexit, wodurch es in den 
folgenden Jahren zu einem Austritt des Vereinigten König-
reichs aus der EU kommen wird (The Guardian, 24.06.2016). 
Bereits vor dem Referendum gab es eine Debatte über den 
Einfluss des Alters auf das Abstimmungsverhalten (Curtice 
2015: 5; Rawnsley 2016; Sloam 2016). Andrew Rawnsley 
(2016) fasste im Guardian pointiert die Schere zwischen 
den Generationen zusammen: „The fewer wrinkles you 
have, the much more likely it is that you want to remain in the 
EU; the thinner your hair, the much more likely you are to 
yearn for Brexit [eigene Hervorhebung, S. H.].” 
 Das Ergebnis der Nachwahlbefragung (vgl. Abbildung 2) 
zeigt, dass sich Rawnsleys Prognose bewahrheitet hat. 
Während 73 Prozent aller Britinnen und Briten unter 25 Jah-
ren für den Bremain gestimmt haben, sprachen sich 60 Pro-
zent der über 65-Jährigen für den Brexit aus. Das Ergebnis 
des Referendums kann als Bestätigung des oben dargeleg-
ten Wertewandel-Erklärungsansatzes angesehen werden, 
denn es verdeutlicht, dass junge Britinnen und Briten in ei-
ner weltoffeneren und enger vernetzten Welt – für die die 
EU symbolisch steht – leben wollen als ältere Menschen. 
Abbildung 3 illustriert darüber hinaus, dass die Wahlbe-
teiligung unter den silver voters deutlich höher ausgefallen 
ist als jene der Generation Y. Dies ist umso erstaunlicher, 
wenn man bedenkt, dass letztere noch sechs, sieben oder 
acht Jahrzehnte mit den Folgen des Referendums zu leben 
haben werden. Es wäre eigentlich zu erwarten gewesen, 
dass sie ein höheres Interesse am Ausgang des Referen-
dums gezeigt hätten. Anna Rhodes (2016) folgert daraus, 
dass auch die Jugendlichen selbst eine Mitschuld an der 

Abbildung 2: Abstim-
mungsverhalten ver-
schiedener Altersgruppen 
im Brexit-Referendum in 
Prozent

Quelle: Lord Ashcroft Polls 2016

Abbildung 3: Wahlbeteili-
gung im Brexit-Referen-
dum in Prozent

Quelle: Bruter/Harrison 2016
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Verschlechterung ihrer eigenen Zukunftschancen tragen 
und sie die Verantwortung für die Misere nicht allein auf 
die Mitglieder der Generation 45+ schieben können. 
Doch wie ist die proeuropäische Haltung der Generation 
Y zu erklären? Junge Britinnen und Briten sind vor allem 
deshalb proeuropäischer eingestellt, weil sie in einer plu-
ralistischeren Gesellschaft als ihre Eltern und Großeltern 
aufgewachsen sind, eine höhere Offenheit gegenüber 
(EU-)Ausländern aufweisen und mehr als jede andere Al-
tersgruppe die Vorteile der Personenfreizügigkeit mittels 
Reisen und Studienaufenthalten im EU-Ausland in An-
spruch nehmen (Curtice 2015: 6; Rawnsley 2016). Außer-
dem ist die Wahrscheinlichkeit höher, dass jüngere Men-
schen einen Universitätsabschluss haben, der ihnen (theo-
retisch) bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt bietet und 
sie dadurch weniger anfällig für die Konkurrenz aus Billig-
lohnländern werden lässt (Curtice 2015: 6).
Es stellt sich daher die Frage, warum die mehrheitlich 
 Bre main-freudigen Jungwählerinnen und Jungwähler in ge-
ringerem Maße zum Wahlgang motiviert werden konnten 
als andere Altersgruppen. Einen Grund sieht Rawnsley 
(2016) darin, dass die In-Kampagne durch Jeremy Corbyn 
und David Cameron, zwei fest im Westminster-Establish-
ment verankerte Politiker, angeführt wurde. Aufgrund ihres 
Alters wirken diese Politiker, als würden sie in einer paterna-
listischen Weise zu den Jugendlichen sprechen. Bedenkt 
man, dass Jugendliche anlässlich der Unterhauswahlen 
2010 angesichts der nicht eingelösten Versprechungen die-
ser (alten) politischen Elite eine Desillusionierung erleben 
mussten, so scheint deren Fernbleiben von den Wahlurnen 
nur folgerichtig. Abby Tomlinson (2016) gibt zu bedenken, 
dass in einem politischen Klima, in dem junge Menschen 
von gewählten Politikerinnen und Politikern sowie deren Po-
litik meist ignoriert werden, erstere fälschlicherweise anzu-
nehmen scheinen, dass sie dann auch das Ergebnis eines 
Referendums nicht betreffen werde. Doch dies ist ein Trug-
schluss, denn abhängig von dem Ergebnis der Verhandlun-
gen über das zukünftige Verhältnis des Vereinigten König-
reichs zur EU könnte es passieren, dass junge Britinnen und 
Briten in Zukunft weder in den Genuss der EU-weiten Ar-
beitnehmerfreizügigkeit noch der anderen Vorteile des ge-
meinsamen Binnenmarktes, wie der Förderung von struktur-
schwachen Regionen, kommen werden.
Zweitens mussten sich Wahlberechtigte für das Referen-
dum im Wählerinnen- und Wählerregister an ihrem aktuel-
len Wohnort registrieren. Durch eine 2014 vollzogene Um-
stellung von der Gemeinschaftsregistrierung aller im 
Haushalt lebenden Personen hin zu einer Individualregist-
rierung sind nahezu 800.000 meist junge Menschen aus 
dem Wahlregister gefallen (Rawnsley 2016). Obgleich sich 
in den Tagen vor dem Referendum noch knapp zwei Milli-
onen Wählerinnen und Wähler registrierten, von denen 
immerhin ein Viertel im Alter von 20 bis 24 Jahren war, blie-
ben viele junge Britinnen und Briten nicht registriert (Rho-
des 2016).
Außerdem war der Wahltermin im Hinblick auf eine hohe 
Wahlbeteiligung von Jugendlichen ungünstig gewählt. Ei-
nerseits waren an den meisten britischen Universitäten be-
reits Semesterferien, so dass sich viele Studierende nicht 
mehr an ihrem Hochschulort aufhielten (Sloam; zit. nach 
Elgot 2016). Des Weiteren fiel das Referendum auf den 
zweiten Tag des Musikfestivals in Glastonbury, an dem 
jährlich rund 135.000 musikbegeisterter Besucherinnen 
und Besucher teilnehmen. Diejenigen unter ihnen, die nicht 

vorab per Briefwahl ihre Stimme abgegeben hatten, konn-
ten – wie auch bei gewöhnlichen Wahlen – ihre Stimme 
nicht am Ort des Musikfestivals abgeben, sondern nur di-
rekt in ihrem Wahlkreis (Ridley 2016). Allein 22 Prozent der 
jungen britischen Raver, von denen knapp 65 Prozent für 
Bremain stimmen wollten, hatten sich vorher nicht um eine 
alternative Form der Wahlteilnahme bemüht (Times-Studie; 
zit. nach Elgot 2016) und damit den Brexit begünstigt.
Doch warum hätten sich gerade junge Britinnen und Briten 
für einen Verbleib in der EU aussprechen sollen? Premier-
minister David Cameron betonte in den wöchentlichen Fra-
gestunden im britischen Unterhaus am 8. und 15. Juni 2016 
jeweils, dass ein Bremain langfristig positive (ökonomische) 
Effekte für Jugendliche haben würde (vgl. Hansard HC 
2016–06a, online, coll. 1187–1188; Hansard HC 2016–
06b, online, col. 1757). Sein Kabinettsmitglied Jo Johnson, 
der britische Minister für Universitäten und Forschung, kon-
kretisierte diese Chancen einer EU-Mitgliedschaft in ei-
nem im Guardian (2016) veröffentlichten offenen Brief an 
britische Studierende. So befürchtet er als Konsequenz des 
Wegfalls europäischer Forschungsförderung eine Ver-
schlechterung der Forschungsbedingungen an Universitä-
ten. Johnson betonte auch, dass britische Studierende 
nach einem Brexit nicht mehr vom ERASMUS-Programm 
profitieren könnten und durch den Wegfall der Arbeitneh-
merfreizügigkeit erschwerte Jobperspektiven haben wür-
den. 
Während sich jüngere Britinnen und Briten mehrheitlich für 
den Verbleib in der EU ausgesprochen haben und nun mit 
den Folgen des Brexits leben müssen, haben sie durch ihre 
niedrige Wahlbeteiligung den Brexit selbst begünstigt. Si-
cherlich hatten der Mangel an politischer Bildung in den 
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Schulen, der ungünstige Wahltermin und das System der 
Wählerinnen- und Wählerregistrierung einen Einfluss auf 
die Beteiligung von Jugendlichen am Referendum. Nichts-
destotrotz hätten junge Britinnen und Briten ihr Stimmrecht 
noch aktiver gebrauchen sollen, um selbstbestimmt über 
ihre Zukunft (in der EU) zu entscheiden.

Vorschläge zur Erhöhung der Wahlbeteiligung der 
Generation Y

Die vorstehende Analyse hat gezeigt, dass Jugendliche 
Wahlen und Referenden eine geringere Bedeutung bei-
messen als ältere Kohorten. Da Wahlen und Referenden in 
Demokratien zu politischen Entscheidungen führen, kann 
man Jugendlichen nur raten, ihr Wahlrecht auszuüben, um 
selbstbestimmt über ihre Zukunft zu entscheiden. Um zu-
künftig eine höhere Wahlbeteiligung von Jugendlichen si-
cherzustellen, werden jedoch auch Reformen am politi-
schen System selbst vonnöten sein. Im Folgenden werden 
die Erkenntnisse aus den obigen Kapiteln aufgegriffen und 
mit Vorschlägen zur Erhöhung der Wahlbeteiligung der 
Generation Y verknüpft.
Ein erster Vorschlag plädiert für die Einführung von Nach-
wuchs- und Jugendquoten in Parlamenten, das heißt einer 
Mindestanzahl von Sitzen, die für bestimmte Altersgruppen 
oder Generationen reserviert werden. Angelehnt an John 
Adams, der einst argumentierte, dass Parlamente ein Spie-
gelbild der Zusammensetzung der Gesellschaft sein soll-
ten (zit. nach Sintomer 2009: 106), zielt eine solche Quo-
tenregelung auf die substanzielle und symbolische Reprä-
sentation von jungen Menschen und ihren Ansichten in 

Parlamenten ab. Dies dient der Stärkung des Einflusses von 
Jugendlichen auf die Ausgestaltung konkreter Politiken (Bi-
dadanure 2015). Ein Blick in das britische Unterhaus ver-
deutlicht die ungleiche Verteilung der Altersgruppen. 
Während 2015 der Anteil von Parlamentarierinnen und 
Parlamentariern unter 30 Jahren bei zwei Prozent lag, wa-
ren mehr als 20 Prozent der Members of Parliament 60 Jahre 
und älter (eigene Berechnung basierend auf Audickas 
2016: 5). Eine Verjüngung der Altersstruktur von Parlamen-
ten könnte die deliberative Qualität dieser Institutionen 
verbessern, da die Themen und Probleme der Jugendli-
chen mehr Gehör finden würden. Dies würde es ermögli-
chen, dass politischen Entscheidungen besser die durch 
den Wertewandel ausgelösten Änderungen in den Priori-
täten der Generation Y reflektieren (Bidadanure 2015: 41–
42). Dies wiederum würde zu mehr politischer Gleichheit 
und der Wahrung der Generationengerechtigkeit führen. 
Die Erhöhung des Anteils von jungen Parlamentarierinnen 
und Parlamentariern hätte darüber hinaus auch eine sym-
bolische Dimension (a. a. O.: 47–48). Es würde sichtbar 
werden, dass man Jugendlichen eine selbstbestimmte Ent-
scheidung über wichtige Angelegenheiten auf Augenhöhe 
mit anderen Altersgruppen zutraut (a. a. O.).
Europa erlebt derzeit eine Phase des demografischen 
Wandels. Diese ist von einem Anstieg des Durchschnittsal-
ters der Bevölkerungen infolge sinkender Geburtenraten 
und stetig steigender Lebenserwartungen gekennzeich-
net. Dies wird mittelfristig dazu führen, dass mehr ältere als 
junge Wählerinnen und Wähler Teil des Wahlvolkes sein 
werden (Berry 2014a: 708). Die zunehmende Überalterung 
der Gesellschaft wird bei nationalen Wahlen in allen EU-
Staaten – mit Ausnahme Österreichs, wo alle Bürgerinnen 
und Bürger das aktive Wahlrecht ab 16 Jahren haben – 
noch dadurch verstärkt, dass Jugendliche unter 18 Jahren 
kein Wahlrecht haben, wohingegen ältere Menschen die 
politischen Bürgerrechte ohne Altersgrenze genießen (Eu-
roparat 2012, Explanatory Memorandum, C, iii, 40). Um 
langfristig zumindest eine Stabilisierung des Durchschnitts-
alters der Wählerinnen und Wähler sicherzustellen, wird 
eine Absenkung des aktiven Wahlrechts von 18 auf 16 
Jahre erwogen (vgl. Berry 2014b: 15). Durch eine Absen-
kung des Wahlalters auf 16 Jahre würden Jugendliche, die 
in diesem Alter – anders als mit 18 Jahren – vielfach noch 
zu Hause wohnen, den ersten Gang zur Wahlurne gemein-
sam mit ihren Eltern bestreiten. Das Rollenmodell der El-
tern, also der Mitglieder einer Generation, die den Gang 
zur Wahlurne noch als selbstverständlich empfinden, 
könnte zu einer Habitualisierung der Wahlteilnahme bei 
Jugendlichen beitragen.
Auch vor dem Brexit-Referendum wurde in der britischen 
Politik bereits eine Absenkung des Wahlrechts auf 16 Jahre 
diskutiert (BBC, 14. Dezember 2015). Doch anders als im 
schottischen Unabhängigkeitsreferendum (vgl. Henn/
Foard 2014: 19) hat sich die britische Regierung gegen 
eine Ausweitung des Wahlrechts auf 16- und 17-Jährige 
ausgesprochen (Bruter/Harrison 2016). Es stellt sich die 
Frage, ob die Einbeziehung der 1,6 Millionen 16- und 
17-jährigen Britinnen und Briten den Brexit hätte abwenden 
können. Wenn man annimmt, dass jene 658.000 16- und 
17-Jährige, die laut Jörg Tremmel und James Wilhelm 

Jugendliche protestieren in 
London gegen das Ergebnis 
des Referendums. Während 
sich jüngere Britinnen und Bri-
ten mehrheitlich für den Ver-
bleib in der EU ausgesprochen 
haben und nun mit den Folgen 
des Brexits leben müssen, 
haben sie durch ihre niedrige 
Wahlbeteiligung den Brexit 
selbst begünstigt.
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(2015: 140) gerne wählen gehen würden, ein ähnliches 
Abstimmungsverhalten gezeigt hätten wie die Alters-
gruppe der 18- bis 24-Jährigen, dann hätten 480.340 (also 
73 Prozent) von ihnen für den Verbleib des Vereinigten Kö-
nigreichs in der EU votiert. 177.600 hätten hingegen für 
den Austrit t aus der Gemeinschaft gestimmt. Berücksichtigt 
man nun den Stimmenunterschied zwischen dem Pro-Bre-
xit- und dem Anti-Brexit-Lager, der bei 1.269.501 Stimmen 
lag (Lord Ashcroft Polls 2016), dann wird deutlich, dass 
auch eine Inklusion der wahlwilligen 16- und 17-Jährigen 
lediglich zu einer leichten Reduktion des Pro-Brexit-Votums 
auf 966.821 Stimmen Vorsprung beigetragen hätte (vgl. 
auch Bruter/Harrison 2016).
Eine weitere Möglichkeit zur Reduzierung der Wahlbeteili-
gungslücke wäre die Einführung einer verpflichtenden Erst-
wahl nach australischem Vorbild (vgl. Henn/Foard 2014: 
19). Man geht dabei davon aus, dass eine verpflichtende 
Teilnahme an der ersten Wahl nach dem Erreichen des 
wahlfähigen Alters die Wahrscheinlichkeit einer zukünfti-
gen Wahlteilnahme durch die Ausbildung eines Habituali-
sierungseffekts erhöht (a. a. O.). Der Nutzen einer ver-
pflichtenden Erstwahl ist jedoch umstrit ten. So gaben in 
einer Umfrage im Vereinigten Königreich 40 Prozent der 
Jugendlichen, die 2010 nicht an den general elections teil-
genommen haben, an, dass auch eine Wahlpflicht wenig 
oder sogar nichts an ihrem Fernbleiben von der Wahlurne 
geändert hätte (a. a. O.: 20). Eine Teilnahme an konventio-
nellen politischen Partizipationsformen scheint folglich 
nicht mittels Zwang erreichbar. Vielmehr sollte Jugendli-
chen mittels eines verpflichtenden schulischen Politikunter-
richts ein umfangreiches Wissen über das nationale politi-
sche System vermittelt werden, um sie so zu mündigen Bür-
gerinnen und Bürgern zu erziehen, die die Nützlichkeit des 
Wählens erkennen (Sloam 2007: 565). Dieses Bedürfnis 
nach mehr politischer Bildung in den Schulen wurde in ei-
ner österreichischen Studie von 16-jährigen Erstwählerin-
nen und Erstwählern deutlich artikuliert (Kozeluh u. a. 
2009: 20–21). Die Schülerinnen und Schüler erachten „die 
Schule als den Ort der Vermittlung von objektiven Informa-
tionen“ (a. a. O.: 20), an dem sie mehr Wissen über die 

Funktionsweise des politischen Systems und die Programme 
der Parteien erfahren wollen.
Unabhängig von den oben angesprochenen Vorschlägen 
müssen Jugendliche auch am Wahltag Präsenz an den 
Wahlurnen zeigen. Angesichts sinkender Staatsausgaben 
und eines gleichzeitigen Rückgangs des Anteils der 15- bis 
29-Jährigen von 2012 bis 2020 von 20 auf 15 Prozent der 
europäischen Gesamtbevölkerung (Europarat 2012, Ex-
planatory Memorandum, B, i, 4), ist eine zahlenmäßig hohe 
Wahlteilnahme der Generation Y essentiell, um Politikerin-
nen und Politiker für die Relevanz der Themenprioritäten 
der Jugendlichen zu sensibilisieren. Nichtsdestotrotz be-
darf es auch Veränderungen in der politischen Kultur. Nur 
wenn Wahlversprechen auch ex post eingehalten werden, 
werden junge Wahlberechtigte langfristig ihre politischen 
Wünsche über institutionalisierte Kanäle in das politische 
System einbringen und Parteien in Wahlen ihre Stimme – 
und damit einen Regierungsauftrag – geben. Andernfalls 
ist eine Intensivierung von individuellen life politics – wie 
buycotting, clicktivism und issue networks – nicht nur wahr-
scheinlich, sondern auch aus rationaler Sicht verständlich. 
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PARTIZIPATION ONLINE

Onlinebeteiligung und Jugendliche – 
Expressiv und unabhängig?
Norbert Kersting

Angesichts der Krise der repräsentativen Demokratie gilt 
die Onlinebeteiligung als (neues) Wundermittel zur poli-
tischen Mobilisierung. Norbert Kersting analysiert und 
vergleicht die Einstellungen zur Offline- und Online-
partizipation in den Jahren 2004 und 2014. Die Zeitrei-
henanalyse zeigt, dass Jugendliche und junge Erwach-
sene vermehrt direktdemokratische und deliberative 
Partizipationsformen favorisieren. Sie schaffen sich da-
mit neue Beteiligungsräume und Möglichkeiten, ihren 
Protest zu artikulieren. Das Internet erweist sich hierbei 
als Türöffner für politisches Engagement. In Bezug auf 
Mobilisierung, Informationsbeschaffung und Beteiligung 
spielt es eine zentrale Rolle. Obwohl bestimmte Gruppen 
von Jugendlichen bei der Onlinepartizipation die Rolle 
einer neuen Avantgarde einnehmen, bleibt anzumerken, 
dass in den Diskursen im Internet häufig die expressiven 
Komponenten überwiegen und weniger ein deliberativer 
Austausch von Argumenten stattfindet.  

Ist die Onlinepartizipation ein Wundermittel? 

Das deutsche politische System scheint in einer Zwickmühle 
zu sein. Zum einen werden eine zunehmende Ignoranz und 
ein Vertrauensverlust gegenüber den politischen Institutio-
nen attestiert. Eine sinkende Wahlbeteiligung, ein drasti-
scher Rückgang der Parteimitglieder und ein verstärktes po-
litisches Desinteresse scheinen politische Apathie und poli-
tischen Zynismus deutlich zu machen (Schäfer u. a. 2013). 
Gleichzeitig steigt der Druck auf das politische System, da 
die Beteiligung in anderen Bereichen zunimmt. Nicht nur 
die Demonstrationen gegen große Infrastrukturprojekte 
(Stuttgart 21), sondern auch zunehmende Proteste bei la-
tent ausländer- und migrationsfeindlichen Demonstratio-
nen, wie z. B. 2015 die PEGIDA-Demonstrationen, stellen 
neue Anforderungen an die Politik. Die Proteste machen 
deutlich, dass hier in besonderem Maße die ältere Genera-
tion aktiv zu sein scheint. Im Falle des Protests der „Wutbür-
ger“ gegen Infrastrukturmaßnahmen zeigt sich eine deutli-
che Dominanz der so genannten Babyboomer-Generation 
(1955–1965). Demgegenüber scheinen die oft ausländer-
feindlichen PEGIDA-Demonstrationen der „Angstbürger“ in 
Dresden und anderen Städten stärker durch die Nach-
kriegsgeneration bis 1955 geprägt, die einen Identitätsver-
lust befürchtet (Vorländer u. a. 2015). 
Wie positionieren sich die Jugendlichen? Protest galt bis in 
die 1980er Jahre als Domäne der Jugend. Erst mit der Ge-
neration Golf, mit den Generationen X und Y, wurde eine 
mangelnde Motivation für parteipolitisches Engagement 
und eine Individualisierung, d. h. ein Rückzug ins Private 
konstatiert. Die Generation Golf schien mitverantwortlich 
dafür, dass die Beteiligung bei Wahlen und Referenden 

häufig sehr niedrig ist, aber auf der anderen Seite private 
Abstimmungen (z. B. durch Like-Buttons in sozialen Netz-
werken wie Facebook) im Internet rasant zunahmen.
Im Folgenden soll untersucht werden, wie die jüngere Ge-
neration, insbesondere die digital natives, die politischen 
Onlinepartizipationsinstrumente nutzt. Die verschiedenen 
Generationen von der Nachkriegsgeneration über die Ba-
byboomer der 1968er Generation sowie die jüngeren Ge-
nerationen X und Y und auch die digital indigenous nutzen 
die neuen Informationstechnologien in unterschiedlicher 
Weise (Emmer u. a. 2011). Das Internet bietet dabei nur be-
grenzt politische Öffentlichkeit im engeren Sinne. Diese 
liegt in einem Spannungsfeld zwischen repräsentativen 
Beteiligungsformen, direktdemokratischen sowie delibe-
rativen und demonstrativen Formen politischer Partizipa-
tion (Kersting 2014, 2016b). Diese Formen bieten neue 
Möglichkeiten der Information und Mobilisierung sowie 
Instrumente, die Online-und Offlinebeteiligung kombi-
nieren.
Zur Untersuchung der Gatewaythese und der Substituti-
onsthese (s. unten) bieten sich insbesondere Zeitreihen-
analysen an. Im Folgenden werden für die Jahre 2004 und 
2014 die Einstellungen zur Offline- und Onlinepartizipa-
tion analysiert. Hier herrschte lange Zeit die Grundan-
nahme vor, dass aufgrund von höheren politischen Kompe-
tenzen und höherem politischen Interesse eine verstärkte 
Mobilisierung in den älteren Jahrgängen zu beobachten 

Das Internet spielt bei der 
Mobilisierung, Informationsbe-
schaffung und Beteiligung eine 
zentrale Rolle. Obwohl 
bestimmte Gruppen von 
Jugendlichen bei der Online-
partizipation die Rolle einer 
neuen Avantgarde einnehmen, 
bleibt anzumerken, dass in den 
Diskursen im Netz häufig die 
expressiven Komponenten 
überwiegen und weniger ein 
deliberativer Austausch von 
Argumenten stattfindet.
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sei, welche sich erst im hohen Alter aufgrund von Ressour-
cenabbau verringere.
Dabei zeigen frühere Studien über alle Altersgruppen hin-
weg, dass im internationalen Vergleich – mit Ausnahme 
von wenigen Ländern – politische Beteiligung über Inter-
netforen deutlich zunimmt. Zu den wenigen Ausnahmen 
zählt Deutschland, das über alle Generationen hinweg im 
Zeitraum zwischen 2004 und 2014 eine Stagnation der 
Partizipation verzeichnet (Kersting 2016a). Liegen die Ur-
sachen in mangelnden Angeboten? Oder existiert in 
Deutschland eine andere Beteiligungskultur? Ist das Inter-
net kein Gateway, d. h. ein Türöffner für neue, politisch bis-
lang marginalisierte Gruppen, sondern nur ein Substitut 
oder ein zusätzlicher Kanal für politisch bereits Aktive? 
Hierbei stellt sich die Frage, ob dies insbesondere durch 
die jüngere Generation, die politische Onlinebeteiligung 
nicht annimmt, verursacht wurde. 

Jugendliche im Invented und Invited Space

Zunehmende Proteste auf der Straße, aber auch die Ent-
wicklung von neuen Beteiligungsinstrumenten zur Artikula-
tion des Protests im Internet können als neue Form der Öf-
fentlichkeit interpretiert werden (Barnes/Kaase u. a. 1979; 
Steinbrecher 2009; Kersting 2013b). Dieser „von unten“ 
weitgehend autonom entwickelte Invented Space im Inter-
net hat insbesondere für Jugendliche als Beteiligungs-
platt form eine besondere Attraktivität. Hierüber können 
sich neue Formen der Identität und der Expressivität entwi-
ckeln, die sich von etablierten und tradierten Mustern ab-
heben. 
Das politische System sieht die Protestformen eher als Her-
ausforderung. Es wird versucht, den Protest zu kanalisieren 
und zu kontrollieren. Über neue Formen der Beteiligung und 
über eine Öffnung kommt es zur Entwicklung neuer, leichter 
kontrollierbarer Partizipationsinstrumente (Invited Space). 

Diese demokratische Innovation in Form neuer Partizipati-
onsinstrumente kann somit als Reaktion des politischen Sys-
tems auf die starken Offline- und Onlineprotestformen ge-
sehen werden (z. B. Bürgerhaushalte, Foren, Runde Tische, 
neues Wahlrecht etc.) (Kersting 2008, 2017). Dabei zeigt 
sich beim repräsentativen politischen System nicht nur die 
Öffnung der Parteien für neue Interessengruppen, sondern 
auch die Weiterentwicklung und Veränderung des politi-
schen Parteiensystems mit der Bildung von neuen Parteien 
(Piraten, AfD). 
Jugendliche wurden lange Zeit nicht als vollwertige politi-
sche Akteure akzeptiert. Vielfach wurde konstatiert, dass 
mit der Jugend und der Postpubertät zwar Protest ver-
knüpft war, aber sich das politische Engagement und das 
politische Interesse erst nach der Integration in Beruf und 
Familie, das heißt nach der Adoleszenz, manifestiert. Mitt-
lerweile hat sich diese Einschätzung geändert. Die Diskus-
sion um die Absenkung des Wahlalters von 18 auf 16 Jahre, 
aber auch über die „Jungen Alten“ verdeutlicht dies. So 
versucht man über die Absenkung des Wahlalters auf 16 
Jahre die politische Sozialisation und das politische Inter-
esse früher anzuregen.
Jugendliche haben besondere Erwartungen in Bezug auf 
politische Partizipation (vgl. Oerter 2016). Die Phase der 
Adoleszenz ist vor allem durch die Rollen- und Identitäts-
findung gekennzeichnet. In dieser Phase wird eine erhöhte 
fluide Intelligenz sichtbar, die neben einer weitgehend 
ausgebildeten Urteilsfähigkeit eine schnelle Schlussfolge-
rungsfähigkeit aufgrund von geringeren Sachzwängen 
beinhaltet. Demgegenüber orientieren sich Senioren stär-
ker im Rahmen einer kristallinen Intelligenz an bestehen-
den Routinen.
Eine zunehmende Ungleichheit und Segmentierung der 
Gesellschaft verweist zunächst auf marginalisierte Ju-
gendliche, die zum Teil in Sub- bzw. Parallelgesellschaften 
in prekären Nachbarschaften und Familienverhältnissen 
sozialisiert werden. Stigmatisierung, Repression, innerfa-
miliäre Gewalt und oft mangelnde Zukunftschancen sind in 
diesen marginalisierten Gruppen der Alltag, welcher poli-
tische Einstellungen und Engagement prägt.
In den 2010er Jahren scheinen aber alle Jugendlichen 
durch veränderte Rahmenbedingungen in ihrem politi-
schen Engagement eingeschränkt. Dies zeigt sich zum Bei-
spiel in Form der Ganztagsschulen, die politisches Enga-
gement wie auch die Freizeitgestaltung in Vereinen stark 
eingrenzen. Gleichzeitig ist der universitäre Alltag der Stu-
dierenden aufgrund des Bologna-Prozesses durch Bache-
lor- und Masterstudiengänge und der damit einhergehen-
den Reduzierung der Zeitressourcen häufig ein Hindernis 
für politisches Engagement.
Der von Ulrich Beck konstatierte Verlust der Schonzeit zwi-
schen Adoleszenz und Erwachsenenalter zeigt sich in einer 
zunehmenden Überforderung in der Schule und im Ausbil-
dungsbereich. Mögliche Konsequenzen sind ein starker 
Eskapismus, exzessive Internetnutzung, versteckter Dro-
genkonsum, aber auch Fremdenfeindlichkeit und die be-
sondere Herausstellung von Geschlechterstereotypen 
(Hafeneger u. a. 2008). Letzteres hängt stark zusammen 
mit dem Verlust sozialer und gesellschaftlicher Bindungen 
über Nachbarschaft und Schule und einer starken Ausprä-
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gung von jugendkulturellen Cliquen und Szenen als zent-
rale Sozialisationsagenturen, die sich zunehmend online 
im Internet entwickeln. Traditionelles Engagement in Or-
ganisationen wie Vereinen und Parteien, NGOs und Nach-
barschaftsorganisationen werden aufgrund hieraus mög-
licherweise resultierender Fremdbestimmung und man-
gelnder Zeitsouveränität eher abgelehnt. Auch traditionelle 
Medien (Print, TV) verlieren jenseits der dominierenden In-
ternetöffentlichkeit ebenso wie die Schule ihre wichtige 
Rolle als Sozialisationsinstanz. 
Das Internet bietet Kanäle zur expressiven Darstellung ei-
gener Positionen. Dabei ist im Netz nur ein kleiner Bereich 
als zentral politisch anzusehen. Dennoch bietet dieser Teil 
von Öffentlichkeit einzelnen Jugendlichen die Möglichkeit 
der Selbstdarstellung. Aufgrund der Mannigfaltigkeit der 
Diskurse finden diese oft in homogenen Gruppen statt, die 
eigene Positionen nicht infrage stellen, sondern bestäti-
gen. Problematisch sind in diesen homogenen Informati-
onsblasen (echo chambers) deren eingeschränkte soziale 
Realität und die mangelnde Konfrontation mit konfligieren-
den Interessen und Akteuren.
Insofern fehlt es häufig an gemeinsamen gesellschaftlich-
demokratischen Lernerfahrungen. Es fehlen Arenen, in de-
nen eigene Interessen erkannt, formuliert und eingebracht 
werden können. Die bestehenden politischen Beteiligungs-
angebote von Bund, Ländern und insbesondere Kommu-
nen im Invited Space werden negativ konnotiert, und es 
mangelt an der Überzeugung, etwas bewirken zu können. 
Hieraus entwickelt sich eine politische Desintegration. Nur 
über eine stärkere lebensweltliche Verankerung der Parti-
zipationsverfahren kann zumindest eine temporäre Mobi-
lisierung für politische Ziele erreicht werden.
Die Erwartungen und Ansprüche an Onlinebeteiligung 
waren sehr hoch. Onlinepartizipation, zum Beispiel in 
Form einer Beteiligung in sozialen Netzwerken wie Twitter 
und Facebook, beinhaltet nicht nur deliberative Dialoge im 
Sinne von Jürgen Habermas, die auf Argumentation, Refle-
xivität gegenüber Argumenten des Gegenübers und letzt-
endlich – wenn möglich – auf Konsens abzielen (Kersting 
2005). Onlinepartizipation von Jugendlichen ist vielmehr 
häufig stark expressiv und nicht deliberativ. Sie ist eher 
eine symbolische, demonstrative Beteiligung und zielt auf 

die Konstruktion von Identität (Teske 1997; Wagner u. a. 
2009; Kersting 2015). In diesen Diskursen dominieren oft 
die expressiven Komponenten und weniger der delibera-
tive Austausch von Argumenten (Kersting 2005; Bennett/
Segeberg 2012; Wagner u. a. 2009; DJI 2015). 

Partizipationsbereiche und Akzeptanz 

Politische Beteiligung – als direkte oder indirekte Teil-
nahme an der politischen Entscheidungsfindung – wird im 
Folgenden von sozialem Engagement unterschieden, das 
im Rahmen der Zivilgesellschaft stärker auf die Erstellung 
gemeinwohlorientierter Dienstleistungen ausgerichtet ist. 
Politische Partizipation und zivilgesellschaftliches Enga-
gement bedingen und unterstützen sich gegenseitig, soll-
ten aber aufgrund unterschiedlicher Zielrichtungen ge-
trennt untersucht werden (Kersting 2014). In den vergange-
nen Jahren hat sowohl die politische Beteiligung über 
demokratische Innovationen wie auch das zivilgesell-
schaftliche Engagement eine Vielzahl von Veränderungen, 
Reformen sowie die Etablierung von neuen Instrumenten 
erfahren (Kersting 2004, 2016b).
Politische Beteiligung lässt sich im partizipativen Rhombus 
in vier Engagementbereiche unterscheiden: (1) repräsenta-
tive Partizipation, (2) direktdemokratische Par ti zi pa tions-
for men, (3) deliberative Partizipationsformen und (4) de-
monstrative Partizipation (Kersting 2014, 2015, 2017).
Im Folgenden wird zunächst die Akzeptanz unterschiedli-
cher Partizipationsformen unter den Jugendlichen unter-
sucht, beruhend auf einer repräsentativen Studie in 27 
Städten (Gabriel/Kersting 2014). Grundsätzlich zeigen 
diese Formen keine gravierenden Unterschiede zwischen 
den Generationen in Bezug auf das Ranking zwischen re-
präsentativen, direkten demokratischen und deliberativen 
Verfahren. 

Repräsentative Partizipation
Wie alle anderen Altersgruppen bewerten die Jugendli-
chen die Attraktivität von Wahlen mit „sehr gut“ und „gut“ 
(78%) und sehen diese als zentrale Partizipationsform an. 
Konventionelle Beteiligungsformen, wie zum Beispiel der 

Abbildung 1: 
Beteiligungsformen – 
 Einschätzungen der 
Jugendlichen

Quelle: Gabriel/Kersting 2014: Gesamt N= 2700, Mittelkategorie nicht dargestellt.
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Kontakt zu Politikerinnen und Politikern sowie zu Verwal-
tungsangestellten, werden deutlich schlechter bewertet 
als vom Rest der Bevölkerung (s. Abbildung 1). Nichtsdes-
totrotz sehen die befragten Jugendlichen den Kontakt zu 
Politikerinnen und Politikern als wichtiges Partizipationsin-
strument (53,7%). 12,9 Prozent der Jugendlichen bezeich-
nen dies als (sehr) schlecht.
Das Engagement in politischen Parteien wird von 69,1 Pro-
zent der Jugendlichen mit „sehr gut“ bewertet und somit im 
Vergleich zur Gesamtbevölkerung als wichtiger angese-
hen. Letzteres überrascht vor dem Hintergrund, dass sich 
nur eine sehr geringe Zahl von Jugendlichen politischen 
Parteien anschließt (Kersting/Woyke 2012).

Direktdemokratische Partizipation
Direktdemokratische Verfahren werden hier als Formen 
der numerischen Demokratie gesehen, in denen über poli-
tische Themen abgestimmt wird. Hierzu zählen die klassi-
schen Bürgerbegehren und Bürgerentscheide, d. h. Refe-
renden auf der einen Seite, aber auch Instrumente wie zum 
Beispiel Unterschriftenlisten, Meinungsumfragen und an-
dere numerische „themen- und auswahlzentrierte“ Ver-
fahren.
So sind Unterschriftenlisten und Petitionen, die auf eine 
hohe numerische Unterstützung ausgerichtet sind, den di-
rektdemokratischen Verfahren zugeordnet. Unterschriften-
aktionen finden bei 64,8 Prozent der Jugendlichen einen 
starken Zuspruch. Nur 14 Prozent der Jugendlichen sehen 
Unterschriftenaktionen als (sehr) schlecht an. Die lokalen 
Referenden liegen weit oben und werden von drei Vierteln 
der Jugendlichen (sehr) positiv evaluiert. Meinungsumfra-
gen werden von 68,9 Prozent der Jugendlichen (sehr) gut 
bewertet. Nur 7,7 Prozent der Jugendlichen geben sehr 
schlechte Noten.

Deliberative Beteiligung 
Als neue Form der deliberativen Demokratie werden hier 
weniger Instrumente innerhalb von Nachbarschaften ver-
standen, sondern Angebote der Kommunen und des Staa-
tes mit Blick auf Bürgerbeteiligung im Rahmen des Invited 
Space (vgl. zum deliberative turn Dryzek 2002; Kersting 
2016). In der vorliegenden Analyse werden als delibera-
tive Beteiligungsformen zum einen die Beiräte gesehen, 
wie zum Beispiel Orts- und Nachbarschaftsbeiräte, Integ-
rationsräte, wie auch Kinder- und Jugendparlamente als 
Foren für organisierte Partikularinteressen. Als neue For-
men deliberativer Verfahren gelten weiterhin offene Bür-
gerforen und Bürgerdialoge, die auf einer Zufallsauswahl 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer beruhen (wie zum Bei-
spiel Planungszellen, Minipublics, Citizen Jurys). Neben 
den Wahlen, an denen Jugendliche teilnehmen können, 
die bereits das Wahlrecht besitzen, gelten Kinder und Ju-
gendparlamente als das zentrale Partizipationsinstrument 
für die Partikularinteressen von Kindern und Jugendlichen 
ohne Wahlrecht. Alle weiteren Verfahren werden im politi-
schen System advokatorisch von Erwachsenen übernom-
men. Von daher überrascht es, dass nur 72 Prozent der Ju-
gendlichen diese „Parlamente“ als „gut“ bzw. „sehr gut“ 
erachten. Jeder zehnte Jugendliche (9,5%) sieht die Kin-
der- und Jugendparlamente als (sehr) schlecht an. Zwei 
Drit tel der Jugendlichen bewerten Integrations- und Aus-
länderbeiräte mit (sehr) „gut“.
Grundsätzlich zeigt sich eine große Skepsis bei denjeni-
gen Beteiligungsinstrumenten, bei denen Jugendlichen 

der direkte Zugang durch Wahl, durch Zufallsstichprobe 
oder Benennung durch Drit te versperrt sein könnte. Dies 
gilt sowohl für die Beiräte, in denen vor allem organisierte 
Interessenvertreter sitzen, als auch für die Planungszellen, 
deren Teilnehmerauswahl auf Zufallsstichproben basiet. 
Letztere werden als das schlechteste Beteiligungsinstru-
ment bewertet. In Bezug auf die Wichtigkeit bekommen die 
Bürgerhaushalte ebenfalls eine geringe Bewertung, die 
nur von 47 Prozent der befragten Jugendlichen (sehr) gut 
bewertet werden. 

Demonstrative Beteiligung
Für Jugendliche sind Formen der demonstrativen Beteili-
gung von besonderer Bedeutung. Im Vergleich zur Ge-
samtbevölkerung liegen hier die Werte bei den Jugendli-
chen deutlich höher. Mehr als 60 Prozent der Jugendlichen 
sehen hierin eine (sehr) gute Form lokalpolitischen Engage-
ments. Zu den demonstrativen Beteiligungsformen zählen 
auch konventionelle Partizipationsakte, wie zum Beispiel 
das Schreiben von Leserbriefen in Zeitungen.

Onlinebeteiligung 
Am unteren Ende der Skala der Beteiligungsinstrumente 
liegt die Onlinepartizipation. Hier wurde als Online-
partizipation insbesondere die Teilnahme an sozialen 
 Medien der Stadt gezählt. Viele Städte haben in Bezug auf 
die Nutzung von Facebook sowie anderen sozialen Me-
dien zum Teil einen starken Nachholbedarf (Baldersheim/
Kersting 2014). Vielen Kommunen sind sowohl das Hand-
ling von sozialen Medien als auch die dazu notwendige 
Offenheit nicht vertraut. Zahlreiche Stadtverwaltungen 
 reagieren auf kritische Kommentare drastisch, indem sie 
gelöscht oder erst gar nicht zugelassen werden. Hieraus 
entwickelt sich eine oft noch stärkere Gegenreaktion der 
Protestierer („Trolle“). In der hier vorgestellten repräsen-
tativen Befragung wurde eine Bewertung der städtischen 
Facebook-Seiten als kommunales Instrument der Online-
beteiligung abgefragt. Diese werden nur von 41 Prozent 
der Jugendlichen als positiv angesehen. Hier zeigt sich 
eine deutliche Spaltung der jungen Heranwachsenden. 
Während 36 Prozent der Jugendlichen Onlinebeteiligung 
über soziale Medien als (sehr) schlecht ansehen, befür-
wortet eine leicht größere Gruppe diese Form der Online-
beteiligung. Etwa ein Viertel bis zu einem Drittel der 
 Jugendlichen ist hier eher indifferent und gibt mittlere Be-
wertungen ab.

Wandel der Beteiligung

Seit Beginn des neuen Millenniums haben sich die Kontext-
bedingungen und auch die Nutzung des Internets stark 
verändert (Gaiser u. a. 2016). Im Rahmen der Digitalisie-
rung der Gesellschaft haben sich die Informations- und 
Kommunikationstechnologien beim Ausbau von Breitband-
netzen deutlich ausgeweitet. Mittlerweile besitzen 97 Pro-
zent der Jugendlichen zwischen zwölf und 19 Jahren ein 
Mobiltelefon und 98 Prozent zuhause einen Internetzu-
gang. Internet wird intensiv im Freizeitbereich bei der Kom-
munikation mit Freunden und sowohl für soziales, als auch 
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für politisches Engagement genutzt. Einen zentralen Stel-
lenwert besitzt es im sozialen und im kreativen kulturellen 
Bereich (und hier insbesondere im Bereich der Unterhal-
tung über Spiele, Video und Musik). Es prägt zunehmend 
auch die interpersonelle Kommunikation und Information. 
Gleichzeitig bleiben politische Themen in diesen Kommu-
nikationsstrukturen eher begrenzt (van Eimeren/Frees 
2014; Emmer u. a. 2011). Dennoch zeigen Studien der EU-
Kommission (2011), dass im Jahr 2007 Onlinediskussionen 
bei den Jugendlichen deutlich populärer waren als zum 
Beispiel die Teilnahme an öffentlichen Demonstrationen 
oder Unterschriftenaktionen (Gaiser 2012).
Mit der Einführung der neuen Informations- und Kommuni-
kationstechnologien entstand eine große Euphorie in Be-
zug auf eine Revitalisierung der Demokratie. Hieraus ent-
wickelte sich die Gatewaythese, nach der über die neuen 
Informationstechnologien in schwer erreichbaren, „beteili-
gungsarmen“ Gruppen das politische Interesse über die 
Onlinekanäle geweckt werden kann und diese Gruppen 
aktiviert werden können. Demgegenüber steht die Substi-
tutionsthese, nach der die Instrumente der politischen Be-
teiligung lediglich von den ohnehin politisch Aktiven ge-
nutzt werden und letztlich keine neuen Gruppen erreicht 
werden. Die neuen Informationen und Kommunikations-
technologien würden demnach vornehmlich von den alten 
politischen Eliten und Aktiven praktiziert und verstärken 
somit eher die politische Spaltung.
Die Analyse der Nutzer von Onlinediskussionsforen im 
Jahr 2004 zeigt eine starke Dominanz der jüngeren Gene-
ration. In allen Altersgruppen waren im Jahr 2004 die On-
lineaktivsten eher der Gruppe mit geringen politischen 
Kenntnissen zuzuordnen. Andere mögliche erklärende 
Faktoren wie zum Beispiel Vereinsmitgliedschaft und sozi-
ales Kapital spielten keine signifikante Rolle.
Im Folgenden sollen zunächst für den Zeitraum um 2014 die 
einzelnen Alterskohorten untersucht werden. Die Analyse 
fokussiert auf die vier Bereiche und untersucht beispielhaft 
bei der repräsentativen Demokratie den Kontakt zu Politi-
kerinnen und Politikern, für die direktdemokratischen Ver-
fahren die Teilnahme an Unterschriftensammlungen sowie 

für die demonstrative Partizipation die Teilnahme an 
Demonstranten (s. Abbildung 2).
Im Jahr 2014 haben mehr als zwei Drit tel der Befragten 
bereits Kontakte zu Politikerinnen und Politikern aufgebaut 
bzw. können sich dies vorstellen. Auch bei den Jugendli-
chen haben 70,3 Prozent diese Beteiligungsformen bereits 
realisiert. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der direkte 
Kontakt über E-Mail eine schnelle und kostengünstige 
Möglichkeit ist, Politikerinnen und Politiker zu kontaktieren 
und hierüber die Hemmschwelle, Kontakt aufzunehmen, 
deutlich zurückgegangen ist. Dennoch zeigt der Vergleich 
mit 2004, dass es zumindest für diesen Zeitraum keine an-
haltenden Veränderungen in den jüngeren Altersgruppen 
gegeben hat.
Bei der Teilnahme an Unterschriftenaktionen, die der di-
rektdemokratischen Partizipation zugeordnet sind, zeigt 
sich, dass zwischen den Altersgruppen keine gravieren-
den Unterschiede existieren. Im Zeitvergleich zwischen 
2004 und 2014 sinkt diese bei der Gruppe zwischen 30 
und 50 Jahren, und es gibt einen starken Zugewinn in der 
Generation ab 50 Jahren und bei den Rentnern. Bei den 
Jugendlichen liegt der Wert zu beiden Erhebungszeit-
punkten mit 85,4 Prozent aber konstant sehr hoch.
Demonstrationen werden als expressive Formen des Pro-
tests oder der Zustimmung der demonstrativen Beteiligung 
zugeschrieben. Hier zeigen sich ein relativ hohes Niveau 
bei den jüngeren und mittleren Altersgruppen und ein Ab-
sinken im höheren Alter. Der Vergleich zwischen 2004 und 
2014 zeigt hier eine abnehmende Bereitschaft bei den 
mittleren Altersgruppen zwischen 29 und 50 Jahren und 
einen starken Zuwachs in den Altersgruppen ab 50 Jahren. 
Bei den Jugendlichen liegt dieser Wert im Jahr 2014 mit 
73,5 Prozent sehr hoch. Auch bei ihnen lässt sich ein starker 
Zuwachs konstatieren.

Onlinepartizipation im Zeitvergleich

Die Beteiligung an politischen Onlineforen weist ein deut-
lich differenziertes Muster auf (s. Abbildung 3). Hier sinken 

Abbildung 2: 
Bereitschaft und tatsäch-
liche politische Partizipa-
tion nach Alterskohorten

Quelle: International Social Survey Programme (ISSP), Modul „Citizenship I/II“ im ALLBUS 2014.
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die Werte entsprechend dem Alter der Befragten, was sich 
nur begrenzt durch die digitale Spaltung erklären lässt. In 
den älteren Gruppen, d. h. den digital immigrants oder den 
silver sur fern, ist die Akzeptanz in Bezug auf die Nutzung 
neuer Informations- und Kommunikationstechnologien ge-
ringer, aber immer noch stark anwachsend. Die Analyse 
der Onlinebeteiligung zeigt ein deutlicheres Absinken, ins-
besondere in der Altersgruppe zwischen 29 und 50 Jahre. 
Dies lässt sich auf unterschiedliche Weise erklären. In der 
Gruppe zwischen 29 und 50 Jahren erklärt sich die abneh-
mende Onlinepartizipation durch mangelndes und sinken-
des politisches Interesse und eine mangelnde Motivation 
zum politischen Engagement. In der Gruppe der über 
50-Jährigen kann man dagegen stärker von Effekten der 
digitalen Spaltung sprechen. Insofern überrascht es auch 
nicht, dass die Zeitreihenanalyse zwischen 2004 und 2014 
deutlich macht, dass besonders die ältere Generation 
hohe Zuwachsraten bei der Onlinepartizipation besitzt.
Die stärksten Zuwachsraten zeigen sich aber in den 
Altersgruppen bis 28 Jahre. Beteiligten sich im Jahr 2004 
etwa die Hälfte der Befragten bereits an politischen On-
lineforen (bzw. waren dazu bereit), lag dieser Wert im Jahr 
2014 bereits bei knapp zwei Drit teln aller Befragten 
(62,7%). Damit zeigt sich bei den Älteren, aber insbeson-
dere bei den Jugendlichen, der auch international sicht-
bare Trend zu einer stärkeren politischen Onlinepartizipa-
tion. Hieraus lässt sich indirekt ableiten, dass das Internet 
und die neuen Informationstechnologien eine zentrale 
Gatewayfunktion – d. h. eine Rolle als Türöffner – für 
politisches Engagement haben. Auch wenn gleichzeitig 
Offlinepartizipation bei den Jugendlichen eine wichtige 
Rolle spielt, kann man davon ausgehen, dass die zentrale 
Informationsbeschaffung zum Beispiel beim Wählen oder 
bei den Kontakten zu Politikerinnen und Politikern über das 
Internet hergestellt wird. 
Auch in Bezug auf Mobilisierung und zur Informationsbe-
schaffung spielt das Internet die zentrale Rolle. Konzent-
riert man sich auf die Gruppe, die sich tatsächlich bereits 
beteiligt hat, kann man konstatieren, dass 26 Prozent der 
Jugendlichen an politischen Diskussionen im Internet teil-
genommen haben. Weiterführende Analysen zeigen, dass 
hierbei zentrale Indikatoren, wie zum Beispiel das Ge-

schlecht, das politische Interesse, die Vereinsmitglied-
schaft und auch das soziale Kapital, d. h. das Vertrauen 
gegenüber Mitmenschen, keine signifikante Rolle spielen. 
Ob Junge oder Mädchen, ob stark interessiert oder poli-
tisch zynisch bzw. apathisch, ob Vereinsmitglied oder Ein-
zelgänger ist unerheblich. Gleiches gilt für das Vertrauen 
gegenüber Mitmenschen oder die grundsätzliche Ein-
schätzung der eigenen Einflussmöglichkeiten. Zentrale 
wichtige Faktoren sind aber die grundsätzliche Unzufrie-
denheit mit dem demokratischen System, ein höherer Bil-
dungsabschluss und bessere politische Kenntnisse. Die 
Nutzerinnen und Nutzer von Internetforen sind insofern 
höher gebildet und trauen sich, politische Sachverhalte re-
alistisch einzuschätzen. Zudem sind sie eher unzufrieden 
mit der Demokratie und besitzen ein hohes Misstrauen ge-
genüber der Regierung. Hieraus lässt sich ableiten, dass 
die Nutzerinnen und Nutzer von politischen Onlineforen 
stärker ihren Protest artikulieren. Die Jugendlichen, die ak-
tiv online partizipieren, sind eher der Gruppe der politi-
schen Zyniker zuzurechnen, die relativ hohe Kenntnisse ha-
ben und das Internet als Demonstrationsmedium zum Pro-
test nutzen (Kersting 2015:268, 2016b).

Resümee

Die Analyse im partizipativen Rhombus macht deutlich, 
dass repräsentative politische Beteiligungsinstrumente 
(z. B. Wahlen und Parteizugehörigkeit) langfristig in einer 
strukturellen Krise stecken. Nichtsdestotrotz werden sie 
von der Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger und auch 
von Jugendlichen weiterhin als zentrale Beteiligungsinst-
rumente angesehen. Zusätzliche neue direktdemokrati-
sche und auch deliberative Beteiligungsinstrumente schaf-
fen einen neuen Beteiligungsraum (Invited Space) und ver-
suchen, Protest zu kanalisieren, um hierüber die Demokratie 
zu revitalisieren und zu stabilisieren. Jugendliche werden 
häufig pauschal als politisch desinteressiert und als poli-

Abbildung 3: 
Politische Onlineforen 
(Bereitschaft und tatsäch-
liche Aktivität) und Alters-
kohorten in den Jahren 
2004 und 2014 (Angaben 
in %)

Quelle: International Social Survey Programme (ISSP), Modul „Citizenship I/II“ im ALLBUS 2004, 2014.
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tisch schwer erreichbare Gruppen klassifiziert. Über das 
Internet lassen sich bestimmte Gruppen der Jugendlichen 
mobilisieren. Sie bilden neben den zahlreichen „Jungen 
Alten“ die neue Avantgarde der politischen Partizipation. 
Dabei zeigen sich die Möglichkeiten und Chancen des In-
ternets. Oft konzentriert sich das Engagement auf Teilöf-
fentlichkeiten in Informationsblasen. Sie stellen eine seg-
mentierte Teilöffentlichkeit dar, bei der ein Austausch mit 
Gleichgesinnten, aber kein breiter öffentlicher Diskurs 
praktiziert wird. Hierdurch kann zwar eine individuelle 
Identitätssuche befriedigt werden, aber ein breiter gesell-
schaftlicher Diskurs über die Entwicklung von politischen 
Gemeinschaften wird damit nicht erreicht. Dies kann leicht 
zu Radikalisierung, zu Ausländerfeindlichkeit und zur be-
sonderen Hervorhebung von Einzelinteressen und partiku-
lären Meinungen beitragen. 
Politische Bildungsarbeit mit Jugendlichen ist insofern eine 
Gratwanderung. Auf der einen Seite muss sie von oben 
(Invited Space) attraktive Beteiligungsinstrumente entwi-
ckeln, die sich den Bedürfnissen der Jugendlichen nach Ex-
pressivität und Identitätssuche anpassen. Gleichzeitig 
muss sie darauf abzielen, die verschiedenen segmentier-
ten Arenen zu einem gemeinsamen Diskurs zusammenzufü-
gen. Dies fällt doppelt schwer, da Jugendliche den selbst-
bestimmten autonomen Raum (Invented Space) als Abgren-
zung gegenüber Kontrolle und Dominanz durch Senioren 
in den Vordergrund rücken. Erste Entwicklungstrends von 
Onlinepartizipation gingen in diese Richtung. Der Schrit t 
von der unidirektionalen Information hin zu Kanälen eines 
interaktiven Web 2.0 schuf Platt formen für expressives En-
gagement. Eine Konzentration sublokaler Vermischung von 
Online- und Offlinebeteiligung (Kersting 2012), experi-

menteller Politik, aber auch die Kombination von Unterhal-
tung (Spiel) und Politik (gamification) sind mögliche weitere 
Wege. 
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 ENGAGIERTE DIGITALE JUGENDBETEILIGUNG FÖRDERN

Die Jugend digital beteiligen 
Jürgen Ertelt

Bürgerbeteiligung ist wichtig zur Demokratiestärkung. 
Jugendbeteiligung wird mit Blick auf die demografischen 
Verschiebungen wichtig für eine jugendgerechte Gesell-
schaftsentwicklung. Es gilt heute, die Interessen der 
nächsten Erwachsenengeneration zu sichern. Der Alltag 
und die Kommunikation von Jugendlichen sind eindeutig 
digital und medial geprägt. Daraus folgt, dass lebens-
weltbezogene Partizipation der jungen Bürgerinnen und 
Bürger nicht ohne „e“ (wie elektronisch) realisiert werden 
kann. Die Planung von Beteiligungsverfahren hat die Zu-
gangsvielfalt mit digitalen Möglichkeiten und Online-
Angeboten in den Fokus zu nehmen. Es sollten perma-
nente, differenzierte Beteiligungsmöglichkeiten offeriert 
werden, ein Beteiligungsbetriebssystem ist das anzustre-
bende Programm. Das ist schwieriger umzusetzen, als 
wir es von Software und medialen Helfern erwarten. 
Jürgen Ertelt liefert gute Gründe für digitale Beteiligung 
und listet Aspekte für gelingende E-Partizipation auf. 

Digitale Jugendbeteiligung setzt auf 
technische Medien

Partizipation heißt aktiv werden, um den Weg zur gesell-
schaftlichen Teilhabe mitzugestalten. Dies beinhaltet, dass 
sich Bürgerinnen und Bürger bei öffentlichen Entschei-
dungsfindungen auf verschiedenen Ebenen engagiert ein-
bringen: lokal, regional, national und europäisch. E-Parti-
zipation erfolgt in elektronischer Form durch die Nutzung 
von Online-Informationsangeboten und internetbasierter 
Technologie. Digitale Beteiligung erweitert diesen Ansatz 
um den produktiven Einsatz audiovisueller Medien wie 
Foto, Video und Audio. 
Digitale Jugendbeteiligung setzt im Unterschied zu klassi-
schen Formen der Bürgerbeteiligung vorrangig auf techni-
sche Medien. Das heißt, eine politisch intendierte, Ent-
scheidungen anstoßende Teilhabe, bei der Jugendliche 
ein für sie leicht erfassbares Spektrum elektronischer Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien – vom Smart-
phone bis zur Kameradrohne – nutzen, um sich untereinan-
der auszutauschen und sich öffentlich mitzuteilen. Kurz 
 gefasst: Es geht um interaktive Politikgestaltung mit ad-
äquaten digitalen Mitteln in Online-Netzen und um Teil-
habe an der digital geprägten Gesellschaft.
Es wird zwischen zwei Dimensionen der digitalen Partizi-
pation unterschieden: Direkte, digital aufgestellte oder on-
line angelegte E-Partizipation bedeutet, dass politische 
Entscheidungen direkt beeinflusst werden und strukturelle 
Anbindungen an politische Entscheidungsprozesse vor-
handen sind. Indirekte Formen der E-Partizipation – z. B. 
Online-Petitionen – tragen nur zur Meinungsbildung auf 
politischer Ebene bei. Ihr Ziel ist es, Menschen online anzu-
sprechen und dazu zu bewegen, bestimmte Themen und 
Positionen zu unterstützen.

Korrespondierend sind hier die qualitativen Stufen der Be-
teiligung zu differenzieren: Die niedrigste Stufe beginnt mit 
Mitsprache und Informationen im Rahmen von Beratungs-
prozessen. Die zweite Stufe beschreibt eine Mitbestim-
mung in Entscheidungsprozessen mit gleichberechtigtem 
Stimmrecht. Die höchste Stufe ist Selbstbestimmung mit al-
leinigem Entscheidungsrecht. Das bedeutet in Beteili-
gungsverfahren, dass das Subjekt selbst entscheidet, wel-
che Themen diskutiert werden, ohne sich darüber erklären 
zu müssen.
In der Evolution von Internet und digitalen Medien lassen 
sich viele Zwischenschrit te feststellen. Neu sind virale, sich 
wie ein Virus ausbreitende Effekte in Social Media, die 
viele Menschen zu gemeinsamen Standpunkten oder soli-
darischen Aktionen – z. B. Flashmobs – zusammenführen, 
„Gefällt mir“-Stafetten zu plakatierten Meinungen, oder 
auf Zustimmung zielende Kampagnen, die durch Masse 
Einfluss nehmen möchten. Herausragend sind Formen des 
gemeinsamen ökonomischen Handelns durch Crowdfun-
ding. Die „Sharing“-Ökonomie des Internets gibt hier ein 
Beispiel, wie sich alternative Produkte – vom Sachbuch 
über die Freizeitanlage und dem Kulturtreff, bis hin zum ge-
schäftlichen Nischenprodukt – durch Zusammenlegung 
privater Finanzen auch ohne öffentliche Mittel und Markt-
gesetze platzieren lassen. Diese Form direkter Partizipa-
tion drückt sich nicht nur in Worten aus, sondern setzt in 
erster Linie auf monetäres Handeln, um schnelle Lösungen 
und Umsetzungen von Interessen herbeizuführen. 

Beteiligung hat mehrere quali-
tative Stufen: Die niedrigste 
Stufe beginnt mit Mitsprache 
und Information im Rahmen 
von Beratungsprozessen. Die 
zweite Stufe beschreibt eine 
Mitbestimmung in Entschei-
dungsprozessen mit gleichbe-
rechtigtem Stimmrecht. Die 
höchste Stufe ist Selbstbestim-
mung mit alleinigem Entschei-
dungsrecht.

cc-by Tanja Föhr
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Transitive, ergebnisorientierte Partizipation

Der vorliegende Beitrag bezieht sich hinsichtlich digitaler 
Jugendbeteiligung vornehmlich auf direkte, transitive Be-
teiligung. Transitive, ergebnisorientierte Partizipation be-
inhaltet immer, dass es einen Grund für das Partizipations-
verfahren gibt und es tatsächlich etwas zu entscheiden 
gibt. Es geht stets um die Entwicklung und Abstimmung von 
Vorlagen und Empfehlungen für die gewählten Vertreterin-
nen und Vertreter der parlamentarischen Demokratie, nicht 
um deren Umgehung durch Abstimmungen, die keine legi-
timierte Basis haben. Die gewählten Gremien haben sich 
im besten Fall dazu bereiterklärt, die dokumentierten Er-
gebnisse des Beteiligungsprozesses zu verhandeln und in 
ihren Entscheidungsprozess einzubeziehen. Eine erfolgrei-
che Partizipation ist an ein sichtbares Ergebnis gebunden. 
Hierbei ist es erforderlich, dass eine Öffentlichkeit für den 
Gegenstand der Auseinandersetzung geschaffen und 
eine nachvollziehbare Transparenz des Verfahrens herge-
stellt wird. Es sind also keine Beteiligungsübungen oder Si-
mulationen von Politik zulässig. Es geht auch nicht um Vari-
anten der Marktforschung oder datenbasierter Vorher-
sagen. Das im Folgenden vertretene Verständnis von 
Teilhabe beinhaltet diskursive Aktivitäten und ist an han-
delnde Akteurinnen und Akteure gebunden. Ziel des Pro-
zesses ist es, die Anliegen der Beteiligungsergebnisse zu 
transportieren und ihre Wirksamkeit zu sichern. Digitale 
Jugendbeteiligung kann dies mit ihren medialen Instru-
menten vorzüglich abbilden. Allerdings sind hierbei be-
stimmte Abläufe, Regeln und Bedingungen zu beachten, 
die im Folgenden beschrieben werden.
Digitale Jugendbeteiligung muss sich an die Lebensum-
stände junger Menschen anpassen – räumlich, sozial, 
thematisch und medial. Digitale Partizipation braucht 
sichtbare Ergebnisse und eine strukturelle Anbindung an 

politische Entscheidungsprozesse. Sie benötigen dafür 
ausreichende Ressourcen hinsichtlich materieller Ausstat-
tung und personaler Assistenz. In allen Phasen des Prozes-
ses müssen Jugendliche involviert sein.
In Anlehnung an die vom Projekt „Youthpart“ erstellten Gui-
delines (siehe Linkliste) lassen sich konkrete Empfehlungen 
für eine gelingende E-Partizipation Jugendlicher in einzel-
nen Schrit ten aufstellen. 

Guidelines für gelingende digitale 
Partizipationsverfahren

Alle Prozesse digitaler Jugendbeteiligung folgen idealer-
weise einer Struktur in sechs Phasen: Entwicklungsphase, 
Umsetzungsphase, Zugangsphase, Input- und Dialog-
phase, Output- und Ergebnisphase, Auswertungsphase. 
Diese Struktur ist generell für alle Arten von Jugendbeteili-
gung mit digitalen Medien und Internet identisch.

Schritt 1: Entwicklungsphase
Alle Beteiligten sollten sich darauf einigen, wie Entschei-
dungen getroffen werden und welche Chancen und Gren-
zen dem Entscheidungsprozess innewohnen – schließlich 
sollten keine falschen Erwartungen geweckt werden. Es 
muss das Rückgrat des Prozesses errichtet werden. Des-
halb sollte der gesamte Partizipationsprozess Teil einer 
übergreifenden Strategie zur Beteiligung junger Men-
schen sein.

Schritt 2: Umsetzungsphase
Die allgemeinen Parameter werden in konkrete Aktivitäten 
übersetzt. Es sollte ein Netzwerk aller relevanten Akteure 
geben, wie z. B. Entscheidungsträger, Jugendliche, Ju-
gendverbände, Schulen und Firmen. Alle Mitarbeitenden, 
besonders diejenigen aus Verwaltungsbereichen und der 
Politik, die mit Aufgaben in den Beteiligungsprozess einge-
bunden sind, sollten inhaltlich und methodisch zusätzlich 
qualifiziert werden. Die Prozessplanung und die zeitlichen 
Abläufe sollten bei allen Beteiligten – den Verwaltungen, 
Entscheidungsträgern und Jugendlichen – berücksichtigt 
werden. Alle Akteure sollten sich auf eine stets ansprech-
bare Person einigen, die den Überblick behält und als Be-
obachter des Prozesses agiert. Diese personifizierte Dreh-
scheibe für Information und Organisation sichert die Trans-
parenz des Verfahrens und den Schutz der Interessen aller 
Beteiligten.

Schritt 3: Zugangs- und Informationsphase
Den Beteiligten werden mediale Beteiligungswerkzeuge 
und meinungsbildende Informationen zugänglich ge-
macht. Die Tools für mehr Jugendbeteiligung können eine 
Mischung aus Online- und Offline-Angeboten, aus digita-
len und analogen Medien sein. Oft besteht mehr Bedarf 
für mehr Online-Kommunikation, manchmal für eher ana-
loge Methoden – das hängt von der jeweiligen Situation 
und den Themen ab. Digitale Jugendbeteiligung sollte fle-
xibel und nicht dogmatisch auf Bedarfe und Bedürfnisse 
eingehen. Dennoch bleibt der Anspruch, mit digitalen Mit-
teln demokratische Lösungen für Herausforderungen in ei-
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ner digital geprägten Gesellschaft tragfähiger erarbeiten 
zu können.
In dieser Phase sollten prozessbegleitende Kontaktperso-
nen oder Mediatoren ernannt werden. Jugendliche kön-
nen diese Leute kontaktieren, wenn sie Fragen oder Prob-
leme haben. Im Sinne der Inklusion soll eine leicht ver-
ständliche Sprache genutzt werden und die thematisierten 
Inhalte klar und anschaulich präsentiert werden. Alle Teil-
nehmenden sollten sich auf gemeinsame Regeln – eine Ne-
tiquette – für die Online-Kommunikation und auf gemein-
same Abläufe dahingehend, wie mit analogen und digita-
len Problemlagen umzugehen ist, einigen. Ergänzende 
Qualifizierungen sollten die Medienkompetenz von allen 
Beteiligten weiter entwickeln helfen.
Alle qualitativen Informationen zu den Themen, die Ge-
genstand der Beteiligung sind, sollten bereitgestellt und 
zugänglich gemacht werden. Sie sollten in Bezug auf Spra-
che, Format und Ausdrucksweise an die Lebenswelt der 
Teilnehmenden angepasst sein. Alle verfügbaren Inhalte 
sollten für die Jugendlichen ebenso als „offene Daten“ ab-
rufbar sein, so dass sie zusätzlich eigene Recherchen und 
Interpretationen durchführen können.
In dieser Phase startet auch die öffentliche Werbung in 
Netzwerken und Medien für viel Beteiligung im angeleg-
ten Partizipationsprozess.

Schritt 4: Input- und Dialogphase
Nun geht es konzentriert Richtung inhaltlichen Diskurs. 
Dazu sollten alle Beteiligten den Hintergrund des Anlie-
gens kennen und wissen, warum gerade dieses Format der 
Beteiligung gewählt wurde. Die Initiatoren und Einrichtun-
gen, die den Prozess umsetzen, sowie deren Interessen, die 
sie vertreten, sollten dargestellt werden. An dieser Stelle ist 
es ebenso wichtig, die Struktur, die Hauptmerkmale, das 
Potenzial sowie die Grenzen der Software zu erklären. Die 
einzelnen Schrit te des Beteiligungsverfahrens, die ange-
strebten Ergebnisse und deren angelegte Wirkung und der 
damit verbundene Zeitplan sind darzulegen. Alle Teilneh-
menden sollten die Möglichkeit haben, ein Feedback zum 
Prozess zu geben. Datenschutzbestimmungen sowie der 

Schutz der personenbezogenen Daten müssen garantiert 
sein. 

Schritt 5: Output- und Ergebnisphase
In dieser Phase geht es um den Effekt der Beteiligung. Die 
Ergebnisse sollten öffentlich für jeden zugänglich gemacht 
werden. Auch die betreffenden Entscheidungsträger soll-
ten direkt über die Ergebnisse informiert werden. Es sollte 
möglich sein, nach einer bestimmten Zeit zu überprüfen, ob 
die Ergebnisse des Partizipationsprozesses umgesetzt 
wurden. Während und nach Abschluss des Beteiligungs-
verfahrens sollte die Wirkung der Beiträge der Jugendli-
chen als solche sichtbar gemacht werden.

Schritt 6: Auswertungsphase
Alle relevanten Akteure sollten die Möglichkeit bekommen, 
ein Feedback zum Verfahren zu geben. Die Auswertung 
sollte konkrete Vorschläge zur Optimierung zukünftiger 
Projekte enthalten. So schließt sich der Kreis auf dem Weg 
zu noch erfolgreicheren zukünftigen Partizipationsprozes-
sen.

Online-Tools sind Werkzeuge für mehr Beteiligung

Werkzeuge für mehr Jugendbeteiligung können digitale 
Medien oder Online-Angebote sein, am besten beides. Es 
bleiben aber Werkzeuge. Die verwendeten Tools sind 
nicht Garant für den Erfolg des Beteiligungsverfahrens. 
Entscheidend für eine gelingende Partizipation sind das 
Konzept, der strukturierte Prozess und die Kommunikation 
der Teilnehmenden. Die digitalen Zutaten sind unter Einbe-
ziehung der Teilnehmenden nach Maßgabe des Verfah-
rens zu wählen, und nicht umgekehrt. 
Inzwischen hat sich eine Vielfalt von Softwarelösungen 
entwickelt, zum Teil als Leistungen sogenannter Startups 
im informationstechnischen Entwicklungs- und Servicebe-
reich. Einige Produkte sind mit einem restriktiven Ge-
schäftsmodell versehen und im Quellcode nicht zugäng-
lich, andere trumpfen mit nachvollziehbaren Algorithmen 

Die Tools für mehr Jugendbe-
teiligung können eine 
Mischung aus Online- und 
Offline-Angeboten, aus digita-
len und analogen Medien sein. 
Oft besteht mehr Bedarf für 
mehr Online-Kommunikation, 
manchmal für eher analoge 
Methoden – das hängt von der 
jeweiligen Situation und den 
Themen ab.

cc-by Tanja Föhr
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auf und sind als „open source“ an die Anforderungen des 
Beteiligungsprozesses anpassbar. Auf der Webseite ju-
gend.beteiligen.jetzt werden beispielhafte Tools beschrie-
ben und für ihren möglichen Einsatzbereich markiert:
 l Yourpart ist ein einfacher, selbstspeichernder Textedi-

tor im Browserfenster (sog. Etherpad), der von vielen 
Nutzenden gleichzeitig genutzt werden kann. Zum kol-
laborativen Erstellen von Texten, Protokollen und Ideen-
sammlungen können beliebig viele Seiten angelegt 
werden. Der Zugang erfolgt ohne Registrierung.
 l Ypart ist ein modulares, skalierbares System, das alle 

Aspekte des Politikmodells Liquid Democracy abdeckt 
– inklusive Delegationsmöglichkeit, kartografischer 
Darstellung, Darstellung des Fortschrit ts eines Prozesses 
mittels Zeitstrahl, wahlweise nicht-moderiertem Aushan-
deln von Lösungen mit Priorisierung von Vorschlägen, 
gemeinsamem Erstellen von Vorlagen. Abstimmungen 
sind möglich, eine Registrierung ist notwendig.
 l ePartool ist eine Konsultationssoftware für langfristig 

angelegte, mehrstufige Prozesse, die das ganze Beteili-
gungsverfahren erfasst, managt und darstellt. Vor-
schläge aus geschlossenen Gruppen werden gewich-
tet. Das Verfahren wird moderiert und in Zusammenfas-
sungen dargestellt. Das Werkzeug ist als selbständige 
Instanz auf einem eigenen Server zu installieren. 
 l Flashpoll ist Teil des Beteiligungspaketes Opin.me, das 

mehrsprachig angeboten wird. Flashpoll ermöglicht die 
räumlich begrenzte, örtlich markierte Abstimmung über 
Fragestellungen. So können nur diejenigen per App ihre 
Meinung einbringen, die die Situation vor Ort wahrneh-
men. Opin.me offeriert – modular kombinierbar – ver-
schiedene Beteiligungswerkzeuge und Prozessbera-
tungsstufen, die auch für mobile Endgeräte optimiert 
darstellbar sind. 
 l Padlet ist eine Pinnwand zum Anheften multimedial dar-

gestellter Ideen. Administrativ lässt sich diese Meta-
planwand geschlossen oder für jeden zugänglich 
einrichten und grafisch gestalten. Verschiedene Layouts 
helfen bei der Strukturierung der angepinnten Ideen 
und Vorschläge
 l Tricider sammelt textbasiert nach Vorgabe einer Frage-

stellung Ideen, die Pro und Contra kommentiert werden 
können. In einem drit ten Schrit t sind im Rahmen der ge-
setzten Dauer des Verfahrens priorisierende Zustimmun-
gen möglich. Eine Nutzung ist auch ohne Registrierung 
möglich, eine Anmeldung erweitert die administrativen 
Möglichkeiten
 l Brabbl ermöglicht das schnelle Erfassen und Darstellen 

von Meinungsbildern durch Einbringen konträrer Stand-
punkte und nach abgestufter Bewertung dieser Argu-
mente durch Drit te. Eine Registrierung ist zur administra-
tiven Einrichtung und Pflege des Verfahrens notwendig. 
Die Anwendung ist auch für große Kreise von Teilneh-
merinnen und Teilnehmern geeignet und ist durch das 
intuitive, an übliche Web2.0-Angebote angelehnte De-
sign in 30 Sekunden erklärbar. 

Anforderungen an digitale Partizipationstools

Ein Werkzeug kann nie eine „eierlegende Wollmilchsau“ 
sein, aber es kann den Zugang zu mehr Jugendbeteiligung 
durch einfache, multimediale, smarte Möglichkeiten des 
Mitmachens öffnen. Die Qualitätsstufen der Partizipation 

sollten gerade zum Einstieg flexibel gehandhabt werden; 
niedrigschwellige Angebote für mehr Ad-hoc-Beteiligung 
sollten vor hehrem Anspruch zählen. Durch unterschiedli-
che Zugänge – digital und analog, offline und online – 
können unterschiedliche Teilnehmende gewonnen wer-
den. Dabei ist es wichtig, die Mediennutzung und das 
Kommunikationsverhalten der avisierten Gruppen zu be-
achten und entsprechend Korrekturen am sogenannten 
Userinterface der Werkzeuge vorzunehmen oder Neuent-
wicklungen anzugehen. Mit Blick auf Jugendliche in digital 
aufbereiteten Partizipationsprozessen wird es entspre-
chend dem Medienverhalten der jungen Generation (siehe 
JIM-Studien1) unumgänglich, mobile Endgeräte in den Vor-
dergrund der Zugangsoptionen zu nehmen. „Mobile first“ 
und ein responsives, sich an Geräte anpassendes Webde-
sign wird zur Pflicht, um Jugendlichen den Zugang zur Ju-
gendbeteiligung zu eröffnen. Es braucht nicht zwingend 
für alles eine App auf dem Handy, aber oft ist eine Anwen-
dung an den Fingerspitzen die Voraussetzung zur Teil-
nahme. Gerade bei Angeboten für Geflüchtete wird man 
wohl keine Zugangsalternative zum Smartphone ausma-
chen können.
Digitale Werkzeuge sollten idealerweise so einfach zu-
gänglich sein wie Facebook, WhatsApp oder Instagram: 
intuitiv bedienbar, feedbackorientiert, visuell anspre-
chend. Partizipation könnte so leicht in den kommunikati-
ven Alltag Einzug halten, vernetzen und sozialisierend wir-
ken. Schnelle Meinungsbilder durch Online-Votings oder 
Petitionen funktionieren heute schon beispielgebend gut in 
den Social Media-Kanälen. Auch die fälschlicherweise als 
unpolitisch wahrgenommene Darstellung von Anliegen in 
Form sarkastischer Meme (zugespitzte, sich schnell ver-
breitende Online-Poster mit satirischen Kurztexten) zeigt 
uns das Potenzial der pointierten Reduktion. 
Diese Erscheinungsformen vernetzter Kommunikation wer-
den zunehmend zur Vorlage für Werbung und weiteren vi-
suellen Darbietungen jenseits des Mediums Fernsehen. So 
setzt auch das neue Jugendangebot von ARD und ZDF 
„FUNK“ auf die viralen Effekte des Internets und knüpft an 
Erzähl- und Darstellungsformaten der digitalen Kultur an. 
Allerdings verpasst dieses Fernsehformat ohne Fernsehge-
rät die großen Chancen der Interaktivität und bleibt Sen-
der, ohne Empfänger partizipativ einzubinden. 
Besser machen es da einige vorbildliche Initiativen und 
Projekte in der kommunalen Jugendarbeit, die uneinge-
schränkt als „Gute Praxis“ bezeichnet werden können. Die 
Stadt Nürnberg trägt gemeinsam mit dem Jugendring und 
dem Medienzentrum Parabol die Jugendbeteiligungsstra-
tegie „Laut“, deren Name Programm ist und Jugendlichen 
via Youtube-Kanal und Beteiligungsparty eine lautere 
Stimme ermöglicht. An der Evangelischen Akademie Sach-
sen-Anhalt experimentiert man erfolgreich mit dem Com-
puterspiel Minecraft, um städtebauliche Planungen zu vi-
sualisieren und Alternativen zu entwickeln. In Offenbach 
an der Queich bietet die Verbandsgemeinde mit einem 
Mitarbeiter für Jugendbeteiligung auf der Liquid Demo-
cracy-Platt form ypart.eu ein Ideenportal für junge Anlie-
gen und Wünsche, die nach Vorlage in Rat und Verwaltung 
umgesetzt werden. Eine von Jugendlichen entworfene Frei-
zeitanlage wurde bereits realisiert. Mehr und mehr lassen 
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sich Mut machende Beispiele identifizieren, die auf der 
Webseite jugend.beteiligen.jetzt kartographiert und zum  
Nachmachen empfohlen werden. 
Die Zukunft der Jugendbeteiligung mit digitalen Medien 
und Internet wird sich weiter nach neuen technischen Mög-
lichkeiten ausrichten. Kameradrohnen, die eine Übersicht 
über den jeweiligen Gegenstand der Diskussion ermögli-
chen, Rundum-Webcams, die Sitzungen abbilden, vir tuelle 
Reality-Systeme, die verschiedene Szenarien begehbar 
machen, oder intelligente Feedbacksysteme, die mit „Dash-
Button“ oder „Echo“ Meinungen transportieren können, 
helfen, noch leichter Zugang zur Partizipation zu finden. 
„Big Data“ bergen neben Datenfrust auch Chancen für 
sonst nicht Erreichbare. Mit „Data-Mining“ wird es mög-
lich, die wenig gehörten Stimmen herauszufiltern und zu 
verstärken. Partizipation beginnt mit aufmerksamem Hin-
schauen und Zuhören. Schon heute analysieren Jugendli-
che im Projekt „Jugend hackt“ Datensätze und bereiten sie 
zu Anwendungen auf, die Entscheidungswege aufzeigen. 
Wir alle werden künftig verstärkt mit ethischen Entschei-
dungen konfrontiert werden, die Politikerinnen und Politi-
ker nicht alleine verantworten wollen. Eine sogenannte 
Moralmaschine z. B. erfasst am MIT (Massachusetts Insti-
tute of Technology) partizipativ Entscheidungen in kriti-
schen Fahrsituationen, die Grundlage für Unfallentschei-
dungen bei selbstfahrenden Autos werden.
Festzuhalten bleibt trotz aller medialen Optionen, dass 
politische Beschlüsse heute nicht audiovisuell, sondern 
über Texte gefasst werden. Wir werden das gesprochene 
und geschriebene Wort wohl weiterhin als Basis für Betei-
ligung betrachten müssen.

Jetzt für morgen sorgen und Zukunft partizipativ 
gestalten

Die demografischen Bedingungen unserer Gesellschafts-
entwicklung verlangen hinsichtlich der unterrepräsentier-
ten Jugendlichen ein anwaltliches Handeln, um die Interes-
sen von Jugendlichen stärker in den Vordergrund zu rücken. 
Jugendbeteiligung wird zur inklusiven Demokratiestärkung, 
um Interessen der nächsten Erwachsenengeneration abzu-
sichern und Spaltungen zu überbrücken. Bevorzugende 
Partizipation junger Menschen wird zum Frühwarnsystem 
für unberücksichtigte und verkannte Anliegen und kann zur 
Vermeidung von Politikverdrossenheit beitragen, die in die 
Fänge populistischer Gruppierungen treiben kann. Jugend-
studien alleine helfen nicht, Lösungen herbeizuführen. Die 
Subjekte müssen handelnd einbezogen werden. Jugend-
beteiligung wirkt identitätsstiftend und verbindet mit dem, 
was wir emotional „Heimat“ nennen. Die „Alten“ im Stadtrat 
sollten dies begrüßen, geht es doch um die Sicherung ihres 
politischen Erbes.
Bei digitaler Beteiligung fürchten Verwaltung und Politik 
den Verlust der Kontrolle über Informationen und Meinun-
gen. Die Entwicklung des Internets schafft besonders in 
den sozialen Medien eine lautstarke Öffentlichkeit, die 
sich vom Politikbetrieb entkoppelt und in der Regel jenseits 
der digitalen Kommunikation nicht argumentativ aufgegrif-
fen wird. Wichtige Aspekte, Ideen und Interessen gehen 
für den politischen Entscheidungsprozess verloren, wenn 
man sie nicht konstruktiv aufgreift. Radikalisierung kann 
sich ausbreiten, wenn die Angst vor Kontrollverlust zu par-
allelen Diskussionssträngen führt. Der digitale Kontrollver-

lust ist ein Faktor, der nicht durch Nichtstun operationali-
siert werden kann. Vielmehr sollte sich Politik und Verwal-
tung qualifiziert in den Diskurs einbringen – und 
Online-Verfahren der Jugendbeteiligung können hierfür 
ein geeignetes Terrain sein. Politik und Verwaltung sollten 
immer ein aktiver Teil des Verfahrens werden; ein „Gefällt 
mir“-Stempel allein reicht nicht. Online-Partizipation 
schafft ein permanentes Angebot zur Artikulation von An-
liegen, Vorschlägen und Problemlagen. Sie sollte fest in 
Politik und Verwaltung verankert werden. Die in vielen 
Städten bewährten Beschwerde-Meldesysteme zu Schlag-
löchern und aufgefundenem Müll sind ein gutes Beispiel. 
Dazu müssen Qualifizierungsmaßnahmen zum Umgang 
mit Bürgerbeteiligung für Verwaltung und Politik aufge-
baut und Jugendbeteiligung in ein „Open Government“ 
eingebettet werden. 
Jugendbeteiligung wird oft als Top-down-Prozess instal-
liert und zur „Chefsache“ deklariert. Es sollten eher Initiati-
ven gestärkt werden, die direkt von Jugendlichen kommen. 
Institutionelle Projekte könnten das aufkeimende Engage-
ment junger Menschen bremsen. Engagement, Kollabora-
tion und Partizipation sind zu differenzieren, auch wenn 
sich in der Praxis die Zugänge vermischen. Wer sich enga-
giert, muss sich nicht zwingend politisch einbringen wol-
len. Wer gerne mit anderen zusammenarbeitet, muss nicht 
gleich in ein Jugendbeteiligungsverfahren geleitet wer-
den. Es sollte offensiv zu mehr E-Partizipation eingeladen 
und motiviert werden. Online-Initiativen und digitales En-
gagement sollten gleichwertig zu analogen Formen ge-
stützt werden. Beziehungsgebilde in Social Media lassen 
mehr spontane, weniger bindende Möglichkeiten von Be-
teiligung und Engagement zu. Daran kann man gut an-
knüpfen und auch zeitlich kurze Teilnahmen in Partizipati-
onsverfahren ermöglichen. Gerade E-Partizipation kann 
mehr Inklusion schwer einzubindender Gruppen beför-
dern. Aber auch analog-digitale Mischformen der Beteili-
gung wie hybride Barcamps (online vorbereitete, physisch 
statt findende Konferenzen bei denen Teilnehmende Refe-
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rierende sind) können zu mehr Partizipation einladen. Aber 
auch Nichtbeteiligung ist eine legitime Entscheidung von 
selbstbestimmten Jugendlichen. Freiwilligkeit ist eine tra-
gende Säule gelingender Jugendbeteiligung.

Partizipationskultur entwickeln

Digitalisierung gilt politisch als ein mit Hoffnung besetzter 
Zukunftsfaktor. Die Digitale Agenda der Bundesregierung 
bündelt die Aufgaben für Politik und Verwaltungen und 
setzt einen Akzent auf digitale Beteiligung, besonders mit 
Blick auf Jugendliche. Es bedarf allerdings neben der rei-
nen Willenserklärung auch einer langfristigen Strategie, 
um Partizipationsverfahren als tragenden demokratischen 
Akt aufzustellen. Partizipation und ihre damit verbundenen 
Umsetzungsformate müssen als Bildungsziel aufgegriffen 
werden, um Partizipationskultur zu entwickeln und „Empo-
werment“ zu verwirklichen. Softwareapplikation können 
das per se nicht leisten. Partizipation ist auf der Hand-
lungsebene des Medienkompetenzmodells nach Bernd 
Schorb und Helga Theunert (vom Institut für Medienpäda-
gogik in Forschung und Praxis, München) das gestaltende 
Moment. So verstanden, ist das der eigentliche Grund zur 
Stärkung der individuellen Medienkompetenz: Lernen, 
Medien für die eigenen Interessen einzusetzen, sie zur Ar-
tikulation und zur Gestaltung von Anliegen zu nutzen. In 
der Konsequenz heißt das, digitale Medien und Internet 
als Werkzeuge zur Teilhabe und E-Partizipation als den zu 
bevorzugenden Weg zur Gesellschafts- und Demokratie-
entwicklung zu verstehen. Damit dies zu den gewünschten 
Erfolgen führen kann, müssen infrastrukturelle Maßnah-
men realisiert werden, um Zugänge zum Internet uneinge-
schränkt zu ermöglichen. Derzeit ist besonders im ländli-
chen Raum, der aufgrund seiner Mobilitätseinschränkun-
gen für Online-Kommunikation und -Partizipation geradezu 
prädestiniert wäre, das fehlende Breitbandinternet eine 
Entwicklungsbremse. Ergänzend sollten Ressourcen ge-

bündelt werden, um die Struktur von regionalen Medien-
zentren zu nutzen, damit digitale Medien leichter einge-
setzt werden können. Auf dieser Grundlage kann be-
schleunigt Information als Basis von Partizipation wachsen. 
Damit Entscheidungen in Jugendbeteiligungsverfahren 
fundiert getroffen werden können, braucht es Informatio-
nen, die im besten Fall durch Visualisierungen verständli-
cher werden. Interpretierbare „Open Data“ helfen, kom-
plexe Zusammenhänge der Haushaltsplanungen über-
haupt zu erfassen (siehe offener-haushalt.de). Gleich 
wichtig sind rechtliche Rahmungen in der Gemeindeord-
nung sowie auf Bund- und Länderebene, um Handlungssi-
cherheit für einen wirksamen Prozess der Entscheidungsfin-
dung zu geben. Das Bundesbaugesetz geht mit der Anhö-
rungspflicht von Kindern und Jugendlichen voran. 
Kommunale Beteiligungsbeschlüsse könnten die Kontinui-
tät von Jugendbeteiligung gewährleisten. 
Eine Belastung für die Beteiligung auf Internetplatt formen 
ist die permanente personifizierte Überwachung der 
Kommunikation, die für freie Meinungsäußerung bedroh-
lich werden kann. Beteiligungsinitiativen sollten deshalb 
darauf drängen, pseudonyme Online-Zugänge zu ermög-
lichen und selbst Zurückhaltung bei der Datenerfassung zu 
zeigen. Der Code der verwendeten Software sollte einseh-
bar sein und auf einer noch zu verhandelnden Algorith-
mus-Ethik aufbauen. 

„Echte“ Partizipation wird zum 
Frühwarnsystem für unberück-
sichtigte und verkannte Anlie-
gen und kann zur Vermeidung 
von Politikverdrossenheit bei-
tragen. Jugendstudien und 
„Alibi-Teilhabe“ allein helfen 
nicht, Lösungen herbeizufüh-
ren. Die Subjekte müssen han-
delnd einbezogen werden.

cc-by Gabriela Heinze

Gute Gründe für mehr Jugendbeteiligung mit digitalen 
Medien und Internet (jugend.beteiligen.jetzt)
 l Beteiligung wird unabhängig von Ort und Zeit mög-

lich.
 l Eine permanente Dokumentation des Prozesses fin-

det statt. 
 l Transparenz und Öffentlichkeit des Verfahrens sind 

gegeben.
 l Entscheidungen, die aus dem Beteiligungsprozess 

hervorgehen und seine Wirksamkeit verdeutlichen, 
werden nachvollziehbar.
 l Niederschwellige Zugänge für Ad-hoc-Beteiligung 

werden möglich, weil Jugendliche sich nicht physisch 
an einem bestimmten Ort einfinden müssen.
 l Der Alltag und die Kommunikation Jugendlicher sind 

medial geprägt. Daran anknüpfend ist heute keine 
Jugendbeteiligung mehr ohne „e“ möglich.
 l Jugendmedien zu nutzen, erleichtert die Ansprache 

der Zielgruppe.
 l Mehr Zugangsvielfalt durch Einsatz von Online-An-

geboten. Beständige und differenzierte Beteili-
gungsmöglichkeiten können inzwischen mit gerin-
gem Aufwand installiert werden. 
 l Ein pseudonymer Zugang ist möglich.
 l Mit Blick auf den demografischen Wandel ist die Si-

cherung der Interessen der nächsten Erwachsenen-
generation wichtig zur Demokratiestärkung und zur 
jugendgerechten Entwicklung in einer digital ge-
prägten Gesellschaft.
 l Mehr Multiplikatorinnen und Multiplikatoren können 

online für mehr Beteiligung qualifiziert werden.
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Letztlich brauchen wir für eine Partizipationskultur mehr 
qualifizierte Multiplikatorinnen und Multiplikatoren, die 
als Begleitende, als Übersetzerinnen und Übersetzer für 
stabile Prozessorganisation und Informationsbeschaffung 
sorgen. Sie sollten Katalysator für eingebrachte Positionen 
und Interessen sein, und im besten Fall auch selbst die dazu 
benötigte Software entwerfen können.

LINKS

https://www.ijab.de/youthpart/
http://jugend.beteiligen.jetzt/ 
http://www.merz-zeitschrift.de/index.php?NAV_ID=11&HEFT_ID=150 

ANMERKUNGEN

1 Seit 1998 wird mit der JIM-Studie jährlich eine Basisstudie zum Um-
gang von 12- bis 19-Jährigen mit Medien und Information durchgeführt. 
Neben einer aktuellen Standortbestimmung sollen die Daten zur Erar-
beitung von Strategien dienen und Ansatzpunkte für neue Konzepte in den 
Bereichen Bildung, Kultur und Arbeit bieten. Die JIM-Studie ist ein Lang-
zeitprojekt. So werden allgemeine Entwicklungen und Trends kontinu-
ierlich abgebildet und dokumentiert, gleichzeitig werden in den einzelnen 
Untersuchungen spezifische Fragestellungen realisiert, um aktuelle Me-
dienentwicklungen aufzugreifen. Vgl. URL: https://mpfs.de/studien/
?tab=tab-18–1 [09.11.2106].

Jürgen Ertelt, Sozial- und Medienpädagoge, realisiert als 
Webarchitekt Konzepte für die Bildungsarbeit mit vernetzten 
digitalen Medien. Jürgen Ertelt ist seit mehr als 30 Jahren 
 medienpädagogisch aktiv. Politisch engagiert er sich zu Her-
ausforderungen des Internets mit Blick auf Demokratie, Staat 
und Gesellschaft. Jürgen Ertelt arbeitet als Koordinator bei 
www.ijab.de im Gemeinschaftsprojekt jugend.beteiligen.jetzt. 
Mehr zu Jürgen Ertelt unter www.ertelt.info. Privat und persön-
lich ist er auf www.facebook.com/ertelt vertreten. 
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2.– Euro zzgl. Versand
Landeszentrale für politische Bildung

www.lpb-bw.de/didaktische_reihe.html

Die Didaktische Reihe
Ein Muss für Gemeinschaftskundelehrer

Die didaktische Reihe der Landeszentrale

 beinhaltet Standardwerke der politischen Bildung

 veröffentlicht erfolgreiche Praxisbeispiele politischer
Bildungsarbeit

 setzt bundesweit Impulse

 greift Desiderate auf

 offeriert neue didaktische Handlungsfelder

 begleitet und fördert die Diskussion der Didaktik 
politischer Bildung
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LERNFELD ANTISEMITISMUSPRÄVENTION

Partizipationsförderung durch die Stärkung 
von Dissenskompetenz
Ursula Bischoff, Frank König, Eva Zimmermann

Partizipation ist an die Fähigkeit gebunden, Konflikte 
diskursiv bearbeiten zu wollen und zu können, die Inter-
essen anderer zu berücksichtigen sowie Dissens auszu-
halten. Ein wesentlicher Bestandteil dieser Konfliktfähig-
keit ist „Dissenstauglichkeit“ (Roland Reichenbach). 
Schulische und außerschulische (non-formale) Lernset-
tings besitzen durchaus eigene Potenziale, partizipative 
Kompetenzen sowie Konfliktfähigkeit aufzubauen und 
zu fördern. Ursula Bischoff, Frank König und Eva Zimmer-
mann erörtern auf der Basis einer eigenen Fallstudie zur 
Prävention von Antisemitismus das Spannungsverhältnis 
zwischen (inhaltlicher) Zielorientierung einerseits und 
partizipativer Offenheit andererseits. Sie zeichnen da-
bei exemplarisch nach, welche Möglichkeiten sich bie-
ten, in der politischen Bildung demokratische (Partizipa-
tions-)Kompetenzen – vor allem „Dissenstauglichkeit“ – 
zu fördern, ohne dabei die inhaltlichen Ziele aus den 
Augen zu verlieren. 

Einleitung

Politische Bildung als die absichtsvolle pädagogische Ein-
wirkung auf Prozesse politischer Sozialisation (Sander 
2005a: 9f.) will die Aneignung von und Auseinanderset-
zung mit Wissen, Werten, Überzeugungen und Fähigkei-
ten anregen und begleiten, die für die Teilhabe von Men-
schen an der Gestaltung des politischen Gemeinwesens 
wichtig sind. Sie ist, wie jede andere spezielle oder allge-
meine Bildung, durch aktive Aneignungs- und Teilhabepro-
zesse gekennzeichnet (vgl. Rauschenbach 2006: 75f.). Da-
mit ist sie schon ihrem Wesen nach partizipativ (vgl. Rei-
chenbach 2016: 225). 
Demokratische politische Bildung zeichnet sich dadurch 
aus, dass hier Partizipation nicht nur Umsetzungsmerkmal 
ist, sondern für sich genommen ein eigenständiges Ziel 
konkreter Bildungsmaßnahmen sein kann. Dabei geht es 
zum einen darum, die Fähigkeiten und das Wissen vor al-
lem von Kindern und Jugendlichen zu verbessern, sich in 
die Gestaltung des politischen Gemeinwesens einbringen 
zu können. Zum anderen werden Maßnahmen umgesetzt, 
die bewusst Partizipationsgelegenheiten für junge Men-
schen schaffen und deren Beteiligungsbereitschaft erhö-
hen sollen. 
Politische Partizipation definiert als Selbstbestimmung, 
Übernahme von Verantwortung für das eigene Handeln 
und die Fähigkeit zum Leben in Gemeinschaft (Betz u. a. 
2010: 15) entwickelt sich sukzessive im Rahmen individuel-
ler (politischer) Sozialisation. Dabei sind Orte und Maß-
nahmen (politischer) Bildung und (demokratischer) Erzie-
hung selbst keine Arenen der unmittelbaren politischen Mit-
bestimmung und -entscheidung, sondern der Vorbereitung 

darauf und des Trainings entsprechender Fähigkeiten (vgl. 
Reichenbach 2016: 219).
Partizipation als eigenständiges Ziel pädagogischer Arbeit 
hat spätestens seit Beginn der 2000er Jahre an Bedeutung 
gewonnen. Neben einer Förderung individueller Fä hig kei-
ten oder struktureller Voraussetzungen von Partizipation 
geht es auch darum, Heranwachsende zu politischer Parti-
zipation zu motivieren und zugleich zu berücksichtigen, 
dass Kinder und Jugendliche keine „Instrument[e] zur 
 Besserung gesellschaftlich-politischer Zustände“ (Sander 
2005b: 16) sind (vgl. Reichenbach 2016). 
In Bezug auf Partizipation als Umsetzungsstandard besteht 
der Anspruch, Bildungsprozesse so zu gestalten, dass De-
mokratie in ihnen selbst als Gesellschafts- und Lebensform 
erfahren wird (vgl. Himmelmann 2004: 8f.). Es geht also da-
rum, dass Heranwachsende in zunächst eher ergebnisof-

Partizipation meint auch, Konflikte diskursiv bearbeiten zu 
wollen und zu können, die Interessen anderer zu berücksich-
tigen sowie Dissens auszuhalten. „Dissenstauglichkeit“ 
(Roland Reichenbach) ist ein wesentlicher Bestandteil von 
Konfliktfähigkeit. picture alliance/dpa
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fenen und nicht immer konfliktfreien Settings lernen, sich 
über (politische) Sachverhalte ein eigenständiges, wohlbe-
gründetes Urteil zu bilden sowie eine eigene (politische) 
Position zu entwickeln, sie zu artikulieren und ggf. auch im 
Widerstreit mit anderen Positionen in (kollektiven) Entschei-
dungsprozessen durchzusetzen (Reichenbach 2016: 218). 
Demokratische Partizipation beinhaltet dann vor allem, 
Konflikte diskursiv bearbeiten zu wollen und zu können, die 
Interessen der in Entscheidungen unterlegenen und/oder 
durchsetzungsschwachen Gruppen zu berücksichtigen so-
wie (ggf. unauflösbaren) Dissens auszuhalten. Roland Rei-
chenbach (2016: 235) spricht in diesem Zusammenhang 
auch von „Dissenstauglichkeit“ als zentraler Partizipations-
kompetenz. Für politische Bildung heißt das, Lernenden zu 
ermöglichen, „in der Beurteilung politischer Streitfragen zu 
anderen Lernergebnissen [zu] kommen als die Lehrenden“ 
(Sander 2005b: 17) und zugleich anzuerkennen, „dass dies 
ein wünschenswertes Ergebnis von Lernprozessen sein 
kann“ (ebenda). Das schlägt sich nicht zuletzt im Kontrover-
sitätsgebot und im Überwältigungsverbot des Beutelsba-
cher Konsenses nieder. 
Ein entsprechend breites Spektrum an Angeboten in der 
politischen (Jugend-)Bildung bringt es mit sich, dass Parti-
zipation „sowohl für die Fachkräfte als auch für Kinder und 
Jugendliche nicht nur unterschiedliche Voraussetzungen 
und Konsequenzen hat, sondern auch als Verfahren sehr 
unterschiedlich gestaltet wird“ (Lüders 2006: 3). So haben 
außerschulische und schulische Lernsettings je eigene Po-
tenziale in der Förderung demokratischer Kompetenzen, 
die auf konzeptioneller Ebene als komplementär zueinan-
der betrachtet werden können (Widmaier 2011: 464).
In der schulischen (politischen) Bildung wird hauptsächlich 
politisches Wissen vermittelt und politisches Urteilsvermö-
gen geschärft. Außerschulische (politische) Bildungsarran-
gements können dagegen die Aufgabe übernehmen, jun-
gen Menschen Erprobungsanlässe und (geschützte) Er fah-
rungsräume zur Verfügung zu stellen, in denen sie sich, 
unter Begleitung und ohne sich zu überfordern, in politi-
scher Partizipation einüben können (Reinhardt 2014: 
278ff.). Von Vorteil erweist sich in außerschulischen Ange-
boten vor allem, dass sie nicht denselben curricularen und 
rechtlichen Zwängen unterliegen, wie politische Bildung 
im schulischen bzw. unterrichtlichen Kontext. 
In der außenschulischen Praxis entwerfen die tätigen päd-
agogischen Fachkräfte Projektinhalte und -formate, die zu-
gleich den Rahmen für die Partizipationsmöglichkeiten der 
teilnehmenden Heranwachsenden abstecken. Unter Parti-
zipationsgesichtspunkten stellt sich hier zum einen die 
Frage, inwieweit diese Festlegung den jeweils alters- und 
interessensbedingten (Teilhabe-)Bedürfnissen und An-
sprüchen junger Menschen entspricht, und zum anderen, 
welche Aushandlungsprozesse zwischen Teilnehmenden 
und Fachkräften statt finden bzw. zugelassen werden, um 
ggf. unzureichende Passungsverhältnisse von „Angebot 
und Nachfrage“ auszugleichen. Dabei geht es nicht allein 
um die Förderung demokratischer Kompetenzen von Her-
anwachsenden, sondern auch darum, dass ihre angemes-
sene Beteiligung an Entscheidungen zur Umsetzung 
pädagogischer Angebote auch deren Zufriedenheit und 
Lernerfolg positiv beeinflusst (vgl. Bischoff/König/Zimmer-
mann 2014). 
In unserem Beitrag werden wir auf der Basis einer eigenen 
Fallstudie zur Prävention von Antisemitismus das Span-
nungsverhältnis zwischen (curricularer) Zielorientierung 

von Bildungsmaßnahmen einerseits und partizipativer Of-
fenheit andererseits diskutieren. Dabei zeichnen wir exem-
plarisch nach, welche Möglichkeiten sich pädagogischen 
Fachkräften in spezialisierten, sachorientierten Angebo-
ten der politischen Bildung bieten, demokratische (Partizi-
pations-)Kompetenzen zu fördern und dabei die inhalts- 
bzw. sachbezogene Zielorientierung ihrer Maßnahmen 
nicht aus dem Blick zu verlieren.

Herausforderungen an eine antisemitismuskritische 
(historisch-)politische Bildung in der 
Einwanderungsgesellschaft 

Die Auseinandersetzung mit Antisemitismus genießt in 
Deutschland aufgrund der historischen Verantwortung für 
den Holocaust einen besonderen Stellenwert. Neben der 
Verankerung des Themas in schulischen Lehrplänen spielt 
die außerschulische Bildung hierbei eine wichtige Rolle. 
Die traditionelle Thematisierung von Antisemitismus im 
Rahmen einer „Holocaust-Education“, die sich vorrangig 
auf die Vermittlung historischen Wissens über den Natio-
nalsozialismus und den Holocaust konzentriert, reicht ge-
genwärtig nicht (mehr) aus, um antisemitische Vorurteile 
abzubauen.
Eine zentrale aktuelle Herausforderung für die Bearbeitung 
solcher Vorurteile besteht darin, dass sich in Deutschland in 
jüngerer Zeit neben den „modernen“ Formen des religiösen, 
sozialen, politischen und rassistischen Antisemitismus vor 
allem sekundärer bzw. „Entlastungsantisemitismus“ (Botsch 
2014: 16) und israelbezogener bzw. antizionistischer Anti-
semitismus deutlicher als noch vor 20 Jahren artikulieren 
(vgl. Klein u. a. 2014; Leibold/Kühnel 2009).
Im Zuge der Auseinandersetzung mit zum Teil gewaltförmi-
gen Erscheinungsformen vor allem des israelbezogenen 

Das von Peter Eisenmann entworfene Holocaust-Mahnmal 
nahe dem Brandenburger Tor in Berlin. Die Auseinanderset-
zung mit dem Antisemitismus genießt in Deutschland auf-
grund der historischen Verantwortung für den Holocaust 
einen besonderen Stellenwert. picture alliance/dpa
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Antisemitismus wird seit einigen Jahren sowohl in öffentli-
chen Debatten als auch in der Wissenschaft diskutiert, in-
wieweit diese Ausdruck eines „neuen“ Antisemitismus sind. 
Hintergrund hierfür ist, dass Mediendarstellungen den An-
stieg antisemitischer Straftaten nicht selten mit einer 
„neuen“ Tätergruppe in Zusammenhang gebracht haben, 
die sie als männliche Jugendliche und (junge) Erwachsene 
muslimischer bzw. arabischer, nordafrikanischer oder tür-
kischer Herkunft charakterisierten (Holz 2005: 8f.). Dabei 
ist zumeist ausgeblendet worden, dass antiisraelische Pro-
teste und Straftaten gegen Menschen jüdischen Glaubens 
weiterhin zu einem beträchtlichen Teil von deutschen Neo-
nazis, aber auch von Angehörigen linker Gruppierungen 
ausgingen. Damit ist in der Öffentlichkeit, ob bewusst oder 
unbewusst, dem Bild eines „Antisemitismus der Anderen“ 
Vorschub geleistet worden (vgl. Holz 2005), welches Ju-
denfeindschaft nicht nur bestimmten Bevölkerungsgrup-
pen als „Minderheitenproblem“ zuschreibt, sondern zu-
gleich zu deren Stigmatisierung und zu neuer „Menschen-
feindlichkeit“ ihnen gegenüber beiträgt (Messerschmidt 
2010: 94). Zugleich negiert diese Zuschreibung, dass isra-
elbezogene antisemitische Vorurteile in allen Bevölke-
rungsgruppen nachweisbar sind (Messerschmidt 2010: 
96f.; Stender 2010: 20ff.). Gleichzeitig ist nicht darüber 
hinwegzusehen, dass Antisemitismus auch bei migranti-
schen Bevölkerungsgruppen auftrit t. 

Sekundärer und israelbezogener, antizionistischer 
Antisemitismus
Wir teilen die Position von Klaus Holz (2005: 11), der davon 
ausgeht, dass „wir es nicht mit einem neuartigen Antisemi-
tismus zu tun haben, [sondern, d. V.] die hergebrachten se-
mantischen Strukturen des Antisemitismus [„nur“, d. V.] an 
die veränderte weltgeschichtliche Lage und die gesell-
schaftlichen Veränderungen seit 1989 angepasst und ak-
tualisiert [wurden]“.
Die besondere Qualität vor allem des antizionistischen An-
tisemitismus liegt darin, unterschiedlichste politische La-
ger, von ultrarechts bis ultralinks, verbinden zu können. 
Dessen wesentliche Kennzeichen sind die antisemitische 
Erklärung der Shoah (Relativierung des Holocaust) und die 

„Rechtfertigung und Verschleierung des Antisemitismus als 
vermeintliche Zionismus- und Israelkritik“ (Holz 2005: 13). 
Neben dieser „Camouflage“ sind zwei weitere Elemente 
zentral: die Verbindung von Antisemitismus und Antiameri-
kanismus, in der Israel als „internationalistische Machtba-
sis“ der Amerikaner gesehen wird, sowie die „Täter-Opfer-
Umkehr“ (Holz 2005: 86ff.). Israelbezogener Antisemitis-
mus ist davon geprägt, dass Israel als „kollektiver Jude“ 
betrachtet und nicht zwischen der Politik des Staates Israel 
und dem Handeln von Jüdinnen und Juden unterschieden 
wird. Weitere Merkmale des israelbezogenen Antisemitis-
mus sind, dass der Staat und die Politik Israels dämonisiert 
und zum Teil mit dem Nationalsozialismus gleichgesetzt 
werden, die Politik Israels mit anderen (höheren) Wertmaß-
stäben beurteilt wird, als sie für andere Staaten der inter-
nationalen Gemeinschaft gelten, sowie, dass dem Staat 
Israel das Existenzrecht abgesprochen und er delegiti-
miert wird (vgl. Sharansky 2004).

Schlussfolgerungen für eine zeitgemäße 
antisemitismuskritische politische Bildung
Was folgt nun aus dem eben Dargestellten für eine zeitge-
mäße politische Bildung in der Auseinandersetzung mit 
Antisemitismus? Erstens ist es notwendig, in der deutschen 
historisch-politischen Bildung zum Holocaust den zuneh-
menden israelbezogenen Antisemitismus mit zu berück-
sichtigen. Zweitens sind die Angebote an sich ausdifferen-
zierende Zielgruppen mit heterogenen (familien-)biogra-
fischen Hintergründen einer Einwanderungsgesellschaft 
anzupassen. Drit tens besteht die Herausforderung, einem 
gesellschaftlichen Diskurs zu widerstehen oder entgegen-
zuwirken, der versucht, den Antisemitismus der Gegenwart 
als im Wesentlichen „spezifisch muslimisch“ zu markieren 
und damit den Blick auf mögliche Ursachen solcher Vorur-
teile und Ansatzpunkt für deren Bearbeitung zu verstellen: 
„Es kommt zu einer ‚verengten Beobachtungsperspektive‘, 
die sich auf die Identitäten von Minderheiten fokussiert, 
anstatt die sozialen Verhältnisse in den Blick zu nehmen, 
innerhalb derer antisemitische Äußerungen Funktionen er-
füllen“ (Messerschmidt 2010: 94).
Um alle Zielgruppen vorurteilsbezogener Bildung glei-
chermaßen gut zu erreichen, muss (historisch-)politische 
Bildung die jeweils spezifischen, d. h. ggf. auch zuwande-
rungsgebundenen, sozialen und individuell-biografischen 
Hintergründe des Denkens und Handelns von Heranwach-
senden reflektieren und in ihren Bildungsangeboten – stär-
ker als bisher – konzeptionell berücksichtigen. Dazu ge-
hört in erster Linie, in Rechnung zu stellen, dass vor allem 
Jugendliche mit Migrationshintergrund keine oder kaum 
direkte (familien-)biografische Verbindungen zum Holo-
caust besitzen, häufig selbst schon von Diskriminierung 
oder rassistischer Gewalt betroffen waren oder eigene 
(traumatisierende) Vertreibungs- und Fluchterfahrungen 
gemacht haben. Letzteres ist vor allem wichtig, um „Opfer-
konkurrenzen“ oder Prozessen der „Täter-Opfer-Umkehr“ 
vorzubeugen. 
Anders als Ansätze der historisch-politischen Bildung bie-
tet aktuelle-politische Bildung, die sich traditionell auch 
mit Fragen der internationalen Politik, mit Friedens- oder 
Entwicklungspolitik im Nahen und Mittleren Osten be-
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schäftigt, einige Anknüpfungspunkte für die Auseinander-
setzung mit antizionistischem, israelbezogenen Antisemi-
tismus. Dabei spielt der Nahostkonflikt eine wichtige Rolle. 
Zum einen werden in diesem Kontext „moderne“ antisemiti-
sche Positionen gerade auch von Heranwachsenden be-
sonders häufig geäußert. Zum anderen ruft er bei jungen 
Menschen ein ausgesprochenes Interesse hervor und ist 
aufgrund seines Charakters gut geeignet, neben Urteils-
kompetenz die für politische Partizipation wichtige „Dis-
senstauglichkeit“ zu fördern. Durch einen entsprechenden 
thematischen Zugang können sowohl ideengeschichtliche 
Kontexte als auch Gegenwartsbezüge von Antisemitismus 
in den Fokus rücken, die zudem eher an den Lebenswelten 
und Interessen junger Menschen anknüpfen (Frech 2013: 
251). Im Folgenden werden wir nun anhand eines konkre-
ten Projekts vorstellen, wie eine solche Praxis der Verbin-
dung von historischer und aktueller politischer Bildung 
aussehen kann und welche Herausforderungen sie zu be-
wältigen hat.

Projektarbeit gegen aktuellen Antisemitismus

Die Idee
Das vorgestellte Projekt wendete sich mit seiner Arbeit an 
Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 10 und 11 des 
gymnasialen Zweigs an drei großstädtischen Schulen. Die 
ethnisch, religiös und kulturell heterogenen Klassen wiesen 
einen größeren Anteil muslimisch geprägter Schülerinnen 
und Schüler auf.
Im Mittelpunkt des Projekts stand die Entwicklung und Er-
probung eines pädagogischen Konzepts zur Auseinander-
setzung mit antisemitischen, israelbezogenen Vorurteilen 
unter den spezifischen Bedingungen der Einwanderungs- 
bzw. Migrationsgesellschaft. Dabei wurde der Nahost-
konflikt als Schwerpunkt gewählt, da dieser insbesondere 
für die in den Klassen vertretenen muslimischen Jugendli-
chen als gut anschlussfähig eingeschätzt wurde, vor allem 
an deren Diskriminierungs- und Migrationserfahrungen. 
Zudem repräsentiert der Nahostkonflikt einen Kristallisati-
onspunkt unterschiedlicher Positionen und Meinungen, der 
bei guter didaktischer Aufbereitung ein ideales Lernfeld 
zum Training von Perspektivübernahme und Dissenskom-
petenz bietet. Allerdings handelt es sich gleichzeitig um 
einen individuell ggf. emotional hoch belastenden Konflikt, 
der zu (vor)schneller Parteinahme für eine der beteiligten 
Konfliktparteien einlädt. Insofern ist die Verknüpfung von 
politischer Bildung zu diesem Konflikt und der gleichzeitig 
versuchten Bearbeitung von ausschließlich antiisraeli-
schem Antisemitismus nicht risikolos.
Das Projekt wollte einerseits über die Konfliktentstehung 
und die Rolle der verschiedenen, am Konflikt beteiligten 
Akteure aufklären. Andererseits sollten die Jugendlichen in 
die Lage versetzt werden, die über den Konflikt vermittel-
ten antisemitischen Bilder und Narrative, wie sie in unter-
schiedlichen Medien transportiert werden, kritisch zu hin-
terfragen. Dabei schrieb das Projekt den Fähigkeiten zur 
Empathie sowie zur Perspektivenübernahme eine zentrale 
Bedeutung zu. Zu Letzterem gehört vor allem, auch Mei-
nungen als legitim anzuerkennen, die von der eigenen Po-
sition abweichen, und die Komplexität sowie Mehrdeutig-
keit von Situationen auszuhalten.

Die Umsetzung
Mit den Teilnehmenden wurde in aufeinander aufbauen-
den Lerneinheiten gearbeitet. In einem ersten Schrit t stell-
ten die Teamerinnen und Teamer (familien-)biografische 
Bezüge zwischen dem Seminarthema und den Teilneh-
menden her, indem sie deren Migrations- und Ausgren-
zungserfahrungen vor dem Hintergrund globaler Migrati-
onsprozesse besprachen. Im zweiten Schrit t beschäftigten 
sich die Schülerinnen und Schüler allgemein mit den Funk-
tionen, den Eigenschaften, dem Nutzen und den Konse-
quenzen von Vorurteilen, um sich anschließend mit der 
„Systematik von Konstruktion, Zuschreibung und Wertung“ 
antisemitischer Vorurteile auseinanderzusetzen. In einem 
drit ten Schrit t waren die historischen Ursachen (national-
sozialistische Verfolgung und Flucht) der Staatsgründung 
Israels und die damit einhergehenden Konsequenzen 
(Nahostkonflikt) Thema.
Die Lerneinheiten sollten dazu befähigen, den aktuellen 
Nahostkonflikt als das Produkt einer historischen Entwick-
lung zu verstehen und die Berechtigung unterschiedlicher 
Positionen in und zu diesem Konflikt anzuerkennen und zu 
reflektieren. Damit wollte das Projekt einen Beitrag dazu 
leisten, dass die Teilnehmenden die mit dem Konflikt ver-
wobenen antizionistischen Vorurteile erkennen, hinterfra-
gen und ggf. abbauen können.
Das Projekt wurde in zwei unterschiedlichen Settings 
durchgeführt. In Setting 1 fand eine fünftägige Seminar-
fahrt außerhalb des schulischen Kontextes mit zwei Grup-
pen der Klassenstufe 11 statt. In Setting 2 musste aufgrund 
zeitlicher und finanzieller Restriktionen das ursprünglich 
vorgesehene Wochenseminar reduziert und entsprechend 
konzeptionell angepasst werden. Das angepasste Kon-
zept wurde dann im schulischen Kontext in zweieinhalb 
Projekttagen mit je einer Klasse der Jahrgangsstufen 10 
und 11 durchgeführt. 

Ein junger Palästinenser in 
Ramallah (West Bank) bewirft 
israelische Soldaten mit Stei-
nen. Der Nahostkonflikt reprä-
sentiert einen Kristallisations-
punkt unterschiedlicher Positio-
nen und Meinungen. Gleich-
zeitig handelt es sich um einen 
individuell, gegebenenfalls 
emotional hoch belastenden 
Konflikt, der zu (vor)schneller 
Parteinahme für eine der 
beteiligten Konfliktparteien 
einlädt.
 picture alliance/dpa
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Das Projektteam achtete bei der Methodenwahl darauf, 
ein möglichst selbstbestimmtes sowie selbstorganisiertes 
Lernen der Schülerinnen und Schüler zu ermöglichen. Dazu 
gehörte zunächst der Einstieg über eigene bzw. familiale 
Migrationserfahrungen. Das Projekt stützte sich dabei auf 
die Arbeit mit geografischen Karten und die Visualisierung 
von familialen Migrationsverläufen, um die Jugendlichen 
(auch emotional) anzusprechen und für Probleme, Not-
wendigkeiten und Folgen von Migration zu sensibilisieren. 
Über diesen persönlichen Zugang zum abstrakten Thema 
„Flucht, Vertreibung, Migrationskonflikte“ und zur Staats-
gründung Israels sollte zunächst eine (vom Projekt an-
gestrebte) empathische Solidarisierung mit Jüdinnen und 
Juden erreicht werden, ohne dabei die Interessen der im 
Zusammenhang mit der Staatsgründung Israels umgesie-
delten Palästinenserinnen und Palästinenser aus dem Blick 
zu verlieren. 
Zur Bearbeitung der Hauptthemen „Staatsgründung Isra-
els“ und „Nahostkonflikt“ wurde ein methodisch breiter Zu-
gang gewählt, um unterschiedliche Formen der Einbindung 
und Aktivierung der Teilnehmenden anzubieten. Zentral 
war, dass sich die Jugendlichen einerseits mit den unter-
schiedlichen Sichtweisen der Konfliktparteien auf den 
Nahostkonflikt auseinandersetzten sowie andererseits mit 
den Lebenswegen und subjektiven Erfahrungen verschie-
denster Akteure im Zuge der Staatsgründung Israels. Eine 
wichtige Funktion hatte hierbei ein Rollenspiel, in dem die 
Schülerinnen und Schüler eine fiktive Sitzung des UN-Si-
cherheitsrates zur friedlichen Lösung der palästinensi-
schen Flüchtlingsfrage simulierten.
Die hierfür nötige „Perspektivenübernahme“ ist wohl als 
das herausforderungsvollste Element des Projekts zu be-
trachten, weil dabei – je nach persönlicher Betroffenheit 
– auch emotionale Aspekte bzw. Fragen der (nationalen 
bzw. kulturellen) Identität bedeutsam sein können. Ein grö-
ßerer Teil der Jugendlichen kam mit den Anforderungen 

des Rollenspiels gut zurecht: „Was ich persönlich gut fand, 
(…), dass sie uns gesagt haben, wir sollen unsere Perspek-
tive öffnen, sollen beide Seiten anschauen. Wir können 
nicht nur eine Seite hören und dann die andere verurteilen, 
ohne dass wir die Meinung der anderen hören. Und ich 
find‘ das eigentlich auch voll der wichtige Aspekt auch so 
im Leben“ (Claus2).
Zugleich scheint im Zitat durch, welche nachhaltige Bedeu-
tung das Training der Fähigkeit zur Perspektivübernahme 
für die Entwicklung von demokratischer Partizipationskom-
petenz hat.
Andere Schülerinnen und Schüler berichteten hingegen, 
dass es ihnen „ganz schwer gefallen ist, sich überhaupt auf 
eine gegenteilige Position einzulassen. Weil es ja nicht die 
eigene Meinung ist“ (Claus3b).
In der Reflexion der Rollenspiele mit den Teilnehmenden 
zeigte sich, dass es wichtig ist, eine Vertrauensbeziehung 
zwischen den Teamerinnen bzw. Teamern und den Ju-
gendlichen aufzubauen, damit sich Letztere für Positionen, 
die nicht den persönlichen entsprechen, überhaupt öffnen 
können. Bedeutsame Aspekte aufseiten der Teamerinnen 
und Teamer sind hierbei eine selbstkritische und wert-
schätzende Haltung gegenüber der Gruppe sowie, sich 
regelmäßig Feedback einzuholen, um auf Wünsche und Er-
wartungen eingehen zu können. „Genau, die haben dann 
immer gefragt: ‚Was fandet ihr gut? Was fandet ihr nicht 
gut?‘ Wenn wir z. B. gesagt haben: ‚Ja, heute wurde zu viel 
diskutiert, vielleicht morgen ein bisschen weniger.‘ Dann 
sind die auch wirklich darauf eingegangen, die haben 
auch wirklich immer, immer gesagt: ‚Ja, wenn ihr das nicht 
mehr wollt, dann machen wir das morgen ein bisschen an-
ders.‘ Haben auch immer (…), sind immer auf unsere Wün-
sche eingegangen. Das fand ich richtig gut“ (Oswin 1a).
An seine Grenzen stieß das Projekt allerdings in allen vier 
Gruppen bei dem Wunsch der Schülerinnen und Schüler, 
stärker auf die aktuelle Situation des Nahostkonflikts ein-
zugehen. Darauf war das Projekt konzeptionell nicht ein-
gestellt und/oder aus prinzipiellen Erwägungen heraus 
nicht bereit. Diese Diskrepanz zwischen Wünschen der 
Teilnehmenden und Projektziel trat in den Settings im Zwei-
einhalb-Tage-Format noch einmal verschärft zutage. Das 
schlug sich dann auch in den Einschätzungen der Semi-
nare durch die Schülerinnen und Schüler nieder.

Die Einschätzung durch die Schülerinnen und Schüler

Gruppe Oswin (Seminarfahrt) 
Die Teilnehmenden dieser Gruppe haben vor allem über 
einen Zuwachs an historischem Wissen zu den im Konflikt 
involvierten Akteuren und deren Positionen berichtet. Da-
bei hoben sie die Möglichkeiten zur offenen Diskussion un-
terschiedlicher Standpunkte sowie die förderliche Lernat-
mosphäre hervor: „Also, im Grunde genommen, gab‘s nix 
Negatives, ich hab Spaß gehabt, ich hab was Neues ge-
lernt, etwas anderes als was wir immer im üblichen Alltag 
erleben.“ Bei jenem Teil der Schülerinnen  und Schüler mit 
eher geringen Vorkenntnissen bestanden die Erwartungen 
vor allem darin, „dass ich versuche, neutral in dieses Thema 
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reinzugehen und da irgendwas zu bearbeiten“. Vor diesem 
Hintergrund wurde jede (historische) Information als Zuge-
winn betrachtet.
Andere Schülerinnen und Schüler der Gruppe verfügten 
bereits über einige Kenntnisse zum aktuellen Konflikt. Ih-
nen war daher wichtiger, über die Auseinandersetzung mit 
dem Nahostkonflikt Kompetenzen zur diskursiven Ausein-
andersetzung mit anderen Meinungen weiterzuentwi-
ckeln. Für diese Lernenden war die Vermittlung historischen 
Wissens weniger relevant. 
Das Agieren des Teams schätzten die Teilnehmenden als 
neutral und fachkundig ein. Das meinungsoffene und ko-
operative Klima des Seminars empfand die Klasse anre-
gend und motivierte sie zur aktiven Mitarbeit.

Gruppe Claus2 (Seminarfahrt)
Die Teilnehmenden dieser Gruppe berichteten im Vergleich 
aller vier hier behandelten Gruppen über den größten 
Wissens- und Kompetenzzuwachs. Ihre Erwartungen wur-
den in hohem Maße eingelöst und die Lernatmosphäre 
sowie der Lernerfolg positiv bewertet: „Also, ich hab noch 
nie in einer Woche so viel Neues gelernt, so viel erfahren. 
Ja, man hat richtig viel gelernt, hat viele neue Perspektiven 
kennen gelernt. Wir haben uns gegenseitig kennen ge-
lernt.“ 
In der Rückschau äußerten sich die Schülerinnen und Schü-
ler überwiegend euphorisch-zufrieden. Neben einer um-
fassenden Vermittlung historischer Fakten konnten sie auch 
soziale Kompetenzen (weiter) entwickeln, wie Diskussions-
fähigkeit und die Fähigkeit zum Perspektivenwechsel. Die 
Bereitschaft der Schülerinnen und Schüler, sich mit unter-
schiedlichen Sichtweisen auf einen Gegenstand aktiv aus-
einanderzusetzen, korrespondierte dabei mit der Einsicht, 
dass die Fähigkeit zum Perspektivenwechsel eine zentrale 
Fähigkeit darstellt, die über das Seminar hinaus Relevanz 
besitzt.
Auch diese Gruppe nahm die Teamerinnen und Teamer als 
fachkompetent, neutral, beteiligungsorientiert sowie au-
thentisch wahr. Außerdem beschrieben die Teilnehmenden 
insbesondere den flexiblen zeitlichen Rhythmus und den 
tageszeitunabhängigen Dialog zu den durch die Jugendli-
chen visualisierten Arbeitsergebnissen als lernförderlich 
sowie den Abstand zum normalen Alltag durch die Wahl 
des Veranstaltungsortes.

Gruppe Albert (Schulprojekttage)
Auch diese Gruppe berichtete über einen Wissens- und 
Kompetenzzuwachs und würdigte vor allem die breite und 
fundierte Vermittlung von Daten und Fakten. Dagegen 
schätzten sie in Anbetracht der Komplexität des Semi-
narthemas die zeitlichen und räumlichen Rahmenbedin-
gungen als unbefriedigend ein: „Man weiß jetzt mehr noch 
darüber halt. Das ist ganz gut. … Für die drei Tage oder 
zweieinhalb Tage war das Programm [allerdings] schon 
ganz ordentlich.“
Seitens derjenigen Schülerinnen und Schüler, die bereits 
über Vorwissen zum Thema verfügten, bestand der 
Wunsch, tiefer in die Entstehungsgeschichte und vor allem 
den weiteren Verlauf des Nahostkonflikts einzusteigen. 
Diese Bedarfe konnten jedoch nicht im gewünschten Um-
fang bearbeitet werden. Aufgrund der begrenzten Zeit 
blieben vor allem Fragen zur aktuellen Situation offen.
Hinsichtlich der Seminardurchführung bewerteten die 
Schülerinnen und Schüler die gut strukturierten Inhalte und 
Methoden sowie das meinungsoffene Klima und selbst-
ständige Arbeiten in Gruppen positiv, die sie als Kontrast 
zum üblichen „Frontalunterricht“ erlebten. Als negativ 
 bewertete die Gruppe, dass die (nicht migrantischen) 
Teamerinnen und Teamer keine authentischen Diskrimi-
nierungs- oder Migrationserfahrungen vorweisen konn-
ten. 

Gruppe Claus3 (Schulprojekttage)
Die Mehrzahl der Teilnehmenden diese Gruppe hob sich 
in der Bewertung des Seminarangebots insgesamt stark 
von den anderen Gruppen ab. Sie berichteten von einer 
wenig anregenden Lernatmosphäre, enttäuschten Erwar-
tungen und einem eher geringen Lernzuwachs: „Ich war 
vor dem Projekt ehrlich gesagt nicht über diesen Nahost-
konflikt informiert. Aber jetzt bin ich es auch nicht sehr viel 
besser.“
Die enttäuschten Teilnehmerinnen und Teilnehmer führten 
ihren geringen Lernzuwachs vor allem darauf zurück, dass 
das vermittelte Faktenwissen zur historischen Entstehung 
des Nahostkonflikts nicht ihren Erwartungen und Wün-
schen entsprach und das Team aus ihrer Sicht einen fal-
schen Fokus setzte. Die Jugendlichen interessierten sich 
ausschließlich für die aktuelle Situation im Nahen Osten, 
sodass das Festhalten an der historischen Ausrichtung des 

Dissenstauglichkeit oder Kon-
frontation? Konfliktfähig oder 
unbelehrbar? Es ist mithin ein 
Merkmal von Dissenskompe-
tenz, widerstreitende Erwar-
tungen aushalten und nicht 
eindeutige Situationen ausba-
lancieren zu können.
 picture alliance/dpa
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Projektes Lernwiderstände erzeugte. In der Gruppe befan-
den sich zudem einzelne Schülerinnen und Schüler mit ei-
ner gefestigten Position zum Konflikt und dessen Parteien. 
Diese gingen bereits vor dem Seminar davon aus, dass die 
Teamerinnen und Teamer versuchen würden, ihnen eine 
vorgefertigte, „richtige“ Haltung gegenüber den Konflikt-
parteien zu vermitteln: „Und sie haben, (…) durch die Ge-
schichte versucht, das was jetzt dort passiert, zu rechtferti-
gen. (…) Andererseits wusste ich es, dass es so kommt, und 
habe mich auch dementsprechend vorbereitet und ver-
sucht, ein bisschen dagegen anzukämpfen, (…) zu erzäh-
len, was jetzt gerade passiert (…)“ (Claus3).
In dieser Situation stellte sich das zeitlich verkürzte Durch-
führungssetting als besonders hinderlich für den Lernpro-
zess heraus, da es ohne Preisgabe des Grundkonzeptes 
kaum Raum für ausführliche Diskussions- und Aushand-
lungsprozesse bot. Die Knappheit der Zeit führte außer-
dem zu einer Überfrachtung mit Informationen. Als Haupt-
manko nannten die Schülerinnen und Schüler, dass zwei 
der drei Teamerinnen bzw. Teamer aus ihrer Sicht partei-
isch (für Israel) argumentierten und keine (ergebnis-)offene 
Auseinandersetzung mit den unterschiedlichen, weiteren 
Perspektiven und Meinungen zuließen. Unter Partizipati-
onsgesichtspunkten ist dies doppelt problematisch. Zum 
einen wurde hier Partizipation als Umsetzungsstandard 
nicht ausreichend Aufmerksamkeit geschenkt. Schwerer 
wiegt allerdings, dass das Projekt als Maßnahme der poli-
tischen Bildung dem Anspruch der Förderung von Partizi-
pations-, d. h. insbesondere Dissenskompetenz nicht ge-
recht werden konnte, obwohl das Thema dazu einlud.

Fazit: Partizipation als Ziel und Methode

Bei der Betrachtung der Seminareinschätzungen der Schü-
lerinnen und Schüler ergeben sich vier zentrale Faktoren, 
die den Wissens- und Kompetenzzuwachs der Teilneh-
menden beeinflussten:
 l deren (lern-)biografische und motivationale Vorausset-

zungen;
 l die fachlichen und persönlichen Voraussetzungen der 

Teamerinnen und Teamer, vor allem deren „pädagogi-
scher Takt“ und „Dissenstauglichkeit“; 
 l die (Ziel-)Setzungen des Projektes sowie
 l das (schulnahe oder außerschulische) Setting der Pro-

jektdurchführung.
Bei unserem Beispiel lässt sich für drei Gruppen (Oswin, 
Claus2, Albert) eine hinsichtlich der Voraussetzungen der 
Teilnehmenden ähnliche Situation ausmachen. In allen 
drei Gruppen bestand das zentrale Interesse im Wesentli-
chen darin, grundlegendes Wissen über historische Daten 
und Fakten sowie Akteurs- und Interessenkonstellationen 
des Nahostkonflikts zu erwerben. Insofern kann in diesen 
Gruppen von einer Grundübereinstimmung zwischen dem 
Angebot und den Interessen der Schülerinnen und Schüler 
ausgegangen werden. Für die Teamerinnen und Teamer 
bedeutete das, situativ höchstens graduelle Anpassungen 
im Seminarablauf bzw. seinen Inhalten vornehmen zu müs-
sen.
Die Teilnehmenden der vierten Gruppe (Claus3) hegten 
hingegen Hoffnungen in Bezug auf die Seminarinhalte, die 
deutlich über die Vermittlung historischen Wissens hinaus-
gingen, und wiesen zudem bereits vereinzelt eine (gefes-
tigte) antiisraelische Haltung auf. Damit war die Passung 

zwischen Angebot und Erwartungen bereits von vornher-
ein nicht gegeben, sondern hätte idealerweise im Vorfeld 
des Seminars, spätestens jedoch im Seminarkontext herge-
stellt werden müssen. Das unterblieb offenbar. Ein zu-
nächst naheliegender Grund dafür könnte sein, dass es 
den Teamerinnen und Teamern aufgrund der zeitlichen Be-
schränkungen in der Projektdurchführung nicht möglich 
war, ihr eng getaktetes Seminarkonzept wie ursprünglich 
vorgesehen umzusetzen und gleichzeitig ausreichend auf 
die Gruppe einzugehen und deren Perspektiven angemes-
sen zu berücksichtigen. Es spricht aber auch einiges dafür, 
dass entweder das entwickelte Konzept eher für Gruppen 
geeignet ist, die (noch) keine bzw. kaum (gefestigte) antiis-
raelische Positionen haben, oder die Teamerinnen und 
Teamer nicht gut auf eine Situation vorbereitet waren, in 
der ihre (ggf. persönliche, partei ische) Position zum Semi-
nargegenstand massiv von Jugendlichen infrage gestellt 
wurde.
In Bezug auf die Einflussmöglichkeiten der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer auf die Veranstaltungsinhalte ist fest-
zuhalten, dass das Projekt ein klares Anliegen verfolgte, 
nämlich antiisraelischen Antisemitismus aus einer histo-
rischen Perspektive zu bearbeiten. Damit ist die Frage ver-
bunden, inwieweit die Projektdurchführenden das inhalt-
liche Anliegen des Projektes modifizieren können (und 
 wollen), wenn es sich nicht ausreichend genug mit den In-
teressen und Bedürfnisse der Teilnehmenden deckt. Ne-
ben der grundsätzlichen Bereitschaft, situative Änderun-
gen in der Seminargestaltung vorzunehmen und der fach-
lichen Kompetenz, dies auch zu können, spielt hierfür das 
Setting als anpassungsfördernder oder -hemmender Fak-
tor eine wichtige Rolle. Für unser Beispielprojekt lässt sich 
konstatieren, dass die außerschulische, einwöchige Semi-
narfahrt den Vorteil bot, dass der gesamte Tag – ohne Ab-
lenkung durch Alltagsroutinen – als potenzielle Bildungs-
zeit genutzt werden konnte und wurde. Das ermöglichte 
einerseits einen selbstbestimmten Zeitrhythmus von Lern- 
und Freizeiteinheiten und reduzierte unpassende Unter-
brechungen etwa durch die im Schulbetrieb übliche Stun-
den- und Pausentaktung. Andererseits stand den Schüle-
rinnen und Schülern ausreichend Zeit zur Verfügung, sich 
intensiv mit dem komplexen und schwierigen Thema ausei-
nanderzusetzen. Darüber hinaus stellte dieses Setting den 
Teams die (notwendige) Zeit zur Verfügung, auf die von 
den Jugendlichen angeregten Änderungen einzugehen 
und teilweise in der Seminardurchführung auch konzeptio-
nell und methodisch aufzubereiten.
Das aus finanziellen Gründen verkürzte Angebot stieß 
dann an Grenzen, als die Erwartungen der Jugendlichen 
und das Seminarangebot zu sehr auseinanderdrifteten 
und keine situative Anpassung des Seminarkonzepts in der 
Umsetzung gelang. Abgesehen von der generellen Unzu-
friedenheit der Beteiligten mit der Lernatmosphäre und 
den Seminarergebnissen bestand in unserem Fallbeispiel 
hinsichtlich des Projektziels, antisemitische Vorurteile ab-
zubauen, die Gefahr, dass mit dem Festhalten am geplan-
ten Konzept bereits bestehende Vorurteile nicht nur nicht 
bearbeitet wurden, sondern sich möglicherweise sogar 
weiter verfestigt haben.
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Als Schlüsselelement für das Gelingen des Seminars so-
wohl im Wochen- als auch im Zweieinhalb-Tage-Setting 
hat sich eine von den Schülerinnen und Schülern insge-
samt als sehr offen (und intensiv) empfundene Lernatmo-

sphäre erwiesen. Das Lernen in einer festen Gruppe und 
die Aufgeschlossenheit der Teamerinnen und Teamer gab 
ihnen den nötigen Rückhalt, um in einen vertrauensvollen 
und ergebnisoffenen Meinungsaustausch untereinander 
und mit den Teamerinnen und Teamern treten zu können. 
Das hat nicht nur die Auseinandersetzung mit israelbezo-
genem Antisemitismus befördert, sondern auch einen wich-
tigen Beitrag geleistet, demokratische Partizipationskom-
petenz als Dissenskompetenz zu stärken.
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LERNFELD VERBÄNDE

Jugendverbände als partizipatorisches 
Lernfeld
Anna Maria Kamenik, Roman Sieler, Nina Welke

Ein zentrales Ziel der Jugendarbeit ist es, Kinder und 
Jugendliche zu politischer Partizipation anzuregen und 
zu befähigen. Auch Jugendverbände erklären politische 
Partizipation und politische Bildung zu einem wichtigen 
Grundanliegen ihrer Verbandsarbeit. Angesichts der 
großen Bedeutung, die der Mitbestimmung in Jugendver-
bänden von politischer und Verbandsseite aus zugespro-
chen wird, stellen Anna Maria Kamenik, Roman Sieler 
und Nina Welke die Frage, ob die Mitgliedschaft in Ju-
gendverbänden einen positiven Effekt auf die spätere 
politische Partizipation der ehemaligen Mitglieder hat. 
Sie analysieren mittels einer Umfrage, ob die Mitglied-
schaft in Jugendverbänden und die dort praktizierte Mit-
bestimmung einen Einfluss auf die politische Sozialisa-
tion der im Verband engagierten Jugendlichen haben.  

Vorbemerkungen

Ein zentrales Ziel der Jugendarbeit ist es, Kinder und Ju-
gendliche zu politischer Partizipation anzuregen. Dieses 
Ziel wird vom Gesetzgeber ganz bewusst in einen direkten 
Zusammenhang zur praktischen Mitbestimmung in der Ju-
gendarbeit gestellt, wie es §11 des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes (KJHG) deutlich macht. Dort heißt es, die Ju-
gendarbeit solle von den Jugendlichen „mitbestimmt und 
mitgestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen 
und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung (…) anregen“.1 
Insbesondere in Jugendverbänden ist diese Mitbestim-
mung ein wichtiger Grundsatz, der in § 12 des Kinder- und 
Jugendgesetzes gesetzlich verankert ist. Im zweiten Ab-
satz heißt es dort: „In Jugendverbänden (…) wird Jugend-
arbeit von jungen Menschen selbst organisiert, gemein-
schaftlich gestaltet und mitverantwortet.“2 
Auch die Jugendverbände selbst erklären politische Bil-
dung im Zusammenhang mit aktiver Kinder- und Jugend-
mitbestimmung zu einem wichtigen Grundanliegen. So 
schreibt etwa die Katholische junge Gemeinde (KjG), die 
über den Bund der deutschen katholischen Jugend (BDKJ) 
im Landesjugendring Baden-Württemberg organisiert ist 
und hier exemplarisch herausgegriffen werden soll, in ih-
ren Grundlagen und Zielen: „Demokratisch und gleichbe-
rechtigt wählen (…) Frauen und Männer die Leitungen und 
entscheiden über die Inhalte und Arbeitsformen des Ver-
bandes. (…) Die KjG fördert auf vielfältige Weise, politi-
sche Verantwortung zu übernehmen und unterstützt die 
Entwicklung persönlicher Interessen und Fähigkeiten.“3 
Angesichts der herausgehobenen Bedeutung, die der Mit-
bestimmung in Jugendverbänden von politischer und Ver-
bandsseite aus zugesprochen wird, erörtern wir die Frage, 
ob die Mitgliedschaft in Jugendverbänden – insbeson-
dere mit Blick auf die dort statt findende Mitbestimmung – 

einen positiven Effekt auf die politische Sozialisation und 
das spätere partizipative Verhalten der ehemaligen Mit-
glieder hat. Diskutiert wird, ob in Jugendverbänden wirk-
same politische Sozialisation statt findet. Der Beitrag un-
tersucht mittels einer Umfrage, ob ein solcher Effekt empi-
risch feststellbar ist. 

Primäre und sekundäre Sozialisation

Der Begriff „Sozialisation“ ist zumeist im soziologischen 
und pädagogischen Diskurs zu finden. Auch in der politi-
schen Bildung ist er mit Blick auf politisches Lernen, politi-
sche Urteilsbildung und politische Handlungskompetenz 
von Bedeutung. Verschiedene Sozialisationstheorien ver-
suchen Antworten darauf zu geben, in welchen Lebens-
phasen Menschen für sozialisierende Einflüsse empfäng-
lich sind, wann sich politische Weltbilder festigen und wel-
che Einflussfaktoren daran beteiligt sind. 

Elementare Sozialisationsprozesse in der frühen Kindheit 
bezeichnet man gemeinhin als primäre Sozialisation. Die pri-
märe Sozialisation erfolgt in der Familie und vermittelt 
Grunderfahrungen des sozialen Lebens in einer vertrauten 
und überschaubaren Gruppe. picture alliance/dpa
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Gemeinhin wird von primärer und sekundärer Sozialisa-
tion gesprochen (vgl. Friedrichs/Kamp 1978: 173ff.). Die 
erste und elementare Sozialisation in der frühen Kindheit 
bezeichnet man als primäre Sozialisation. Sie erfolgt vor-
nehmlich in der Familie und vermittelt die Grunderfahrun-
gen des sozialen Lebens in einer überschaubaren und ver-
trauten Gruppe. Kinder lernen, welche Bedeutung die 
Menschen in ihrer unmittelbaren Umgebung mit ihren 
Worten, Gesten und ihrem Mienenspiel sowie mit ihrem 
Handeln verbinden. Kinder eignen sich in dieser Phase be-
stimmte Verhaltensweisen, vorsprachliche und später auch 
sprachliche Ausdrucksformen an. Schließlich müssen Kin-
der auch lernen, ihre Bedürfnisse mit den Erwartungen ih-
rer Umwelt in Einklang zu bringen. Kognitive, sprachliche, 
motivationale sowie affektiv-emotionale Persönlichkeits-
merkmale werden in der Phase der primären Sozialisation 
grundlegend ausgeformt (vgl. Henecka 2000: 76f.). Die se-
kundäre Sozialisation baut auf der primären auf und ver-
läuft hauptsächlich im außerfamiliären Raum, z. B. in der 
Schule und in Peers, im Beruf und in der Freizeit, aber auch 
in Feldern der Konsumindustrie und in Medienwelten. Vor 
allem in der Jugendphase, wenn die Geschlechtsreife ein-
setzt und Existenzfragen aufkommen, orientieren sich Ju-
gendliche immer mehr an Peers und suchen ihre Position in 
jugendlichen Bezugsgruppen. 
Jugendverbände stellen einen Teil derjenigen Gruppen 
dar, in denen Jugendliche ihren Platz finden und soziale 
sowie gesellschaftlich erwünschte Regeln einüben können. 
Sie sind durch ihre basisdemokratische Struktur und die 
Mitbestimmungsmöglichkeiten bedeutsam, da sie Jugend-
liche demokratische Prinzipien und Selbstbestimmung „le-
ben“ und dadurch lernen lassen. Im Gegensatz zur Schule 
und anderen sozialen Gruppierungen geht es nicht darum, 
sich der Autorität und den Rollenzuweisungen anderer un-
terzuordnen oder Teil einer Gruppe zu werden, sondern 
auch darum, selbstbestimmt und im Konsens gemeinsame 
Entscheidungen zu treffen.

Politische Sozialisation 

Unter Sozialisation versteht man prinzipiell „den Gesamt-
prozess des Aufbaus einer Person, jenen der Persönlich-
keits- und Identitätsentwicklung ebenso, wie den der Ein-
gliederung in den sozialen Zusammenhang der Familie, 
Gruppe und Gesellschaft“ (Sewöster 2007: 7). Politische 
Sozialisation ist gekennzeichnet durch einen „Entwick-
lungsprozess, in dem Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
politische Orientierungen, Normen und Handlungsweisen 
in der Interaktion mit ihrer sozialen Umwelt erwerben“ 
(a. a. O.: 8). 
Mit der sozialen Umwelt ist ein Gefüge aus Makro-, Meso- 
und Mikroebene gemeint. Die Makroebene wirkt durch die 
gesellschaftliche Rahmenordnung, durch ökonomische 
Bedingungen und soziale sowie kulturelle Gegebenheiten 
auf die politische Sozialisation des Individuums ein. Auf 
der Mesoebene sind mediale Einflüsse und Strukturen des 
näheren Umfeldes (z. B. Wohnort, Schule oder Familie) zu 
verorten. Persönliche Interaktionen oder biografische Er-
eignisse prägen auf der Mikroebene die politische Sozia-
lisation des und der Einzelnen.
Politische Sozialisation kann latent und manifest gesche-
hen. Unter latenter politischer Sozialisation sind beispiels-
weise erlernte Verhaltensweisen des sozialen Umfeldes 

ohne einen direkten politischen Hintergrund zu verstehen. 
Manifeste politische Sozialisation meint dagegen „die 
Vermittlung explizit politischen Inhalts“ (Sewöster 2007: 9), 
wie es beispielsweise im Politikunterricht oder bei politi-
schen Veranstaltungen der Fall ist.

Sozialisationstheorien

Es gibt unterschiedliche Theorien, die sich mit politischer 
Sozialisation befassen. Die primacy hypothesis, die u. a. 
maßgeblich von Donald Searing, Gerald Wright und 
George Rabinowitz geprägt wurde, geht davon aus, dass 
für die politische Orientierung das Kindesalter prägend 
ist. So seien Kinder noch sehr empfänglich für sozialisie-
rende Faktoren, was in späteren Jahren durch eine selek-
tive Wahrnehmung zunehmend abgeschwächt wird (vgl. 
Fend 2009: 332). 
Ganz im Gegensatz dazu versteht die lifelong openness-
hypothesis nach Paul Baltes und Orville Brim Sozialisation 
als einen lebenslangen und nie endenden Prozess. Gemäß 
dieser Theorie tendieren Menschen dazu, ihre Entschei-
dungen hauptsächlich von Abwägungen über positive und 
negative Folgen abhängig zu machen, was es ihnen er-
möglicht, ihre Entscheidungen und politischen Weltbilder 
stetig an die aktuellen Gegebenheiten anzupassen 
(vgl. a. a. O.: 333). 
Die drit te Hypothese, die impressionable years hypothesis, 
geht von der Adoleszenz bzw. dem jungen Erwachsenen-
alter als der politisch prägenden Lebensphase aus. Zur po-
litischen Sozialisation könnten, so z. B. Helmut Fend, auf-
kommende Existenzfragen, aber auch die Übernahme 
neuer Rollen sowie das Kennenlernen neuer sozialer Kon-
texte beitragen (vgl. a. a. O.: 333). 
Viertens und letztens beschreibt die life stages hypothesis, 
der beispielsweise David Sears folgt, Sozialisation als ei-
nen Prozess mit sowohl lebensbegleitenden als auch al-
tersabhängigen Faktoren. Biologisch und sozial abseh-
bare Einflüsse spielen ebenso eine politisch sozialisie-
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rende Rolle wie rasante Umbrüche und sich im Laufe der 
Biografie ändernde Bedürfnisse (vgl. a. a. O.: 334). 
Allen diesen Theorien ist jedoch gemein, dass sie das Kin-
der- und/oder Jugendalter als prägend für die Sozialisa-
tion betrachten, welche sich schließlich auch auf die politi-
sche Partizipation auswirken kann. Jugendverbände set-
zen gerade in diesen Lebensphasen an und stellen ein 
sozialisierendes Umfeld unter anderen dar. Dieser Beitrag 
beschäftigt sich daher mit der Frage, ob eine Mitglied-
schaft in Jugendverbänden tendenziell zu einer größeren 
Bereitschaft führt, sich politisch zu beteiligen.

Die Rolle der Jugendverbände in der politischen 
Sozialisation 

Sowohl latente als auch manifeste politische Sozialisati-
onsprozesse können von einer (aktiven) Mitgliedschaft in 
einem Jugendverband maßgeblich beeinflusst werden. 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen wird es im 
verbandlichen Rahmen ermöglicht, ihre Interessen einzu-
bringen, neue Aufgaben zu übernehmen und gemeinsam 
zu arbeiten. Auf diese Weise können sie ihren Platz in einer 
sozialen Gruppe finden, ihre Fähigkeiten ausprobieren 
und ihre Persönlichkeit stärken. Sie lernen auf der Meso-
ebene basisdemokratische Werte kennen, die die demo-
kratische Grundorientierung der Bundesrepublik Deutsch-
land widerspiegeln. Die jungen Menschen lernen in jedem 
Fall einen praktischen und handlungswirksamen Umgang 
mit Partizipation und Mitbestimmung, als es ihnen etwa 
aus Erzählungen Drit ter oder dem Ge mein schafts kun de-
unterricht bekannt ist. Diese latente Sozialisation geschieht 
oft schon lange vor der eigentlichen Partizipation im poli-
tisch-gesellschaftlichen Rahmen. Von diesen latenten Sozi-
alisationsprozessen heben sich themenspezifische Kam-
pagnen oder politische Bildungsmaßnahmen ab, die eher 
manifest wirken. Hierfür kann etwa das „Projektjahr der 
KjG Rottenburg-Stuttgart zum Thema Vielfalt“ als exemp-
larisches Beispiel genannt werden. Jugendliche und junge 

Erwachsene beschäftigen sich dabei intensiv mit der Plura-
lität in Gesellschaft, Religion und Sexualität, also mit aktu-
ellen politischen Themen.

Politische Partizipation

Wie lässt sich Partizipation im politischen Kontext eingren-
zen und was fällt unter den Begriff? Was fällt im Einzelnen 
unter diesen Begriff? Welche Formen gibt es? Diese und 
weitere Fragen sollen in einem kurzen Überblick über den 
Begriff und die Konzeptualisierung von Partizipation be-
antwortet werden.
Eine Definition, die zwar sehr knapp gehalten ist, aber 
dennoch einen ersten Zugang bietet, beschreibt Partizipa-
tion als jene aktiven Verhaltensweisen von Bürgerinnen 
und Bürgern, die alleine oder mit anderen mit dem Ziel un-
ternommen werden, Einfluss auf politische Entscheidungen 
und gemeinsame Angelegenheiten zu nehmen. Dies kann 
auf einer oder mehreren Ebenen des politischen Mehrebe-
nensystems (Kommune, Land, Bund, Europa) geschehen 
(vgl. Schultze 2011).4

Die unter den Partizipationsbegriff fallenden Aktivitäten 
lassen sich grob in drei Bereiche bzw. Gegensatzpaare 
einteilen: verfasste und unverfasste, legale und illegale, 
konventionelle und unkonventionelle Formen (Hoecker 
2006: 10).5 Solche Handlungen, die „in einem institutionell 
klar definierten Kontext eingebettet sind, so z. B. in das 
Grundgesetz oder in eine Gemeindeordnung“ (Kaase 
2003: 496), werden als verfasst bezeichnet. Weiterfüh-
rend fallen in diese Kategorie alle Wahlen zu Parlamenten. 
Unverfasst sind hingegen „jene Aktionsformen, die in ei-
nem spontanen oder geplanten Mobilisierungsprozess 
außerhalb eines institutionalisierten Rahmens entstehen“ 
(a. a. O.: 496).
Legal und illegal versteht sich als Orientierung an bzw. Ab-
weichung von in Gesetzen und Verfassungen verankerten 
Regelungen. Darunter fallen die Teilnahme an nicht geneh-
migten Demonstrationen, Hausbesetzungen oder Ähnli-
ches. Diese Partizipationsform ist häufig mit Gewalt gegen 
Personen oder Sachen verbunden.
Für den vorliegenden Beitrag haben wir uns für die nach-
folgend genannten Partizipationsformen entschieden, die 
sich auch mit den Formen der AID:A-Umfrage des Deut-
schen Jugendinstituts (DJI) decken, die wir zum Vergleich 
und zur Veranschaulichung herangezogen haben (vgl. 
Rauschenbach/Bien 2012). Diese Partizipationsformen be-
stehen einerseits aus althergebrachten Formen, anderer-
seits aus neueren Formen, die eher von Jugendlichen ge-
nutzt werden, unter anderem der sogenannte „Buykott“ 
(d. h. der politische Konsum) und die Teilnahme an On-
linepetitionen (vgl. Neuberger 2007; Gaiser/Krüger/de Ri-
jke/Wächter 2016: 22ff). „Buykott“ meint hierbei den be-
wussten Verzicht auf bzw. Kauf von Produkten aus ethi-
schen oder moralischen Gründen. Über diese beiden 
neueren Partizipationsformen hinaus, die zu den unkon-
ventionellen Partizipationsformen zählen, nehmen wir in 
unserer Befragung auch die folgenden Partizipationsfor-
men in den Blick (vgl. Tabelle 1).

Die Pro- und Contra-Debatte 
ist eine gängige Methode des 
Politikunterrichts. Werden 
explizit politische Inhalte ver-
mittelt, wie es beispielsweise im 
Politikunterricht geschieht, 
spricht man von manifesten 
politischen Sozialisationspro-
zessen.

picture alliance/dpa
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Tabelle 1: Partizipationsformen und ihre Zuordnung in die Einteilung

Einteilung politischer Partizipation Formen der politischen Partizipation

verfasst
wählen gehen
in einer Partei aktiv sein

unverfasst
legal Mitarbeit in einer Bürgerinitiative

Teilnahme an einer genehmigten Demonstration
Unterschriften für einen bestimmten Zweck sammeln
sich an öffentlichen Diskussionen/politischen Versammlungen beteiligen
aus politischen/ethischen Gründen bestimmte Produkte nicht kaufen/kaufen 
(Buykott)
Teilnahme an einer Onlinepetition/Onlineprotestaktion

illegal an einer nicht genehmigten Demonstration teilnehmen
Quelle: Nach Hoecker 2009, S. 9 und Gaiser/Gille 2012, S. 150.

Die oben genannten Partizipationsformen stellen die am 
häufigsten von Jugendlichen praktizierten Formen dar und 
sind zudem auch in der Umfrage des DJI erfasst worden. 
Die illegalen Partizipationsformen werden nicht in unser 
Sampling aufgenommen, da wir mit unserer Umfrage le-
diglich eine Korrelation zwischen der Verbandsarbeit, den 
dort praktizierten basisdemokratischen Grundsätzen und 
der politischen Partizipation aufzuzeigen hoffen. Da die 
Verbandsarbeit an demokratischen Grundsätzen ausge-
richtet ist, werden gewaltaffine Partizipationsformen we-
der gefördert, geschweige denn gewollt.

Der Jugendverband als Sozialisationsinstanz

Zunächst soll analysiert werden, auf welcher der oben an-
gesprochenen Ebenen Jugendverbandsarbeit politisch 
sozialisierend wirkt. Hier kommen sowohl die Mikro- als 
auch die Mesoebene zum Tragen. Da allerdings davon 
ausgegangen werden kann, dass der wechselseitige Ein-
fluss der Kinder mit Blick auf ihre politische Sozialisation 
eher gering ist, scheint die Mesoebene für unsere Analyse 
geeigneter. Dieser Zugang kann auch durch die oben an-
geführten Gesetzestexte begründet werden, die einen Fo-
kus auf die Jugendarbeit als einen Teil der Lebenswelt von 
Kindern und Jugendlichen legen und sie daher in dieser 
Hinsicht mit der Schule vergleichbar machen.
Des Weiteren stellt sich die Frage, ob Jugendverbände an 
der latenten oder an der manifesten politischen Sozialisa-
tion der Jugendlichen einen Anteil haben. Hier fällt es 
schwer, eine eindeutige Aussage zu treffen, da viele Ju-
gendverbände auch eine klare programmatische Ausrich-
tung aufweisen, so etwa die BUNDjugend oder auch sozi-
alistische Jugendverbände (z. B. Die Falken). Dennoch ist 
davon auszugehen, dass der Gesetzgeber bei der Formu-
lierung des KJHG keine manifeste, sondern eher eine la-
tente politische Sozialisation der Jugendlichen im Blick 
hatte. 
Die DJI-Jugendstudie 2009 deutet bereits darauf hin, dass 
Menschen, die in der Adoleszenz Mitglieder in einem Ju-
gendverband waren, auch in späteren Jahren mit einer hö-
heren Wahrscheinlichkeit politisch partizipieren werden. 
Die Daten der Studie zeigen, dass der Anteil der Vereins-
mitglieder unter allen 18- bis 29-Jährigen mit hohem politi-

schem Interesse überdurchschnittlich ist. Da davon auszu-
gehen ist, dass die Befragten bereits vor dem Erreichen der 
Volljährigkeit Vereinsmitglieder waren, scheint vieles auf 
einen Zusammenhang zwischen der Mitgliedschaft in Ver-
einen oder Verbänden und politischem Interesse hinzu-
deuten. Dieses wiederum korreliert derselben Studie zu-
folge seinerseits stark mit politischer Partizipation. 
Da Jugendverbände im Vergleich zu anderen Vereinen eine 
andere Rolle innehaben, ist zu prüfen, ob es tatsächlich die 
in einem Verband gegebenen Partizipationsmöglichkeiten 
sind, die zu mehr politischer Partizipation führen. Denn es 

Frühjahr 2016: Mappen für die schriftlichen Abiturprüfungen 
im Fach Deutsch. Viele Jugendstudien belegen, dass ein 
hoher Bildungsabschluss die Mitgliedschaft in Vereinen und 
Verbänden begünstigt. Gleichzeitig ist ein hoher Bildungsab-
schluss ausschlaggebend für die politische Partizipation.
 picture alliance/dpa
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wäre schließlich genauso vorstellbar, dass engagiertere 
Menschen sowohl in Vereinen und Verbänden Mitglied 
werden und auch politisch partizipieren. Diese Problematik 
versuchen wir durch die Kontrolle bestimmter Variablen zu 
entschärfen, was im Folgenden dargelegt wird. 
Bei der Untersuchung der Frage, ob die Mitgliedschaft in 
einem Jugendverband eine stärkere politische Partizipa-
tion hervorruft, ist zunächst die Überlegung relevant, wel-
che Faktoren überhaupt den Eintrit t in einen Jugendver-
band begünstigen und ob diese nicht auch selbst die Nei-
gung zu politischer Partizipation direkt beeinflussen. 
Die DJI-Jugendstudie hat versucht, diese Frage in Bezug 
auf Vereine und Verbände durch die repräsentative Befra-
gung von über 6.000 Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen zu beantworten. Bei einem Blick auf die Daten der Stu-
die wird klar, dass besonders ein hohes Einkommen und ein 
hoher Bildungsabschluss die Mitgliedschaft in Vereinen 
und Verbänden begünstigen. Auch wenn diese Daten sich 
nur auf Vereine und Verbände im Allgemeinen beziehen, ist 
davon auszugehen, dass für Jugendverbände ein ähnli-
cher Befund gilt. So untersuchen etwa Gerald Prein und 
Eric von Santen die Inanspruchnahme von verbandlichen 
Jugendarbeitsangeboten durch Jugendliche mit verschie-
denen Bildungs- und Einkommenshintergründen. Sie kons-
tatieren ebenfalls eine wesentlich höhere Inanspruch-
nahme solcher Angebote von Jugendlichen mit hohen Ab-
schlüssen und einem hohen Einkommen. 
Die DJI-Jugendstudie legt außerdem weitere Faktoren 
nahe, die für die Mitgliedschaft in Vereinen und Verbän-
den von Belang sein können. So deuten die Daten darauf 
hin, dass Menschen mit Migrationshintergrund seltener 
Mitglied in Vereinen und Verbänden sind. Anne Berngru-
ber, Uli Pötter und Gerald Prein zeigen aber, dass ein Mig-
rationshintergrund wiederum stark mit dem Faktor Bildung 
korreliert. Daher ist eher davon auszugehen, dass der Mi-
grationshintergrund nur indirekt über die Bildung auf die 
Mitgliedschaft in Verbänden wirkt und der unmittelbare 
Effekt desselben eher gering ausfällt. Ähnliches gilt für das 
Bildungsniveau der Eltern, das positiv mit der Mitglied-
schaft zusammenhängt. Im Endeffekt – so ist wenigstens 
der einschlägigen Forschungsliteratur zu entnehmen – 
scheint der Bildungsgrad den stärksten Einfluss auf die Mit-
gliedschaft von jungen Menschen in Jugendverbänden 
auszuüben.
Der Bildungshintergrund ist aber gleichzeitig auch für die 
politische Partizipation ausschlaggebend. Dies führt dazu, 
dass es sehr schwer ist, den Effekt von Verbandsmitglied-
schaft auf Partizipation isoliert zu untersuchen, da beide 
gleichermaßen von dem Faktor Bildung beeinflusst wer-
den. Daher scheint es angebracht, die Umfrage nur auf 
Menschen mit höheren Bildungsabschlüssen (z. B. Abitur 
oder Fachhochschulreife) zu konzentrieren und auf diese 
Weise den Einfluss des Bildungshintergrundes aus der 
Analyse auszuschließen. Ein solches Vorgehen scheint 
auch deshalb angemessen zu sein, weil diese Gruppe die 
meisten Mitglieder in Vereinen und Verbänden stellt. 

Sozialisationseffekte von Jugendverbänden

Um zu prüfen, ob Jugendverbände einen positiven politi-
schen Sozialisationseffekt haben, haben wir eine Online-
Umfrage mit 197 Teilnehmenden durchgeführt. Die Teil-
nahme stand jedem bzw. jeder offen – allerdings wurde 

durch technische Maßnahmen eine doppelte Teilnahme 
ausgeschlossen. Es ist dennoch eine gewisse Verzerrung 
der Daten zu befürchten, da die Umfrage vor allem im per-
sönlichen Umfeld und über bestimmte Jugendverbände 
beworben wurde. Dies hat zum einen dazu geführt, dass 
überwiegend Abiturientinnen und Abiturienten sowie Ju-
gendliche mit Fachhochschulreife an unserer Umfrage teil-
genommen haben, was indes aufgrund der Beschränkung 
des Bildungshintergrundes ein eher geringes Problem ist. 
Eine weitere Folge dessen ist allerdings, dass der große 
Teil der Antworten von Mitgliedern des Bundes der deut-

Fragebogen Partizipation
 1. Wie alt sind Sie?
 2.  Was ist der höchste Schulabschluss, den Sie bisher 

erreicht haben?
 3.  Haben Sie sich in der Schule ehrenamtlich enga-

giert oder engagieren Sie sich in der Universität?
 4.  Sind mindestens ein Elternteil von Ihnen oder Sie 

selbst im Ausland geboren?
 5.  In welcher der folgenden Gruppierungen sind Sie 

aktiv? Hatten Sie ein Amt inne?
  O Sportverein 
  O kirchliche/religiöse Gruppe 
  O politische Organisation 
  O Gewerkschaft
  O Bürgerinitiative 
  O Heimat- oder Schützenverein 
  O Musikverein
  O Freiwillige Feuerwehr
  O Sonstiges
 6. Wie stark interessieren Sie sich für Politik?
 7.  Wenn Sie politisch in einer Sache, die Ihnen wichtig 

ist, Einfluss nehmen, Ihren Standpunkt zur Geltung 
bringen wollten: Welche der Möglichkeiten käme 
für Sie in Frage und welche nicht? Welche der ge-
nannten Möglichkeiten, haben Sie schon einmal 
gemacht?

  O sich an Wahlen beteiligen 
  O  sich in Versammlungen, an öffentlichen Diskussi-

onen beteiligen 
  O Mitarbeit in einer Bürgerinitiative 
  O in einer Partei aktiv mitarbeiten
  O  Teilnahme an einer nicht genehmigten Demonst-

ration 
  O Teilnahme an einer genehmigten Demonstration 
  O Beteiligung an einer Unterschriftensammlung 
  O  aus politischen, ethischen oder Umweltgründen 

Waren boykottieren oder kaufen 
  O sich an einer Online-Protestaktion beteiligen
 8.  Waren Sie vor Ihrem 18. Lebensjahr Mitglied eines 

Jugendverbandes?
 9.  Würden Sie sagen, dass die Mitgliedschaft im Ju-

gendverband Sie hinsichtlich Ihrer politischen Parti-
zipation beeinflusst hat?

10.  Wenn der Jugendverband Sie hinsichtlich Ihrer po-
litischen Partizipation beeinflusst hat, was war für 
diese Beeinflussung besonders relevant?
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schen katholischen Jugend (BdkJ) sowie seinen Unterver-
bänden KjG und Kolpingjugend stammt. Das erschwert es 
ganz erheblich, generalisierende Aussagen über den Par-
tizipationseffekt von Jugendverbänden im Allgemeinen zu 
treffen. Unsere Ergebnisse sollten daher vor allem im Blick 
auf den BdkJ bewertet werden. 
Zunächst wurden die Teilnehmenden gefragt, ob sie der 
Meinung seien, dass ihre Mitgliedschaft im Jugendver-
band sie im Hinblick auf ihre politische Partizipation beein-
flusst habe und was in ihren Augen besonders wichtig für 
diese Beeinflussung gewesen ist. Schon diese erste Selbst-
einschätzung unterstützt unsere These, denn ein Großteil 
der Befragten gab an, dass der Verband sie in dieser Hin-
sicht stark oder sehr stark beeinflusst habe.
Mit Blick auf die zweite Frage wird auch die Relevanz der 
Mitbestimmung im Verband deutlich. So gaben viele Be-
fragte an, die Partizipationsmöglichkeiten als Kind bzw. 
Jugendliche oder Jugendlicher im Verband seien für ihre 
heutige politische Partizipation entscheidend gewesen. 

So formulierte es einer der Befragten folgendermaßen: 
„Durchgängig basisdemokratische Strukturen schärfen 
das Verständnis dafür, dass die eigene Stimme etwas wert 
ist und dass man auch als Einzelner etwas bewegen kann.“
Darüber hinaus wurden auch die offene Diskussionskultur 
und die Auseinandersetzung mit konkreten politischen 
Themen innerhalb des Verbandes als Einflussfaktoren ge-
nannt. Das deutet darauf hin, dass dort – wie bereits ver-
mutet – auch manifeste politische Sozialisationsprozesse 
statt finden. Diese werden aber nicht als besonders stark 
empfunden; die Mehrzahl der Teilnehmenden betonte viel-
mehr die offene Diskussionskultur. Dies könnte als ein Hin-
weis darauf interpretiert werden, dass den Mitgliedern 
keine bestimmte politische Meinung aufgedrängt wurde. 
Diese Selbsteinschätzungen sind freilich eher als eine erste 
Richtungsangabe aufzufassen, weshalb wir uns entschie-
den haben, auch quantitativ zu arbeiten und unsere Daten 
mit den Daten der repräsentativen DJI-Jugendstudie zu 
vergleichen. Da bei der DJI-Studie die Mitgliedschaft in 
einem Jugendverband nicht abgefragt wurde, konnten wir 
nur eine Stichprobe aus allen Jugendlichen mit einer Stich-
probe von Jugendlichen, die in Jugendverbänden waren, 
vergleichen. Dieses Vorgehen verbietet uns eine genauere 
Quantifizierung der Effekte, zumal diese mit hoher Wahr-
scheinlichkeit trotz der Tatsache, dass wir eine Gruppe mit 
homogenem Bildungshintergrund vergleichen, leicht ver-
zerrt sind. Diese Verzerrung könnte in zwei Hinsichten vor-
liegen: Zum einen ist durch den Vergleich einer Stichprobe 
von allen Jugendlichen mit einer Stichprobe aus Jugend-
verbandsmitgliedern davon auszugehen, dass der Effekt 
der Jugendverbandsmitgliedschaft unterschätzt wird. Zum 
anderen ist durch die Auswahl der Stichprobe und in Er-
mangelung möglicher anderer Variablen von einer weite-
ren Verzerrung auszugehen. Die Richtung dieser Verzer-
rung ist allerdings nicht zu bestimmen. Dennoch könnten 
die vorliegenden Daten wenigstens eine ungefähre Ten-
denz nahelegen.
In unserer Befragung haben wir verschiedene politische 
Partizipationsgrade abgefragt, d. h. ob der oder die Be-
fragte sich diese Aktivität vorstellen könnte oder sogar tat-

Abbildung 2: Vergleich 
der politischen 
Partizipationsformen

Quelle: Eigene Darstellung, Roman Sieler.

Abbildung 1: „Würden Sie sagen, dass die Mitglied-
schaft im Jugendverband Sie hinsichtlich Ihrer politi-
schen Partizipation beeinflusst hat?

Quelle: Eigene Darstellung, Roman Sieler.
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sächlich bereits auf diese Weise partizipiert hat. Bei einer 
ersten Analyse wird ein positiver Zusammenhang zwischen 
Jugendverbandsmitgliedschaft und politischer Partizipa-
tion deutlich. In der Gruppe der Abiturienten und Abiturien-
tinnen ist der durchschnittliche Index für die verschiedenen 
Partizipationsarten (1 = könnte ich mir vorstellen, 2 = habe 
ich bereits gemacht) für die Teilnehmenden, die Mitglied 
eines Jugendverbandes waren, in fast allen Fällen höher. 
Die einzige Ausnahme ist die Teilnahme an einer Unter-
schriftenaktion, allerdings ist die Differenz hier nicht signifi-
kant. Zusätzlich kann davon ausgegangen werden, dass für 
diese Differenz der zeitliche Abstand zwischen der DJI-Stu-
die von 2009 und unserer Befragung 2016 bedeutend ist. 
Bei einem Blick auf die Grafik fällt auf, dass der Unterschied 
bei dem Punkt „Teilnahme an einer Onlinepetition“ sehr 
groß ist. Es ist vorstellbar, dass eine Verschiebung von Un-
terschriftensammlungen zu Onlinepetitionen der Grund für 
die geringere Beteiligung der Jugendverbandsmitglieder 
in diesem Bereich ist. In den meisten anderen Fällen ist der 
Durchschnitt für Jugendverbandsmitglieder sogar signifi-
kant höher.
Nach dem Vergleich der Mittelwerte für die verschiedenen 
Partizipationsarten haben wir einen Index der politischen 
Partizipation erstellt, der eine Aufsummierung der Anga-
ben für die verschiedenen Partizipationsformen darstellt. 
Ein solcher Index ist problematisch und umstrit ten, in die-
sem Fall allerdings unumgänglich. Wir haben uns nach 
langer Abwägung für eine Berechnungsweise entschie-
den, die ihren Fokus auf die Vielfalt der politischen Partizi-
pation legt. Dies hat im Kern zwei Gründe. Der eine ist – 
etwa im Vergleich zu einer Bewertung der einzelnen 

Partizipationsformen, die deutlich größere Einfachheit der 
Untersuchung sowie die Tatsache, dass für andere Analy-
sen weitergehende Erhebungen notwendig gewesen wä-
ren. Der andere Grund besteht darin, dass sich unseres 
Erachtens ein stark partizipierender junger Mensch heut-
zutage besonders durch die Vielfalt seines politischen En-
gagements auszeichnet. Denn in den letzten Jahren hat 
die Anzahl an möglichen Partizipationsformen stark zuge-
nommen, und viele Abiturientinnen und Abiturienten parti-
zipieren auf niederschwelligem Weg. So haben mehr als 
80 Prozent der Teilnehmenden der DJI-Studie und unserer 
Befragung bereits an einer Unterschriftenaktion teilge-
nommen, und deutlich mehr als 90 Prozent haben bereits 
gewählt. Daher unterscheiden sich die Teilnehmenden in 
allererster Linie durch die Vielfalt ihres Engagements. 
Zusätzlich zu unseren inhaltlichen Analysen haben wir 
auch Korrelationen zwischen den Variablen untersucht 
und auf Basis der Ergebnisse ein Regressionsmodell er-
stellt. Die zu erklärende Variable ist der Logarithmus unse-
res Partizipationsindexes, als erklärende Variablen haben 
wir Jugendverbandsmitgliedschaft, schulisches Engage-
ment, Alter, Migrationshintergrund sowie politisches Inter-
esse gewählt.6 Eine von uns ebenfalls erhobene Variable, 
ein Index für soziales Engagement, wurde aus der Analyse 
ausgeschlossen, da der berechnete Effekt zwar positiv, 
aber nicht signifikant war.
Die Regressionsanalysen zeigen einen positiven und signi-
fikanten Zusammenhang zwischen Jugendverbandsmit-
gliedschaft und unserem Index der politischen Partizipa-
tion. Außerdem konnten wir einen positiven Zusammen-
hang zwischen politischem Interesse sowie schulischem 
Engagement und Partizipation feststellen. Dabei ist anzu-
merken, dass der Effekt des schulischen Engagements7 im 
direkten Vergleich deutlich geringer ausfällt. 
Durch die hohe Abstraktheit des verwendeten Partizipati-
onsindexes sind die Zahlen nicht direkt interpretierbar. Fer-
ner muss auch hier davon ausgegangen werden, dass die 
Daten leicht verzerrt sind, da höchstwahrscheinlich wei-
tere nicht bekannte Variablen für die politische Partizipa-
tion relevant sind und in unserer Analyse fehlen. Die Rich-
tung der Verzerrung kann nicht eindeutig bestimmt wer-
den, obwohl eine positive Verzerrung wahrscheinlicher 
erscheint. Zwischen den einzelnen Variablen selbst gibt es 
darüber hinaus leichte Korrelationen, was die Ergebnisse 
ebenfalls verfälschen könnte. Die Ergebnisse, insbeson-
dere der hohe positive Wert für Jugendverbandsmitglied-
schaft, sind dennoch sehr deutlich und es kann davon aus-

Regressionsoutput
abhängige Variable: Logarithmus des Partizipationsindexes
Berechnet mit robusten Standardfehlern

R2 = 0,15
n= 1.734
***: signifikant auf 1%  Signifikanzniveau
**: signifikant auf 5%  Signifikanzniveau

Jugendverbandsmitgliedschaft  0,13***
Schulisches Engagement  0,05***
Alter  0,01***
Migrationshintergrund  - 0,07**
Politisches Interesse  0,14***

Die Regressionsanalyse ist ein statistisches Verfahren, 
das dazu dient, Beziehungen zwischen bestimmten Va-
riablen zu untersuchen. Dabei wird der Einfluss von ver-
schiedenen erklärenden Variablen auf eine zu erklä-
rende Variable geprüft. Wenn die zu erklärende Varia-
ble – wie in diesem Fall – die politische Partizipation ist, 
kann untersucht werden, inwiefern bestimmte andere 
Variablen mit einem hohen oder niedrigen Wert dieser 
Variable zusammenhängen. Wenn zum Beispiel für 
viele Teilnehmende mit einem hohen Partizipationswert 
auch der Wert für politisches Interesse hoch ist, zeigt 
eine Regressionsanalyse diesen Zusammenhang. Das 
gleiche funktioniert auch für Variablen, die nur eins 
oder null annehmen können, wie etwa „Mitgliedschaft 
im Jugendverband“. Die Zahlen in der Tabelle Regressi-
onsoutput geben an, wie stark der Zusammenhang ist. 
Je höher der Wert, desto stärker der Zusammenhang. 
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gegangen werden, dass der tatsächliche Einfluss dersel-
ben auf das politische Partizipationsverhalten junger 
Menschen trotz aller Verzerrungen positiv ist. 

Fazit

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass zwischen der Mit-
gliedschaft in einem Jugendverband und der späteren po-
litischen Partizipation ein positiver Zusammenhang be-
steht. Die empirischen Ergebnisse liefern diesbezüglich ein 
sehr deutliches Bild, obwohl von einigen Verzerrungen 
ausgegangen werden muss. Zudem deuten die qualitati-
ven Ergebnisse unserer Umfrage in dieselbe Richtung, da 
die meisten Befragten angaben, dass der Jugendverband 
einen starken oder sehr starken Einfluss auf ihre politische 
Partizipation gehabt habe. Die Mitbestimmung innerhalb 
des Verbands nimmt hierbei – wie vom Gesetzgeber beab-
sichtigt – eine zentrale Rolle ein. Einiges deutet außerdem 
darauf hin, dass im Verband auch manifeste politische So-
zialisationsprozesse statt finden. 
Zuletzt muss erneut betont werden, dass unsere Stichprobe 
sehr stark von den Mitgliedern verschiedener Verbände in 
der katholischen Jugendarbeit geprägt war. Deshalb soll-
ten die Ergebnisse zumindest vorrangig in diesem isolier-
ten Zusammenhang bewertet werden. Dennoch sind wir 
der Meinung, dass die Ergebnisse auch in einen breiteren 
Jugendverbandskontext gestellt werden können. Dies liegt 
vor allem daran, dass viele Teilnehmende die Mitbestim-
mung als den zentralen Grund ihrer politischen Soziali-
sation im Verband angegeben haben. Es scheint daher 
plausibel zu vermuten, dass die Ergebnisse auch für an-

dere Jugendverbände mit vergleichbar mitbestimmungs-
orientierten Strukturen Gültigkeit besitzen. 
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JUGEND- UND NACHWUCHSQUOTEN

Eine neue Idee bringt frischen Wind in die 
Debatte um den (politischen) Nachwuchs
Elena-Kristin Esly

Wer macht eigentlich Politik? Ein Blick auf die Altersstruk-
tur im Deutschen Bundestag und in den Länderparlamen-
ten sowie auf das Durchschnittsalter der Parteimitglieder 
in Deutschland verdeutlicht, dass junge Menschen in 
wichtigen politischen Gremien kaum vertreten sind und 
ihnen wenig Raum zur Mitgestaltung an Entscheidungs-
prozessen gegeben wird. Auch wenn das politische Inte-
resse unter jungen Menschen insgesamt steigt, wirken 
Parteien auf die junge Generation wenig anziehend. Ein 
Grund mag wohl darin liegen, dass der politische Nach-
wuchs in der Regel erst einmal die verschiedenen Partei-
ebenen durchlaufen muss, bevor seine Stimme Gewicht 
bekommt. An dieser Stelle setzt der Vorschlag von Nach-
wuchsquoten an, wonach jungen Menschen bei der Lis-
tenaufstellung der Parteien im Vorfeld von Wahlen aus-
sichtsreiche Positionen zugesprochen werden, die sie in 
politisch wichtige Entscheidungsgremien bringen sollen. 
Elena-Kristin Esly erörtert in ihrem Beitrag den (ange-
nommenen) Mehrwert und die (zu erwartenden) Gegen-
argumente einer solchen Regelung.1 

Politische Folgen der Altersstruktur

Die durchschnittliche Lebenserwartung der Menschen in 
Deutschland ist in den vergangenen Jahrzehnten deutlich 
gestiegen, die Geburtenraten hingegen sind gesunken. 
Dies führt dazu, dass der Anteil der älteren Menschen im 
Vergleich zur jungen Generation immer weiter steigt. Im 
Jahr 2013 stellten die Menschen im Alter von 65 oder mehr 
Jahren knapp 20 Prozent der Bevölkerung. Im Jahr 2060 
wird ihr Anteil – einer Hochrechnung des Statistischen Bun-
desamtes (2015) zufolge – bereits zwischen 30 und 34 Pro-
zent liegen.2 
Die demographische Entwicklung spiegelt sich bereits 
heute auf der politischen Ebene wider und zeigt die unglei-
che politische Teilhabe der Generationen. Daten zur Al-
tersstruktur der Abgeordneten im Deutschen Bundestag 
geben einen ersten Hinweis auf die unausgewogene Mit-
wirkung der Generationen. Nur 32 von 631 Abgeordneten 
der aktuellen Legislaturperiode sind unter 35 Jahre alt.3 
Das sind knapp fünf Prozent der Abgeordneten, der Anteil 
der 18- bis 35-Jährigen an der gesamten Bevölkerung liegt 
jedoch bei rund 20 Prozent.4 Die Altersgruppe der 45- bis 
65-Jährigen stellt mit 419 Mitgliedern hingegen 66 Prozent 
aller Abgeordneten und nur 31 Prozent der Bevölkerung. 
Auch in den Parlamenten der Länder setzt sich dieses Bild 
fort. So sind im Anfang 2016 neu gewählten Landtag von 
Baden-Württemberg zwölf von 143 Abgeordneten unter 
35.5 Das entspricht einem Anteil von etwa acht Prozent der 
Abgeordneten; dabei machen die 18- bis 35-Jährigen ca. 
21 Prozent der Landesbevölkerung aus.6 

Auch ein Blick auf das durchschnittliche Mitgliedsalter der 
Parteien in Deutschland gibt einen Anhaltspunkt hinsicht-
lich der Vertretung junger Menschen in politischen Gre-
mien. Im Jahr 2014 betrug das Durchschnittsalter der Mit-
glieder bei der Linkspartei 60 Jahre, bei der CDU und SPD 
59 Jahre, bei der CSU 58 Jahre, bei der FDP 54 Jahre und 
bei Bündnis 90/Die Grünen 49 Jahre.7

Durch periodisch wiederkehrende Wahlen werden Par-
teien ermutigt, sich bevorzugt mit Angelegenheiten zu be-
fassen, die eine Wiederwahl garantieren, also schnelle 
und konkrete Resultate erzeugen. Der politische Hand-
lungshorizont ist demnach an Wahlperioden ausgerichtet. 
Im Werben um Stimmen müssen sich die Parteien auf die 
Anliegen der aktuellen Wählerschaft konzentrieren (Trem-
mel 2014: 38). Dabei wird oftmals den Interessen der Älte-
ren größeres Gewicht beigemessen, da vor allem sie es 
sind, die zur Wahl gehen. Von dem verbreiteten Trend ei-
ner abnehmenden Wahlbeteiligung war die junge Gene-
ration in den vergangenen Jahrzehnten stets stärker be-
troffen als die ältere. Bei der Bundestagswahl 2013 lag die 
Wahlbeteiligung im Durchschnitt bei 72,4 Prozent. Bei al-
len Alterskohorten über 45 Jahren lag sie darüber. Gingen 
im Jahr 2002 im Durchschnitt noch mehr als 70 Prozent der 
Wahlberechtigten zwischen 18 und 35 Jahren zur Wahl, 
verringerte sich dieser Anteil auf nur noch knapp über 60 
Prozent bei den Wahlen 2013.8 Dementsprechend lag das 
Medianalter bei der Bundestagswahl 2013 erstmals über 

Von dem verbreiteten Trend 
einer abnehmenden Wahlbe-
teiligung war die junge Gene-
ration in den vergangenen 
Jahrzehnten stets stärker 
betroffen als die ältere. Gin-
gen im Jahr 2002 im Durch-
schnitt noch mehr als 70 Pro-
zent der Wahlberechtigten 
zwischen 18 und 35 Jahren zur 
Wahl, verringerte sich dieser 
Anteil auf nur noch knapp über 
60 Prozent bei den Wahlen 
2013.
 picture alliance/dpa
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50 Jahren (Bertelsmann Stiftung 2014: 6). Das bedeutet, 
mehr als die Hälfte der Wählerinnen und Wähler war 50 
Jahre oder älter.
Mit der Alterung der Bevölkerung steigt auch der Anteil 
älterer Menschen an den Wahlberechtigten, sodass die 
Gruppe der Wahlberechtigten über 60 Jahren heute deut-
lich größer ist als die Gruppe der Wahlberechtigten unter 
35. Das führt dazu, dass Entscheidungen oftmals nicht 
durch die Betroffenen selbst, sondern durch die Mehrheit 
der Wahlberechtigten getroffen werden (Tremmel 2014: 
38). Selbst wenn bei der Bundestagswahl 2013 alle wahl-
berechtigten jungen Menschen zur Wahl gegangen wä-
ren, hätte die ältere Generation dennoch die Mehrheit der 
Wahlberechtigten ausgemacht (Grimm 2016). Angesichts 
dieser Entwicklungen ist unschwer zu erkennen, dass die 
Generation, die am meisten von den Folgen der heute ge-
troffenen Entscheidungen betroffen ist, bei wichtigen Ge-
staltungsprozessen weitgehend unbeachtet bleibt und Po-
litik zu großen Teilen von der Generation der „Alten“ ge-
macht wird. Auch wenn nicht von einer Gerontokratie, d. h. 
einer Herrschaft der Alten, gesprochen werden kann, hat 
der Alterungsprozess der Gesellschaft deutliche Auswir-
kungen auf die Politik.

Junge Menschen und Politik

Demokratien neigen dazu, die Anliegen älterer Bevölke-
rungsteile aufgrund von deren zahlenmäßiger Überlegen-
heit zu bevorzugen (vgl. Thompson 2010). Diese Unausge-
wogenheit hat Auswirkungen auf das Verhältnis von jun-
gen Menschen zur Politik und auf die Rekrutierung des 
politischen Nachwuchses. Zum einen ziehen sich junge 
Menschen aus dem „klassischen“ politischen Raum – ver-
standen als politisches Engagement auf regionaler, Lan-
des- oder Bundesebene – immer mehr zurück. Zum ande-
ren wird der politische Nachwuchs durch eine unsichtbare 

Altersschranke innerhalb der Parteien weitgehend ausge-
bremst.
Junge Menschen glauben nicht mehr daran, politische Ent-
wicklungen oder Entscheidungen beeinflussen zu können. 
Aus der Studie „Junge Deutsche 2015“ – bei der mehr als 
5.000 junge Menschen zu ihren Lebenswelten befragt wur-
den – geht hervor, dass sich 64 Prozent der Befragten im 
Alter von 14 bis 34 Jahren wenig bis gar nicht politisch en-
gagieren, weil sie den Eindruck haben, ohnehin nichts be-
wegen zu können. Ferner bewerten weniger als 15 Prozent 
der gleichen Altersgruppe ihren Einfluss auf Landes- oder 
Bundesebene als mittel oder hoch. Im Umkehrschluss se-
hen über 80 Prozent keine oder kaum Teilhabe- und Mitwir-
kungschancen. Die Frage, ob die Politik die Interessen der 
jungen Generation ausreichend vertrete, verneinten 77 
Prozent der Befragten (Datajockey 2015).
Die neueste Shell-Jugendstudie aus dem Jahr 2015 zeigt 
hingegen, dass unter Jugendlichen zwar der Anteil derer, 
die sich als politisch interessiert bezeichnen, steigt, und mit 
dem politischen Interesse auch das politische Engagement 
zunimmt. Den Wunsch, sich zu beteiligen, gäbe es bei der 
jungen Generation also durchaus, jedoch könne die insti-
tutionelle Politik in Gestalt der Parteien bisher kaum davon 
profitieren. Dem Soziologen und Mitautor der Studie Klaus 
Hurrelmann zufolge sind Parteien in den Augen der meis-
ten jungen Menschen in sich geschlossene Gebilde, denen 
wenig Vertrauen entgegengebracht wird und in denen 
„anstrengende Aufstiegsrituale“ (nach Berg 2016) durch-
laufen werden müssen, wenn die eigene Stimme Gewicht 
haben soll. Die Parteien nehmen laut Hurrelmann die Art 
und Weise, wie junge Menschen denken und was ihnen 
wichtig ist, nicht angemessen auf und gewinnen deshalb 
keinen Kontakt zu ihnen (nach Berg 2016). Den Mitglieder-
schwund in den deutschen Parteien deutet er als Folge die-
ser Entwicklung. Einer Studie des Parteienforschers Oskar 
Niedermayer (2015) gemäß verloren die etablierten deut-
schen Parteien seit 1990 zusammen knapp 50 Prozent ihrer 
Mitglieder. Nicht nur nimmt ihm zufolge das durchschnittli-
che Alter der Parteimitglieder zu, sondern die Zahl der Aus-
trit te übersteigt auch deutlich die der Eintrit te.
Eine unsichtbare Altersschranke innerhalb der Parteien be-
wirkt außerdem, dass es der politische Nachwuchs in 
Deutschland innerhalb formeller Strukturen schwer hat. 
Aufgrund des jungen Alters wird meist auf mangelnde Er-
fahrung im politischen Alltag oder das Fehlen von Netz-
werkkontakten verwiesen (vgl. Bidadanure 2014). Diese 
Begründungen dienen oftmals als Ausschlusskriterium jun-
ger Menschen von den obersten Etagen der Politik. Nur 
wer diese Voraussetzungen mitbringt, kann offensichtlich 
politischen Erfolg haben. Die Rekrutierung des Politiknach-
wuchses liegt in der Hand der Parteien; hauptberufliche 
Positionen werden nahezu ausschließlich an Parteimitglie-
der vergeben, die sich über mehrere Jahre in der Partei 
engagiert und Positionen sowie Mandate auf regionaler 
und kommunaler Ebene wahrgenommen haben (Leif 2010). 
Dieses Durchlaufen des politischen Nachwuchses durch 
die verschiedenen Parteiebenen wird gemeinhin als „Och-
sentour“ bezeichnet. Eine solche „Reifezeit“, so Andreas 
Gruber (2009), ist noch immer das bestimmende Muster 
politischer Aufstiege und Karrieren in Deutschland. 
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In der Tat wird beispielsweise bei Bundestagswahlen im 
Durchschnitt nur rund ein Viertel der Bundestagssitze neu 
besetzt – und das impliziert keineswegs, dass die „neuen“ 
Abgeordneten mehrheitlich unter 35 Jahren wären. Inter-
essierte und engagierte Nachwuchspolitikerinnen und 
-politiker haben es also immer schwerer, einen Platz in po-
litischen Entscheidungsgremien zu erringen (Leif 2010). 
Wünschenswert wäre, dass junge Menschen direkt in poli-
tische Gremien gewählt würden, sodass die junge Gene-
ration an (Zukunfts-)Entscheidungen mitwirken kann. Das 
geht jedoch nicht, solange sie nicht auf die Kandidatenlis-
ten der Parteien gesetzt werden.

(Politische) Partizipation junger Erwachsener

Inzwischen gibt es nicht mehr nur vorsichtige Versuche, 
sondern gerade auf Landesebene bereits umfangreiche 
Erfahrungen mit verschiedenen Formen, junge Erwachsene 
breiter als bisher am politischen Prozess partizipieren zu 
lassen. Jungen Menschen wird vielerorts und in unter-
schiedlichen Beteiligungsprojekten auch abseits formeller 
Strukturen die Gelegenheit gegeben, ihre Anliegen und 
Ansichten zu vertreten. Das ist im Hinblick auf die Partizi-
pation junger Menschen ein wichtiger Schrit t in die rich-
tige Richtung. 
Deutliche Unterschiede gibt es allerdings hinsichtlich des 
Mitbestimmungsgrades, also der Frage, inwiefern die 
junge Generation selbst Einfluss auf Entscheidungen aus-
üben und selbst Politik „machen“ kann. Außerdem werden 
innovative Beteiligungsmodelle bisher nur lokal, allenfalls 
regional angewandt und decken bei Weitem noch nicht 
das ganze Bundesgebiet ab. Zudem ist ein Unterschied 
auszumachen zwischen Modellen, die lediglich als an-
waltliche Vertretung nachkommender Generationen auf-
treten, und solchen Beteiligungsformen, die der aktuell jun-
gen beziehungsweise der jeweiligen jungen Generation 
selbst Mitwirkung garantieren.
Der Vorschlag, jungen Erwachsenen deutschlandweit mit-
tels Quoten institutionell, also verbindlich die Gelegenheit 
zu geben, an Entscheidungsprozessen teilzuhaben, setzt 
an dieser Stelle an. Es geht darum, dass junge Menschen 
die Chance bekommen, ihre Interessen zu vertreten und 
effektiv an Entscheidungsprozessen mitzuwirken. Darin un-
terscheidet sich die Idee der Nachwuchsquoten von den 
meisten anderen Partizipationsmodellen. Im Gegensatz zu 
anwaltlichen Vertretungen beispielsweise, die Gesetzes-
vorhaben lediglich auf die Interessen von Kindern und Ju-
gendlichen oder nachkommenden Generationen hin un-
tersuchen, bricht der Vorschlag von Quoten mit der Verall-
gemeinerung von Interessen. Er will jungen Erwachsenen 
die Gelegenheit geben, selbst in eigener Sache aufzutre-
ten. Diese neue Idee wird etwa von der Stiftung für die 
Rechte zukünftiger Generationen (SRzG) mit Sitz in Stutt-
gart vertreten. Sie spricht sich dafür aus, institutionell ver-
bindliche Jugend- und Nachwuchsquoten einzuführen, um 
jungen Menschen die Teilhabe an politischen und gesell-
schaftlichen Entscheidungsprozessen zu ermöglichen.

Die Idee der Jugend- und Nachwuchsquoten

Konkret sieht der Vorschlag von Nachwuchsquoten vor, 
dass bei der Listenaufstellung der Parteien auf Landes- und 

Bundesebene mindestens 20 Prozent der aussichtsreichen 
Plätze mit wahlberechtigten Personen zwischen 18 und 35 
Jahren besetzt werden sollten. Hintergrund dieser Forde-
rung ist der faktische Anteil dieser Altersgruppe an der Ge-
samtbevölkerung, der sich nicht in einer entsprechenden 
Vertretung in den politischen Gremien widerspiegelt. In 
den Parteien erfolgt die Nominierung der Kandidatinnen 
und Kandidaten im Vorfeld von Wahlen in der Regel intern. 
Hierbei werden die Namen der Kandidatinnen und Kandi-
daten sowie deren Rangfolge durch Parteigremien (z. B. 
Delegiertenkonferenzen) bestimmt. Mit ihrer Zweitstimme 
stehen den Wahlberechtigten bei Bundes- und Landtags-
wahlen dann die jeweiligen Landeslisten der Parteien zur 
Wahl. Je weiter vorne ein Name auf dieser Liste platziert 
ist, desto wahrscheinlicher ist es, dass die betreffende Per-
son in den Bundes- oder Landtag einzieht. Eine Ausnahme 
bildet Baden-Württemberg, das als einziges Bundesland 
bei der Landtagswahl keine Landeslisten zur Auswahl 
stellt. Das Land besteht stattdessen aus 70 Wahlkreisen, 
aus denen die Kandidierenden mit der Mehrheit der Stim-
men direkt gewählt werden. Das bedeutet, die Wählerin-
nen und Wähler haben nur eine Stimme. Die restlichen 
Sitze des Landtages werden auf die Parteien im Verhältnis 
ihrer Gesamtstimmenzahl im Land verteilt. Bei der Nomi-
nierung der Kandidierenden aus den 70 Wahlkreisen soll-
ten die Parteien laut dem Vorschlag der Stiftung für die 
Rechte zukünftiger Generationen (SRzG) in jedem fünften 
Wahlkreis alle fünf Jahre rotierend eine wahlberechtigte 
Person zwischen 18 und 35 Jahren aufstellen.
Analog soll auch außerhalb des politischen Raums – etwa 
in gesellschaftlichen, wirtschaftlichen oder medialen Fo-

Der CSU-Parteivorsitzende, Bayerns Ministerpräsident Horst 
Seehofer, sitzt während der JU-Landesversammlung vor 
dem Schriftzug „Generation Aufbruch“. Dennoch stimmt der 
Blick auf das durchschnittliche Mitgliedsalter der deutschen 
Parteien eher düster: 2014 betrug das Durchschnittsalter bei 
der Linkspartei 60 Jahre, bei der CDU und SPD 59 Jahre, bei 
der CSU 58 Jahre, bei der FDP 54 Jahre und bei Bündnis 90/
Die Grünen 49 Jahre. picture alliance/dpa
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ren, so der Vorschlag – jungen Menschen durch eine Ju-
gendquote mehr Mitwirkung garantiert werden. Denkbar 
ist beispielsweise, dass die deutschen Rundfunkanstalten 
eine solche Jugendquote bei der Zusammensetzung ihrer 
Rundfunkräte anwenden. Gleiches ist z. B. auch für den von 
der Bundesregierung im Jahr 2001 einberufenen Nachhal-
tigkeitsrat, für Gewerkschaften sowie Arbeitgeberver-
bände denkbar. 

Parteien und Nachwuchspolitik

Der Partizipationsfunktion von Parteien liegt die Vorstel-
lung zugrunde, dass über die Mitarbeit in Parteien die re-
präsentative Demokratie zum Ausdruck kommt (Alemann 
2010). Parteien ermöglichen die politische Beteiligung von 
Einzelnen und stellen dadurch gemäß Art. 21 (1) GG9 eine 
Verbindung zwischen der Gesellschaft und dem politi-
schen System her (Korte 2009: 20). Neben der Aufgabe, 
das politische Personal zu rekrutieren, obliegt ihnen auch, 
die gesellschaftlichen Interessen und Anliegen zu erfassen 
und zu artikulieren (Merten 2007: 80). Sie haben demnach 
wesentlichen Einfluss auf das politische Geschehen, indem 
sie nicht nur konkrete politische Ziele formulieren, sondern 
auch die verschiedenen politischen Auffassungen in die 
Entscheidungen der staatlichen Organe integrieren. Diese 
Integrationsfunktion soll sicherstellen, dass „in einer plura-
listischen Gesellschaft die unterschiedlichen Interessen 
und Lebensweisen Berücksichtigung finden, miteinander 
verknüpft werden und durch die Einbindung in die politi-
schen Strukturen und Prozesse aufgenommen werden“ 
(Godewerth-Pollmann 2007: 133). Die Perspektiven und 
Anliegen der jungen Generation stellen fraglos ein solches 
zu integrierendes Element dar. Nachwuchsquoten sind da-
her eine neue Idee, um dem Ungleichgewicht aufgrund der 
aktuellen Altersstruktur innerhalb der deutschen Parteien 
entgegenzuwirken und den Zugang zu Entscheidungsposi-
tionen zu erleichtern.

Bei der Forderung nach Nachwuchsquoten stellt sich zu-
nächst die Frage, ob und wie der politische Nachwuchs im 
Rahmen der Parteistrukturen (bereits) gefördert wird und 
welche Maßnahmen die deutschen Parteien dazu konkret 
ergreifen. Ein Blick auf die Nachwuchspolitik deutscher 
Parteien zeigt, dass im Grunde zwar alle die Teilnahme 
von jungen Menschen am politischen Prozess hervorhe-
ben. Abseits der Jugendorganisationen der Parteien er-
greifen allerdings nur wenige politische Organisationen 
konkrete Maßnahmen, um die Teilhabe der jungen Gene-
ration auch verbindlich zu regeln. Lediglich die beiden 
Oppositionsparteien des 18. Deutschen Bundestages bie-
ten dem (jungen) Nachwuchs zumindest in einigen Län-
dern innovative Beteiligungschancen.
Bei ihrer Nachwuchspolitik setzen die Grünen auf die so-
genannte Neuenquote (Reiser 2014: 59). Dieser entspre-
chend sollen bei Landtagswahlen in Berlin und Nieder-
sachsen10 Kandidatinnen und Kandidaten auf die Landes-
liste der Partei gesetzt werden, die bisher weder in einem 
Parlament vertreten waren, noch ein politisches Amt inne-
hatten. Konkret bedeutet dies, dass mindestens jeder drit te 
Listenplatz mit eben solchen Kandidierenden besetzt wird. 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass zu den langge-
dienten Abgeordneten in der Partei ein Ausgleich geschaf-
fen wird, indem frische Nachwuchspolitikerinnen und -po-
litiker die konkrete Chance erhalten, in einen Landtag ein-
zuziehen. Zu beachten ist dabei, dass sich die Quote der 
Neuen nicht ausschließlich auf junge Menschen unter 35 
Jahren bezieht, sondern alle Altersgruppen einschließt.
Beim Jugendverband Linksjugend [’solid] besteht inner-
halb der Parteistrukturen auf Landesebene ein Vorschlags-
recht zur Landtagswahl in insgesamt vier Ländern. Es sieht 
vor, dass die entsprechenden Lan des mit glie der ver samm-
lun gen der Jugendorganisationen insgesamt zwei Kandi-
datinnen bzw. Kandidaten zur Landesliste im Vorfeld der 
Wahlen aus ihren eigenen Reihen vorschlagen.11 Die bei-
den Vorgeschlagenen haben den gleichen Status wie die-
jenigen Personen, die als Listenvorschlag der Kreisver-
bände nominiert werden, mit dem Unterschied, dass die 
Kreisverbände jeweils einen Vorschlag benennen dürfen, 
dem Jugendverband hingegen das Recht auf gleich zwei 
Vorschläge zugesprochen wird. Isabelle Vandre zog bei-
spielsweise über diesen Weg 2014 mit 26 Jahren in den 
Brandenburger Landtag ein.

Der Mehrwert von Nachwuchsquoten 

Das Instrument der Quote ist in demokratischen Gesell-
schaften nicht unumstrit ten, obwohl es dabei hilft, Minder-
heiten davor zu schützen, dass ihre Interessen und Anlie-
gen unzureichend beachtet werden. Die Diskussion um die 
Frauenquote hat das Spannungsfeld um die Anwendung 
von Quoten anschaulich aufgezeigt. Dabei wurde auch 
deutlich, dass die Benachteiligung junger Menschen in der 
öffentlichen Wahrnehmung als weniger ungerecht emp-
funden wird, als beispielsweise die der Frau. Das gängige 
Argument lautet: Alter vergeht, schreitet voran, Frausein 
bleibt (vgl. Bidadanure 2015). Das Problem der Unterre-
präsentation junger Menschen und ihrer Interessen wird 
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durch diese Art der Wahrnehmung jedoch nicht gelöst. Die 
Tatsache, dass Jugendliche nicht dauerhaft jung bleiben, 
sollte Politik und Gesellschaft nicht daran hindern, sich in 
ausreichendem Maße den Anliegen der jeweiligen Jugend-
generation zu widmen. Welche Argumente werden also 
von Verfechterinnen und Verfechtern der Idee vorge-
bracht? Welchen Mehrwert und welche positiven Effekte 
könnte eine Einführung von Jugend- und Nachwuchsquo-
ten mit sich bringen?
Mit der Forderung nach Quoten ist zunächst einmal die 
Vision von mehr Partizipation und einem Anschluss junger 
Menschen an den politischen Raum verbunden. Die Rege-
lung könnte dazu beitragen, dass sich junge Menschen 
selbst und ihre Ideen respektiert sehen und dadurch den 
(politischen) Institutionen wieder mehr Vertrauen entge-
genbringen. Würden die Vorstellungen und Anliegen der 
jungen Generation verstärkt Einzug in (politische) Debat-
ten erfahren, könnte das Interesse junger Menschen am 
politischen Geschehen gesteigert werden. Indirekt könn-
ten die Quoten also einen positiven Effekt auf die Wahlbe-
teiligung junger Menschen haben. Junge Abgeordnete 
beispielsweise können ihrer Generation als Vorbild dienen 
und ihre Altersgruppe zum Wählen motivieren (vgl. Walli-
mann-Helmer 2015).
Daneben ist mit der Einführung von Jugend- und Nach-
wuchsquoten die Vorstellung verbunden, dass auf diesem 
Wege die Ideen und Anliegen der jungen Generation ver-
mehrt auf die (politische) Agenda gesetzt werden (vgl. Bi-
dadanure 2014). Unkonventionelle und innovative Ideen 
würden an Gewicht gewinnen. Werden diese weiterhin, so 
das Argument, nicht in die (politischen) Debatten und Ent-
scheidungsprozesse eingebunden, bleiben wesentliche 
Wissensressourcen und wertvolle Kompetenzen ungenutzt 
(IPU 2014: 5).
Junge Menschen sind in (politischen) Entscheidungsgre-
mien eher die Ausnahme. Das erweckt bisweilen den An-
schein, dass ältere Menschen besser geeignet seien – im 
Sinne von erfahrener oder weiser –, um kollektiv verbindli-
che Entscheidungen zu treffen (vgl. Bidadanure 2015). Die 
neue Regelung könnte diesem Eindruck entgegenwirken, 
auf symbolischer Ebene ein Zeichen setzen – und somit 
auch einen Beitrag zum Selbstbild junger Menschen leis-
ten.
Jugend- und Nachwuchsquoten, so die Hoffnung, würden 
außerdem die unsichtbare Altersschranke durchbrechen, 
die eine Beteiligung der jungen Generation an (politi-
schen) Entscheidungen bisher weitgehend verhindert, und 
damit auch die politische Gleichheit der Generationen 
stärken (vgl. Ziegler 2015). Im Sinne eines Dialogs der Ge-
nerationen können alte und junge Menschen als Lernende 
und Lehrende zugleich auftreten.
Durch das zeitliche Auseinanderfallen von Ereignissen, de-
ren Grundsteine zwar die heutige Generation legt, deren 
Wirkungen jedoch erst kommende Generationen betref-
fen, entsteht eine besondere Form der Repräsentationslü-
cke (Tremmel 2014: 38). Ein weiteres Argument lautet in die-
sem Zusammenhang, dass diejenigen, die in der Zukunft 
die langfristigen Folgen von heute getroffenen Entschei-
dungen zu tragen haben, auch bei der Abstimmung darü-
ber ein angemessenes Gewicht zugesprochen bekommen 
sollten (Wallimann-Helmer 2015: 247). Die eigene Teil-
nahme an Debatten kann Argumente und Entscheidungen 
außerdem transparenter machen. Eine solche Beteiligung 
ergibt Sinn, weil junge Menschen die Auswirkungen ihres 

eigenen Engagements sehen, sich damit identifizieren und 
Verantwortung übernehmen können.
Die verbindliche Repräsentation der jungen Generation in 
politischen Entscheidungsgremien könnte schließlich die 
Zustimmung zu getroffenen Entscheidungen vergrößern 
und damit die Demokratie im Ganzen stärken. Parlamente 
mit einer stärkeren Altersvielfalt sind besser dazu in der 
Lage, die Bandbreite an Anliegen unter der Wählerschaft 
zu repräsentieren, und damit die Zustimmung zu politi-
schen Entscheidungen in den relevanten Gruppen zu erhö-
hen (Bidadanure 2014: 45).

Gegenargumente und Bedenken

Hinsichtlich der Frage, ob Jugend- und Nachwuchsquoten 
in demokratisch verfassten Staaten ein legitimes Instru-
ment darstellen, lassen sich einige Bedenken ausmachen. 
Da das Instrument zur verbindlichen Beteiligung der jun-
gen Generation an relevanten Entscheidungen mittels ei-
ner Quote bisher so gut wie nicht erprobt ist, wird es nicht 
ohne weiteres akzeptiert werden. 
Erste Vorbehalte basieren auf der Frage, ob sich überhaupt 
eine entsprechende Anzahl an engagierten (und kompe-
tenten) jungen Menschen finden wird, die auch Interesse 
daran haben, eine solche Position einzunehmen und in den 
entsprechenden Gremien mitzuwirken. Das Argument der 
Kritikerinnen und Kritiker könnte in diesem Zusammenhang 
lauten, dass entsprechende Positionen nur im Zuge der 
Quotenregelung und nicht alleine aufgrund der Kompeten-
zen zugesprochen werden. Es sollte jedoch in der Tat nicht 
darum gehen, die Positionen nur entsprechend den Quo-
tenvorgaben zu besetzen. Vielmehr muss es darum gehen, 
das Potenzial junger Menschen beispielsweise in den Ju-
gendorganisationen der Parteien und auch darüber hinaus 
zu erkennen und zu fördern. Das erfordert Mut bei den Par-
teigremien, neue Wege zu gehen und (bisher) unbekannte 
Perspektiven einzunehmen – mitunter auch Quereinsteige-
rinnen und Quereinsteiger ohne Parteimitgliedschaft auf 
gute Listenplätze zu bringen. Abgesehen davon: Zum einen 
darf bereits jetzt bezweifelt werden, dass Parteispitzen nur 
ihrer Leistungen und Kompetenzen wegen aufsteigen; 
Netzwerke sind hierbei mindestens ebenso wichtig. Und 
zum anderen sorgen wiederkehrende Wahlperioden ohne-
hin dafür, dass sich auch junge Menschen genauso wie 
„alte Hasen“ in der Politik immer wieder einer Bewährungs-
probe unterziehen müssen. Die Entscheidung darüber sollte 
allerdings den Wahlberechtigten überlassen bleiben.
Ein weiterer Einwand könnte darauf abzielen, dass sich die 
Generation der „Alten“ ebenso in der Lage sieht, die Anlie-
gen der jungen Generation zu vertreten – auch sie selbst 
„waren schließlich einmal jung“. Es ist jedoch plausibel an-
zunehmen, dass Altersgruppen eine Reihe gemeinsamer 
Anliegen teilen, die sich wiederum von denen anderer 
Altersgruppen unterscheiden (Bidadanure 2014: 41). An-
ders ausgedrückt: Es gibt altersbezogene Interessen der 
jungen Generation, die sich aufgrund geteilter Lebenswirk-
lichkeiten von den Anliegen der älteren Generation unter-
scheiden. Es liegt auf der Hand, dass beispielsweise Fragen 
rund um die Themen Bildung und Arbeitsmarktzugang die 
junge Generation in besonderer Weise bewegen, wohin-
gegen diese bei der Generation ab 65 wohl nicht mehr der-
art im Vordergrund stehen. Im Gegensatz dazu haben äl-
tere Menschen ein gemeinsames Interesse daran, ange-
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messene Renten zu erhalten, während davon auszugehen 
ist, dass junge Menschen zunächst eher an Ausgabenposi-
tionen interessiert sind, von denen ihre eigene Altersgruppe 
profitiert. Es ist von enormer Wichtigkeit, dass all diese Be-
lange in die politische Diskussion einfließen, sodass der 
Grundsatz der politischen Gleichheit gewahrt bleibt. 
Ein weiteres Gegenargument besagt, dass es jungen Men-
schen an Erfahrung mangelt. Sie seien deshalb aufgrund 
ihres Alters noch nicht geeignet, bei politischen Entschei-
dungen mitzubestimmen. Dem kann in Anbetracht aktuel-
ler Probleme entgegengehalten werden, dass Erfahrung 
und Alter offensichtlich keine Garanten einer erfolgrei-
chen Politik sind: soziale und materielle Ungleichheit welt-
weit, Nationalismus, fehlender solidarischer Zusammen-
halt nicht nur in Europa – die Liste ließe sich beliebig fort-
setzen. Auf all diese Herausforderungen und Probleme, 
Konflikte und Schieflagen hat die bisherige Politik der „Al-
ten“ keine sinnvollen und nachhaltigen Antworten gefun-
den. Kurzfristige und ad hoc getroffene Entscheidungen 
beschwören neue Konflikte und Schwierigkeiten herauf. Es 
ist nicht von der Hand zu weisen, dass sich mit den Jahren 
Erfahrungen ansammeln und dass das politische Wissen 
der Jungen zum Teil (noch) unausgereift ist. Durch die Ein-
beziehung frischer und unkonventioneller Ideen könnten 
diese Herausforderungen jedoch in Verbindung mit den 
Erfahrungen alteingesessener Politikerinnen und Politiker 
gemeinsam angegangen werden.
Zudem könnte gegen die Etablierung von Nachwuchs-
quoten argumentiert werden, dass es in Deutschland wei-
tere Gruppen und numerische Minderheiten gibt, die in 

Entscheidungsgremien schwach vertreten sind und die auf 
dieser Grundlage ebenso eine ihrem Größenanteil ent-
sprechende Quote fordern könnten (vgl. Hainz 2014). Ge-
mäß diesem Argument könnte beispielsweise eingefordert 
werden, Homosexuelle, Muslime, Alleinerziehende und 
andere Minderheiten ebenfalls durch eine Quote an poli-
tischen Entscheidungen teilhaben zu lassen. Ein Blick auf 
die Zusammensetzung des Deutschen Bundestags zeigt 
allerdings, dass diese Eigenschaften durchaus vertreten 
sind.12 Es ist daher denkbar, dass die entsprechenden In-
teressen und Diskurse durch die Abgeordneten repräsen-
tiert werden. Ein gewisses Maß an Präsenz stellt aller-
dings für sich genommen noch keine Garantie dafür dar, 
dass bestimmte Arten von Ideen auch zum Ausdruck ge-
bracht werden (Bidadanure 2014: 43). Das bedeutet, es 
kann nicht automatisch davon ausgegangen werden, 
dass beispielsweise Abgeordnete muslimischen Glaubens 
sich vorwiegend mit Themen zu ihrer Religion befassen. 
Allerdings ist zu vermuten, dass bestimmte Eigenschaften 
das eigene Agendasetting und Entscheidungsverhalten 
durchaus beeinflussen. Dass auch andere numerische 
Minderheiten nur schwach vertreten sind, ist zudem kein 
hinreichender Grund dafür, der jungen Generation eine 
verbindliche Teilhabe abzusprechen, sondern eher ein 
Anzeichen dafür, wie verkrustet das politische Repräsen-
tationssystem in Deutschland insgesamt ist.

Auf dem Landesparteitag der 
FDP wird die Landesliste für die 
Bundestagswahl 2017 aufge-
stellt. Nachwuchspolitikerinnen 
und -politiker tun sich in der 
Regel schwer, auf vordere Lis-
tenplätze zu gelangen. Hier 
setzt die Idee der Jugend- und 
Nachwuchsquoten an: Konkret 
sieht der Vorschlag vor, dass 
bei der Listenaufstellung der 
Parteien auf Landes- und Bun-
desebene mindestens 20 Pro-
zent der aussichtsreichen 
Plätze mit Kandidatinnen und 
Kandidaten zwischen 18 und 
35 Jahren besetzt werden soll-
ten.
 picture alliance/dpa
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Skepsis zeigt sich auch darin, dass die Regelung letztlich 
nur eine kleine Gruppe der jungen Generation betrif ft und 
ein großer Teil von ihr ausgeschlossen bleibt. Welche Mit-
wirkungschancen an politischen und gesellschaftlichen 
Fragestellungen bleiben der Altersgruppe, die nicht von 
dem Vorschlag betroffen ist? Auch sie sind Teil der jungen 
Generation und des (politischen) Nachwuchses, auch sie  
sind vielleicht politisch interessiert und engagiert. Was ist 
darüber hinaus mit den nachkommenden Generationen? 
Auch sie sind von vielen der heute gefällten Entscheidun-
gen betroffen – sie haben allerdings keine Gelegenheit, 
ihre Stimme dazu abzugeben. Der Vorschlag der Jugend-
quote in außerparlamentarischen Bereichen zielt im Prin-
zip darauf ab, alle Altersgruppen der jungen Generation 
in diversen Foren und Gremien mitwirken zu lassen. Die po-
litische Personalentwicklung beziehungsweise die Nach-
wuchsarbeit der Parteien kann in diesem Zusammenhang 
noch einmal von anderen Formen der Partizipation unter-
schieden werden. Bei dem Vorschlag von Nachwuchsquo-
ten geht es konkret darum, der Altersgruppe zwischen 18 
und 35 Jahren eine verbindliche Chance zuzusprechen, in 
wichtigen politischen Entscheidungsforen mitzuwirken. Die 
untere Altersgrenze richtet sich dabei am passiven Wahl-
alter aus, das in Deutschland (abgesehen von wenigen 
Kommunen) überwiegend bei 18 Jahren liegt. Damit auch 
junge Menschen unter 18 Jahren bundesweit von dem Vor-
schlag profitieren, müsste in erster Linie die Wahlalters-
grenze insgesamt nach unten verschoben werden. 

 Der Vorschlag findet Zustimmung

Die Deutsche Parteimitgliederstudie 2009 konnte in ihrer 
empirischen Untersuchung13 herausarbeiten, dass unter 
den rund 3.000 Befragten eine generelle Regelung zum 
internen Ausgleich zwischen Jung und Alt bei insgesamt 43 

Prozent auf Zustimmung trif f t (Laux 2011: 170). Jugend- 
bzw. Nachwuchsquoten sind in den Augen ihrer Verfechte-
rinnen und Verfechter dahingehend eine neue Idee, um 
das angesprochene Ungleichgewicht zwischen den Ge-
nerationen zu adressieren. Prominente Unterstützung be-
kommt der Vorschlag von Klaus Hurrelmann, dem Mitautor 
der Shell-Jugendstudien. Eine solche Quote würde in sei-
nen Augen dazu führen, dass Parteien wieder mehr um 
junge Menschen werben. Hurrelmann spricht sich dafür 
aus, dass auch jungen Nichtmitgliedern die Mitwirkung in 
Parteien offen stehen sollte, denn junge Menschen, so sein 
persönlicher Eindruck aus vergangenen Studien, wollen 
sich nicht mehr auf parteipolitische Orientierungen festna-
geln, sich nicht „auf Linie“ bringen lassen, sondern mit ihren 
Ideen gehört werden.
Auch die Bundesvorsitzende der Jusos, Johanna Ueker-
mann, fordert, dass Parteien einen Teil ihrer vordersten Lis-
tenplätze an junge Menschen vergeben sollten (Schulte 
2015). Die Vorsitzende der SPD-Jugendorganisation weiß, 
dass Parteistrukturen und Hierarchien innerhalb der Par-
teien verhindern, dass junge Menschen die Chance auf 
Plätze im Parlament bekommen. Die junge Generation ist in 
ihren Augen keineswegs unpolitisch, doch „viele nervt ge-
waltig, dass sie nicht mitbestimmen dürfen“ (nach Sutthoff/
Maier 2015). Zustimmung erfährt der Vorschlag von Nach-
wuchsquoten außerdem durch Gregor Gysi, den langjäh-
rigen Fraktionsvorsitzenden der Linken im Bundestag. Er sei 
dafür, dass junge Leute mittels einer Quote in Parlamente 
gewählt werden. Parteien sollten einen Teil ihrer vorderen 
Listenplätze bei Wahlen jungen Menschen reservieren. 
Gleichzeitig sprach er sich dafür aus, dass die jungen Ab-
geordneten nach einer bestimmten Zeit erst einmal wieder 
einer anderen beruflichen Tätigkeit nachgehen sollten 
(nach Sutthoff 2015).
Gegen die Einführung von Jugend- und Nachwuchsquoten 
sprach sich hingegen Paul Ziemiak, der Bundesvorsitzende 

Die Bundesvorsitzende der 
Jusos, Johanna Uekermann – 
hier auf dem Juso-Bundeskon-
gress 2014 – fordert seit 
geraumer Zeit, dass Parteien 
einen Teil ihrer vordersten Lis-
tenplätze an junge Menschen 
vergeben sollten. Uekermann 
weiß sehr wohl, dass starre 
Strukturen und Hierarchien 
innerhalb der Parteien verhin-
dern, dass junge Menschen die 
Chance auf Plätze im Parla-
ment bekommen.
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der Jungen Union aus. Die CDU-Nachwuchsorganisation 
lehne den Vorschlag ab, einen Teil der Listenplätze ver-
bindlich an junge Menschen zu vergeben. Der Huffington 
Post sagte er: „Wir wollen, dass die Menschen nach ihrer 
Leistung und ihrem Einsatz und ungeachtet ihrer Herkunft, 
ihres Geschlechts oder ihres Alters beurteilt werden“ (nach 
Sutthoff/Maier 2015).

In die Debatte kommt Bewegung

Was bleibt also von dem Vorschlag, jungen Menschen mit-
tels Jugend- und Nachwuchsquoten die Chance zu geben, 
an wesentlichen Entscheidungsprozessen teilzuhaben? 
Die Frage danach, wer Politik „macht“ ist auch eine Frage 
danach, wo eine Gesellschaft im Hinblick auf die Mitwir-
kungschancen ihrer Mitglieder steht. Die Frage danach, 
wie mit dem Vorschlag zu mehr Teilhabe junger Menschen 
in politischen Gremien umgegangen wird, ist auch eine 
Frage danach, wo sich diese Gesellschaft in Zukunft hinbe-
wegen wird. Was halten eigentlich die Parteimitglieder 
und Jugendorganisationen selbst von dieser Idee? Ein sol-
ches Stimmungsbild wurde bisher noch nicht erhoben. 
Noch ist die konkrete Ausgestaltung der Idee offen, der 
Mehrwert (bisher) nur angenommen.
Im Grunde sollte es also darum gehen, im Rahmen einer 
offenen und lebhaften Debatte einen Weg zu finden, der 
jungen Menschen mehr Mitsprache bei politischen und ge-
sellschaftlichen Fragestellungen eröffnet und sie aktiv ein-
bindet. Die Regelung von Jugend- und Nachwuchsquoten 
kann und sollte dabei nicht isoliert betrachtet werden. 
Weitere Maßnahmen müssen die Idee flankieren. Durch 
weitere Formen der Partizipation von klein auf sowie durch 
eine angemessene politische Bildung in Schulen kann die 
Idee von mehr jungen Menschen in Entscheidungsforen un-
terstützt werden. Partizipation wird durch Partizipation 
gelernt! Junge Menschen können bereits von Kindesbei-
nen an durch unterschiedliche Mitwirkungsformen ent-
sprechend ihrer Altersgruppe (spielerisch) lernen, was De-
mokratie ausmacht – mit dem Heranwachsen werden diese 
Formen und Prozesse dann stetig verinnerlicht.14

Die Idee der Jugend- und Nachwuchsquoten leistet einen 
Beitrag zu der grundsätzlichen Diskussion, wie jungen 
Menschen in politischen Gremien und Entscheidungspro-
zessen mehr Gestaltungs spielräume und größere Partizi-
pationschancen bereitgestellt werden können. Unabhän-
gig davon, ob das Instrument der verbindlichen Quoten als 
optimal gelten kann, ist eine Debatte darüber prinzipiell 
wichtig – denn nur so wird ins Bewusstsein von Politik und 
Gesellschaft gelangen, dass es notwendig ist, junge Men-
schen stärker zu betei ligen. 
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Das Studium ist beendet, das Referendariat beginnt. Die Praxis des alltäg-
lichen Unterrichtens ist markanter Einschnitt und neue Herausforderung zu-
gleich. Bei der LpB ist dazu jetzt der „Leitfaden Referendariat im Fach Politik“ 
erhältlich.

Er bietet für verschiedene Unterrichtssituationen eine ideale Hilfestellung – für 
die Kurzvorbereitung, die Planung eines kompetenzorientierten Unterrichts, 
die Bewertung von Schülerleistungen, die Planung einer Einzelstunde oder der 
Lehrprobe. Weitere Themen sind Methoden und Medien, Arbeitstechniken mit 
und ohne Schulbuch, Einzel-, Partner und Gruppenarbeit. Auch die Aspekte 
„Kategorien des Politischen“ und „Schule und Demokratie“ werden behandelt. 
Die zahlreichen Checklisten, Kopiervorlagen und Quellentexte machen den 
Band zum praktischen Arbeitsbuch.

Lehrerin und Lehrer werden
Mit dem Leitfaden Referendariat im Fach Politik

Bestellung: 8.– Euro zzgl. Versand, 
Landeszentrale für politische Bildung  www.lpb-bw.de/shop
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KOMMUNALE JUGENDBETEILIGUNG

Warum ein Jugendgemeinderat (nicht) 
der richtige Weg zur Partizipation ist
Angelika Barth

Der Beitrag von Angelika Barth geht der Frage nach, wie, 
wo und warum Jugendgemeinderäte funktionieren und 
wann nicht. Entscheidend ist zunächst die Schlüsselfrage, 
die sich die Kommune und alle Beteiligten stellen müssen: 
Was ist der Mehrwert, sich zu beteiligen bzw. Jugendli-
chen diese Partizipationsmöglichkeit zu eröffnen? Wenn 
diese klar strukturierte Form der Jugendbeteiligung gelin-
gen soll, ist ein beträchtliches Maß an Betreuung, Beglei-
tung und Engagement notwendig. Denn die Möglichkeit, 
Kommunalpolitik mitgestalten zu können, erschließt sich 
den Jugendlichen oft erst auf den zweiten Blick. Daher ist 
die Frage, welches Ziel die Jugendbeteiligung verfolgen 
soll, unerlässlich. Sollen möglichst alle Jugendlichen einer 
Kommune die Chance haben, sich einzubringen? (Und 
nicht nur die ohnehin schon Aktiven und Engagierten.) 
Dann müssen auch Wege und Formate gefunden werden, 
mit denen die vermeintlich schwer Erreichbaren angespro-
chen werden können. Kommunale Jugendbeteiligung ist 
nur dann politische Bildung, wenn sie Kenntnisse vermit-
telt, Urteilsbildung und Handlungskompetenzen fördert. 

Vorbemerkung

Die Tradition der Jugendgemeinderäte reicht zurück in das 
Jahr 1985, als in Weingarten (Württemberg) der erste Ju-
gendgemeinderat gegründet wurde – der bis heute be-
steht. Schon das allein ist keine Selbstverständlichkeit. 
Nach einer anfänglichen Gründungseuphorie pendelte 
sich die Zahl der Kommunen mit einem Jugendgemeinderat 
bei 80 bis 90 ein.
Gemessen an den 1.101 Kommunen in Baden-Württem-
berg sind das gerade einmal acht Prozent. In dieser Zahl ist 
zudem ständig Bewegung. Fast jedes Jahr lösen sich ein 
bis drei Jugendgemeinderäte auf, etwa ebenso viele kom-
men neu hinzu.
Daran hat auch die nachdrückliche Aufforderung des Ende 
2015 neugefassten § 41a der Gemeindeordnung (GemO) 
von Baden-Württemberg an die Kommunen zur Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen (noch) nichts geän-
dert. Und das ist gut so.
Seit den Anfängen flankieren die Angebote der Landes-
zentrale für politische Bildung (LpB) die Arbeit der kommu-
nalen Jugendgemeinderatsbetreuerinnen und -betreuer. 
Der regelmäßige Kontakt zu den Hauptamtlichen hat über 
die Jahre ein deutliches Bild vermittelt, wie, wo, und warum 
Jugendgemeinderäte funktionieren und wann nicht. Die 
Angebote der LpB orientieren sich hier wie auch sonst an 
den drei Grundzielen politischer Bildung:
 l Wissensvermittlung;
 l Befähigung zur Urteilsbildung;
 l Vermittlung von Handlungskompetenz.

Wissensvermittlung

Welche Art Wissen soll hier vermittelt werden? Die Ju-
gendlichen, die für einen Sitz im Jugendgemeinderat 
 kandidieren, sind in der Regel ebenso motiviert wie orien-
tierungslos, wenn es um ihr künftiges Amt als Re prä sen-
tantinnen bzw. Repräsentanten der Jugendlichen geht. 
Schon die Tatsache, dass sie in erster Linie einen Wählerin-
nen- und Wählerauftrag haben und zum Wohl und Nutzen 
aller Altersgenossinnen und -genossen am Ort agieren 
sollten, ist für viele erst einmal überraschend. Sei es durch 
fehlende Vorinformation, sei es durch die allgemeine Be-
geisterung, weil die beste Freundin sich auch aufstellen 
lässt, oder auch durch das Bild, das der Vorgänger-Ju-

Kommunen müssen die Schlüsselfrage nach dem Mehrwert 
der Jugendbeteiligung stellen. Zudem gilt es zu überlegen, 
ob alle Jugendlichen einer Kommune die Chance bekommen 
sollen, sich einzubringen. (Und nicht nur die ohnehin schon 
Aktiven und Engagierten.) Dann müssen auch angemessene 
Formate und Wege gefunden werden, mit denen Jugendli-
che angesprochen werden können. picture alliance/dpa
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gendgemeinderat geprägt hat – viele Jugendliche gehen 
zunächst mit einer eigenen Wunschliste in ihre erste Amts-
zeit als Jugendgemeinderätin bzw. Jugendgemeinderat. 
Ganz oben stehen da häufig Konzerte, Partys, Festivals 
und im besseren Fall dann schon die Gestaltung von öf-
fentlichen Räumen als Pumptracks (d. h. speziell geschaf-
fene Strecken für Mountainbikes), Dir tparks (d. h. ein Par-
cours aufgehäufter Erdhügel für Mountainbikes) oder Ska-
teranlagen.
Dass die Institution Jugendgemeinderat damit oft ihre Mit-
sprachemöglichkeiten brachliegen lässt – nämlich Kommu-
nalpolitik mitzugestalten, jenseits von „Spielflächen“ und 
„Spielwiesen“ – erschließt sich den Jugendlichen allzu oft 
erst auf den zweiten Blick. Das hat zum einen damit zu tun, 
dass es für eine 16-Jährige sehr viel mehr Mühe und Über-
windung kostet, sich mit Anträgen und Sachverhalten zu 
beschäftigen, die weitgehend außerhalb jugendlicher 
Freizeitinteressen liegen. Zum anderen erwarten Erwach-
sene oft, dass Jugendliche sich schon von allein bemerkbar 
machen, wenn sie bei einer kommunalpolitischen Entschei-
dung mitreden wollen. Kaum jemand macht sich die Mühe 
(oder nimmt sich die Zeit), das sperrige Antragsdeutsch al-
tersgerecht zu übersetzen, es sei denn die Betreuerinnen 
und Betreuer der Jugendgemeinderäte filtern die Themen 
vor und besprechen sie mit ihren Jugendlichen. Nicht im-
mer gehen Verwaltung, Gemeinderat und (Ober-)Bürger-
meisterin bzw. Bürgermeister auf die Jugendgemeinderäte 
zu und laden sie zur Mitsprache ein. Mitunter stehen sie 
auf dem Standpunkt: Wenn es die Jugendlichen interes-
siert, werden sie sich schon melden. Und nicht selten ist 
man ganz froh, wenn sie sich nicht von selbst melden. Denn 
Jugendbeteiligung macht die Entscheidungsprozesse auf-
wändiger und zwingt zur Offenheit gegenüber unkonven-
tionellen Ideen. Sie kann unbequem sein, erfordert Einfüh-
lungsvermögen in jugendweltliche Belange und Wert-
schätzung für den Beitrag, den Jugendliche leisten können. 
Jugendbeteiligung erfordert die Bereitschaft, ein Stück 
Kontrolle aus der Hand zu geben und den Jugendlichen 
etwas zuzutrauen. Umgekehrt sind oft auch die Jugendli-
chen damit zufrieden, sich gar nicht so sehr in die „große“ 
Politik und die „trockenen“ Themen einarbeiten zu müssen. 

Wenn die Erwachsenen ihnen ein kleines Budget zur Verfü-
gung stellen und sie ansonsten in Ruhe ihre „Parks“ und 
Konzerte bespielen lassen, haben beide Seiten mitunter 
den Eindruck, Jugendbeteiligung laufe ganz reibungslos 
und unkompliziert.
Natürlich haben Freizeitangebote ihre Berechtigung. Ge-
rade im ländlichen Raum ist der Wunsch der Jugendlichen 
nach mehr Action verständlich.
Dennoch lohnt es sich, immer wieder daran zu erinnern, 
dass da noch mehr drin ist. Die Entscheidung für eine re-
präsentative und parlamentarische Beteiligungsform sollte 
nicht nur getroffen werden, weil es etwas hermacht, wenn 
man sagen kann „Wir haben einen Jugendgemeinderat!“. 
Nur wenn alle Beteiligten – die Verwaltung und ihre Chefin 
bzw. ihr Chef, der Gemeinderat und vor allem die Jugend-
lichen selbst – diese Beteiligungsform ernsthaft mit Leben 
und Inhalt füllen wollen, lohnt sich der Aufwand. Denn ein 
solcher ist es allemal. Keinesfalls ist die Einrichtung eines 
Jugendgemeinderats ein Selbstläufer. Viele Jugendrefe-
rentinnen und -referenten sowie Betreuerinnen und Be-
treuer von Jugendgemeinderäten können ein Lied davon 
singen, welche Anstrengungen nötig sind, um dem Gre-
mium Kontinuität zu verschaffen, alle zwei bis drei Jahre 
eine Wahl zustande zu bringen, und dann die gewählten 
Jugendlichen auch bis zum Ende ihrer Amtszeit bei der 
Stange zu halten.
Um auf den Auftrag der LpB zurückzukommen: Alle Betei-
ligten sollten sich informieren, worauf sie sich einlassen, 
sollten sich im Klaren sein, worin der Sinn eines Jugendge-
meinderats besteht und welche Chancen und Herausfor-
derungen er mit sich bringt. Und erst dann entscheiden, ob 
man sich der Aufgabe mit allen Konsequenzen stellen will. 
Denn auch gegenüber den Jugendlichen ist es nicht fair, 
einen Jugendgemeinderat einzurichten und ihnen dann 
die eigentlichen Mitwirkungschancen vorzuenthalten, sei 
es durch mangelndes Engagement in der Verwaltung, 
schlechte Kommunikation seitens des Gemeinderats oder 
durch Alibi-Mitmach-Veranstaltungen, die mit politischer 
Beteiligung nur marginal zu tun haben.
Politische Bildung darf und muss immer wieder den Finger in 
diese Wunde legen, damit die Institution Jugendgemeinde-

Jugendgemeinderäte sind eine 
klar strukturierte Form der 
Jugendbeteiligung. Soll diese 
Partizipationsform gelingen, ist 
ein beträchtliches Maß an 
Betreuung, Begleitung und 
Engagement notwendig. Denn 
die Möglichkeit, Kommunalpo-
litik mitgestalten zu können, 
erschließt sich den Jugendli-
chen oft erst auf den zweiten 
Blick.
 picture alliance/dpa
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rat nicht zur leeren Hülse verkommt. In der Praxis zeigt sich 
jedenfalls, dass es keine Gewähr dafür gibt, dass ein Ju-
gendgemeinderat der für immer richtige Weg der Beteili-
gung ist, selbst wenn bei Gründung alle Rahmenbedingun-
gen bestmöglich hergestellt wurden. Selbst Jugendgemein-
deräte, die zehn, 15 oder 20 Jahre mehr oder weniger 
erfolgreich waren, geraten mitunter ins Straucheln, weil sich 
in einer Generation nicht genügend Kandidatinnen und 
Kandidaten aufstellen lassen und die Wahl ausfallen muss.
Wenn sich die Erkenntnis einstellt, dass ein Jugendgemein-
derat nicht (mehr) die passende Beteiligungsform für die 
Kommune ist, ist es Zeit, sich anderen Formen und Möglich-
keiten zuzuwenden. Und die gibt es zuhauf, mit nicht min-
der ansehnlichen Ergebnissen sowie Gelegenheiten zur 
Selbstwirksamkeitserfahrung.

Fazit 1:
Der Jugendgemeinderat ist eine klar strukturierte Form der 
Jugendbeteiligung. Er erfordert ein beträchtliches Maß an 
Betreuung, Begleitung und Engagement durch die Verwal-
tung. Und er ist immer nur so wirkungsvoll, wie die Beteilig-
ten es auch wollen.

Urteilsbildung

Das zweite Ziel, das politische Bildung immer im Blick hat, 
ist die Befähigung zur Urteilsbildung. Inwiefern schlägt 
sich das in den Angeboten für Jugendgemeinderäte nie-
der?
Die Einrichtung und das Aufrechterhalten eines Jugendge-
meinderats haben in zweifacher Hinsicht mit dem Prozess 
der Urteilsbildung zu tun.
Zum einen sollten die Kommune und alle betroffenen Ak-
teure sich im Vorfeld ein Urteil darüber bilden, welches Ziel 
sie mit Jugendbeteiligung verfolgen. Sollen möglichst alle 
Jugendlichen am Ort die Chance haben, sich einzubrin-
gen? Also auch diejenigen, die nicht sowieso schon poli-
tisch interessiert und anderweitig engagiert sind? Auch 
diejenigen, die als vermeintlich schwer erreichbar gelten? 
Dann muss das Beteiligungsangebot entsprechend ange-
legt sein, es muss niederschwellig sein, sich an jugendli-
chen Lebenswelten orientieren, darf niemanden ausschlie-
ßen, auch sprachlich nicht. Dann kann eine offene Beteili-
gungsform geeignet sein.
Oder ist es das vorrangige Ziel, ein möglichst klar geregel-
tes Verfahren der Beteiligung zu etablieren mit festen Ab-
läufen, Prozessen und Strukturen, bei denen Verwaltung 
und Gemeinderat leicht überblicken, was passiert? Wo Ju-
gendliche sich in ein Prozedere einklinken können, bei dem 
die Verfahren vorgegeben sind und sie klare Ansprech-
partner haben? Dann taugt ein Jugendgemeinderat oder 
Achterrat am ehesten. (Im Achterrat setzen sich die Ju-
gendlichen aller achten Klassen einer Kommune für ein 
Jahr selbst ihre Agenda, werden in einem strukturierten 
Verfahren unterstützt und sind ein Jahr lang Beratungs-
gruppe für den Gemeinderat einer Kommune.) Dabei gibt 
es kein „Entweder-oder“. Ein Blick in die Kommunen zeigt 
eine große Vielfalt an Mischformen, Kombinationen und 
Variationen. Wofür sich eine Kommune auch entscheidet, 
es sollte eine bewusste Entscheidung sein, die sich an den 
Zielen und den jeweiligen Rahmenbedingungen ausrich-
tet. Es gilt: Was auch immer funktioniert, hat seine Berech-
tigung. Erwachsene sollten dabei nicht den bequemsten 

Weg einschlagen. Im Ergebnis sollten die Jugendlichen 
eine Form der Beteiligung für sich finden, die ihren Namen 
verdient und bestenfalls auch noch Spaß macht.
Um von Anfang an den vielversprechendsten Weg einzu-
schlagen, gibt es für Hauptamtliche Angebote der LpB, bei 
denen sie sich Ideen, Anregungen und Erfahrungen aus 
Best-Practice-Beispielen anderer einholen können. Auch 
für diejenigen, die schon länger im Geschäft sind, lohnt es 
sich hin und wieder, alte Muster und eingefahrene Formate 
zu überdenken und gegen den Strich zu bürsten.

Kommunale Kinder-und Jugendbeteiligung in Baden-
Württemberg

Die LpB bietet mit der Workshop-Reihe eine Plattform, die 
über einen 3-jährigen Zeitraum den Hauptamtlichen in den 
Kommunen die Möglichkeit bietet, sich zu vernetzen, sich 
bei anderen Kolleginnen und Kollegen Ideen und Anregun-
gen zu holen, Kinder -und Jugendbeteiligung auf den Weg 
zu bringen und weiter zu entwickeln.
Mit einer gelungenen Beteiligungskultur wird die Gemeinde 
für alle Generationen attraktiv und lebendig; sie fördert 
Identifikation und Verantwortungsbewusstsein. Kinder und 
Jugendliche an kommunalen Entscheidungen teilhaben zu 
lassen, ist ein Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung des Ge-
meinwesens, zum Demokratielernen und zur Persönlich-
keitsentwicklung junger Menschen.
(Vgl. URL: http://www.lpb-bw.de/jugend_ politik.html]

Zum anderen richten sich die Angebote der LpB in Sachen 
Urteilsbildung natürlich an die Jugendlichen selbst. Kom-
munale Jugendbeteiligung ist eine unschätzbare Chance, 
zu erfahren, was es heißt, für seine eigenen Interessen ein-
zutreten, Kompromisse mit anderen zu finden, Gegeninter-
essen auszuhalten, sich von guten Argumenten überzeu-
gen zu lassen oder andere zu überzeugen. Und am Ende 
zu erleben, dass sich Engagement lohnt oder auch ein 
Scheitern eine wichtige Erfahrung sein kann.
Wo sonst können junge Menschen in solchem Umfang und 
mit derart sichtbaren Auswirkungen ihre eigene Wirksam-
keit erleben, demokratische Verfahren praktizieren und die 
Strukturen eines Gemeinwesens selbst mit Leben füllen, 
wenn nicht in der eigenen Kommune? Um diesen Lernpro-
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zess zu begleiten, ermöglicht die LpB mit kommunalpoliti-
schen Planspielen und Einführungsseminaren einen Ein-
stieg in die politischen Entscheidungsprozesse und per-
sönlichen Handlungsmöglichkeiten.

Fazit 2:
Beide Seiten müssen also für sich die Frage klären, worin 
besteht der Mehrwert dessen, sich zu beteiligen bzw. Ju-
gendlichen diese Möglichkeit zu eröffnen? Vielleicht ist 
das die Schlüsselfrage für alle Beteiligten, um Motivation 
zu schaffen und den jeweils richtigen Weg dafür zu wäh-
len. Für Jugendliche ist es häufig ein konkretes Anliegen, 
ein Ziel, das sie verfolgen, wie etwa der Bau einer Skater-
anlage. Daher ist es meist leichter, Engagierte zu finden, 
wenn das Ziel benannt ist. Bei einem Jugendgemeinderat 
bleibt es immer eine Herausforderung, die Motivation 
dauerhaft zu erhalten, da die Jugendlichen sich zunächst 
für eine Struktur begeistern sollen, die sie erst noch mit In-
halten füllen müssen. Für Verwaltung und Politik scheint der 
Mehrwert oft vom Aufwand überholt zu werden. Langfris-
tig gedacht, geht es aber immer um die nachhaltige ge-
meinsame Gestaltung des Gemeinwesens, das Einbinden 
jüngerer Generationen in langfristige Entscheidungen und 
die Attraktivität der eigenen Kommune durch positive Er-
fahrungen und Wertschätzung in jungen Jahren.

Handlungskompetenz

Was brauchen Jugendliche, damit ihr Engagement im kom-
munalen Geschehen Wirkung entfalten kann?
Es ist banal und doch nicht selbstverständlich: Die Bedürf-
nisse der Jugendlichen sind so unterschiedlich wie ihre Le-
benswelten. Was politische Bildung unter Partizipation 
versteht, ist höchst voraussetzungsreich. Sie erwartet, dass 
Jugendliche ihre Wünsche und Interessen artikulieren kön-
nen. Und zwar so, dass sie methodisch-didaktisch geclus-
tert und in Forderungen übersetzt werden können. Dabei 
übersehen wir gerne, dass es auch Jugendliche gibt, für 
die allein das bereits eine Herausforderung ist, die sie 
nicht so ohne Weiteres überwinden können. Es sind 

diejenigen, die im Elternhaus nicht bestärkt werden, die 
öfter Scheitern als Er folg erlebt haben, die wissen, dass 
man am besten durchs Leben kommt, wenn man nicht 
auffällt oder im Gegenteil, seine Bedürfnisse gewaltsam 
artikuliert. Jugendliche, denen die Sprache, der Mut, die 
Übung oder die Konzentration fehlen, um sich zu äußern. 
Es sind die Stillen, die Überlebenskünstler, die Pragmatiker, 
die Schauspieler, die Verhaltensauffälligen oder die, die 
keinem auffallen. Sie alle brauchen etwas anderes als ein 
Rednerpult.
Nur weil sie den Weg zu unseren Beteiligungsangeboten 
nicht von allein finden oder sich vielleicht doch zur Jugend-
gemeinderatswahl haben aufstellen lassen und nach der 
zweiten Sitzung nicht mehr wiederkommen, heißt das je-
doch nicht, dass sie kein Interesse oder keine Interessen 
haben. Es heißt schlicht, dass unsere Angebote ungeeignet 
für sie sind.
Um also herauszufinden, was Jugendliche brauchen, um 
handlungskompetent zu sein, braucht es Zeit. Zeit, zu ihnen 
hinzugehen, wo immer sie sich aufhalten. Zeit zuzuhören, 
Zeit, sie ihre Artikulationsformen und ihr eigenes Tempo fin-
den zu lassen, ihnen Wege zu eröffnen, ohne sie in Struktu-
ren pressen zu wollen. Ihnen Orientierung zu geben und 
Wertschätzung entgegenzubringen. Sie als wertvollen 
Teil der Gesellschaft zu begreifen, auch wenn sie und ihre 
Vorstellungen nicht in die gängigen Raster passen.
Das ist nachgerade das Gegenteil dessen, was ein Ju-
gendgemeinderat leisten kann. Deswegen braucht es für 
Jugendliche viel mehr Möglichkeiten als nur diese eine, um 
Interessen ausdrücken und das eigene Lebensumfeld mit-
gestalten zu können. 
Ein Jugendgemeinderat eignet sich hervorragend, um die 
Strukturen und Prozesse der Politik der Erwachsenen ken-
nen zu lernen und zu erproben. Er hat klare Leitplanken 
darüber, was geht und was nicht. Er eröffnet die Möglich-
keit, direkt mit Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpoli-
tikern ins Gespräch zu kommen und Vorhaben umzusetzen 
oder Entscheidungsprozesse zu beeinflussen, die sonst 
nicht ohne weiteres denkbar wären. Aber der klassische 
Jugendgemeinderat ignoriert viele jugendliche Lebens-
welten. Zwei Jahre Amtszeit sind eine Ewigkeit, in der sich 
ein Teenagerleben von oben nach unten drehen kann.

Fazit 3:
Die politische Bildung muss Wege suchen und finden, die 
nicht nur den ohnehin schon Selbstwirksamen Chancen 
der Artikulation eröffnen. Wenn der Kernauftrag politische 
Bildung die Teilhabe aller ist, muss sie sich auch und ge-
rade denjenigen zuwenden, die auf den ersten Blick un-
sichtbar sind oder unsichtbar sein wollen. Sie muss Res-
sourcen auf die verwenden, vor denen wir uns am Liebsten 
wegducken, weil sie Mühe machen. Wir können es uns 
nicht leisten, die immer weniger werdenden Jugendlichen 
nicht mitzunehmen. Ihnen allen müssen wir die bestmögli-
chen Teilhabechancen und Handlungskompetenzen für 
unser künftiges Zusammenleben mit auf den Weg geben.
Kommunale Jugendbeteiligung ist politische Bildung. Sie 
vermittelt Kenntnisse, befördert Urteilsbildung und bildet 
Handlungskompetenzen. Sie ist alles das, was Schule al-
lein nicht zu vermitteln vermag. Das eigene Erleben.

Angelika Barth studierte Übersetzen und Dolmetschen in Heidel-
berg, Paris und St. Petersburg sowie Politikwissenschaft, Osteuro-
päische Geschichte und Öffentliches Recht in Heidelberg. Sie 
arbeitet seit 2000 als Referentin bei der Landeszentrale für poli-
tische Bildung Baden-Württemberg (LpB) und leitet seit 2008 den 
Fachbereich Jugend und Politik.
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ANGEBOTSFORMEN, AKTEURE, PROJEKTE UND THEMEN

Beteiligung und Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen in Baden-Württemberg
Albert Scherr, Lena Sachs

Obwohl die Beteiligung von Jugendlichen seit den letz-
ten Jahren leicht rückläufig ist, liegt sie in Baden-Würt-
temberg im Vergleich zum Bundesdurchschnitt nach wie 
vor auf einem hohen Niveau. 48 Prozent der 14- bis 
19-Jährigen gelten als freiwillig engagiert. Dabei ist die 
Engagementbereitschaft höher als das tatsächliche En-
gagement. Die Teilhabe von Kindern und Jugendlichen 
ist im Bereich der gemeinschaftlichen Aktivitäten und des 
freiwilligen Engagements stärker ausgeprägt als im Be-
reich der politischen Partizipation. Das Ausmaß des En-
gagements sowie des politischen Interesses und der po-
litischen Partizipation sind maßgeblich vom Alter sowie 
dem sozialen Status, insbesondere dem formalen Bil-
dungsniveau, abhängig. Albert Scherr und Lena Sachs 
skizzieren in ihrer Bestandsaufnahme1 die verschiedenen 
Angebotsformen, Akteure, Projekte und thematischen 
Schwerpunkte der Beteiligung und Teilhabe von Kindern 
und Jugendlichen in Baden-Württemberg. 

Vorbemerkung

Durch die Verbesserung der Partizipationsmöglichkeiten 
sollen Kinder und Jugendliche im Sinne von Demokratisie-
rung zum einen verstärkt in die sie betreffenden politischen 
Entscheidungen einbezogen werden; zum anderen soll 
dadurch ein Beitrag zur politischen Bildung von Kindern 
und Jugendlichen geleistet werden, dass Möglichkeiten 
der Beteiligung an demokratischen Prozessen erfahrbar 
werden sowie Wissen und Kompetenzen erworben werden 
können (vgl. Zukunftsplan Jugend 2013: 27). Beide Zielset-
zungen konvergieren dann, wenn den Bedürfnissen, Fähig-
keiten und Interessen aller Kinder und Jugendlichen an-
gemessene Beteiligungsmöglichkeiten geschaffen und 
diese als wirksame Möglichkeit der Artikulationen eigener 
Interessen in demokratischen Prozessen erfahren werden 
können.
Auf allgemeiner Ebene können diesbezüglich folgende 
Empfehlungen formuliert werden:
 l Weiterentwicklung bestehender und Erprobung neuer 

Beteiligungsformen unter Überprüfung ihrer Reichweite 
sowie ihrer Akzeptanz durch die Adressatinnen und Ad-
ressaten;
 l Förderung von Beteiligungskonzepten, die nicht nur In-

teressenartikulation, sondern auch Mitentscheidungs-
rechte von Kindern und Jugendlichen vorsehen;
 l Verstärkte Förderungen von Maßnahmen und Program-

men, die dazu geeignet sind, auch Kinder und Jugendli-
che einzubeziehen, deren soziale Herkunft und deren 
schulisches Bildungsniveau in den bestehenden Struktu-
ren und Programmen durchgängig zu einer massiven 
Unterrepräsentation führen.

Auf die Qualität kommt es an

Keineswegs alle Formen von Aktivierung und Beteiligung 
sind dazu geeignet, Prozesse der Demokratisierung und 
die politische Bildung weiterzuentwickeln. Dies betrif f t so-
wohl die inhaltliche, wie die formale Ebene. Problematisch 
ist sowohl eine solche Beteiligung, die sich zwar der For-
men demokratischer Interessenvertretung bedient, inhalt-
lich aber demokratischen und menschenrechtlichen Prinzi-
pien entgegensteht – was am Fall rassistischer und rechts-
extremer Jugendszenen deutlich wird. Problematisch ist 
aber auch eine Form der Beteiligung, die Kindern und Ju-
gendlichen zwar Partizipationsmöglichkeiten anbietet, 
aber zentrale Fragen dabei ausklammert, also nur Mit-
sprache oder Mitwirkung bei Entscheidungen über nach-
rangige oder irrelevante Themen zulässt. Zudem sind 
Beteiligungsformen erforderlich, in denen die Möglichkei-
ten und die Grenzen von Mitsprache und Mitwirkung 

Das Bundesjugendorchester probt im Konzerthaus in Berlin. 
Im Bereich Kultur/Musik zeigten sich 2012 bundesweit fünf 
Prozent der Jugendlichen als freiwillig engagiert. 20 Prozent 
sind in diesem Bereich aktiv. Unter den Aktiven und Enga-
gierten sind überproportional viele weibliche Jugendliche 
sowie Menschen mit einem höheren Bildungsstatus.
 picture alliance/dpa
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transparent sind, in denen keine illusionären Partizipati-
onsversprechen der Ausgangspunkt sind, die dann ent-
täuscht werden.
Partizipation und freiwilliges Engagement leisten also nur 
dann einen Beitrag zu Demokratisierung und zu einer de-
mokratieförderlichen politischen Bildung, wenn die Struk-
turen und Prozesse sowie die Inhalte bestimmte Qualitäten 
aufweisen. Vor dem Hintergrund der sozialwissenschaftli-
chen Fachdiskussion können die folgenden Aspekte dabei 
als zentral gelten:
 l Anerkennung von Kindern und Jugendlichen als kompe-

tente Subjekte ihres Engagements und ihrer Partizipa-
tion;
 l strukturelle Verankerung von demokratischen Prinzipien 

und Partizipationsrechten;
 l Transparenz und Ergebnisoffenheit von Partizipations-

prozessen;
 l Orientierung von Beteiligungsformen an demokratisch 

und menschenrechtlich legitimen Zielsetzungen;
 l fachliche Unterstützung und Begleitung sowie Verfüg-

barkeit ausreichender Ressourcen;
 l Klärung der faktischen Teilnahmebedingungen für un-

terschiedliche Adressatengruppen und Abbau von for-
mellen und informellen Mitwirkungshindernissen, insbe-
sondere für sozial benachteiligte Jugendliche;
 l Berücksichtigung jugendspezifischer Bedürfnisse, Kom-

munikations- und Handlungsformen; 
 l Evaluation und Dokumentation von Prozessen und Pro-

jekten;
 l Vermeidung folgenloser Mitsprache und einer Verschie-

bung von Beteiligungsmöglichkeiten auf irrelevante 
Themenfelder („ Pseudopartizipation“).

Jugendbeteiligung in Baden-Württemberg – eine 
Bestandsaufnahme

Die Beteiligung von Jugendlichen liegt, im Vergleich zum 
Bundesdurchschnitt, in Baden-Württemberg nach wie vor 
auf einem relativ hohen Niveau. Sie ist jedoch seit den letz-
ten Jahren leicht rückläufig. Dabei ist die Engagementbe-
reitschaft – die in den letzten Jahren angestiegen ist – hö-
her als das tatsächliche Engagement. Die bislang vorhan-
denen Beteiligungsmöglichkeiten werden den Potenzialen 
nicht gerecht, wobei auch Hemmnisse wie Zeitmangel auf-
grund steigender schulischer Beanspruchung wirksam 
werden.
Die Teilhabe von Jugendlichen ist im Bereich der gemein-
schaftlichen Aktivitäten und des freiwilligen Engagements 
deutlich stärker ausgeprägt als im Bereich der politischen 
Partizipation. 48 Prozent der 14- bis 19-jährigen Baden-
Württembergerinnen und Baden-Württemberger gelten 
als freiwillig engagiert (Zentrum für Zivilgesellschaftliche 
Entwicklung 2011: 12). Von diesem Engagement sind je-
doch nur etwa zwei Prozent im Bereich Politik situiert (Picot 
2012: 37). Es kann gleichwohl nicht von einem generellen 
politischen Desinteresse Jugendlicher ausgegangen wer-
den. Denn mehr als ein Drit tel bezeichnet sich als politisch 
interessiert. Auch für den politischen Bereich ist also eine 
Diskrepanz zwischen der potentiellen Engagementbereit-
schaft und der realisierten Beteiligung zu verzeichnen, die 
ein Indiz dafür ist, dass konventionelle Formen der politi-
schen Beteiligung den Beteiligungswünschen von Jugend-
lichen nicht gerecht werden.
Das Ausmaß des Engagements sowie des politischen Inte-
resses und der politischen Partizipation sind entscheidend 
von zwei Einflussfaktoren abhängig: Dem Alter sowie dem 

Als Partizipation kann die Möglichkeit gefasst werden, 
sich als gleichberechtigtes Subjekt an öffentlichen Dis-
kursen und Entscheidungen zu beteiligen und dabei ei-
gene Interessen wirksam einzubringen. Partizipation 
kann als ein für alle Lebensbereiche relevantes Gestal-
tungsprinzip verstanden werden. Dies schließt die ge-
nuin politische Partizipation im Sinne einer Beteiligung an 
Willensbildungsprozessen, Verfahren und an Entschei-
dungen der verfassten Politik ebenso ein wie lebens-
weltliche Partizipation, d. h. die Beteiligung an Entschei-
dungen in den lebensweltlichen Erfahrungszusammen-
hängen, nicht zuletzt in den Schulen sowie in den 
Institutionen der außerschulischen Pädagogik und So-
zialarbeit.
Unter freiwilligem Engagement wird eine freiwillige und 
verantwortungsvolle Übernahme von Tätigkeiten in un-
terschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen verstan-
den, die über die bloße Teilnahme an gemeinschaftli-
chen Aktivitäten hinausgeht. Engagement erfolgt nicht 
notwendig innerhalb von demokratisch verfassten 
Strukturen, die eine Einwirkung auf die Willensbildung 
und Entscheidungen vorsehen. Bei der Bestimmung von 
Partizipation und freiwilligem Engagement ist eine nor-
mative Grundlage notwendig, die der Beteiligung eine 
Zielsetzung zu Grunde legt, welche sich an demokrati-
schen Grundwerten und Menschenrechten orientiert. 
Daher sind bestimmte Formen der Partizipation, wie 
rechtsradikales Engagement, als durchaus problema-
tisch anzusehen. 

Wahlbriefe zur Kommunalwahl 
2014 im Rathaus von Stuttgart. 
Die Wahlbeteiligung der 16- 
und 17-Jährigen lag bei den 
Kommunalwahlen mit einer 
Spannweite von 26 bis 58 Pro-
zent in den meisten Städten 
deutlich über der Beteiligung 
der 18- bis 25-Jährigen, jedoch 
unter der Wahlbeteiligungs-
quote aller Wahlberechtigten.
 picture alliance/dpa
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sozialen Status, insbesondere dem formalen Bildungsni-
veau:
 l Im Vergleich zu Kindern, aber auch zu Erwachsenen, er-

weisen sich Jugendliche als überdurchschnittlich enga-
giert. Zwischen zwölf und 19 Jahren nimmt das Engage-
ment zu, ist dann aber wieder rückläufig. Dies ist als eine 
Folge lebensphasentypischer Bedingungen erklärbar 
(Zunahme der Eigenaktivitäten außerhalb der Her-
kunftsfamilie bei Jugendlichen; Zunahme eigener beruf-
licher und familialer Verpflichtungen bei Erwachsenen).
 l Ein enger Zusammenhang zwischen politischem Inter-

esse und politischer Partizipation mit der sozialen Posi-
tion ist auch für Jugendliche durchgängig nachweisbar. 
Sichtbar wird es insbesondere an den Effekten des for-
malen Bildungsniveaus: Jugendliche, die ein Gymna-
sium besuchen, sind fast doppelt so häufig engagiert 
und politisch aktiv wie jugendliche Haupt- oder Real-
schülerinnen bzw. Haupt- oder Realschüler. 
 l Das relativ geringere Ausmaß des politischen Interesses 

und der Partizipation von Haupt- und Realschülerinnen 
bzw. Haupt- oder Realschülern ist jedoch keineswegs 
Ausdruck eines generellen Desinteresses an ge sell-
schafts politischen Themen. Aktuelle Studien weisen 
nach, dass auch sogenannte „bildungsferne“ oder für 
die politische Bildung „schwer erreichbare“ Jugendliche 
durchaus Interesse an politischen Themen aufweisen, 
die für sie lebensweltlich relevant sind.

Bei allen Bereichen und Formen der Beteiligung bestehen 
zudem geschlechtsspezifische Unterschiede: Weibliche 
Jugendliche zeigen sich insgesamt als etwas engagierter 
als ihre männlichen Altersgenossen; männliche Jugendliche 
sind jedoch häufiger Mitglieder in Vereinen. Bei jungen Er-
wachsenen kehrt sich dieses Verhältnis dann ins Gegenteil 
um. Auch bei den Tätigkeitsfeldern sind geschlechtsspezi-

fische Unterschiede zu erkennen: So sind Rettungsdienste, 
Sport und Politik eher männerdominierte Bereiche, wohin-
gegen Frauen stärker im kirchlichen Bereich, bei der Be-
treuung Hilfsbedürftiger sowie im Tier- und Umweltschutz 
engagiert sind. 
Der Migrationshintergrund stellt dagegen keinen eigen-
ständigen Einflussfaktor dar:
 l 37 Prozent aller baden-württembergischen Kinder und 

Jugendlichen haben nach der gängigen statistischen 
Definition einen Migrationshintergrund. Darin kommt 
zum Ausdruck, dass die Kategorie Migrationshinter-
grund auf höchst unterschiedliche Teilgruppen verweist 
– sowohl im Hinblick auf vorhandene oder nicht vorhan-
dene eigene Migrationserfahrungen, die gesellschaftli-
che Position der Herkunftsfamilie in Deutschland sowie 
die Bedeutung oder Bedeutungslosigkeit ethnischer, na-
tionaler oder religiöser Identitäten.
 l Substanzielle, empirisch nachweisbare Unterschiede zu 

einheimischen Kindern und Jugendlichen bestehen, bei 
Kontrolle intervenierender Variablen (insbesondere des 
sozialen Status und des Bildungsniveaus), nur zwischen 
Jugendlichen mit und ohne eigener Migrationserfah-
rung. Dadurch, dass diese Faktoren in der Berichter-
stattung oft nicht berücksichtigt werden, entsteht das 
suggestive und folgenreiche, aber falsche Bild grund-
sätzlich anzunehmender Unterschiede zwischen der 
 Bevölkerung mit und ohne Migrationshintergrund.
 l In der Partizipationsdiskussion sollte daher eine Fort-

schreibung von Stereotypen über die vermeintliche Be-
sonderheit migrantischer Kinder und Jugendlicher ver-
mieden werden. An ihre Stelle sollte eine Auseinander-
setzung mit diskriminierenden Strukturen und Praktiken 
– auch in der Jugendarbeit – sowie eine differenzierte 
Auseinandersetzung mit den Interessen und Bedarfen 
treten, die aus den sozioökonomischen und soziokultu-
rellen Merkmalen heterogener Herkunftsmilieus von 
Kindern und Jugendlichen resultieren.

Politische Partizipation auf kommunaler Ebene 

Auf kommunaler Ebene werden gegenwärtig unterschied-
liche Beteiligungsmodelle – auch in mittleren und kleineren 
Kommunen – erprobt. Es besteht eine große Vielfalt an 
Beteiligungsformen. Diese erreichen, von Wahlen abgese-
hen, jedoch bislang nur eine Minderheit der Kinder und 
Jugendlichen.
 l Die Wahlbeteiligung der 16- und 17-Jährigen bei den 

Kommunalwahlen 2014 lag mit einer Spannweite von 26 
bis 58 Prozent in den meisten Städten deutlich über der 
Beteiligung der 18- bis 25-Jährigen, jedoch unter der 
Wahlbeteiligungsquote aller Wahlberechtigten. Fun-
dierte Aussagen über die Ursachen der unterschiedlich 
großen Beteiligung sind nicht möglich.
 l Jugendforen haben sich als ein relativ weit verbreitetes 

Beteiligungsmodell in Kommunen etabliert. 2012 gaben 
27 Prozent der durch die Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg befragten Kommunen an, 
Jugendforen durchzuführen (Landeszentrale für politi-
sche Bildung Baden-Württemberg 2012: 4). 
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 l In Baden-Württemberg gibt es in 75 von 1.101 Gemein-
den Jugendgemeinderäte, die im baden-württembergi-
schen Dachverband der Jugendgemeinderäte organi-
siert sind (Stand Mai 2013). Die Wahlbeteiligung liegt 
zwischen sieben und 95 Prozent. Fundierte Aussagen 
über die Ursachen der unterschiedlich großen Beteili-
gung sind diesbezüglich nicht möglich. 
 l In den im Rahmen der Bestandsaufnahme befragten 

Städten wird eine konzeptionelle Verankerung der Ju-
gendbeteiligung deutlich, die stärker ausgeprägt ist als 
in den befragten Landkreisen. Dabei wird durchgängig 
ein Partizipationsmix angestrebt. Es existiert jedoch kein 
einheitliches Beteiligungsmodell. Die realisierten Mo-
delle sind vielmehr ein Ausdruck regionaler Präferenzen 
und Gegebenheiten. 
 l Durch unterschiedliche Beteiligungsformen sollen auch 

benachteiligte Zielgruppen angesprochen werden. 
Dies scheint nach Aussage der beteiligten Kommunen 
auch zu gelingen: Die 2012 von der Landeszentrale 
für politische Bildung Baden-Württemberg befragten 
Kommunen gaben durchgängig an, dass Hauptschüle-
rinnen und Hauptschüler, unabhängig von den Be tei-
ligungsformen, die am stärksten vertretene Gruppe 
seien. 

Die kommunale Beteiligung wird auch auf Landesebene 
gefördert:
 l Im Rahmen des Projektes „Jugend BeWegt“ wurden in 17 

Modellkommunen die kommunalen Beteiligungsmög-
lichkeiten von Jugendlichen ausgebaut.
 l Die Überarbeitung der Gemeindeordnung, die zu mehr 

kommunalen Beteiligungsrechten von Kindern und Ju-
gendlichen führen soll, stellt einen wichtigen Schrit t zur 
Stärkung der Beteiligungsrechte von Kindern und Ju-
gendlichen dar.
 l Im Unterschied zu einigen anderen Bundesländern ist in 

Baden-Württemberg jedoch bislang keine zentrale 
Stelle für kommunale Projekte der Partizipationsförde-
rung etabliert. Damit fehlt auf Landesebene eine Insti-
tution, die lokale Projekte vernetzen, Er fahrungen auf-
arbeiten und verbreiten sowie maßgebliche Impulse – 
nicht zuletzt für Weiterbildungsmaßnahmen – setzen 
könnte.

Um die kommunale Beteiligung, auch in Folge der Gemein-
deordnungsänderung, zu stärken, wäre die Einrichtung ei-
ner zentralen Koordinierungsstelle für Kinder- und Jugend-
beteiligung auf Landesebene sinnvoll, die als Beratungs- 
und Anlaufstelle zur Verfügung steht, Qualifizierungen und 
Weiterbildungen für diesen Bereich anbietet und von der 
aus die lokalen Projekte und Bestrebungen koordiniert 
werden können. 

Freiwilliges Engagement und politische Partizipation 
auf Landesebene 

Im Bereich der gemeinschaftlichen Aktivitäten und des frei-
willigen Engagements erzielen die Jugendverbände die 
mit Abstand größte Reichweite. Im Bereich der politischen 
Partizipation lässt sich nur bei den Kommunalwahlen eine 
über quantitativ kleine Minderheiten hinausgehende Be-
teiligung feststellen. Zusammenfassend ist zudem festzu-
stellen, dass soziale Ungleichheiten und Geschlechterver-
hältnisse sich in allen Bereichen des Engagements und der 
Partizipation reproduzieren.

Projekte auf Landesebene
Die landesweiten Projekte zur politischen Partizipation wie 
die U18-Wahlen, der Kindergipfel und Jugendlandtag so-
wie das Programm „Was uns bewegt“ zielen darauf, Inter-
esse an Politik zu wecken und politische Bildungsprozesse 
anzuregen. Sie eröffnen jedoch keine tatsächlichen 
Möglichkeiten der Einflussnahme und konnten nur einen 
kleinen Teil der baden-württembergischen Kinder und Ju-
gendlichen erreichen. Bei den Programmen sind Jugendli-
che mit niedrigerem formalem Bildungsniveau, also auch 
Jugendliche mit Migrationshintergrund, deutlich unterre-
präsentiert.
De facto bestehen für Kinder und Jugendliche auf Landes-
ebene keine direkten Möglichkeiten, ihre politischen Inter-
essen auf eine Weise einzubringen, die deren Beachtung 
und Umsetzung garantiert. Die Diskrepanz zwischen dem 
Partizipationsversprechen und der potenziellen Folgenlo-
sigkeit realisierter Partizipation kann zu Enttäuschungen 
führen. Fraglich ist auch, ob Kinder und Jugendliche auf 
Dauer für eine solche Form der Partizipation motiviert wer-
den können, sofern diese als wirkungslos erfahren wird. 
Diesbezüglich wird in der baden-württembergischen Ge-
meindeordnung davon ausgegangen, dass Kinder und Ju-
gendliche „bei Planungen und Vorhaben, die ihre Interes-
sen berühren“, einbezogen werden müssen.2 Dabei be-
schränkt sich die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
meist auf das unmittelbare Lebensumfeld im kommunalen 
oder schulischen Raum. Die beim Kindergipfel, Jugend-
landtag sowie den „Was uns bewegt“-Foren behandelten 
und von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern selbst ge-

Die Jugendleiter/-in-Card (Juleica) ist ein amtlicher Ausweis, 
der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
der Jugendarbeit ausgestellt werden kann. Die Karte soll 
den Jugendleiterinnen und Jugendleitern zur Legitimation 
gegenüber Erziehungsberechtigten der betreuten Kinder 
und Jugendlichen sowie staatlichen und nichtstaatlichen Stel-
len, von denen Beratung und Hilfe erwartet wird, dienen. 
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wählten Themen zeigen jedoch, dass die politischen Inter-
essen weit über den kommunalen oder schulischen Nah-
raum hinausgehen und oftmals gesamtgesellschaftliche 
Fragestellungen umfassen.
Landesweite Projekte zum freiwilligen Engagement wie 
„Jugend engagiert sich (jes)“, die Juleica3-Ausbildung, Pro-
gramme zur Ausbildung von Jugendbegleiterinnen, Ju-
gendbegleitern sowie zu Schülermentorinnen und Schüler-
mentoren sowie Freiwilligendienste weisen ebenfalls eine 
relativ geringe Reichweite und eine Reproduktion sozialer 
Ungleichheiten auf.

Jugendverbandsarbeit
Jugendverbände, insbesondere Sportverbände, haben 
eine große Reichweite im Bereich der gemeinschaftlichen 
Aktivitäten und des freiwilligen Engagements. Ein wieder-
kehrend vermuteter Trend in Richtung einer kontinuierli-
chen Abnahme der Mitgliederzahlen lässt sich anhand 
vorliegender Zahlen für Baden-Württemberg bislang nicht 
bestätigen.
Formal bestehen in den Jugendverbänden Mitbestim-
mungsmöglichkeiten auch für jüngere Mitglieder. Ob die 
Realität der Jugendverbandsarbeit den weitreichenden 
Erwartungen im Sinne einer Teilhabe an demokratischen 
Entscheidungsprozessen und der Förderung politscher 
Partizipation entspricht, kann auf Grundlage der vorhan-
denen Daten nicht verlässlich beurteilt werden. Die fakti-
sche Gewährleistung innerverbandlicher Partizipation 
stellt aus Sicht der Verbände und wissenschaftlicher Ex-
pertisen eine anhaltende Herausforderung dar. Darauf re-
agieren einige Jugendverbände durch das Erproben und 
Einführen alternativer Beteiligungsformen. Zu den Formen 
und zur Reichweite innerverbandlicher Demokratie wären 
eigenständige Untersuchungen erforderlich. 
Auch in Jugendverbänden steigt das Engagement mit dem 
Alter an und ist im Erwachsenenalter wieder rückläufig. Die 
Teilnehmenden sowie freiwillig Engagierten in den Ju-
gendverbänden haben überwiegend eine mittlere oder 

höhere schulische Bildung. Sowohl bei den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern als auch bei den Engagierten sind 
Jugendliche mit niedriger Schulbildung sowie mit Migrati-
onshintergrund unterrepräsentiert. 
Um herkunfts- und milieubedingte Zugangsbarrieren abzu-
bauen, bemühen sich einige Jugendorganisationen in Ba-
den-Württemberg um eine Öffnung für weitere Zielgrup-
pen und erproben unterschiedliche Möglichkeiten, die Mi-
grantinnen und Migranten Zugänge ermöglichen sollen. 
Generell weisen Jugendverbände jedoch eine spezifische 
Milieugebundenheit auf. Die Unterstützung der Selbstor-
ganisation von jungen Migrantinnen und Migranten ist in 
diesem Zusammenhang ebenfalls eine anerkannte Zielset-
zung. Auf Landesebene sind gegenwärtig jedoch keine ver-
lässlichen Zahlen zum Stellenwert und zur Reichweite von 
Jugendorganisationen verfügbar, die sich spezifisch an mi-
grantische Jugendliche richten.
Auch in den Jugendverbänden besteht ein Geschlechter-
Bias. In welchem Ausmaß sich weibliche oder männliche 
Jugendliche in Jugendverbänden engagieren, hängt vom 
Themenbereich der Verbände ab (s. oben).

Kulturelle Jugendbildung
Im Bereich Kultur/Musik zeigten sich 2012 bundesweit fünf 
Prozent der Jugendlichen als freiwillig engagiert. 20 Pro-
zent sind in diesem Bereich aktiv (Picot 2012: 37). Unter den 
Aktiven und freiwillig Engagierten in der kulturellen Ju-
gendbildung sind überproportional viele weibliche Ju-
gendliche sowie Menschen mit höherem Bildungsstatus, 
was sich auch in Programmen wie dem Freiwilligen Sozia-
len Jahr in der Kultur (FSJ Kultur) oder dem Modellprojekt 
„kek“4 zeigt. Um die für diesen Bereich in besonderem 
Maße bedeutsamen Ungleichheitseffekte aufzubrechen, 
ist die Stärkung der Beteiligung und Integration sozial be-
nachteiligter Kinder und Jugendlicher erklärte Zielsetzung 
der kulturellen Jugendbildung. Zur Bedeutung der kulturel-
len Jugendbildung für die politische Partizipation können 
keine generalisierten Aussagen getroffen werden, da 
hierzu kaum Materialien vorliegen.

Sport
Der Sport stellt das größte Teilhabe- und Engagementfeld 
für Kinder und Jugendliche dar. Bundesweit sind zwölf Pro-
zent der Jugendlichen freiwillig in diesem Bereich enga-
giert und 53 Prozent gemeinschaftlich aktiv. Jedoch zeich-
net sich in diesem Bereich auch der relativ stärkste Rück-
gang der Engagiertenzahlen ab, wohingegen die Anzahl 
der Aktiven zugenommen hat (Picot 2012: 37).
Die Verbesserung von Zugangsbedingungen für benach-
teiligte Kinder und Jugendliche zum organisierten Sport, 
das „Gender-Mainstreaming“ sowie partizipative Mitge-
staltung der Gesellschaft und Verantwortungsübernahme 
gehören zu den erklärten Zielen der Ba den-Würt tem ber-
gi schen Sportjugend (BWSJ). Empirisch gesicherte Aussa-
gen über das Ausmaß und die Reichweite der Realisierung 
dieser Zielsetzungen sind auf der Grundlage der verfüg-
baren Dokumente und Materialien jedoch nicht möglich. 
Zudem werden Formen des selbstorganisierten Engage-
ments Jugendlicher, so etwa in Fangruppierungen, in vor-
liegenden Programmatiken nicht berücksichtigt. 
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Bei Aktivitäten im Bereich des Vereinssports werden soziale 
Zugangsbarrieren wirksam, die sich beim freiwilligen Enga-
gement erheblich verstärken: (1) Jungen sind häufiger als 
Mädchen im Sportverein aktiv; (2) die Teilnahme in Sport-
vereinen steigt mit zunehmender Schichtzugehörigkeit.
Kinder mit Migrationshintergrund sind – auch dies ist mit 
hoher Wahrscheinlichkeit vor allem ein Nebeneffekt der 
sozioökonomischen Benachteiligung von Migrantinnen 
und Migranten – seltener Mitglied in einem Sportverein als 
Kinder ohne Migrationshintergrund.
Modellprojekte, die benachteiligten Kindern und Jugend-
lichen Zugang zu freiwilligem Engagement verschaffen 
sollen, sind im Sport bislang nur von geringer Reichweite. 
Ob sich diese als nachhaltig erweisen, ist unklar. Vorlie-
gende Daten (vgl. Jugendstudie Baden-Württemberg 
2013) deuten darauf hin, dass die soziale Selektivität im 
unorganisierten Freizeitsport wesentlich geringer ausge-
prägt ist. 

Offene Kinder- und Jugendarbeit
Die Offene Kinder- und Jugendarbeit stellt den Teilbereich 
dar, der nach den Sportvereinen und der kirchlichen Ju-
gendarbeit die größte Reichweite aufweist. Die freiwillige 
Eigenaktivität und das freiwillige Engagement sind hier 
von zentraler Bedeutung. Auch Selbstorganisation und 
Partizipation gelten als wesentliche Charakteristika der 
Einrichtungen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit.
Aufgrund des Prinzips der Freiwilligkeit der Teilnahme ist es 
eine Erfolgsbedingung der Offenen Kinder- und Jugendar-
beit, ihre Angebote an den Interessen der Adressatinnen 
und Adressaten auszurichten. Die Partizipationsmöglich-
keiten spielen auch bei der Bewertung der Offenen Kinder- 
und Jugendarbeit durch ihre Nutzerinnen und Nutzer eine 
große Rolle. Allerdings muss es als unklar gelten, in wel-
chem Umfang die in der Fachdiskussion konsensuelle Pro-
grammatik einer subjektorientierten und partizipatorischen 
Offenen Kinder- und Jugendarbeit in den kommunalen Ein-
richtungen tatsächlich realisiert wird, denn das heterogene 
Arbeitsfeld setzt sich aus kommunalen Einrichtungen und 
vielfältigen Trägern zusammen und ist deshalb schwer 

überschaubar. Zudem wird von den Fachkräften und in der 
Fachdiskussion die Tendenz zu einer Vereinnahmung der 
Offenen Kinder- und Jugendarbeit durch Ganztagsschulen 
mit Auswirkungen auf ihre Prinzipien (Freiwilligkeit der Teil-
nahme; Mitbestimmung über Programme) kritisch diskutiert.
Infolge von Veränderungen an den Hochschulen erfolgt 
dort auch kaum noch eine spezifische Qualifizierung für 
das Arbeitsfeld. Daher ist zunehmend mit Fachkräften zu 
rechnen, denen die spezifischen Theorien und Konzepte 
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit kaum bekannt sind. 
Insofern muss auch mit Tendenzen einer Nivellierung der 
Unterschiede zwischen der Offenen Kinder- und Jugend-
arbeit und den sonstigen Arbeitsfeldern der Sozialen Ar-
beit gerechnet werden.
Zudem sind Mitbestimmungsmöglichkeiten auch in der Of-
fenen Kinder- und Jugendarbeit begrenzt, denn in Bezug 
auf Finanz- oder Personalfragen haben die Kinder und Ju-
gendlichen meist keine Entscheidungsmöglichkeiten. Vor-
liegende lokale Studien deuten darauf hin, dass die politi-
sche Bildung von den Fachkräften zwar als eine wichtige 
Aufgabe betrachtet wird; gleichzeitig gehen diese davon 
aus, dass die Realisierungsmöglichkeiten gering sind.
Die Strukturen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit sind 
nicht nur für die regelmäßigen Besucherinnen und Besu-
cher relevant. Denn die Einrichtungen werden oftmals als 
Wahllokale für Jugendwahlen, Veranstaltungsräume für 
Beteiligungsforen usw. genutzt.
Durch Angebote der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
werden in besonderem Maße Jugendliche erreicht, die als 
benachteiligt gelten. Insofern bietet die Offene Kinder- 
und Jugendarbeit erhebliche Potenziale für die Förderung 
ihres Engagements und ihrer Partizipation. Allerdings ist – 
insbesondere in städtischen Einrichtungen – ein anhalten-
der Attraktivitätsverlust der Offenen Kinder- und Jugend-
arbeit für Kinder und Jugendliche aus Mittel- und Ober-
schichten zu beobachten. Deshalb kann dort der tradierte 
Anspruch, Begegnung und Kommunikation zwischen Kin-
dern und Jugendlichen unterschiedlicher sozialer Herkunft 
und aus heterogenen sozialen Milieus zu ermöglichen, 
kaum noch realisiert werden.

Ein Bauwagen dient als Freizei-
treff für Kinder und Jugendli-
che. Freiwilligkeit, Selbstorga-
nisation und Partizipation sind 
wesentliche Charakteristika 
der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit. Eine Erfolgsbe-
dingung ist die Subjekt- und 
Adressatenorientierung. Ange-
bote der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit erreichen in 
besonderem Maße Jugend-
liche, die als benachteiligt 
 gelten.
 picture alliance/dpa
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Selbstverwaltete offene Jugendarbeit 
Insbesondere in ländlichen Regionen existieren selbstver-
waltete Jugendtreffs, die nicht von hauptamtlichen Päda-
goginnen und Pädagogen geleitet werden. Die im Ver-
gleich zu Städten geringere Verfügbarkeit hauptamtlichen 
Personals sowie die schlechtere Erreichbarkeit kommerzi-
eller Freizeitangebote ermöglichen und erzwingen Formen 
der Selbstorganisation.
Selbstverwaltete Jugendräume stellen Erfahrungs- und 
Freiräume für die dort engagierten Jugendlichen dar, in 
denen Erfahrungen mit eigenverantwortlichem Engage-
ment und Selbstorganisation erworben werden können. 
Unter dem Gesichtspunkt der Förderung von Engagement 
und Partizipation können selbstverwaltete Jugendtreffs als 
eine tendenziell ideale Organisationsform betrachtet wer-
den.
Bestehende selbstverwaltete Jugendräume sind jedoch, 
auch in Baden-Württemberg, immer wieder mit Schlie-
ßungsabsichten konfrontiert oder werden mit Auflagen in 
ihrer Selbstverwaltung eingeschränkt. In den letzten Jah-
ren gab es wiederkehrend Initiativen für den Erhalt oder 
Aufbau selbstverwalteter Jugendzentren. Dabei kam es 
nicht selten zu Konflikten zwischen den Jugendlichen und 
den Kommunalverwaltungen. Formen der selbstorgani-
sierten Jugendarbeit stellen ein zwar konfliktträchtiges, 
aber bedeutsames Erfahrungsfeld für eigenverantwortli-
ches Engagement und Partizipation dar. Sie sollten des-
halb in einschlägigen Förderrichtlinien nicht vernachläs-
sigt werden.

Jugendsozialarbeit und mobile Jugendarbeit
Sowohl die Jugendsozialarbeit als auch die mobile Ju-
gendarbeit richten sich überwiegend an sozial benachtei-
ligte Jugendliche. Im Unterschied zur Jugendverbandsar-
beit sowie zur offenen Jugendarbeit besteht die zentrale 
Aufgabenstellung der Jugendsozialarbeit darin, Unter-
stützungsleistungen bei der individuellen Bewältigung so-
zialer Problemlagen anzubieten. Darüber hinaus ist die Er-
möglichung von Partizipation sowie die anwaltschaftliche 
Interessenvertretung für sozial benachteiligte Jugendliche 
eine erklärte Zielsetzung der Jugendsozialarbeit. Entspre-
chende Berichte, Projektdokumentationen oder Studien 
aus der baden-württembergischen Jugendsozialarbeit, 
die belastbare Einschätzungen zur Einlösung des Partizi-
pationsanspruchs liefern können, liegen nicht vor. 
Eine zentrale Zielsetzung der mobilen Jugendarbeit be-
steht darin, Möglichkeiten der Partizipation der Adressa-
tinnen und Adressaten bei Planungs- und Entscheidungs-
prozessen im Gemeinwesen zu verbessern, ihre Fähigkeit 
und Bereitschaft zur Artikulation eigener Problemlagen 
und Interessen zu stärken (Empowerment) sowie ihnen bei 
der Durchsetzung eigener Interessen zu helfen. Die mobile 
Jugendarbeit erreicht dabei insbesondere männliche Ju-
gendliche in schwierigen Lebensverhältnissen. Aus den 
Berichten von Fachkräften geht hervor, dass mobile Ju-
gendarbeit in einem Konflikt feld situiert ist und die Partizi-
pationsbemühungen benachteiligter Jugendlicher, die 
häufig auch als Angehörige von Problemgruppen wahrge-
nommen werden, in lokalen Kontexten auf Widerstände 
stoßen.
Aus der mobilen Jugendarbeit liegen jedoch auch Bei-
spiele vor, wie das Hip Hop-Kulturzentrum „Combo“ und 
der Jugendgarten Oberreut in Karlsruhe, die als erfolgrei-
che Beispiele für die Verbesserung von Partizipation, Ver-

antwortungsübernahme und Selbstorganisation von Ju-
gendlichen gelten. 

Jugendbeteiligung im Stadt-/Landvergleich 

Im Hinblick auf die Finanzierung, den Umfang und das An-
gebotsspektrum der Kinder- und Jugendarbeit sind deutli-
che Diskrepanzen zwischen städtischen und ländlichen 
Region festzustellen. Auch dies trägt dazu bei, dass ländli-
che Regionen an Attraktivität für Heranwachsende verlo-
ren haben. Vor dem Hintergrund des Bevölkerungsrück-
gangs und der Alterung in ländlichen Regionen wird die 
Kinder- und Jugendarbeit deshalb inzwischen auch als ein 
Standortfaktor betrachtet.
Der ländliche Raum weist, im Vergleich zu Städten, eine 
deutlich geringere Dichte an Angeboten der Offenen Kin-
der- und Jugendarbeit auf. In der Folge haben dort nicht 
alle Kinder und Jugendlichen Zugang zu leicht erreichba-
ren Angeboten. Deshalb sind Kinder und Jugendliche im 
ländlichen Raum verstärkt auf die Angebote der verband-
lichen Kinder- und Jugendarbeit oder aber Formen der 
Selbstorganisation verwiesen.
Dass die Kinder- und Jugendarbeit und Sozialarbeit im 
ländlichen Raum stärker durch Ehrenamt geprägt ist, kann 
zwar als ein – unter dem Gesichtspunkt der Engagement-
förderung – positiver Nebeneffekt der geringeren perso-
nellen und finanziellen Ausstattung betrachtet werden. 
Gleichwohl hat die Engagiertenquote in Baden-Württem-
berg (alle Altersgruppen) im ländlichen Raum zwischen 
2004 und 2009 um 20 Prozent abgenommen, in städti-
schen Kerngebieten dagegen um fünf Prozent zugenom-
men. Hierin kann ein Indiz für die Notwendigkeit einer Un-
terstützung freiwilligen Engagements durch hauptamtliche 
Fachkräfte gesehen werden.
Kommunalpolitische Beteiligungsformen sind in Städten 
weiter verbreitet und häufig konzeptionell verankert; im 
ländlichen Raum finden sich punktuell Beteiligungsmög-
lichkeiten in Form von Jugend(gemeinde)räten oder offe-
nen Formen. Erfordernisse und Möglichkeiten, auch be-
nachteiligte Kinder und Jugendliche einzubeziehen, wur-
den von den Landkreisen, anders als von den Städten, 
nicht thematisiert. 
Insgesamt besteht in den Städten eine größere Dichte an 
Engagement- und Partizipationsmöglichkeiten. Es werden 
Potenziale, aber auch der besondere Förderbedarf des 
ländlichen Raumes sowie erhebliche Unterschiede zwi-
schen ländlichen Regionen deutlich.

Partizipation – ein Konfliktfeld

Neben den benannten Partizipationsformen gibt es ein 
beachtliches Ausmaß an Formen der Jugendbeteiligung, 
die sich außerhalb der organisierten Jugendarbeit entwi-
ckelt haben und nicht als solche wahrgenommen, sondern 
als „unerwünschtes“ Verhalten Jugendlicher betrachtet 
werden. 
Formen des politischen Protests, die sich gegen eine rest-
riktive Asylpolitik oder verstärkte Verbots- und Kontrollpo-
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litiken im städtischen Raum richten, werden in einigen 
Städten Baden-Württembergs zu einem erheblichen Teil 
von Jugendlichen und jüngeren Erwachsenen initiiert und 
getragen. In der von uns durchgeführten Befragung wer-
den diese aber nicht als Teil der kommunalen Partizipa-
tionslandschaft dargestellt. Gleiches gilt für Initiativen, die 
sich für den Aufbau bzw. Erhalt selbstverwalteter Jugend-
zentren einsetzen.
 Auch werden Fangruppierungen, die insbesondere in den 
Städten Freiburg, Karlsruhe, Mannheim und Stuttgart ein 
einflussreicher Bestandteil der Jugendkultur sind, vielfach 
nicht als eine bedeutsame jugendkulturelle Strömung, son-
dern als gewaltbereite Problemgruppe wahrgenommen. 
Entsprechend ist die Jugendarbeit mit Fußballfans auch 

landespolitisch nach wie vor mit Akzeptanzproblemen 
konfrontiert.
Obwohl Formen des Jugendprotestes zweifellos ein 
Konfliktpotenzial haben, sollten sie als Form der Partizipa-
tion anerkannt und Überlegungen dazu entwickelt wer-
den, welche Angebote die politische Bildung für diejeni-
gen Jugendszenen entwickeln kann, die sich von der etab-
lierten Politik distanzieren und massive Kritik an dieser 
artikulieren. Ähnliches gilt für das Engagement aktiver 
Fußballfangruppierungen und die Jugendarbeit der Ver-
eine sowie der Fanprojekte. Denn entgegen der öffentli-
chen Wahrnehmung sind hier nicht nur problematische 
Formen der Überidentifikation und Gewaltbereitschaft zu 
beobachten, sondern auch erhebliche förderungswürdige 
Bemühungen zur Entwicklung einer positiven (partizipati-
ven, antirassistischen) Fankultur.
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ANMERKUNGEN

1 Bei dem vorliegenden Artikel handelt es sich um eine Kurzfassung der 
Ergebnisse des 2015 im Auftrag des baden-württembergischen Ministeri-
ums für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren durchge-
führten Projektes „Partizipation: Beteiligung und Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen in Baden-Württemberg“. Die Bestandaufnahme wurde im 
Rahmen des „Zukunftsplan Jugend“ erstellt. 
2 Paragraph 41a/Absatz 1der Gemeindeordnung für Baden-Württem-
berg (in der Fassung vom 24. Juli 2000) lautet:  „Die Gemeinde soll Kinder 
und muss Jugendliche bei Planungen und Vorhaben, die ihre Interessen 
berühren, in angemessener Weise beteiligen. Dafür sind von der Gemein-
de geeignete Beteiligungsverfahren zu entwickeln. Insbesondere kann die 
Gemeinde einen Jugendgemeinderat oder eine andere Jugendvertretung 
einrichten. Die Mitglieder der Jugendvertretung sind ehrenamtlich tätig“.
3 Die Jugendleiter/in-Card (Juleica) ist ein amtlicher Ausweis, der eh-
renamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Jugendarbeit aus-
gestellt werden kann. Die Karte soll den Jugendleiterinnen und Jugendlei-
tern zur Legitimation gegenüber den Erziehungsberechtigten der minder-
jährigen Teilnehmerinnen und Teilnehmer, staatlichen und nichtstaatlichen 
Stellen, von denen Beratung und Hilfe erwartet wird, und als Berechti-
gungsnachweis für die Inanspruchnahme von bestimmten Rechten und 
Vergünstigungen dienen. Voraussetzung zur Erlangung dieses Ausweispa-
pieres ist in der Regel die erfolgreiche Absolvierung eines Gruppenleiter-
Grundkurses. 
4 „kek“ (Kultur, Engagement, Kompetenz – der generationsoffene Frei-
willigendienst in der Kultur) war ein Modellprojekt der Bundesvereinigung 
Kulturelle Kinder- und Jugendbildung (BKJ). Zwischen 2005 und 2008 be-
teiligte sich die BKJ mit „kek“ am bundesweiten Förderprogramm für gene-
rationsübergreifende Freiwilligendienste des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ). Das Programm wurde zusätz-
lich zur Förderung der traditionellen Jugendfreiwilligendienste geschaffen 
und sollte neben Jugendlichen vorrangig Erwachsene und Senioren an-
sprechen.

Prof. Dr. Albert Scherr leitet das Institut für Soziologie an der Pä-
dagogischen Hochschule Freiburg. Er studierte Soziologie an der 
Universität Frankfurt und promovierte dort im Jahr 1985. Von 
1981 bis 1983 und von 1985 bis 1988 war Albert Scherr als 
Sozialarbeiter tätig. Anschließend war er wissenschaftlicher Mit-
arbeiter an der Universität Bielefeld und von 1990 bis 2001 
Professor für Soziologie und Jugendarbeit an der Fachhochschu-
le Darmstadt. 1998 habilitierte er sich an der Universität Karlsru-
he im Fach Soziologie. Zu seinen Forschungs- und Arbeitsschwer-
punkten gehören die Soziologische Theorie, Theorien der Sozia-
len Arbeit, Migration, Diskriminierung, Rassismus, Rechtsextremis-
mus, qualitativ-empirische Bildungsforschung und Bildungstheo-
rie sowie Jugendforschung.
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HAT DIE WAHLKAMPFPLANUNG JUNGWÄHLER IM BLICK?

Zu jung, um relevant zu sein? 18- bis 28-Jährige 
in den Wahlkampfstrategien der Parteien
Theresa King, Maximilian Clar

Der Blick in die Statistik zeigt es nach jeder Wahl: Im 
Vergleich zu den „Alten“ ist die Wahlbeteiligung der jun-
gen Generation stets unterdurchschnittlich. Begibt man 
sich auf die Suche nach möglichen Ursachen, stößt man 
auf eine Vielzahl erklärender Faktoren. Einem dieser As-
pekte gehen Theresa King und Maximilian Clar auf den 
Grund: Ausgehend von der Annahme, dass Wahlkämpfe 
entscheidend zur Mobilisierung von Wählerinnen und 
Wählern beitragen, stellen sie die Frage, welche Rolle die 
Ansprache von Erst- und Jungwählern für die Konzeption 
von Wahlkampagnen spielt. Auf der Grundlage von Ex-
pertengesprächen mit den Wahlkampfverantwortlichen 
Thorsten Frei (CDU), Oliver Hildenbrand (Bündnis 90/Die 
Grünen) und Lena Schwelling (Grüne Jugend) analysieren 
Theresa King und Maximilian Clar exemplarisch den ba-
den-württembergischen Landtagswahlkampf 2016 und 
wagen einen Blick hinter die Kulissen. Das Autorenteam 
diagnostiziert eine Diskrepanz zwischen normativem An-
spruch und wahlkampfstrategischer Wirklichkeit, analy-
siert die Ursachen und skizziert Perspektiven – innerhalb 
der Wahlkampfkommunikation und darüber  hinaus. 

Die Wahlbeteiligung junger Menschen

30,3 Prozent, 15,1 Prozent, 70,4 Prozent – das waren die 
Zahlen, die nach der baden-württembergischen Landtags-
wahl 2016 in Medien, Politik und Politikwissenschaft disku-
tiert wurden: das außergewöhnlich gute Abschneiden der 
Grünen, das überraschend hohe Wahlergebnis der AfD 
und die erneut gestiegene Wahlbeteiligung. 54,2 Prozent 
jedoch? Diese Zahl war nirgendwo zu lesen. Dabei sollte es 
aufrütteln, wenn nur knapp mehr als die Hälfte der 18- bis 
28-Jährigen zur Wahl geht, wenn sich im Umkehrschluss 
also fast die Hälfte aller jungen Wahlberechtigten ent-
scheidet, der grundlegendsten demokratischen Partizipati-
onsform fernzubleiben. Dabei ist eine niedrige Wahlbetei-
ligung unter Jungwählern1 zunächst nichts Außergewöhnli-
ches, der (Wahl-)Lebenszyklusthese nach sogar die Regel.2 
Die gegenwärtige Gefahr liegt Studien zufolge allerdings 
darin, dass das Beteiligungsniveau jüngerer Generationen 
heute insgesamt niedriger ist als das vorheriger Altersko-
horten zum selben Zeitpunkt ihres Lebens,3 sprich: Nicht 
das jüngere Lebensalter, sondern der spätere Jahrgang hat 
einen negativen Einfluss auf die Wahlbeteiligung.4

Jungwähler: apolitisch und desinteressiert?

Doch warum gehen jüngere Generationen seltener zur 
Wahl? Auf die Frage nach der mangelnden politischen Ein-
bindung junger Erwachsener werden oft vorschnelle Ant-

worten gefunden: wenig politisches Interesse, wachsende 
Politikverdrossenheit und geringes politisches Engage-
ment – alles abzulesen auch an einer niedrigen Wahlbe-
teiligung.
Schon auf den zweiten Blick – das zeigen einschlägige Pu-
blikationen der Jugend- und Partizipationsforschung wie 
die Shell-Jugendstudie 2015 – erweist sich die Vermutung 
einer generell politikfernen Jugend jedoch als falsch. Denn 
politisches Interesse, die vielleicht wichtigste Vorausset-
zung für politische Beteiligung, ist in diesem Alterssegment 
durchaus vorhanden und in den letzten 15 Jahren zudem 
stetig gestiegen.5 Auch sind Wahlen nach wie vor die 
selbstverständlichste Form politischer Beteiligung. Auffällig 
ist jedoch, wie vom Warenboykott über die Unterschriften-
aktion bis hin zur Demonstration eine Vielzahl weiterer, 
eher unkonventioneller Beteiligungsformen von den Ju-
gendlichen praktiziert werden.6 Insbesondere auch neue 
Formate wie Onlinepetitionen haben sich als Partizipati-
onsform etabliert; kein Wunder, verfügen doch mittlerweile 

„Wahlsinn“ titelte die Bildzeitung einen Tag nach den Land-
tagswahlen des Jahres 2016. 30,3 Prozent, 15,1 Prozent, 70,4 
Prozent – das waren die Zahlen, die nach der baden-würt-
tembergischen Landtagswahl in den Medien diskutiert wur-
den: das gute Abschneiden der Grünen, das hohe Wahler-
gebnis der AfD und die erneut gestiegene Wahlbeteiligung. 
54,2 Prozent jedoch? Diese Zahl war nirgendwo zu lesen.
 picture alliance/dpa
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99 Prozent der Jugendlichen über einen Zugang zum Inter-
net (2002: 65 Prozent). Über vielfältige Zugangskanäle sind 
sie wöchentlich etwa 18 Stunden online – was das World 
Wide Web zum „bevorzugte[n] Informationsmedium der 
Erst- und Jungwähler“7 werden lässt. Die Verschiebung von 
konventionellen Formen politischen Engagements hin zu 
dynamischeren, themen- und problemorientierten Aktivitä-
ten entspricht dabei den Präferenzen jüngerer Generatio-
nen für flexible, zeitlich begrenzte Organisationsformen mit 
spezifischer inhaltlicher Ausrichtung.8 Dieser „generatio-
nale Wandel der Partizipationsformen“9 führt nicht nur zu 
einer niedrigen Wahlbeteiligung, sondern auch dazu, dass 
sich nur noch vier Prozent der Befragten in einer der politi-
schen Parteien engagieren. Der Altersdurchschnitt der Mit-
glieder liegt mittlerweile bei rund 60 Jahren.10

Weitaus bedenklicher ist der Befund, dass das Vertrauen 
junger Menschen in die Politik immer weiter abzunehmen 
scheint. „Ich glaube nicht, dass sich Politiker darum küm-
mern, was Leute wie ich denken“ – ganze 69 Prozent der 
befragten 15- bis 25-Jährigen stimmten dieser Aussage in 
der Shell-Jugendstudie 2015 zu.11 Hier wird deutlich, dass 
junge Generationen nicht von einer allgemeinen Politik-, 
sondern von einer sehr viel spezifischeren Politiker- und Par-
teienverdrossenheit geprägt sind. Sie empfinden Politiker 
immer weniger als „Sprachrohr für die Belange und Bedürf-
nisse der Bürgerinnen und Bürger“, sondern als „Funktio-
näre eines abgehobenen Kartells von Parteien“12, kritisieren 
Eigennutz und mangelnde Verlässlichkeit. Gerade unter 
jungen Menschen wächst so das Misstrauen gegenüber 
den politischen Apparaten; und gerade bei ihnen ist eine 
solche Entwicklung fatal. Denn die sinkende Wahlbeteili-
gung schadet nicht nur der Demokratie: Nimmt die „Mobili-
sierungs- und Integrationsfähigkeit der Parteien“ vor allem 
gegenüber Jungwählern weiter ab, ist langfristig „ihre Inte-
gration in den repräsentationsdemokratischen Legitimati-
onsprozess von Parteienherrschaft infrage gestellt.“13 Um 
diesem Trend zu begegnen, ist eine Mobilisierung der Erst-

wähler von besonderer Bedeutung, kann doch ein first-time 
voting boost, vermittelt über die menschliche Trägheit im 
(Wahl-)Verhalten, durchaus auch zu einer längerfristigen 
Steigerung der Wahlbeteiligung führen. Kurz gesagt: Je 
früher der erste Wahlgang, desto besser.14

Wahlkampf: Strategien, Elemente, Instrumente

Ob online oder offline, ob face-to-face oder medial ver-
mittelt, ob themen- oder imagezentriert: Die Zielsetzung 
von Wahlkämpfen ist seit jeher die Gewinnung von Wäh-
lerstimmen und damit der Wahlerfolg der Kandidaten und 
ihrer Partei.15 Dreierlei ist hierfür notwendig: Die Mobilisie-
rung der eigenen Anhängerschaft, die Ansprache und Mo-
bilisierung parteipolitisch Ungebundener sowie die De-
mobilisierung des Gegners.16 Um das Wählerpotenzial 
bestmöglich auszuschöpfen, gilt es, durch (Medien-)Prä-
senz Aufmerksamkeit zu wecken, Vertrauen in die eigene 
Glaubwürdigkeit zu schaffen und Zustimmung zu den eige-
nen Positionen zu generieren.17 Darüber hinaus besteht die 
Funktion von Wahlkämpfen darin, „das Bürgerpublikum 
politisch [zu] engagieren und zum Urnengang [zu] motivie-
ren“.18 Wahlkämpfe dienen zugleich auch der Bekanntma-
chung und Bewerbung der bevorstehenden Wahl und da-
mit der Steigerung der Partizipationsrate.19

Um die konkrete Beschaffenheit eines Wahlkampfs besser 
greifbar zu machen, lassen sich verschiedene Dimensionen 
voneinander unterscheiden: die Strategie bzw. das Ge-
samtkonzept eines Wahlkampfs, seine Elemente (Organi-
sation, Inhalt und Form) sowie die konkreten Instrumente 
und Kommunikationsmittel, über welche die Inhalte der 
Kampagne transportiert werden.
Zu den strategischen Überlegungen im Vorfeld eines 
Wahlkampfs gehören zunächst die Auswahl des Kandida-
ten und die eigene Ziel- und Schwerpunktsetzung, aber 
auch die Eruierung der Einstellungen und Themenpräfe-

Abbildung 1: Wahlbeteili-
gung bei der Landtags-
wahl in Baden-Württem-
berg 2016 nach 
Altersgruppen

Quelle: Eigene Darstellung.
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renzen verschiedener Wählergruppen sowie die Analyse 
des Gegners und der Medienlandschaft.20 Auf diese ana-
lytischen Grundlagen aufbauend erfolgt die Konzeption 
einer Image-, Themen- und Konkurrenzkampagne, die 
auch die Auswahl spezifischer Wahlkampftaktiken, wie 
beispielsweise Negative Campaigning oder Personali-
sierung beinhaltet.21 Zudem ermöglicht die Analyse eine 
zielgruppenspezifische Mikroansprache der unterschied-
lichen Wählersegmente, wobei im Zuge dessen derzeit 
auch die direkte Wähleransprache, beispielsweise an der 
Haustür, eine Renaissance erlebt.22 Während es bei der 
Wahlkampforganisation vornehmlich um Entscheidungs-
strukturen und Kompetenzabgrenzungen geht, steht auf 
programmatischer Ebene das Themenmanagement im Vor-
dergrund. Für einen erfolgreichen Wahlkampf ist es zudem 
notwendig, dass der Kandidat und das Thema zueinander 
passen und als Einheit wahrgenommen werden – andern-
falls ergibt sich schnell ein Glaubwürdigkeitsproblem. Bei 
der Auswahl der Kommunikationskanäle geht es schließ-
lich um den richtigen Mix: traditionelle Instrumente wie 
Wahlkampfstände, Plakate, Wahlwerbespots, Broschü-
ren, Anzeigen und Wahlkampfveranstaltungen sind durch 
neuere Onlineinstrumente zu ergänzen, allen voran durch 
die Präsenz in sozialen Medien und Netzwerken wie Face-
book, Twitter, YouTube, Instagram oder neuerdings Snap-
chat. Seit Beginn des 21. Jahrhunderts gewinnt der Online-
wahlkampf sukzessive an Bedeutung, bietet das Internet 
doch eine Reihe von Vorteilen wie Multimedialität, Aktuali-
tät und die Möglichkeit zur Interaktion.23 Untersucht man 
bisherige Onlinekampagnen in Deutschland, gelangt man 
allerdings zu einem ernüchternden Befund: Anstelle einer 
gezielten Nutzung der Partizipations- und Interaktionspo-
tenziale des Internets wird meist schlicht ein zusätzlicher 
Top-Down-Informationskanal eingerichtet. Weil schließ-
lich auch die Massenmedien längst zu eigenständigen 
Playern im Wahlkampfgeschehen avanciert sind, ergibt 
sich insgesamt eine Vielfalt von Kommunikationskanälen. 
Wahlkämpfe lassen sich damit primär als ein Kommunika-
tions- und Interaktionsprozess begreifen, der sich im We-
sentlichen in einem Dreieck aus Wähler, Partei/Kandidat 
und Medien abspielt – und der gerade in jüngerer Zeit ei-
nem grundlegenden Wandel unterliegt, der in der neueren 
Wahlkampfliteratur häufig unter dem Schlagwort des Poli-
tischen Marketings gefasst wird.24 In jüngster Zeit steigt zu-
dem die Relevanz von Wahlkämpfen. Der Grund ist simpel: 
In dem Maße, wie das Stammwählerpotenzial der Parteien 
immer weiter abschmilzt und der Anteil an hochvolatilen, 
kurzfristig entscheidenden Wechselwählern steigt, erlan-
gen politische Kampagnen an Bedeutung, da Parteien 
nicht nur ihre eigenen Anhänger mobilisieren, sondern in 
zunehmendem Maße auch unentschiedene Wähler von 
sich überzeugen müssen.25 Anders gesagt: Je mehr die 
Wähler zu einer volatilen Spezies werden, um die aktiv 
geworben werden muss, desto mehr müssen die Parteien in 
ihre Wahlkampfkommunikation investieren – desto mehr 
lohnt sie sich aber auch.26

Expertengespräche: Hinter den Kulissen der 
Wahlkampfplanung

Junge Wähler bedürfen der Mobilisierung, und die ent-
sprechenden Instrumente stellt die Wahlkampfkommunika-
tion bereit – soweit die Theorie. Gespräche mit Kampag-

nenverantwortlichen bei der baden-württembergischen 
Landtagswahl 2016 ermöglichen darüber hinaus einen 
Blick in die Praxis und hinter die Kulissen des Wahlkampfs: 
Wie wurden die Spezifika junger Wähler bei der Kampag-
nenkonzeption für die baden-württembergische Landtags-
wahl 2016 berücksichtigt?27

Die Darstellungen von Thorsten Frei (CDU), Oliver Hilden-
brand (Bündnis 90/Die Grünen) und Lena Schwelling 
(Grüne Jugend) zeigen, dass die zielgruppenspezifischen 
Besonderheiten und Herausforderungen in den strategi-
schen Zentren der Parteien im Vorfeld der Wahl durchaus 
offen diskutiert wurden. Es müsse gerade im Wahlkampf 
darum gehen, so Hildenbrand, jungen Menschen bewusst 
zu machen: Erstens, es ist Wahl. Zweitens, es steht etwas 
zur Wahl. Und drit tens, das Wahlergebnis betrif ft das ei-
gene Leben unmittelbar. Es herrscht also ein Bewusstsein 
dafür, dass junge Wähler einer stärkeren Mobilisierung 
bedürfen, dass sie über die klassischen Wahlkampfkanäle 
nur schwer zu erreichen sind und dass ihre Partizipation für 
die Demokratie sowie für Parteien und Jugendorganisatio-
nen selbstverständlich wünschenswert ist. Doch schlug 
sich dieses Wissen auch in der Zielgruppendefinition für 
den Wahlkampf nieder? Wenngleich Hildenbrand und 
Frei betonen, auch auf eine zielgruppendifferenzierte An-
sprache gesetzt zu haben, lag der Fokus sowohl für die 
CDU als auch für die Grünen auf einer ganzheitlichen 
Kampagne, mit der Mehrheiten mobilisiert werden sollten. 
Im Vordergrund habe dabei laut Frei vor allem die Konsis-
tenz der Kampagne gestanden, denn nur durch eine klare 
Linie könne auch Glaubwürdigkeit geschaffen werden.

„Wir hatten einen sehr holistischen, vielleicht sogar mutigen, 
zumindest aber selbstbewussten Ansatz: Wir Grüne als 

die neue Baden-Württemberg-Partei haben das Land und 
seine Menschen in den Mittelpunkt gestellt.“

(Oliver Hildenbrand)

Ganz anders ging hingegen die Grüne Jugend vor, die 
sich auf ihre Kernklientel beschränkte und mit einer sehr 
klaren Vorstellung ihrer Zielgruppe in den Wahlkampf ging 
– welche allerdings nicht die Jungwähler insgesamt, son-
dern nur klassisch grün-affine Subgruppen der Jungwäh-
lerschaft umfasste. Im Wahlkampf über „WeltbürgerInnen, 
Hippies und VegetarierInnen“ hinaus kurz vor dem Wahl-
termin noch völlig neue Wählergruppen erschließen zu 
wollen, hielt Schwelling nicht für sinnvoll. Die Generation 
der 18- bis 28-Jährigen als Ganzes wurde somit weder von 
den Altparteien, noch von der Jugendorganisation als ei-
gene Zielgruppe definiert.

„Wir haben unsere Themenschwerpunkte 
nicht so sehr von Zielgruppen abhängig gemacht, 

sondern über das gesprochen, 
was uns wichtig ist 

und wofür wir als Partei stehen.“
(Oliver Hildenbrand)

Inhaltlicher Referenzpunkt der Wahlkampagnen war bei 
CDU und Grünen – wenig überraschend – die eigene Par-
tei. Die CDU, die in Baden-Württemberg lange über eine 
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strukturelle Mehrheit verfügte und auf ein breites Stamm-
wählerpotenzial zurückgreifen kann, versuchte ihre Basis 
schon bei der Entwicklung des Wahlprogramms miteinzu-
beziehen und arbeitete mit Programmwerkstätten, um ei-
nen Bottom-Up-Prozess zu ermöglichen. Die Grünen, die 
aus der privilegierteren Position einer Regierungspartei in 
den Wahlkampf starteten, setzten sowohl in der Erfolgs-
kommunikation, als auch in der perspektivischen Kommuni-
kation auf eine klare Fokussierung und beschränkten sich 
auf zehn inhaltliche Schwerpunkte, die in der Wahlkampf-
kommission intensiv diskutiert wurden – bedeutet Fokussie-
ren doch immer auch Selektieren. Zwar verzichteten beide 
Parteien darauf, gezielt Themen für Jungwähler zu bespie-
len; zugleich waren sie jedoch sicher, dass sich auch die 
junge Generation in der Breite der Gesamtkampagne the-
matisch wiederfinden würde. Am Ende müsse schließlich 
ohnehin das Themenportfolio in seiner Gesamtheit über-
zeugen, so Hildenbrand.

„Ich tue mich schwer mit der Frage, 
von welchen Themen sich 

‚die‘ Jugend angesprochen fühlt.“
(Oliver Hildenbrand)

Für die Grüne Jugend ergaben sich die Kernthemen aus 
den Forderungen und Anträgen, die auch in das Wahlpro-
gramm der Grünen übernommenen wurden. Der Fokus lag 
auf aktuellen und „jungen“ Themen, wie der Abschaffung 
von Sperrzeiten und des Alkoholverkaufsverbots nach 22 
Uhr oder der Anhebung der Menge zum straffreien Besitz 
von Cannabis auf zehn Gramm. Der faktischen Themen-
aufteilung zwischen der Grünen Jugend und der Altpartei 
lagen keine spezifischen Absprachen zugrunde; sie resul-
tierte vielmehr aus einer dauerhaft engen Zusammenar-
beit, die während des Wahlkampfs durch die personelle 
Einbindung der Jugendorganisation in die Wahlkampf-
kommission der Grünen noch intensiviert wurde.

„Wir haben ein begrenztes Budget, 
das es nur eingeschränkt ermöglicht, 
nach spezifischen Wählersegmenten 

zu unterscheiden.“ 
(Thorsten Frei)

Wurden die politischen Inhalte in der Kampagnenplanung 
zielgruppenspezifisch aufbereitet, um sie 25-Jährigen 
ebenso wie 65-Jährigen zu vermitteln? Tatsächlich vari-
ierte die Form der Darstellung, sie orientierte sich jedoch 
nicht an verschiedenen Zielgruppen, sondern wurde viel-
mehr dem Thema und dem Medium entsprechend ange-
passt. Dass trotz kleinerer Anpassungen – insbesondere 
an die verschiedenen Kommunikationskanäle – alle Wäh-
ler über eine Linie angesprochen wurden, war letztlich 
eine Frage von Ressourcen.

„Es braucht heutzutage eine relativ genaue 
Zielgruppenansprache: Sie müssen die Menschen 

dort abholen, wo sie sind.“
(Thorsten Frei)

Eine weitere Möglichkeit zur Differenzierung bieten neben 
der Form der Darstellung verschiedene Kommunikations-
kanäle. In der Face-to-face-Kommunikation wurde im Land-
tagswahlkampf neben den klassischen Wahlkampfveran-

staltungen – also Abendveranstaltungen mit Reden des 
lokalen Kandidaten und eines Spitzenpolitikers – vor allem 
auf Straßenwahlkampf mit Infoständen gesetzt. Auch der 
Haustürwahlkampf wurde als Instrument der direkten 
Wähleransprache wieder stärker genutzt. An den Aben-
den zogen die Wahlkämpfer durch die Kneipen, wo sie 
zwar nicht ausschließlich, aber in deutlich höherem Maße 
als am morgendlichen Infostand auf dem Wochenmarkt, 
auf ein junges Publikum trafen. Das Herzstück der Kampa-
gne der Grünen Jugend bildete eine Bustour, in deren Rah-
men 36 Ziele angefahren wurden, an denen sich Wahl-
kampfstände mit einem innovativen Konzept gezielt an das 
junge Publikum wandten. Ihre Wahlkampfmaterialien rich-
tete die Grüne Jugend an ihrer Kernklientel aus und arbei-
tete mit Flyern, Postkarten, Stickern und Giveaways, auf de-
nen prägnante Slogans wie Sex, Drugs & Sustainability 
prangten.

„Junge Menschen trifft man nicht in 
den klassischen Wahlkampfsituationen.“

(Lena Schwelling)

Bei der Frage nach den geeigneten Orten und Räumen, um 
Jungwähler zu erreichen, lässt sich insgesamt jedoch eine 
gewisse Ratlosigkeit konstatieren. Mit speziellen Veran-
staltungen wurden besonders Erstwähler umworben, in ei-
nigen Kreisverbänden wurden sie außerdem über Erst-
wählerbriefe angesprochen. Im Großen und Ganzen er-
folgte die Offlinekommunikation von Grünen und CDU 
allerdings im Sinne ihres umfassenden Anspruchs sowie 
auch als Konsequenz begrenzter Ressourcen zielgruppen-
unspezifisch. 

„Das Internet ist unfreundlicher geworden, 
deshalb sind die Internetformate 

nicht mehr so attraktiv.“
(Lena Schwelling)

Das Herzstück der Kampagne 
der Grünen Jugend bildete 
eine Bustour, in deren Rahmen 
36 Ziele angefahren wurden, 
an denen sich Wahlkampf-
stände mit einem innovativen 
Konzept gezielt an das junge 
Publikum wandten. Geworben 
wurde mit Flyern, Postkarten, 
Stickern, auf denen prägnante 
Slogans wie Sex, Drugs & Sus-
tainability prangten.

Foto: Grüne Jugend 

Baden-Württemberg
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Ist also die Onlinekommunikation der Königsweg, um weite 
Teile der Jungwähler gezielt zu erreichen? Es überrascht 
kaum, dass die Parteien ihre Onlineabteilungen im Vorfeld 
der Wahl vor allem durch junge Mitarbeiter personell ver-
stärkt haben. Homepage, Facebook, Twitter, YouTube und 
Instagram – das kleine Einmaleins der Onlinekommunika-
tion wurde selbstverständlich auch im Landtagswahlkampf 
bespielt. Inhalt und Sprache wurden dem Kommunikations-
kanal entsprechend angepasst und abgewandelt. Die 
neuen Medien wurden dabei hauptsächlich für unilaterale 
Kommunikationsformate genutzt. 

„Unterm Strich haben wir hier keine 
amerikanischen Verhältnisse; wir können mit dem 

Onlinewahlkampf keine Wahl gewinnen, 
aber jede Menge Fehler machen.“

(Thorsten Frei)

Wenngleich die digitale Welt nicht allein von Jungwählern 
bevölkert ist, kommen die medienspezifischen Akzente des 
Onlinewahlkampfs den Kommunikationsgewohnheiten 
der jüngeren Generation entgegen. Doch Onlinewahl-
kampf kostet Zeit und Energie; zwar ist die Reichweite 
hoch, die Wirkung jedoch ungewiss – ein Like auf Face-
book bedeutet noch lange kein Kreuzchen im Wahllokal. 
So ist es bezeichnend, wenn Schwelling, Sprecherin einer 
Jugendorganisation, betont, man solle den Onlinewahl-
kampf nicht überschätzen, denn „die direkte, persönliche 
Ansprache ist immer noch das wirksamste Mittel über-
haupt; es ist das aufwändigste, aber am Ende auch das 
effektivste.“

Herausforderungen der Jungwähleransprache

In der Praxis sehen sich die Parteien also vor einige Schwie-
rigkeiten gestellt. Zwar ist man sich des Problems bewusst, 

dass immer weniger junge Menschen wählen, sie sich im-
mer weniger von der Politik angesprochen und abgeholt 
fühlen und sich die Gruppe der Politikfernen bereits unter 
potenziellen Erstwählern herausbildet. Dennoch findet 
dieses Wählersegment keinen nennenswerten Eingang in 
die Zielgruppendefinition. Dies ist kaum verwunderlich, 
denn das strategische Gewicht der Jungwähler ist gering 
und die Ressourcen der Parteien sind begrenzt. 

„Kurzfristig betrachtet sind die älteren Wählersegmente 
sehr viel ertragreicher, aber es lohnt sich immer, 

Kontakt zu Erstwählern aufzubauen.“
(Thorsten Frei)

In der Face-to-face-Kommunikation ist das Bewusstsein der 
Notwendigkeit und auch die Bereitschaft vorhanden, neue 
Formate zu testen. Doch entsprechende Orte und Platt for-
men zu finden, gestaltet sich schwierig: Die Jungwähler an 
sich gibt es nicht, Schulen und Jugendhäuser sind neutrale 
Orte und somit in Wahlkampfzeiten tabu, und junge Politik-
ferne sind nicht in Formen organisiert, die in der Wahl-
kampfkommunikation als Anhaltspunkte dienen könnten. 
Die Ressourcenintensität der Offlinekommunikation er-
laubt daher keine zielgruppenspezifischen Kommunikati-
onslinien, sondern nur themen- und medienspezifische An-
passungen, und der Onlinewahlkampf hält zu viele Fallstri-
cke bereit, als dass er zu mehr als einem ergänzenden 
Kommunikationskanal genutzt würde.

„Die größte Schwierigkeit ist, dass es keinen Ort gibt, 
an dem sich diese Gruppe [der Politikfernen] 

wirklich versammelt, wo man sie erreichen kann.“
(Lena Schwelling)

Selektion als Wahlkampfstrategie

Auf den ersten Blick fällt das Fazit ernüchternd aus. Zwar 
zeigten sich alle Gesprächspartner aufgeschlossen gegen-
über der Thematik der Erst- und Jungwählerwerbung – 
doch trotz des vorhandenen Problembewusstseins, der Be-
reitschaft, Neues auszuprobieren und vereinzelter Versu-
che, junge Wähler mit innovativen Ideen zu erreichen, fehlt 
bislang ein umfassendes Konzept für eine effektive Anspra-
che der gesamten Generation der 18- bis 28-Jährigen im 
Wahlkampf. Aber auch ohne den Anspruch eines solchen 
spezifischen Gesamtkonzepts zur Ansprache junger Wäh-
ler ließen sich, trotz begrenzter finanzieller und personeller 
Ressourcen, mit einigem konzeptionellen Aufwand einzelne 
Ideen innerhalb der Gesamtkampagne verwirklichen.
Ein Aufwand, dessen Nutzen aus einer wahlkampfstrategi-
schen Perspektive jedoch in Frage gestellt werden muss. 
Denn mit der Maximierung von Wählerstimmen als obers-
tem Ziel wäre es irrational, die begrenzten Ressourcen im 
Wahlkampf nicht auf diejenigen Wählergruppen zu ver-
wenden, deren Stimmen am wahrscheinlichsten zu gewin-
nen sind. Die Parteien sind folglich gezwungen, Prioritäten 
zu setzen: So werden beispielsweise sozial Benachteiligte 
seltener im Wahlkampf kontaktiert als Wohlhabendere, 
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Minderheiten seltener als die Mehrheitsbevölkerung, 
junge seltener als ältere Wähler.28 Auch bei der jüngsten 
Landtagswahl galt schließlich statistisch gesehen: Je älter 
Wahlberechtigte sind, desto größer die Wahrscheinlich-
keit, dass sie zur Wahl gehen.29 Aufgrund begrenzter Res-
sourcen bedeutet zielgruppenspezifische Wähleranspra-
che also immer auch Selektion, oder wie US-Wahlkampf-
strategen formulieren: „Targeting is getting rid of people .“30

Die Vertrauensfrage

Wie sonst aber soll gerade die tendenziell politikfernere, 
für die künftige Entwicklung der Wahlbeteiligungsrate je-
doch bedeutsame Gruppe zum Urnengang motiviert wer-
den, wenn sie aufgrund ihrer geringen Wahlbeteiligungs-
wahrscheinlichkeit im Wahlkampf von den Parteien nicht 
gezielt angesprochen wird?

„Eine Wahlkampagne ist immer nur das Sahnehäubchen, 
das nutzt alles nichts, 

wenn man nicht dauerhaft präsent ist, 
auch bei jungen Leuten.“ 

(Thorsten Frei)

Um einer durch dieses Problem induzierten Abwärtsspirale 
der Wahlbeteiligung zu begegnen, müssen perspektivisch 
vor allem außerhalb der vom Zwang der Stimmenmaximie-
rung bestimmten Wahlkampfphase die Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, dass die Wahlkampfansprache 
auf fruchtbaren Boden fallen kann. Neben der Förderung 
politischen Interesses und (politischer) Bildung – denn je 
mehr Bildung, desto mehr Beteiligung31 – zählen dazu vor 

allem der frühe Kontakt mit demokratischen Par ti zi pa tions-
for men, beispielsweise im Rahmen von Jugendwahlen, so-
wie die Ermöglichung von Selbstwirksamkeitserfahrungen. 
Auch erste Berührungen mit Politik, Politikern und Parteien 
müssen bereits vor dem konkreten Wahlkampf erfolgt sein, 
um im Vorfeld der Wahl glaubwürdig kommunizieren zu 
können. Zwar geht der Trend schon seit den frühen 2000er 
Jahren hin zum permanent campaigning, doch richtet sich 
diese strategische Alltagskommunikation nur selten expli-
zit (oder überhaupt) an junge Adressaten. Dabei wäre 
langfristig der beständige Kontakt zur Gruppe der Jung- 
und Erstwähler unerlässlich, um Vertrauen zum politischen 
System aufzubauen.

„Man kann nicht die Erwartung 
an eine Wahlkampagne haben, 

grundsätzliches politisches Interesse 
so stark zu beeinflussen – 

das muss man über Jahre hinweg tun.“ 
(Oliver Hildenbrand)

Dafür schließlich bedarf es der bewährten Face-to-face-
Kommunikation: Vertrauen schaffen durch Präsenz, durch 
Gespräche, durch Zuhören, im Wahlkampf, aber auch da-
rüber hinaus. Hier zeichnet sich bereits eine weitere 
Schwierigkeit ab: die Frage nach den Orten und Räumen 
nämlich, an denen junge Menschen auf Politik treffen kön-
nen. Denn hat man den Anspruch, die junge Generation 
aktiv in demokratische Prozesse einzubeziehen, ihr Ver-
trauen zu erlangen und ihr Engagement zu fördern, muss 
man sie zunächst einmal erreichen.
Noch mehr als in den übrigen Bereichen politischer Kom-
munikation braucht es dafür Kreativität und Mut; denn die 
klassische Abendveranstaltung, bei der Politiker eine Rede 
halten, einige Fragen beantworten und zur Wahl ihrer Par-
tei aufrufen, ist für diese Zielgruppe nicht attraktiv. Statt-
dessen bedarf es neuer Formate wie zielgruppenspezifi-
scher, interaktiver Podiumsdiskussionen, Kneipentouren 
und Policy Slams32 – oder warum nicht einmal mit der poten-
ziellen Jungwählerschaft Pokémons jagen gehen?

Zwischen Anspruch und Wirklichkeit

Zusammenfassend kristallisiert sich eine Diskrepanz zwi-
schen normativem Anspruch und wahlkampfstrategischer 
Wirklichkeit der politischen Kommunikation mit der jungen 
Generation heraus, die nicht ohne weiteres überwunden 
werden kann. In normativer Hinsicht herrscht dabei Einver-
nehmen über die Notwendigkeit einer hohen Wahlbeteili-
gung der jungen Generation, denn die Zukunft und Legiti-
mierung unseres Gemeinwesens stützt sich auf die politi-
sche und gesellschaftliche Teilhabe mündiger Bürger. Das 
Ziel, junge Menschen anzusprechen und abzuholen, sie 
einzubinden und im Bestfall sogar für Politik zu begeistern, 
dürfte daher Konsens unter den Parteien sein. Den norma-
tiven Ansprüchen steht jedoch die Realität der Wahlkampf-
planung entgegen: begrenzte Ressourcen, die rationale 
Logik der Stimmenmaximierung und die bereits erörterten 
Schwierigkeiten bei der Konzeption einer Jungwählerkam-
pagne. Angesichts der zahlreichen Wahlen, die die junge 
Generation in den kommenden Jahrzehnten beeinflussen 
wird, und auch mit Blick auf den Rückgang der Parteiiden-
tifikation und die Überalterung der Parteien mag sich eine 

Ob online oder offline, ob face-to-face oder medial vermit-
telt, ob themen- oder imagezentriert: Die Zielsetzung von 
Wahlkämpfen ist seit jeher die Gewinnung von Wählerstim-
men, der Wahlerfolg der Kandidaten und ihrer Partei.

picture alliance/dpa
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gezielte Ansprache der 18- bis 28-jährigen jedoch auch 
aus strategischer Sicht als eine lohnende Investition in die 
Zukunft erweisen.
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PRAXISBEISPIEL I: KINDERBETEILIGUNG IN DER GEMEINDE

Demokratie von Anfang an – 
Kinderbeteiligung im kommunalen Raum 
Martina Bechtle, Birgit Schreiber, Udo Wenzl

2015 hat der Landtag von Baden-Württemberg in der 
Gemeindeordnung u. a. den § 41a geändert. Durch diese 
Novellierung wurden die Rechte von Kindern und Jugend-
lichen bei kommunalen Entscheidungsprozessen merklich 
gestärkt. Kinder sollen, Jugendliche müssen nun an kom-
munalpolitischen Entscheidungen beteiligt werden, von 
denen sie betroffen sind. Nicht alle Kommunen haben 
Kinderbüros und Kinderbeauftragte, wie dies in größeren 
Städten der Fall ist. In kleineren Gemeinden sind kreative 
Lösungen gefragt, wie und mit welchen Veranstaltungs-
formaten Kinder angemessen beteiligt werden können. 
Martina Bechtle, Birgit Schreiber und Udo Wenzl zeigen 
am Beispiel der Stadt Mannheim und exemplarisch an 
zwei kleineren Gemeinden, wie dies gelingen kann. 

Vorbemerkung

Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an kommuna-
len Entscheidungsprozessen ist für die Zukunftsfähigkeit der 
Städte und Gemeinden von erheblicher Bedeutung. Gelin-
gende Beteiligung setzt jedoch voraus, dass Kinder und Ju-
gendliche schon früh Beteiligungserfahrungen sammeln 
und dabei erleben, dass ihre Anliegen wichtig sind und ge-
hört werden. Darüber hinaus lernen sie, wie Anliegen wei-
terentwickelt und – wenn möglich – umgesetzt werden. 
Kinder und Jugendliche sind auf kommunaler Ebene von 
zahlreichen Entscheidungen betroffen. Sie selbst erleben 
sich allerdings als wenig beteiligt. Laut einer Bertelsmann-
Studie ist der Wohnort der „mitwirkungsärmste“ Lebensbe-
reich junger Menschen. Aufgabe der Kommunen sollte es 
deshalb sein, Kindern und Jugendlichen den Zugang zum 
Gemeinwesen zu eröffnen und ihnen eine aktive Beteili-
gung an kommunalen Entscheidungen zu ermöglichen. Da-
bei sollen sie gefördert und mit Beteiligungsmöglichkeiten 
vertraut gemacht werden.1 
Die Studie „Vita gesellschaftlichen Engagements. Eine Stu-
die zum Zusammenhang zwischen früherer Beteiligung 
und dem Engagement im Erwachsenenalter“ des Deut-
schen Kinderhilfswerks konstatierte bereits im Jahr 2007: 
Fast 83 Prozent derjenigen, die sich heute gesellschaftlich 
stark engagieren, haben dies bereits in der Kindheit und 
Jugend getan. Für den Zugang zum Engagement waren für 
62 Prozent Freundinnen und Freunde sehr wichtig. Auch El-
tern wird eine wichtige Vorbildfunktion zugesprochen. Die 
Studie belegt – so auch der Untertitel – einen eindeutigen 
Zusammenhang zwischen Beteiligung im Kindesalter und 
Engagement im Erwachsenenalter. Wenn Kinder und Ju-
gendliche bereits in frühen Jahren positive Erfahrungen mit 
verschiedenen Formen des Engagements gesammelt ha-
ben, werden sie auch als Erwachsene gesellschaftlich ak-
tiv.2

Kinderrechte und Partizipation

Am 20. November 1989 wurde die UN-Kinderrechtskon-
vention von der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
verabschiedet. Sie beschreibt in 54 Artikeln die Rechte al-
ler jungen Menschen von 0 bis 18 Jahren in den Kategorien 
Überlebens-, Schutz-, Entwicklungs- und Förder- sowie Be-
teiligungsrechte. Die UN-Kinderrechtskonvention enthält 
viele Rechte, die für zahlreiche Lebensbereiche junger 
Menschen von Bedeutung sein können. Diese Bereiche ste-
hen in einem engen Zusammenhang und können nicht von-
einander getrennt werden. Um entscheiden zu können, 
was im Interesse des Kindes ist, müssen die Meinung und 
der Wille des Kindes gehört werden. Das Recht auf Partizi-
pation nimmt daher einen zentralen Stellenwert ein. Dieses 
Recht garantiert, die eigene Meinung frei äußern zu kön-
nen sowie einen freien, kindgerechten Zugang zu Informa-
tion und Medien zu erhalten. Dafür bedarf es freilich ent-
sprechender Rahmenbedingungen.3

1992 hat die Bundesrepublik Deutschland das Überein-
kommen über die Rechte des Kindes ratifiziert. Damit ist sie 
die Verpflichtung eingegangen, die in der Konvention 
niedergelegten Rechte zu verwirklichen. 

Die Grundschule ist ein Lernort 
partizipativer Kompetenzen. 
Im sogenannten Morgenkreis 
kommt jedes Kind zu Wort, 
und jedem Kind wird zugehört. 
Die Kinder lernen, sich zu posi-
tionieren, ihre eigene Meinung 
zu begründen und zu vertre-
ten, aber auch den achtungs-
vollen Umgang mit anderen 
Meinungen.
 picture alliance/dpa
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Rechtliche Vorgaben für kommunale 
Kinderbeteiligung 

Der Landtag von Baden-Württemberg hat am 14. Oktober 
2015 eine Novellierung der Gemeindeordnung (GemO) be-
schlossen, die Kindern und Jugendlichen vor Ort mehr Betei-
ligungsrechte einräumt. § 41a der Kommunalverfassung lautet 
nun: „Die Gemeinde soll Kinder und muss Jugendliche bei 
Planungen und Vorhaben, die ihre Interessen berühren, in an-
gemessener Weise beteiligen. Dafür sind von der Gemeinde 
geeignete Beteiligungsverfahren zu entwickeln.“
Die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern ist ein selbst-
verständliches, in der Gemeindeordnung festgeschriebe-
nes Procedere der Kommunalpolitik. Neben den erwach-
senen Bürgerinnen und Bürgern beteiligen sich Jugendli-
che seit den 1990er Jahren z. B. in Jugendgemeinderäten 
oder engagieren sich bei Jugendforen, in Projektgruppen 
oder in der Jugendarbeit der Vereine und Verbände. Wie 
aber soll die angemessene Beteiligung von Kindern im 
kommunalen Raum ermöglicht werden? Welche kindge-
mäßen Veranstaltungsformate bieten sich an? Welche Ak-
teure aus Politik und Verwaltung sind unverzichtbare An-
sprechpartner? Welche Bündnispartner gibt es? Wie kann 
die Zusammenarbeit mit Schulen gelingen? Sind Kinder reif 
genug, um ihre Anliegen kompetent vorzubringen? Wo 
und wann brauchen sie Förderung und Unterstützung?

Kinder sind Experten ihrer eigenen Belange und 
wechselnden Lebenswirklichkeiten

Jedes Alter hat seine eigenen Notwendigkeiten und Heraus-
forderungen. So wie junge Eltern in ihrer neuen Lebenssitua-

tion Familie und Beruf vereinbaren müssen oder alte Men-
schen sich damit arrangieren müssen, beispielweise nicht 
mehr Auto fahren zu können und auf fremde Hilfe angewie-
sen zu sein, so erleben Kinder beim Älterwerden, dass sich 
ihre Lebenssituationen ständig verändern und neue Heraus-
forderungen auf sie warten. So erfordert beispielsweise der 
Wechsel vom Kindergarten in die Grundschule oder von der 
Grundschule in die weiterführenden Schulen mehr Selbstän-
digkeit. Kinder sind gefordert, mobil zu sein, zu Fuß, mit dem 
Fahrrad und mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Dafür braucht 
es ein gutes und sicheres Fuß- und Fahrradwegenetz sowie 
passende Fahrzeiten von Bussen und Bahnen, einschließlich 
der Abendstunden, um Sport- und Freizeitaktivitäten wahr-
nehmen zu können. Kinder erleben ihren Alltag als durchor-
ganisiert. Freiräume im Tagesablauf sind Mangelware, 
Wenn dann noch etwas Zeit zum Spielen bleibt, dürfen die 
Spielangebote nicht zu weit von zu Hause weg sein, sonst 
sind sie in der Freizeit nicht nutzbar. 
„Es braucht ein ganzes Dorf, um ein Kind stark zu machen“ 
– so ein afrikanisches Sprichwort, das der ersten World Vi-
sion-Kinderstudie4 aus dem Jahr 2007 vorangestellt wurde. 
Gemäß diesem Sprichwort sind Kinder junge, sensible und 
wache Gesellschaftsmitglieder, die von Anfang an Teil der 
Gemeinde sind und möglichst früh auch bei öffentlichen 
Angelegenheiten einbezogen werden sollten. Mögliche 
Anknüpfungspunkte bestehen schon im Kindergarten, in 
der Grundschule sowie im außerschulischen Bereich. 

Die Kommune als Gegenstand des Sachunterrichts

Im Unterrichtsfach Sachunterricht ausgewiesene Unter-
richtseinheiten bieten viele Anknüpfungspunkte für Kinder-
beteiligung im kommunalen Raum. Das Thema „Politik und 
Zeitgeschehen“ enthält vielfältige Hinweise zur Öffnung 
des Unterrichts hin zum Gemeinwesen. Die im Sachunter-
richt erarbeiteten Ergebnisse bleiben also nicht in den 
Schulen, sondern werden durch die Kinder selbst (poli-
tisch) öffentlich gemacht, wenn die Ergebnisse z. B. im Ge-
meinderat vorgestellt werden 
Durch die Novellierung der Gemeindeordnung (GemO) 
sind Baden-Württembergs Gemeinden gefordert, Kinder 
in angemessener Weise zu beteiligen. Nicht alle Kommu-
nen, wie z. B. die Stadtkreise, haben Kinderbüros und Kin-
derbeauftragte. In kleineren Gemeinden sind kreative Lö-
sungen gefragt, wie eine Art Interessenvertretung der Kin-
der z. B. gemeinsam mit der Grundschule am Ort entwickelt 
werden kann. Gleichzeitig kann die Grundschule als Lern-
ort und Teil des Gemeinwesens eine Sprachrohrfunktion 
gegenüber den kommunalpolitischen Entscheidungsträ-
gern ausüben.
Gerade in Kommunen mit bis zu 15.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern bietet sich eine intensive Zusammenarbeit 
mit den Grundschülerinnen und -schülern, die in der Regel 
alle in der Gemeinde leben, über die Methode der „Ge-
meindedetektive“ an (s. unten). Eine im Sachunterricht 
durchgeführte Unterrichtseinheit, die handlungsorientierte 
Methoden (z. B. die Erkundung außerschulischer Lernorte, 
Exkursionen und Stadtteilbegehungen) vorsieht, hat ihre 
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unmittelbare Relevanz für die in der Gemeinde lebenden 
Kinder und für die politische Öffentlichkeit. 

Aus der Praxis der Kinderbeteiligung

Beispiel Mannheim (317.744 Einwohner): Schon lange in der 
Beteiligung mit Kindern aktiv
Die Stadt Mannheim hat es sich zur Aufgabe gemacht, Kin-
der und Jugendliche aktiv an der Gestaltung ihres Lebens-
umfeldes zu beteiligen und in kommunale Meinungsbil-
dungs- und Entscheidungsprozesse einzubinden. Dazu 
müssen sie mitreden, mitbestimmen, mitgestalten dürfen 
und wollen – möglichst oft und öffentlich.7

In Mannheim hat man sich für dezentrale Kinder- und Ju-
gendversammlungen in den Stadtteilen sowie für zentrale 
Kinder- und Jugendgipfel entschieden. Die dauerhafte 
strukturelle Verankerung der Kinder- und Jugendbeteili-
gung wird dadurch erreicht, dass zum einen verbindliche 
Verfahren entwickelt werden, wie die Anliegen der Kinder 
und Jugendlichen im politischen Entscheidungsprozess Be-
rücksichtigung finden können. Zum anderen werden Ziel-
vereinbarungen getroffen, in denen Akteure in den Stadt-
teilen im Rahmen des Beteiligungsprozesses konkrete Auf-
gaben übernehmen. 
Mit den beteiligungsoffenen Angeboten und Verfahren, in 
die schon sehr früh politische Entscheidungsträger einbe-
zogen werden, wurden in der Vergangenheit überwie-
gend positive Erfahrungen gemacht. Gemeinderäte und 
Bezirksbeiräte nutzen die Kinder- und Jugendversammlun-
gen inzwischen mit zunehmender Begeisterung, um mit 
den Kindern und Jugendlichen ins Gespräch zu kommen 
und gemeinsam kommunalpolitische Gestaltungsmöglich-
keiten zu entwickeln. Insbesondere die Ergebnisse des Kin-
dergipfels finden sich bis heute in Anfragen und Beschlüs-
sen des Gemeinderats wieder. Mit den Kindergipfeln ge-
lingt es, kinder- und jugendspezifische Themen auf die 
politische Agenda zu setzen und angemessen zu be-
handeln. 

Der Kindergipfel
Der Kindergipfel ist ein Beteiligungsangebot für in Mann-
heim lebende Kinder. Zusammen mit dem Jugendgipfel er-

gänzt er die stadtteilbezogenen Kinder- und Jugendver-
sammlungen. Der Kindergipfel findet alle vier Jahre statt. 
Eingeladen sind Kindergruppen mit Kindern im Alter von 
sechs bis 13 Jahren. Alle 24 Mannheimer Stadtteile sollen 
mit mindestens einer Kindergruppe vertreten sein. Darüber 
hinaus sind auch Kindergruppen eingeladen, die keinen 
eindeutigen Stadtteilbezug haben. 

Ablauf
In den Stadtteilen finden sich Kinder zu so genannten Kin-
dergipfelgruppen zusammen, um sich gemeinsam auf den 
Kindergipfel vorzubereiten. Die Kindergruppen erforschen 
im ersten Schrit t ihren Stadtteil und suchen gezielt nach 
Gestaltungs- und Veränderungsmöglichkeiten. Im zweiten 
Schrit t werden die Anliegen der Kinder gesichtet und die 
stadteilübergreifenden Themen zu thematischen Blöcken 
zusammengefasst. Über diese Themenlisten werden die 
Vertreterinnen und Vertreter aus Politik und Verwaltung, 
Stadtteilakteure sowie Mitarbeitende der Kinder- und Ju-
gendhilfe vorab informiert, damit sie sich ebenfalls auf den 
Kindergipfel vorbereiten können. Im drit ten Schrit t kommen 
die Kindergruppen mit vorbereiteten Präsentationen zum 
Kindergipfel. Stadtteilübergreifende und stadtweite The-
men und Anliegen werden sodann auf einer Bühne präsen-
tiert. Die Stadtteilthemen hingegen werden in Form von 
Stadtteiltischen im Foyer präsentiert. Um Worten Taten fol-
gen zu lassen, setzen die Kinder „Kindergipfelverträge“ 
auf und lassen sie sich von denjenigen unterzeichnen, die 
sich um die Umsetzung des jeweiligen Anliegens kümmern 
wollen. Kinderreporterinnen und -reporter interviewen mit 

Auszüge aus dem Bildungsplan „Sachunterricht“ 
der Grundschulen Baden-Württembergs:
Im Unterrichtsfach Sachunterricht sollen die Schülerin-
nen und Schüler sich mit folgenden inhaltlichen Schwer-
punkten beschäftigen: Sie sollen „ausgewählte politi-
sche Strukturen, staatliche Aufgaben und Ämter aus ih-
rer Lebensumwelt anhand geeigneter Beispiele 
beschreiben (zum Beispiel Stadt- und Gemeinderats-
wahl, Bürgermeisterin, Bürgermeister, Gemeinde- oder 
Stadtrat).“5 Des Weiteren können die Kinder „öffentliche 
Institutionen und ihre Aufgabenbereiche in der Region 
erkunden und deren Angebot nutzen (zum Beispiel 
Polizei, Bibliothek, Jugendhaus, Bürgerbüro, Museum).“ 
Sie können sich an ihrer eigenen „Beheimatung“ aktiv 
(…) beteiligen und ihre Identität im Spannungsfeld zwi-
schen Verbundenheit mit dem Herkunftsort und Weltof-
fenheit (…) stärken.“6

Kinderland-Bürgermeisterin 
Melani Zint im Rathaussaal von 
Bad Hindelang zu Beginn der 
Sitzung des Kinderland-Rates. 
Wie soll die angemessene 
Beteiligung von Kindern im 
kommunalen Raum ermöglicht 
werden? Welche kindgerech-
ten Veranstaltungsformate bie-
ten sich an? Welche Akteure 
aus Politik und Verwaltung sind 
unverzichtbare Partner? Sind 
Kinder reif genug, um ihre 
Abliegen kompetent vorzubrin-
gen?

picture alliance/dpa
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professioneller Anleitung während des Kindergipfels Kin-
der und Erwachsene und twittern Kurzkommentare. Der 
Kindergipfel wird mit Fotos und Video festgehalten. Das 
Kinder- und Jugendbüro 68DEINS! erstellt und veröffent-
licht eine Dokumentation.8

Der Kinder- und Jugendgipfel wird in Mannheim von be-
fristeten Projekten begleitet. Dieses projektorientierte Vor-
gehen ist besonders dazu geeignet, Kinder und Jugendli-
che gezielt anzusprechen und einzubinden. Es werden 
zeitlich befristet unterschiedliche Methoden genutzt, um 
Interesse zu wecken und die Verantwortungsübernahme 
zu stärken. 
Exemplarisch soll dies an zwei Projekten verdeutlicht werden:
 l SAM, Initiative Skater aus Mannheim: Die Initiative ist 

ein Zusammenschluss von Kindern, Jugendlichen und 
jungen Menschen aus Mannheim. Von 2009 bis 2014 
setzten sie sich für den Bau eines Skateparks im Norden 
Mannheims ein. Sie führten Gespräche mit der Politik, 
drehten ein Video, um ihr Anliegen besser transportie-
ren zu können, schrieben Spendenbriefe und führten 
Spendenaktionen durch. Dabei sammelten sie ein brei-
tes Verständnis in der Politik, Verwaltung und Bürger-
schaft für ihr Anliegen, viele Unterstützerinnen und Un-
terstützer und dazu 90.000 Euro Spendengelder. Im ers-
ten Schrit t wurde ein geeigneter Standort gefunden. Im 
engen Austausch mit den Kindern und Jugendlichen 
wurde die Bowl Construction AG für die Planung der An-
lage ausgewählt, die wiederum in enger Abstimmung 
mit den Skaterinnen und Skatern die Anlage plante. Im 
Jahr 2013 genehmigte der Gemeinderat den Bau der 

Anlage. Im Juni 2014 konnte im Rahmen eines großen 
Festes die 760.000 Euro teure Anlage mit einer Gesamt-
fläche von 3700 Quadratmetern eingeweiht werden. 
Auf einer Fläche von 1500 Quadratmeter laden nun 
Rails, Bowl, Pyramiden und Wallrides zum Fahren auf 
dem größten und modernsten Skatepark in Mannheim 
und Umgebung ein.
 l Neugestaltung Freizeitgelände Werftstraße: Kinder und 

Jugendliche aus dem Jungbusch, einem Mannheimer 
Wohnquartier, waren mit ihren Eltern im Juli 2010 einge-
laden, an einem Planungsworkshop teilzunehmen und 
ihre Ideen, Bedarfe und Anliegen für die Neugestaltung 
des Freizeitgeländes Werftstraße vorzubringen. Die Er-
gebnisse des Planungsworkshops flossen in die Planun-
gen mit ein. Im November 2011 wurde das neue Freizeit-
gelände eingeweiht. Die Planung und Beteiligung zur 
Neugestaltung des Freizeitgeländes Werftstraße war 
zudem Teil eines Pilotprojekts der Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bauwesen, Städtebau und Raumordnung Der Umbau 
wurde durch Mittel der Sozialen Stadt gefördert.

Beispiel Winden im Elztal (2.860 Einwohner) – von den 
„Gemeindedetektiven“ bis zur Bürgerversammlung
Im Rahmen der Erarbeitung eines Gemeindeentwicklungs-
konzepts der Gemeinde Winden im Elztal wurden neben 
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Erwachsenen und Jugendlichen der Gemeinde auch expli-
zit die Kinder beteiligt. Die Beteiligung der Kinder fand im 
Rahmen von Schulworkshops und einer Ortserkundung als 
„Gemeindedetektive“ statt. Die Präsentation der Ergebnisse 
wurde von den Kindern im Unterricht vorbereitet und der 
gesamten Bürgerschaft im Rahmen einer Bürgerversamm-
lung vorgestellt. 

Im Folgenden wird die praktische Umsetzung der 
Kinderbeteiligung dargestellt 
Die Tische sind an den Rand des Klassenzimmers gerückt. 
Die Kinder der Klasse 4 der Hörnlebergschule in Winden 
im Elztal sitzen mit ihrem Bürgermeister im Stuhlkreis und 
betrachten die Gemeinde von oben auf einer Luftbildauf-
nahme. So können sie ihre Gemeinde als Ganzes erfassen 
und lernen nebenbei, mit Plänen umzugehen. Der Bürger-
meister erklärt anhand der Luftbildaufnahme, wie der Ver-
lauf der künftigen Ortsumfahrung geplant ist und dass dies 
zu einer Verkehrsberuhigung des Ortes führen wird. Inner-
orts hat die Gemeinde somit neue Entwicklungschancen, 
insbesondere bezüglich der Gestaltung einer Ortsmitte. Er 
betont, dass es ihm ein Anliegen ist, dass auch die Kinder 
ihre Ideen und Anliegen im Rahmen des Entwicklungspro-
zesses einbringen können.
Auf dem Boden liegen außerdem Fotos von wichtigen Plät-
zen und Orten in den beiden Ortsteilen, die für die Kinder 
relevant sind. Jedes Kind hat die Möglichkeit, über Erleb-
nisse und Erfahrungen mit den Orten zu sprechen. Hier-
durch wird das für den Beteiligungsprozess wichtige Erfah-
rungswissen der Kinder aktiviert.
Dann positionieren sich die Kinder zu verschiedenen Fra-
gestellungen im Klassenzimmer, z. B. zu ihrem Lebensge-

fühl in der Gemeinde, was ihnen gut gefällt und womit sie 
weniger oder nicht zufrieden sind. Auch Fragen, wie ernst 
sich die Kinder von den Erwachsenen genommen fühlen 
und wie wichtig ihnen die Zukunft der Gemeinde ist, wer-
den gestellt. Hierzu werden die Kinder im Interviewstil be-
fragt, jedes Kind kommt dabei zu Wort, jedem wird zuge-
hört. Die Kinder lernen, sich zu positionieren, ihre eigene 
Meinung zu begründen und zu vertreten, aber auch den 
achtungsvollen Umgang mit anderen Meinungen.
Nach dieser intensiven Auseinandersetzung mit der eige-
nen Gemeinde als Lebenswelt ziehen die Grundschülerin-
nen und Grundschüler in Gruppen los, um als „Gemeinde-
detektive“ ihre Gemeinde zu erkunden. Sie erstellen ein 
Stärken-Schwächen-Profil der für sie relevanten Orte im 
öffentlichen Raum und sammeln gleichzeitig Verbesse-
rungsideen und Lösungsvorschläge. An einem weiteren 
Schulvormittag fassen die „Gemeindedetektive“ die Er-
gebnisse ihrer Dorferkundung in einer gemeinschaftlich er-
stellten Präsentation zusammen.
Da die Kinder die Gelegenheit erhalten, ihre Ergebnisse 
vor der gesamten Gemeindeversammlung vorzustellen, 
nimmt das Planen des Ablaufs und Proben des Auftrit ts ei-
nen großen Raum ein. Die Präsentation im Rahmen der Ge-
meindeversammlung war ein Erfolg: Alle Erkenntnisse und 
Zukunftsvorstellungen der Kinder sind in das Gemeinde-
entwicklungskonzept aufgenommen worden. Der Bürger-
meister hat Wort gehalten.

Beispiel Malterdingen (3.162 Einwohner): Mit Kindern den 
Spielplatz in der Ortsmitte planen
Die Gemeinde Malterdingen plante mit rund 40 Kindern 
den zentralen Spielplatz im Dorf. Hintergrund war, dass 

„Gemeindedetektive“ erkunden 
ihre Gemeinde. Sie erstellen 
ein Stärken-Schwächen-Profil 
der für sie relevanten Orte im 
öffentlichen Raum und sam-
meln gleichzeitig Verbesse-
rungsideen und Lösungsvor-
schläge für Missstände in der 
Kommune.
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dieser Spielplatz in 40 Jahren nicht saniert worden war 
und die finanziellen Mittel, die im Gemeinderat für die Re-
novierung zur Verfügung gestellt wurden, möglichst sinn-
voll, kindgerecht und mit Beteiligung der Kindern einge-
setzt werden sollten. So sind auch in Malterdingen die 
„Gemeindedetektive“ auf dem Spielplatz (aber auch an 
anderen Orten) unterwegs gewesen und haben ihre Vor-
stellungen, wie ein Spielplatz aus der Perspektive von Drit t- 
und Viertklässlern aussehen sollte, zusammenzugetragen. 
Besonders dabei war, dass auch die Fachplanerin (s. Text-
kasten) mit vor Ort war. 
Der Dialog mit den Kindern und das Zusammenarbeiten 
zwischen den „beruflichen Experten“ und den „Kinderex-
perten“ hat gezeigt, dass eine Verständigung über die Um-
setzungsmöglichkeiten derartiger Projekte gelingen kann. 
Schon allein die Vermittlung des rechtlichen Rahmens, den 
die Planer berücksichtigen müssen, kann den Kindern deut-
lich machen, unter welchen Rahmenbedingungen ein sol-
cher Spielplatz überhaupt entsteht – und wenn sie dabei 
umgekehrt lernen, dass ihre Stimme einen Unterschied 
machen kann, dann gewinnt davon – auch auf lange Sicht 
– stets das Gemeinwesen als Ganzes.

ANMERKUNGEN

1 Vgl. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.): Entwurf 1/2013: Ziemlich unpoliti-
sche Freunde – wer in Deutschland warum nicht mehr wählt. URL: https://
www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/ein-
wurf-12013/ [18.10.206].
2 Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk e. V. (Hrsg.) (2007): Vita gesellschaftli-
chen Engagements. Eine Studie zum Zusammenhang zwischen früherer 
Beteiligung und dem Engagement bis ins Erwachsenenalter. Berlin, S. 37ff.
3 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (Hrsg.) (2016): Menschen-
rechte. Materialien für die Bildungsarbeit mit Jugendlichen und Erwach-
senen. Berlin, S. 74ff.
4 Vgl. World Vision (Hrsg.) (2007): Kinder in Deutschland 2007: 1. World 
Vision Kinderstudie. Frankfurt am Main. 
5 Vgl. URL: http://www.bildungsplaene-bw.de/,Lde/Startseite/
BP2016BW_ALLG/BP2016BW_ALLG_GS_SU_IK_3–4_01_04 
[18.10.2016].
6 Vgl. a. a. O.
7 Vgl. URL: http://wordpress.p229171.webspaceconfig.de/wp-con-
tent/uploads/2014/08/Kindergipfel_Mannheim_Konzept_13_08_2014.
pdf [18.10.2016].
8 Vgl. URL: http://68deins.majo.de/68deins/ [18.10.2016].

„Der Gemeindeverwaltung war es ein großes Anliegen, 
dass die Gestaltung des Spielplatzes gemeinsam mit 
den späteren Nutzern, nämlich den Kindern, entwickelt 
werden sollte. Hierzu erläuterten wir als Planer von 
Zink Ingenieure im Rahmen der Gemeindedetektive zu-
nächst die wesentlichen fachlichen Grundlagen: So 
haben die Kinder erfahren, dass z. B. die Spielgeräte 
einen gewissen Abstand zueinander und die Geräte 
auch einen Fallschutz haben müssen, um Verletzungen 
zu vermeiden. Die Kinder zeigten lebhaftes Interesse 
und sparten vor allem bei der Besichtigung der geplan-
ten Spielplatzfläche nicht mit Vorschlägen und Anre-
gungen für die Gestaltung. Die Zusammenarbeit mit 
den Kindern ergab eine interessante Kombination zwi-
schen dem Planer einerseits und den Kindern als Exper-
ten in eigener Sache andererseits. Die Kinder konnten 
hier Ihre Wünsche direkt vermitteln. Wir als Planer kön-
nen diese Wünsche aufnehmen, müssen aber auch de-
ren Umsetzbarkeit prüfen.“ (Gabriele Zimmermann, 
Fachplanerin für Spielplätze)

Diplom-Sozialarbeiterin Martina Bechtle war von 1996 bis 
2006 Referentin beim Verkehrsclub Deutschland (VCD) und dort 
für den Fachbereich „Kinder im Verkehr“ zuständig. Sie hat u. a. 
das Projekt „Verkehrsdetektive“ für Kindergärten und Grundschu-
len entwickelt. Von 2012 bis 2014 war sie Referentin für nachhal-
tige Kommunalentwicklung mit Bürgerbeteiligung beim Städtetag 
Baden-Württemberg. Inzwischen arbeitet sie als freiberufliche 
Kommunalberaterin und begleitet u. a. kommunale Kinderbeteili-
gungsprozesse.
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Diplom-Soziologin Birgit Schreiber ist Gründungsmitglied des 
Mannheimer Arbeitskreises „Kinder in der Stadt“ (KIDS e. V.) (1990). 
Sie ist ebenfalls Gründungsmitglied der „Landesarbeitsgemein-
schaft Kinderinteressen Baden-Württemberg“ (1993) sowie der 
„Bundesarbeitsgemeinschaft Kommunale Kinderinteressenvertre-
tung“ (2010). Die „Landesarbeitsgemeinschaft Kinderinteressen 
Baden-Württemberg e. V.“ ist ein Netzwerk von kommunalen Kin-
derbüros und -beauftragten sowie von Verbänden, Vereinen und 
Initiativen, die sich für Kinderinteressen stark machen. Seit 1995 ist 
Birgit Schreiber Kinderbeauftragte der Stadt Mannheim. 

Diplom-Sozialpädagoge Udo Wenzl und systemischer Kommu-
nalberater war bis 2000 Jugendreferent im Landkreis Emmendin-
gen. Von 2000 bis 2014 war er Bildungsreferent und Referent für 
Jugendbeteiligung beim Landesjugendring Baden-Württemberg. 
Udo Wenzl begleitet derzeit viele Gemeinden bei der Kinder-, 
Jugend- und Bürgerbeteiligung, u. a. auch den Jugendbeteili-
gungsprozess der Gemeinde Gundelfingen.
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PRAXISBEISPIEL II: JUGENDBETEILIGUNG IN DER GEMEINDE

Kommunalpolitik, politische (Willens-)Bildung 
und Jugendbeteiligung vernetzt gestalten 
Xenia Beck, Gabriele Blawert, Ann-Kathrin Götz, Volker Knoop, Filipe Fraga Sousa, Sarah Stötzel, 

Raphael Walz, Udo Wenzl

In Gundelfingen (Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald) 
entwickelt sich eine Form der kommunalen Jugendbetei-
ligung, die sich schulartübergreifend (Förderschule, Ge-
meinschaftsschule und Gymnasium) in enger Verzahnung 
mit der Kommune gestaltet. Gemeinsam mit den Schulen 
am Ort, Mitarbeitern der Schulsozial- und kommunalen 
Jugendarbeit, Verantwortlichen des Bürgertreffs und 
dem Bürgermeister wird gegenwärtig ein Konzept kom-
munaler Jugendbeteiligung entwickelt und praktisch um-
gesetzt. Durch diese handlungsorientierte Praxis politi-
scher Bildung und kommunaler Jugendbeteiligung sollen 
Jugendliche hautnah erfahren, welche Relevanz Politik 
in ihrem Leben haben kann. Die federführend an dem 
Vorhaben Beteiligten skizzieren die Zielsetzung des Pro-
jekts jeweils aus ihrer Perspektive bzw. aus der Sicht ihres 
Arbeitsfeldes. Des Weiteren beschreiben und bewerten 
drei Schülerinnen aus ihrem Blickwinkel einen unlängst 
stattgefundenen Politikworkshop. 

Vorbemerkungen

Kommunen sind Beteiligungsorte für alle Generationen 
und Bildungsorte zugleich. Kinder und Jugendliche sollten 
dabei besonderes im Blick sein, denn sie sind Gegenwart 
und Zukunft in einem. Werden sie frühzeitig ins kommunale 
Geschehen einbezogen, kann eine hohe Identifikation mit 
dem Gemeinwesen entstehen. Dies bedeutet u. a., Ge-
meinschaft und Wertschätzung zu erfahren und Beteili-
gung zu lernen, um auf diesem Wege möglichst früh 
positive Erfahrungen mit demokratischen Entscheidungs-
prozessen zu machen. Junge Menschen können auf der 
kommunalen Ebene unmittelbar erfahren, wie gemeinsam 
mit anderen ein sozial gedeihliches Zusammenleben ver-
antwortungsvoll gestaltet werden kann. 
Idee des Projekts ist es, dass Kinder, Jugendliche, Erwach-
sene und Senioren einvernehmlich an der Entwicklung der 
Gemeinde mitwirken. Dies setzt einen ständigen Aus-
tausch zwischen Bürgerinnen und Bürgern, Gemeinderat 
und Bürgermeister sowie Mitarbeitenden der Kommunal-
verwaltung voraus.

Rechtliche und (bildungs-)politische 
Rahmenbedingungen

Mit der am 17. Oktober 2015 novellierten Gemeindeord-
nung von Baden-Württemberg (GemO) wurde mit der nun 
verbindlich festgeschriebenen Jugendbeteiligung ein 
Steuerungsinstrument für eine aktivierende Jugendpolitik 
auf den Weg gebracht. §41a (Kinder- und Jugendbeteili-

gung) der Gemeindeordnung lautet „Die Gemeinde soll 
Kinder und muss Jugendliche bei Planungen und Vorha-
ben, die ihre Interessen berühren, in angemessener Weise 
beteiligen. Dafür sind von der Gemeinde geeignete Betei-
ligungsverfahren zu entwickeln. Insbesondere kann die 
Gemeinde einen Jugendgemeinderat oder eine andere 
Jugendvertretung einrichten.“1 
Die neuen Bildungspläne der allgemein bildenden Schu-
len traten mit Beginn des Schuljahres 2016/2017 in Kraft. 
Mit Blick auf Politik in der Gemeinde sind im gemeinsamen 
Bildungsplan für die Sekundarstufe I für die Klassenstufen 
7, 8 und 9 folgende Zielvorgaben zu finden: „Die Schülerin-
nen und Schüler können Antworten auf die Fragen finden, 
welche Möglichkeiten Bürger und Jugendliche haben, ihre 
Interessen in den Entscheidungsprozess in der Gemeinde 
einzubringen und wie die Macht in der Gemeinde verteilt 
ist (Macht und Entscheidung), wie die einzelnen Organe 
innerhalb der Gemeinde zusammenwirken (Ordnung und 
Struktur), welchen Beitrag Verfahren und Institutionen zur 
Regelung und zum Schutz des friedlichen Zusammenle-
bens in der Gemeinde leisten (Interessen und Gemein-
wohl) und wie die Gemeinde mit ihren begrenzten finanzi-
ellen Mitteln umgeht (Knappheit und Verteilung).“2 
Darüber hinaus finden sich im Bildungsplan zum Inhaltsbe-
reich „Politische Willensbildungsprozesse in Deutschland“ 
folgende Lernziele: „Die Schülerinnen und Schüler können 
Antworten auf die Fragen finden, welche Möglichkeiten 

Ein Höhepunkt des Politikwork-
shops war das Gespräch mit 
Staatssekretär Volker 
Schebesta und Bürgermeister 
Raphael Walz. Die Schülerin-
nen und Schüler waren 
erstaunt von den vielfältigen 
Aufgaben eines Politikers. 

Foto: Udo Wenzl
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Bürger haben, ihre Interessen in den politischen Entschei-
dungsprozess einzubringen (Macht und Entscheidung) und 
wie das Grundgesetz die Teilhabe regelt (Regeln und 
Recht), welchen Beitrag die Beteiligungsverfahren zum de-
mokratischen und gewaltfreien Lösen von Interessenkon-
flikten leisten, wie die Demokratie gesichert und geschützt 
werden kann (Interessen und Gemeinwohl) und welche Be-
deutung Medien für eine demokratische Gesellschaft ha-
ben (Privatheit und Öffentlichkeit).“3

Der Koalitionsvertrag der grün-schwarzen Landesregie-
rung vom 9. Mai 2016 formuliert auf Seite 80 das Anliegen, 
junge Menschen zur Partizipation zu ermutigen, sehr allge-
mein: „Wir sprechen uns für eine stärkere politische Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen aus. Die politische Bil-
dung der Jugendlichen in Baden-Württemberg werden wir 
im schulischen und außerschulischen Bereich weiter stär-
ken.“4 Aber wie? Eine konkrete Antwort ist diesbezüglich 
nicht zu finden. Und das ist auch gut so: Denn das Wie kann 
am besten vor Ort, in den Gemeinden und Städten ent-
schieden werden. Wünschenswert wäre jedoch, dass die 
Landesregierung weitere Unterstützungsmittel durch den 
„Zukunftsplan Jugend“ bereitstellen würde.5 
Schulen sind Teil des kommunalen Gemeinwesens und ein 
wesentlicher sozialer Er fahrungs- und Lebensraum für die 
junge Generation. Daraus lassen sich mehrere pädagogi-
sche Maßgaben ableiten: Wenn (Ober-)Bürgermeister 
bzw. Bürgermeisterinnen, Vertreterinnen und Vertreter der 
Schulen und der Kommunalverwaltung an einem Strang 
ziehen, kann gemeinsam eine Form kommunaler Jugend-
beteiligung entwickelt und praktiziert werden. 

Politik in der Lebenswelt der jungen Generation

Die Jugend wird heute oft als unpolitisch und politisch un-
interessiert apostrophiert. Doch aktuelle Jugendstudien 
zeigen, dass das Interesse der jungen Menschen an Politik 
in den letzten Jahren zugenommen hat. Eine zentrale Er-

kenntnis aus der Shell-Jugendstudie 2015 ist, dass die 
junge Generation sich in einem Aufbruch befindet, so Ul-
rich Schneekloth, der maßgeblich an der Erstellung der 
Studie beteiligt war. Die Jugendlichen haben zunehmend
mehr Interesse am Weltgeschehen, aber auch an ihrem un-
mittelbaren Lebens- und Sozialraum. Fast die Hälfte der 
15- bis 24-Jährigen gab an, sich für Politik zu interessieren. 
Geändert hat sich allerdings die Art ihres Engagements.6 
Die etablierten Parteien profitieren nicht vom wachsenden 
Politikinteresse, so das Autorenteam der Shell-Jugendstudie: 
Nur vier Prozent der 12- bis 25-Jährigen haben sich bereits 
in politischen Gruppen oder Parteien engagiert. Jugendli-
che bringen Parteien – wie schon in den vergangenen Jah-
ren – nur wenig Vertrauen entgegen.7 
Zielsetzung kommunaler Jugendbeteiligung kann es nicht 
sein, Jugendliche zu jungen Parteigängern zu machen. Kin-
der und Jugendliche sollen vielmehr erfahren, dass Kommu-
nalpolitik und Landespolitik durchaus eng miteinander ver-
woben sein können. Es gilt, Kindern und Jugendlichen zu 
vermitteln, dass durch Wahlen parlamentarische Mehr-
heitsbildungen und Regierungsbildungen bestimmt werden. 
Die Mehrheit der Wählerschaft legt den generellen Kurs der 
Politik fest, indem sie einer bestimmten Partei oder einem po-
litischen Lager das Mandat dafür erteilt, sachpolitische Ent-
scheidungen voranzutreiben. Ändern sich nach einer Wahl 
die Mehrheitsverhältnisse, dann kann sich entsprechend 
dieser Logik auch die politische Richtung ändern.

Den politischen Bildungsauftrag der Schulen 
lebensweltorientiert und kommunal gestalten 
 (Volker Knoop)

Im neuen Bildungsplan für das Unterrichtsfach Gemein-
schaftskunde wird die Verantwortung der Schulen für die 
politische Bildung wie folgt beschrieben: „Das politische 
System Deutschlands kann nur dann nach demokratischen 
Prinzipien funktionieren, wenn es von politisch mündigen 
Bürgern getragen und gestaltet wird. Die Schülerinnen 
und Schüler zu demokratischem Denken und Handeln zu 
befähigen und zu ermutigen, ist die wichtigste Aufgabe 
der politischen Bildung, aber auch der Schule insgesamt“.8

Die Bedeutung, die der politischen Bildung für die Demo-
kratie beigemessen wird, zeigt sich letztlich auch darin, 
dass das Unterrichtsfach Gemeinschaftskunde Verfas-
sungsrang hat. In Artikel 21 der Landesverfassung heißt es: 
„Die Jugend ist in den Schulen zu freien und verantwor-
tungsfreudigen Bürgen zu erziehen und an der Gestaltung 
des Schullebens zu beteiligen.“ Und der zweite Absatz 
fährt fort: „In allen Schulen ist Gemeinschaftskunde or-
dentliches Lehrfach.“9

Schulen können Schülerinnen und Schüler für Demokratie 
und Partizipation in ihrem unmittelbaren schulischen Um-
feld begeistern. Das Gundelfinger Projekt versucht, Brü-
cken zur realen Politik zu bauen, um selbstwirksames Ler-
nen zu ermöglichen. Es geht mithin um Demokratieerzie-
hung durch neue Ideen und Impulse. 
Der Sozial- und Erziehungswissenschaftler Wolfgang 
Edelstein, der maßgeblich an dem Modellversuch „Demo-
kratie lernen und leben“ beteiligt war, vertrit t ein erwei-
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tertes Verständnis politischer Bildung, deren Aufgabe im  
Aufbau einer demokratischen Grundhaltung gesehen 
wird. Dieser Ansatz setzt an der Lebenswelt der Kinder 
und Jugendlichen an. Kontexte demokratieförderlichen 
Lernens sind schulische und außerschulische Erfahrungs- 
und Handlungsfelder, die Informationen über Demokratie, 
Kompetenzen für Demokratie und Erfahrungen durch De-
mokratie vermitteln.10 Schule hat demzufolge die Aufgabe, 
Demokratie als Lebensform erlebbar zu machen.11

Das Gundelfinger Jugendbeteiligungsverfahren, das schul-
artübergreifend mit der Kommune durchgeführt wird, und 
gleichermaßen auch die landepolitische Ebene mit einbe-
zieht (die Schülerinnen und Schüler fahren u. a. in den Land-
tag von Baden-Württemberg nach Stuttgart), bietet Schü-
lerinnen und Schülern die Möglichkeit, Politik hautnah zu 
erleben. Sie können Erfahrungen sammeln und sich in der 
Welt der Politik erproben. Gerade die politische Arbeit auf 
kommunaler Ebene, der direkte Kontakt und Austausch der 
Schülerinnen und Schüler mit den politisch Aktiven, den 
Funktionsträgern und politischen Organen einer Gemeinde 
verdeutlicht die Relevanz der Politik im Alltag der Jugendli-
chen. Diese Art der politischen Beteiligung stärkt und er-
höht die Bereitschaft der Schülerinnen und Schüler, aber 
auch der Lehrerinnen und Lehrer, sich in Schule, Schulleben 
und Gemeinde zu engagieren. Politik so zu lernen und zu 
erleben, festigt das Fundament der  Demokratie. Dieser be-
sondere Lernprozess stellt einen durchaus nachahmens-
werten Lernweg dar und ist gleichzeitig ein nachhaltiges 
Qualitätsmerkmal der beteiligten Schulen. 

Mit der Großgruppe „politische Bildung“ gestalten 
 (Udo Wenzl)

Stellen Sie sich vor, zwischen 100 und 150 Jugendliche be-
finden sich in einem Raum, in einer Aula oder in einer Stadt-
halle und beschäftigen sich mit der Perspektive ihrer Stadt. 
Durch das anfängliche Warming up ist eine Atmosphäre 
entstanden, in der schöpferisches Denken und gelingen-
des Miteinander-Reden möglich geworden ist. Es geht 
hierbei um das individuelle aber auch um das kollektive 
Denken und Sprechen. Die Fragen, „Wie lebe ich/Wie 
lebst Du in der Gemeinde?“, aber auch „Was verbindet 
uns?“ und “Was beschäftigt uns gemeinsam?“ werden er-
örtert. Jeder junge Mensch kann sich dabei einbringen; 
seine Meinung, Gedanken aber auch Fragen sind wichtig 
für den gesamten Prozess. Die Jugendlichen arbeiten in 
den Themengruppen selbstorganisiert. Den anwesenden 
Erwachsenen können jederzeit Fragen gestellt werden. Es 
gibt nur eine klare verbindliche Vorgabe: Die Ergebnisse 
werden am Ende der Einheit im Plenum bzw. in der Groß-
gruppe vorgestellt.
Die erarbeiteten Ergebnisse werden in einem zweiten 
Schrit t im Gemeinderat vorgestellt und diskutiert. Jugend-
liche aus den einzelnen Themengruppen stellen die Ergeb-
nisse im Gemeinderat selbst vor und treten somit in den 
direkten Dialog mit den politisch Verantwortlichen der Ge-
meinde. 
Ein Lehrerteam eines Berufsschulzentrums hat nach einem 
solchen Großgruppenworkshop die beteiligten Jugendli-
chen gefragt und folgendes Statement aufgrund der Rück-
meldung zusammengefasst: „Meine Kollegin und ich ha-
ben jetzt in unseren Klassen ein kleines Feedback zum 
Workshop eingeholt. Es gab fast nur positive Reaktionen. 

Die Veranstaltung sei interessant, lehrreich, praxisbezo-
gen gewesen. Vor allem das Gefühl, etwas zu tun, was mit 
dem wirklichen Leben der Jugendlichen zu tun hat, kam gut 
an. Die Gruppen, die zum Beispiel Briefe an Politiker schrie-
ben, fanden die Gruppenphase sehr spannend. Ein Mäd-
chen betonte im Namen der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer (aus der Nachbargemeinde), dass auch ihnen der 
Workshop viel gebracht habe. Einige fanden die Mischung 
aus ernsthafter, realitätsbezogener Arbeit und ‚gechillter‘ 
Atmosphäre sehr gut. Im Wesentlichen gab es nur einen 
Kritikpunkt: Einige Schülerinnen und Schüler vermissten 
eine Diskussion im Plenum.“ 
Und ein teilnehmender Jugendliche schrieb nach dem 
Workshop: „Ich finde, dass man uns Jugendlichen schon 
früh beibringen sollte, wie die heutige Politik geht. Nur je-
mand, der es früh lernt und sich beteiligt, kann später die 
richtige Entscheidung treffen. Ich z. B. werde dieses Jahr 18 
und habe wenig bis keine Ahnung von Politik. Hätte es 
schon früher politische Bildung gegeben, würde ich jetzt 
nicht so ins kalte Wasser geworfen werden. Und ich würde 
gerne richtig wählen, um so den deutschen Staat zu unter-
stützen. Ich finde es sehr wichtig, Jugendliche zu ermuti-
gen, wählen zu gehen. Das geht aber nur, indem man mehr 
Politik in der Gemeinde für Jugendliche (und Erwachsene) 
einbringt!“

Politische Bildung und Jugendbeteiligung gemeinsam 
in einem Workshop gestalten 
(Xenia Beck, Ann-Kathrin Götz, Sarah Stötzel)

Auf Grund des Wunsches nach mehr Jugendbeteiligung in 
der Gemeinde Gundelfingen ergrif f die Gemeinde die Ini-
tiative und startete einen schulübergreifenden Politikwork-
shop für die achten Klassen. Über zwei Tage hinweg arbei-

Schulworkshop Politik im Bildungszentrum Meckenbeuren 
(Bodenseekreis) Fotos: Udo Wenzl
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teten 135 Schülerinnen und Schüler der Förderschule, der 
Gemeinschaftsschule und des Gymnasiums an politischen 
Themen, die sie auf kommunaler Ebene interessieren. 
Der Workshop startete am Vormittag des 17. Novembers 
mit einer Einführung in das Programm durch den Projektlei-
ter Udo Wenzl. Er präsentierte die Auswertung der bereits 
im Vorfeld durchgeführten Jugendumfrage. Die Umfrage 
behandelte Themen wie z.B. das eigene Wohlbefinden in 
der Gemeinde, Angebote für Jugendliche und eigene An-
regungen zur Verbesserung der Situation in der Gemeinde. 
Um sich einen besseren Überblick über die verschiedenen 
Meinungen zu verschaffen, stellte er viele Fragen zu aktu-
ellen Themen, die die Jugendlichen betreffen. Zur Beant-
wortung der Fragen sollten sich die Schüler auf einem Mei-
nungsbarometer, der von 1 (unwichtig) bis 10 (sehr wichtig) 
reichte, im Raum verteilen und mit der Gruppe über ihre 
Positionierung diskutieren. Manche dieser Fragen wurden 
später in den Arbeitsgruppen wieder aufgegriffen (z.B. 
„Wählen ab 16 – gut oder weniger gut?“). Im Anschluss da-
ran zeigte Udo Wenzl den Jugendlichen Bilder, die mit 
Kommunalpolitik zu tun hatten, und die Schülerinnen und 
Schüler sollten die damit verbundenen Aufgaben der Kom-
mune und des Bürgermeisters erraten und entwickeln. 
Nach motivierenden Worten des Bürgermeisters teilten 
sich die Jugendlichen in Arbeitsgruppen auf, um gemein-
sam über unterschiedliche Themen zu diskutieren. Die 
Schülerinnen und Schüler machten sich Gedanken über 
ihre Zukunft in der Gemeinde, über Mobilität, das Genera-
tionenverhältnis vor Ort und die Integration der geflüchte-
ten Menschen in Gundelfingen. Außerdem überlegte sich 
eine Gruppe, was sie dem Bürgermeister schon immer ein-
mal sagen wollten und was für Ideen sie zur Gestaltung 
der Gemeinde hätten. Einer großen Gruppe von Schülern 
war es beispielsweise ein besonderes Anliegen, dass der 
alte Fußballplatz einen neuen Kunstrasen bekommt. Also 
suchten sie nach Argumenten, informierten sich über die 
möglichen Kosten für die Gemeinde, redeten mit dem Bür-
germeister und überlegten, wie sie selbst Geld sammeln 
könnten. Da auch Schülerinnen und Schüler aus anderen 
Gemeinden anwesend waren, beriet der Projektleiter sie, 
wie sie am besten mit ihrem Bürgermeister reden können, 
damit auch in ihren Gemeinden mehr auf die Wünsche und 
Ideen der Jugendlichen eingegangen wird.
Da für den kommenden Vormittag eine Diskussion mit dem 
Staatssekretär im Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, 
Volker Schebesta, vorbereitet werden musste, wurde eine 
neue Arbeitsgruppe gegründet, in der jeweils zwei Schüle-
rinnen und Schüler der vorherigen Arbeitsgruppen ihre Er-
gebnisse zusammentrugen und sich gemeinsam Fragen für 
die Diskussion überlegten. Ein Lehrer gab den Jugendli-
chen eine kurze Einführung, wie man konstruktiv Fragen 
stellt und motivierte sie, viele Fragen zu stellen und ihre 
Meinung zu äußern.
Im Anschluss an die Gruppenarbeitsphase setzten sich die 
Schülerinnen und Schüler wieder im Plenum zusammen und 
präsentierten ihre Ergebnisse. Nachdem jede Gruppe prä-
sentiert hatte, äußerten sich abschließend der Bürgermeis-
ters und zwei Gemeinderäte. Sie zeigten sich sehr erfreut 
über das Interesse und die Ideen der Jugendlichen und lu-
den sie ein, dem Gemeinderat in der nächsten Sitzung ihre 
Ergebnisse zu präsentieren. 
Das Einbinden der Schülerinnen und Schüler in den Work-
shop als Reporter, Filmteam oder in der Moderation ver-
stärkte das Interesse noch einmal immens, da ihnen viel 

Verantwortung übertragen wurde und sie kreativ den 
Workshop begleiten konnten.
Das Gespräch mit dem Staatssekretär Volker Schebesta 
war sehr interessant. Die Schülerinnen und Schüler stellten 
viele Fragen und zeigten großes Interesse. Er antwortete 
sehr ausführlich und diskutierte mit ihnen auch über aktu-
elle Themen, wie beispielsweise die Flüchtlingssituation in 
Deutschland. Auch war ihm wichtig, dass die Schülerinnen 
und Schüler einen Einblick in seinen Beruf als Staatssekre-
tär bekommen, und so erklärte er ihnen bis ins kleinste De-
tail seinen Wochenablauf und die Vielfältigkeit seines Be-
rufs. Auch Raphael Walz erzählte im Anschluss, wie sein 
Beruf als Bürgermeister funktioniert und dass gerade die 
von Herrn Schebesta angesprochene Vielfalt den Beruf so 
interessant macht. Die Jugendlichen waren sehr erstaunt 
von den verschiedenen Aufgaben eines Politikers.
Zum Abschluss des Gesprächs lobte der Landespolitiker 
die Vorbereitung und die Art und Weise der Mitwirkung 
der Jugendlichen und ermutigte sie, ihr Interesse an der 
Politik zu behalten und all die Dinge, die sie in der Diskus-
sion besprochen haben, auch weiter an die Gemeinderäte 
heranzutragen, da es „wichtig ist, dass wir uns gemeinsam 
überlegen, wohin der Weg der Zukunft geht“.
Im Anschluss wurde die Diskussion ausgewertet. Die Ju-
gendlichen waren sehr zufrieden, stellten jedoch fest, dass 
„Politiker zwar viel sagen, aber gar nicht direkt auf jede 
Frage antworten würden“. Die Jugendlichen erzählten, 
dass sie sehr viel aus der Diskussion genommen haben und 
es auch eine sehr gute Vorbereitung auf die kommende 
Gemeinderatssitzung war.
Ein besonders spannender Programmpunkt für die Jugend-
lichen war ein Gespräch im Anschluss mit Pavlos Wacker, 
der in den letzten beiden Jahren politisch aktiv geworden 
ist. Pavlos erzählte den Jugendlichen, dass er in ihrem Alter 
angefangen hat, sich für Politik zu interessieren und er-
klärte ihnen sehr schülernah, wie wichtig es ist, sich zu be-
teiligen. Er berichtete ihnen von einem Mobilitätsprojekt, 
dass er selbst gestartet hatte und ermutigte sie, sich auch 
für ihre Projekte und Ideen einzusetzen. Für die Jugendli-
chen war es sehr wichtig, von Leuten in ihrem Alter etwas 
über Politik zu erfahren, da dies einen besonderen Anstoß 
zur eigenen politischen Beteiligung gibt. Am Ende des 
Workshops wurden die Ergebnisse des Workshops zusam-
mengetragen und letzte Vorbereitungen für die Fahrt in 
den Landtag nach Stuttgart und die Gemeinderatssitzung 
getroffen.
Wir sind der Meinung, dass der Workshop sehr wichtig für 
Achtklässler ist, da sie mit vielen verschiedenen Methoden 
angeregt werden, über politische Themen nachzudenken 
und sich für ihre politischen Interessen einzusetzen. Wir 
würden jeder Schule ein solches Projekt empfehlen!

Kommunale offene Jugendarbeit als Ort politischer 
Bildung und Beteiligung 
 (Filipe Fraga Sousa)

Jugendliche an kommunalpolitischen Entscheidungen zu 
beteiligen, ist keine einfache, aber eine bedeutsame Auf-
gabe. In Gundelfingen entsteht gegenwärtig in Gestalt von 
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Workshops eine Beteiligungsform, die überwiegend im 
schulischen Rahmen stattfinden soll. Die Schule ist durchaus 
der geeignete Ort für politische Bildung, um die Beteiligung 
von Jugendlichen zu fördern. Ebenso bietet aber auch der 
außerschulische Rahmen der kommunalen und offenen Ju-
gendarbeit gute Voraussetzungen für die Beteiligung bzw. 
demokratische Partizipation von Jugendlichen. Der Auftrag 
der Kinder- und Jugendarbeit wird unter anderem in § 11 
SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz) konkretisiert: 
„Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer Entwick-
lung erforderlichen Angebote der Jugendarbeit zur Verfü-
gung zu stellen. Sie sollen an den Interessen junger Men-
schen anknüpfen und von ihnen mitbestimmt und mitgestal-
tet werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen und zu 
gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem En-
gagement anregen und hinführen.“12 
Das Jugendzentrum in Gundelfingen ist im Prinzip wie eine 
„eigene kleine Gemeinde“, in der Jugendliche unterschied-
liche Möglichkeiten haben, sich mit ihren Interessen und 
Bedürfnissen aktiv zu beteiligen. Sie können die Alltags-
strukturen, Programme und Projekte mitgestalten. Die Ju-
gendlichen können so demokratische Strukturen kennen 
lernen, diese einüben und dabei Verantwortung für sich 
und die Gruppe übernehmen. 
Wenn Jugendliche sich im Jugendzentrum aktiv beteiligen, 
dann sind sie u. a. auch daran interessiert, sich in die Kom-
munalpolitik der Gemeinde einzubringen. Dafür müssen 
die Jugendlichen aber zuerst die kommunalen Strukturen 
und Abläufe verstehen. Dies soll durch einen Workshop 
zum Thema Kommunalpolitik im Jugendzentrum gesche-
hen. Darüber hinaus sollen im Workshop Themen, Anlie-
gen und Empfehlungen der Jugendlichen gesammelt wer-
den, die anschließend an den Gemeinderat weitergege-
ben werden. Auch in der Schule finden Workshops statt. 
Da aber nicht alle Jugendlichen der Gemeinde an der 
Schule erreicht werden können, ist es sinnvoll, einen Work-

shop im Jugendzentrum anzubieten. Wenn Jugendlichen 
bewusst wird, dass Kommunalpolitik sie direkt betrif ft, sind 
sie eher bereit, sich zu engagieren. 

Jugendbeteiligung und Bürgerengagement im Sinne 
eines Generationendialogs vernetzen
 (Gabriele Blawert)

Mit dem Ziel, das gesellschaftliche und politische Leben in 
Gundelfingen mitzugestalten, hat sich 2012 der Verein 
„Bürger für Bürger e. V. – Bürgertreff Gundelfingen“ ge-
gründet. Nach dreijähriger Tätigkeit mussten die im Bür-
gertreff ehrenamtlich Engagierten feststellen, dass sich 
zwar viele ältere Menschen für das Leben in der Kommune 
engagieren und bei politischen Veranstaltungen vertreten 
sind, die Jungen hingegen fehlen. Bereits anlässlich der 
Kommunalwahl 2014 hat der Bürgertreff eine Infoparty 
durchgeführt, auf der junge Menschen mit den Kandidatin-
nen und Kandidaten ins Gespräch kommen konnten. Mit 
Unterstützung der Gemeinde wurden 700 Erstwähler an-
geschrieben und eingeladen. Der Erfolg war allerdings 
mäßig – gerade mal 20 junge Menschen kamen. Daraus 
zogen wir die Folgerung, dass Jugendliche frühzeitiger 
über Möglichkeiten und Formen der Partizipation informiert 
werden müssen. Kurzfristig angesetzte Aktionen unmittel-
bar vor Wahlen sind ineffektiv und verpuffen rasch. Es geht 
also nicht um einzelne Aktionen, sondern um den gezielten 
Aufbau eines demokratischen Grundverständnisses und 
die Förderung der politischen Partizipation.
Jugendbeteiligung braucht fachliche Beratung und Beglei-
tung, die in unterschiedlicher Form geleistet werden kann. 
So wurden z. B. auf Landesebene (finanzielle) Anreize ge-
schaffen, die einen solchen Prozess unterstützen. Mit der 
Allianz für Beteiligung und dem Programm „Gut beraten“ 
wurde das Vorhaben in Gundelfingen mit unterstützt.13 

Auch im Jugendzentrum von 
Gundelfingen fand ein Work-
shop statt. In dem Workshop 
wurden Themen, Empfehlun-
gen und Anregungen der 
Jugendlichen gesammelt und 
dem Bürgermeister Raphael 
Walz vorgestellt.

Foto: Udo Wenzl
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Die Kommune als Lebens- und Perspektivraum der 
jungen Generation 
 (Raphael Walz)

In den Köpfen vieler junger Menschen findet Kommunalpo-
litik nur wenig Beachtung. Woran liegt das? In unserer glo-
balisierten und vernetzten Welt verfügt nahezu jeder Ju-
gendliche über ein Smartphone. Erstmals gibt es eine Ge-
neration Heranwachsender, die eine Welt ohne Computer, 
Smartphone und Tablet gar nicht mehr kennt. Nachrichten 
werden in Sekundenschnelle über die sozialen Medien 
(WhatsApp, Facebook, Twitter, Snapchat, Instagram usw.) 
verbreitet und geteilt. Mit Politikerinnen und Politikern ver-
binden die jungen Menschen in erster Linie Bundespolitiker. 
Nur wenige sind mit der Landespolitik vertraut. Dass es so 
etwas wie Kommunalpolitik überhaupt gibt und was es da-
mit auf sich hat, können nicht viele Jugendliche spontan – 
ohne Blick ins Internet – beantworten. Zwar haben gewiss 
die meisten Jugendlichen von Gemeinderätinnen, Gemein-
deräten und Bürgermeistern gehört, einen Zusammenhang 
mit dem Begriff „Politik“ stellen jedoch nur wenige her. Da-
bei wächst jeder Mensch in einer Gemeinde, ob in einer 
Großstadt oder in einer kleinen Kommune, auf und ver-
bringt hier auch große Teile seiner Freizeit. Jeder von uns 
nutzt im Laufe seines Lebens die kommunale Infrastruktur, 
wie Straßen, Wege, Plätze, Kindergärten, Jugendzentren, 
Schulen oder Turnhallen. Veränderungen an dieser Infra-
struktur sind ohne politische Entscheidungsträger, sind 
ohne Gemeinderat und Bürgermeister nicht möglich. 
Wenn sich Jugendliche eine neue Skateanlage oder einen 
neuen Bolzplatz wünschen, dann beschäftigen sie sich be-
reits mit kommunalpolitischen Themen. Dies ins Bewusst-
sein der Jugendlichen zu bringen, ihnen vor Augen zu füh-
ren, dass sie sich tagtäglich in ihrer Kommune bewegen 
und dabei an einer Vielzahl von zuvor kommunalpoltisch 
entschiedenen Projekten vorbeigehen, ist eine Aufgabe, 
der sich die Gemeinde Gundelfingen sehr gerne annimmt. 
Ziel ist es, die junge Generation zunächst für Kommunalpo-
litik zu sensibilisieren. Ist dieser erste wichtige Schrit t er-
reicht, kann in einem nächsten Schrit t das Interesse an der 
Teilhabe am kommunalpolitischen Geschehen bei den Ju-
gendlichen geweckt werden. Den kommunalpolitisch Ver-
antwortlichen ist es ein perspektivisches Anliegen, junge 
Menschen für Kommunalpolitik zu gewinnen. Die Jugend 
ist die Zukunft einer jeden Gemeinde. Je mehr junge Men-
schen sich für ihre Gemeinde interessieren und sich in ihrer 
Gemeinde engagieren, desto positiver können Gemein-
den in die Zukunft blicken. Wenn es gelingt, junge Men-
schen für Kommunalpolitik gar zu begeistern, ist das Enga-
gement für das Gemeinwesen in der Zukunft gesichert. 
Gerade auch vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen 
und bildungspolitischen Initiativen hin zu mehr Ganzta-
gesangeboten an Bildungseinrichtungen, kommt der 
Schule als Sozial- und Lebensraum junger Menschen eine 
hohe Bedeutung zu. Deshalb ist es richtig und wichtig, die 
jungen Menschen dort abzuholen. Die Kooperation von 
Schule und Gemeinde funktioniert in Gundelfingen bereits 
sehr gut. Deshalb ist der Ansatz, Schule und Kommu-
nalpolitik in Workshops zusammenzubringen, äußerst 
vielversprechend. Denn eine Gemeinde ist nur dann leben-
dig, wenn Gemeinschaft gelebt wird. Und Gemeinschaft, 
so wie wir sie heute kennen und schätzen, ist ohne das En-
gagement der heutigen Jugend in Zukunft nicht denkbar. 

ANMERKUNGEN

1 Vgl. URL: http://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&
query=GemO+BW+Inhaltsverzeichnis&psml=bsbawueprod.psml&max=
true [17.10.2016].
2 Vgl. URL: http://www.bildungsplaene-bw.de/,Lde/Startseite/
BP2016BW_ALLG/BP2016BW_ALLG_SEK1_GK_IK_7–8-9_03_02 
[17.10.2016].
3 Vgl. URL: http://www.bildungsplaene-bw.de/,Lde/Startseite/
BP2016BW_ALLG/BP2016BW_ALLG_SEK1_GK_IK_7–8-9_03_02 
[17.10.2016].
4 Vgl. URL: https://www.baden-wuerttemberg.de/de/regierung/lan-
desregierung/koalitionsvertrag/ [17.10.2016].
5 Vgl. URL: https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/sozi-
ales/kinder-und-jugendliche/zukunftsplan-jugend/ [17.10.2016].
6 Vgl. Schneekloth, Ulrich (2015): Jugend und Politik: Zwischen positivem 
Gesellschaftsbild und anhaltender Politikverdrossenheit. In: Shell Deutsch-
land Holding (Hrsg.): Jugend 2015. Eine pragmatische Generation im 
Aufbruch. Frankfurt am Main, S. 153–200.
7 Ebenda, S. 193. 
8 Vgl. URL: http://www.bildungsplaene-bw.de/,Lde/Startseite/
BP2016BW_ALLG/BP2016BW_ALLG_SEK1_GK_LG [17.10.2016].
9 Vgl. URL: https://www.lpb-bw.de/bwverf/bwverf.htm [17.10.2016]. 
10 Vgl. Edelstein, Wolfgang/Fauser, Peter (2001): „Demokratie lernen und 
leben“. Gutachten für ein Modellversuchsprogramm der Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung. Heft 96. Bonn.
11 Vgl. Himmelmann, Gerhard (2001): Demokratie als Lebens-, Gesell-
schafts- und Herrschaftsform. Ein Lehr- und Studienbuch. Schwalbach/Ts.
12 Vgl. URL: https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/ [17.10.2016].
13 Vgl. URL: http://allianz-fuer-beteiligung.de/foerderprogramme/gut-
beraten/ [17.10.2016].

Von links nach rechts: Volker Knoop ist Direktor des Albert-Schwei-
zer-Gymnasiums. Gabriele Blawert, Vorstandsmitglied von „Bür-
ger für Bürger e.V“. war die Jugendbeteiligung in Gundelfingen 
ein großes Anliegen. Filipe Fraga Sousa ist Sozialarbeiter und 
Leiter des Jugendzentrums Gundelfingen. Raphael Walz ist seit 
2015 Bürgermeister der Gemeinde Gundelfingen. Udo Wenzl, 
systemischer Kommunalberater, begleitet den gesamten Jugend-
beteiligungsprozess der Gemeinde Gundelfingen.
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Von links nach rechts: Ann-Kathrin Götz (Gundelfingen), Sarah 
Stötzel (Heuweiler), Xenia Beck (Glottertal); Schülerinnen der Ge-
meinschaftsschule und vom Gymnasium bildeten das Autorinnen-
team bei dem Politikworkshop.
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Politische Partizipation junger Menschen

Jörg Tremmel/Markus Rutsche (Hrsg.): 
Politische Beteiligung junger Menschen.
Grundlagen – Perspektiven – Fallstudien.

Springer VS Verlag, Wiesbaden 2016.
498 Seiten, 44,99 Euro.

Der von den beiden Politologen Jörg Tremmel und Markus 
Rutsche herausgegebene Sammelband, der sich aus empi-
rischer und normativer Sicht mit den Formen und Bedin-
gungen der politischen Partizipation junger Menschen 
 beschäftigt, ist ein mustergültiges Beispiel, wie man Stu-
dierende für politikwissenschaftliche Fragestellungen inte-
ressieren kann. Die Beiträge des Sammelbandes wurden 
ungefähr zur Hälfte von Studierenden und Teilnehmenden 
eines „Buchseminars“ an der Universität Tübingen, zur an-
deren Hälfte von Expertinnen und Experten aus Wissen-
schaft und Praxis geschrieben. Es war mithin erklärte Inten-
tion des Buchprojektes, Studierende als Forschende ernst 
zu nehmen und ihnen gleichzeitig ein Publikationsforum zu 
bieten. Initiiert und über zwei Semester hinweg begleitet 
wurde das Publikationsvorhaben von Jörg Tremmel und 
Markus Rutsche. Jörg Tremmel war bis 2016 Juniorprofes-
sor für Generationengerechte Politik am Institut für Politik-
wissenschaft der Eberhard Karls Universität Tübingen. 
Markus Rutsche ist wissenschaftlicher Assistent am Lehr-
stuhl für Politikwissenschaft an der Universität St. Gallen 
und promoviert am dortigen Doktoratsprogramm „Interna-
tional Affairs and Political Economy“. Zuvor war er wissen-
schaftliche Hilfskraft am Arbeitsbereich für Generationen-
gerechte Politik des Tübinger Instituts für Politikwissen-
schaft. 
Der Untertitel des Sammelbandes fasst die drei großen 
Blöcke des Buches prägnant zusammen. Eine Rezension 
kann den insgesamt 20 Beiträgen nicht umfassend gerecht 
werden. Exemplarisch sollen daher im Folgenden einige 
wenige Buchbeiträge aus den drei Blöcken eingehender, 
andere eher summarisch skizziert werden. Der erste Block 
vereint vier einführende bzw. in systematischer Absicht 
konzipierte Beiträge. Eröffnet wird der Themenblock mit 
 einem Beitrag von Wolfgang Gaiser, Winfried Krüger, 
 Johann de Rijke (ehemalige Mitarbeiter des Deutschen 
 Jugendinstituts in München) und Franziska Wächter 
 (Evangelische Hochschule Dresden). In gewohnt solider 
Art und Weise  geht der Beitrag auf das politische Interesse 
 Jugendlicher ein und betrachtet das breite Spek trum parti-
zipatorischer politischer Verhaltensweisen von Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen: Die Palette reicht hierbei 
von Wahlen (als konventionelle Beteiligungsform) bis hin 
zum Protest, zur Teilnahme an Demonstra tionen oder auch 
zum Konsumboykott (buykott). Die  Auswertung der breiten 
empirischen Datenbasis legt den Schluss nahe, dass Politik 
– neben Kunst, Kultur und Religion – zu den am wenigsten 
bedeutsamen Lebens bereichen von Jugendlichen zählt. 
Trotz gewisser Schwankungen lässt sich im Zeitvergleich 
keine kontinuierliche  Abnahme des poli tischen Interesses 
konsta tieren. Auch die aktuelle Shell  Jugendstudie 2015 
stellt nach Jahren eher verhaltenen  Interesses wieder ei-
nen leichten Anstieg des politischen  Interesses junger 
Menschen fest. Mit Blick auf die Partizipationsformen steht 

die Beteiligung an Wahlen mit Abstand nach wie vor an 
erster Stelle der Partizipationsformen (94 Prozent bekun-
den ihre Bereitschaft, 87 Prozent bestätigen die tatsächli-
che Handlung). Erst danach folgen die Beteiligung an Un-
terschriftensammlungen (87 Prozent) und die Teilnahme an 
genehmigten Demonstrationen (65 Prozent). Die aktive 
Mitarbeit in einer Bürgerinitiative oder in einer Partei 
kommt auf fünf bzw. vier Prozentpunkte und damit auf die 
hinteren Listenplätze. Auch das Internet kann keine son-
derlich guten Werte verbuchen: Für politische Aktivitäten 
wird es im Schnitt von nur etwa jedem zehnten Jugend-
lichen genutzt. Norbert Kersting (Universität Münster) 
 konkretisiert in seinem Beitrag „Jugend und politische 
 Partizipation: Online- oder Offline-Beteiligung“ im vor-
liegenden Band (S. 254ff.), dass Onlinepartizipation eher 
dem demonstrativen Beteiligungsbereich zuzuordnen ist, 
einen stark expressiven Charakter hat und häufig auf 
die Konstruktion von (jugendlicher) Identität abhebt. 
Die Wahrscheinlichkeit, politisch aktiv zu werden, ist – 
so ein zentrales Ergebnis von Wolfgang Gaiser u. a. – stark 
abhängig von den Bildungsressourcen und der Zugehö-
rigkeit zu so zialen Bewegungen und/oder sozialen Netz-
werken. Insofern erklärt sich auch das abschließende 
 Plädoyer, im Bildungssystem die Ausbildung demokra-
tischer Kompetenzen zu forcieren und eine demokratische 
Partizipationspraxis für Schülerinnen und Schüler zu eta-
blieren. 
Der renommierte Sozialisationsexperte und Mitherausge-
ber mehrerer Shell Jugendstudien Klaus Hurrelmann geht 
zusammen mit Mathias Albert (Universität Bielefeld) und 
Gudrun Quenzel (Universität Dortmund) der Frage nach, 
ob es in der Bundesrepublik Deutschland zu ähnlichen Ju-
gendprotesten kommen kann, wie unlängst in einigen süd-
europäischen Ländern. Von der „pragmatischen Genera-
tion“ – so das Fazit – sind solche Proteste nicht zu erwarten. 
Die wenig an Politik interessierten bundesdeutschen Ju-
gendlichen sind in das Bildungssystem und in zumeist gesi-
cherte Beschäftigungsverhältnisse eingebunden. Zwei 
weitere Beiträge über Partizipation in und durch politische 
Bildung sowie über die Beteiligung von Kindern runden 
den ersten Teil des Buches ab.
Der zweite Block des Bandes zeigt Perspektiven auf. Die 
überwiegend normativ ausgerichteten Beiträge fokussie-
ren neuartige Beteiligungsformen und entwerfen dabei in 
die Zukunft gerichtete Szenarien. Jörg Tremmel zeigt in sei-
nem Beitrag auf, dass der pauschale Ausschluss Minder-
jähriger vom Wahlrecht den normativen Begründungen 
der Demokratie – vor allem dem Prinzip der Gleichwertig-
keit aller Menschen – widerspricht. Er geht dabei auch der 
Frage nach, ob das Kriterium „Alter“ (z. B. das aktive Wahl-
recht ab 18 bei der Landtags-, Bundestags- und bei der 
Europawahl) überhaupt noch angemessen ist angesichts 
gewandelter Sozialisationsverläufe Jugendlicher. Auf der 
praktischen Ebene angesiedelt ist sein pragmatischer Vor-
schlag, Jugendlichen altersunabhängig das Recht einzu-
räumen, sich in ein Wählerverzeichnis einzutragen. Jörg 
Tremmel plädiert für ein altersunabhängiges Recht auf Ein-
tragung in eine Wählerliste aller wahlwilligen jungen 
Deutschen, d. h. ausschlaggebend ist die Willensbekun-
dung und nicht die Altersgrenze. Konkret wird gefordert, es 
Unterachtzehnjährigen zu ermöglichen, das Wahlrecht ab 
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einem von ihnen selbst gewählten Zeitpunkt mittels einer 
Willenserklärung in Anspruch zu nehmen (S. 130ff.). Nach 
diesem Modell werden also große Anteile älterer Kinder 
und junger Jugendlicher auch zukünftig nicht das Wahl-
recht haben. Das von Jörg Tremmel vorgeschlagene Mo-
dell trägt vor allem der Gradualität des Reifungsprozesses 
von Heranwachsenden und Jugendlichen Rechnung. 
Nicholas Munn (University of Waikato, Neuseeland) geht 
in seinem, dem gleichen Block zugeordneten Beitrag noch 
weiter und plädiert engagiert für Wahleignungstests für 
junge Menschen. Wohl wissend, dass dies auf Wider-
spruch stoßen und kontroverse Debatten auslösen könnte, 
setzt er sich mit einer Reihe von Einwänden gegen seinen 
Vorschlag auseinander. In einem weiteren Teil des Blocks 
„Perspektiven“ werden Jugend- und Nachwuchsquoten – 
ein gänzlich neues politikwissenschaftliches Themenfeld 
– diskutiert. In diesem Block wird auch die Jugendbeteili-
gung im Internet aufgegriffen. Der gemeinsame Tenor 
zweier Beiträge lautet: Das Internet ist kein „Wundermittel“ 
zur politischen Mobilisierung junger Menschen. Bloße 
Technikfaszination ohne „Demokratiekompetenz“ reicht 
nicht aus!
Der drit te Block enthält Fallstudien zur Jugendbeteiligung 
in Baden-Württemberg. Drei der insgesamt sieben Bei-
träge sollen im Folgenden kurz skizziert werden. Sebastian 
Müller und Urs Unkauf arbeiten konzise heraus, welche 
strukturellen und vor allem personellen Voraussetzungen 
bei Jugendgemeinderäten (und bei vergleichbaren 
Partizipationsformen) gegeben sein müssen, damit die Be-
teiligung junger Menschen auch wirklich gelingt. Nach ei-
nem knapp gehaltenen Überblick über die in Baden-Würt-

temberg gegebenen Möglichkeiten für Jugendliche, sich 
kommunalpolitisch zu beteiligen, werden Geschichte und 
Struktur der Jugendgemeinderäte skizziert. Anhand zweier 
Jugendgemeinderäte (Hechingen und Pforzheim) werden 
wesentliche Gelingensbedingungen für eine funktionie-
rende Arbeit der Jugendgemeinderäte dargestellt: Aus-
schlaggebend ist zunächst die aktive und unterstützende 
Rolle der Kommunalverwaltung bzw. der kommunalen Or-
gane (Bürgermeister und Rat). Weitere wichtige Gesichts-
punkte sind die Akzeptanz der aus dem Jugendgemeinde-
rat kommenden Vorschläge und Ideen seitens kommunaler 
Organe sowie die Bereitstellung entsprechender Ressour-
cen (z. B. einen eigenen Etat), die Einfluss auf die materiel-
len Gestaltungsspielräume der Jugendgemeinderäte ha-
ben. Tobias B. Bacherle, Student an der Universität Tübin-
gen und seit 2104 jüngstes Mitglied des Sindelfinger 
Gemeinderats, geht in seinem Beitrag mehreren Fragen 
nach: (1) Welchen Anteil hatten junge Menschen auf den 
Wahllisten der Kommunalwahl 2014, bei der erstmalig das 
aktive Wahlalter auf 16 Jahre herabgesetzt wurde? (2) 
Wie waren junge Menschen – relativ zu ihrem Anteil an der 
Bevölkerung – repräsentiert? (3) Wie erfolgversprechend 
waren junge Menschen auf den Wahlvorschlägen plat-
ziert (und wie „lukrativ“ waren die Listenplätze)? (4) Wie 
viele junge Menschen wurden gewählt, und inwiefern war 
dies aufgrund ihrer Platzierung auf den Wahllisten zu er-
warten? (vgl. S. 342ff.). Sechs ausgewählte Städte (Waib-
lingen, Böblingen, Esslingen, Göppingen, Ludwigsburg 
und Stuttgart) werden hierbei mit einem sorgfältig erarbei-
teten empirischen Instrumentarium unter die Lupe genom-
men. Die Ergebnisse fallen reichlich nüchtern aus: Junge 

Erneut ist bei der Landeszentrale ein Planspiel erschienen, das sich mit der Asyl- 
und Flüchtlingsthematik befasst. Im Planspiel wird eine Einwohnerversammlung 
simuliert, bei der es darum geht, wie eine Kommune mit der Aufnahme von 
Flüchtlingen umgeht und wie Willkommenskultur und Integration vor Ort gelingen 
kann. Das Planspiel bietet die Möglichkeit, sich mit den aktuellen Entwicklungen 
auseinanderzusetzen, kommunale Entscheidungsprozesse zu verstehen und 
Strukturen nachzuvollziehen. Die Themen Integration und Willkommenskultur 
können so vermittelt werden. Das Heft enthält eine thematische Einführung sowie 
methodische und didaktische Hinweise.

Das Planspiel eignet sich für den Einsatz an allen weiterführenden Schulen ab 
der 8. Klasse und kann in der außerschulischen Bildungsarbeit mit Jugendlichen 
ab 14 Jahren genutzt werden. Zusatzmaterialien zum Planspiel finden sich im 
Internet: www.lpb-heidelberg.de/planspiel_fluechtlinge_willkomme.html.

Planspiel: Flüchtlinge willkommen?
Flüchtlingspolitik und Willkommenskultur vor Ort gestalten

Bestellung: 2.– Euro zzgl. Versand, ausschließlich im Webshop 
der Landeszentrale für politische Bildung: www.lpb-bw.de/shop
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Menschen haben (bei den allermeisten Parteien) auf den 
untersuchten Listen relativ wenig Plätze belegt. Gemessen 
an ihrem Anteil an der nominierbaren Bevölkerung waren 
sie auf den Listen der Parteien unterrepräsentiert. Das er-
nüchternde Ergebnis dieser empirischen Studie macht 
deutlich, dass es den Parteien anlässlich der Kommunal-
wahl 2014 nicht gelungen ist, verstärkt junge Kandidaten 
und Kandidatinnen anzusprechen und einzubinden.
In vielen Beiträgen des Buches wird immer wieder themati-
siert, welchen Beitrag die Schule als Sozialisationsagentur 
leisten kann (bzw. könnte oder sollte), um demokratische 
Kompetenzen und Beteiligungsmöglichkeiten zu vermit-
teln. Es geht dabei um die Frage, wie Lehrerinnen, Lehrer, 
Kinder und Jugendliche lernen, ihr schulisches Zusammen-
leben demokratisch zu gestalten und zu regeln (und wel-
che Probleme und Konflikte sie dabei bewältigen müssen). 
Annika Franz räumt in ihrem Beitrag über Mitbestimmung in 
der Schule mit einer „magischen Grundvorstellung“ der Pä-
dagogik auf. Die Schule wird allzu oft mit der Polismeta-
pher ideell überfrachtet. Demokratie als „Ernstfall“ kann in 
der Schule nur sehr eingeschränkt gelingen. Demokratie-
erfahrungen mit der Mikropolitik einer Schule können nicht 
einfach auf die Makropolitik komplexer Gesellschaften 
übertragen werden. Drei Beispiele schulischer Mitverant-
wortung, die von Annika Franz einer Analyse unterzogen 
werden, mahnen zu eher bescheidenen (Qualitäts-)Stan-
dards gelingender schulischer Mitverantwortung. Eine 
ernsthafte Beteiligung, die sich an den Schülerinnen und 
Schülern orientiert, muss niederschwellig und kontinuier-
lich sein. Und sie muss vor allem Unterstützung erfahren 
durch Schlüsselpersonen, d. h. durch unterstützende und 
engagierte Lehrkräfte und Schulleitungen. Annika Franz 
plädiert für die Schaffung von „Möglichkeitsräumen“, in 
denen altersgemäße Partizipationsformen realisierbar 
sind.
Das Buch wendet sich an Studierende, Lehrende und Wis-
senschaftler gleichermaßen. Der drit te Teil dürfte vor allem 
für Praktikerinnen und Praktiker im Bereich der politischen 
Bildung interessant sein. Der umfangreiche drit te Teil des 
Buches – die Fallstudien zur Jugendbeteiligung in Baden-
Württemberg – bietet eine Analyse und gleichzeitigen 
Überblick über die verschiedenen Formen der Kinder- und 
Jugendbeteiligung im Südwesten. Mehr noch: er benennt 
Bedingungen und Standards für gelingende Partizipation. 
Großes Lob gebührt den beiden Herausgebern Jörg Trem-
mel und Markus Rutsche, die sich im Laufe zweier Semester 
intensiv mit Studierenden auseinandergesetzt und deren 
Schreibprozess  ermunternd und konstruktiv begleitet ha-
ben. Die hauptsächlich im drit ten Block angesiedelten Bei-
träge der Studierenden zeichnen sich allesamt durch eine 
gründliche theoretische Fundierung aus. Dementspre-
chend differenziert werden die Fragestellungen der jewei-
ligen Beiträge und die Vorgehensweise bzw. das empiri-
sche Instrumentarium benannt. Das nicht alltägliche Unter-
fangen, junge Studierende für eine politologische 
Fragestellung zu begeistern, spiegelt sich in den Beiträgen 
wider. Entstanden ist ein Buch, dem man viele interessierte 
Leserinnen und Leser wünscht.

Siegfried Frech

Politische Beteiligung junger Menschen

Wolfgang Gaiser/Stefanie Hanke/Kerstin Ott (Hrsg.):
Jung – politisch – aktiv?! Politische Einstellungen und 
politisches Engagement junger Menschen. Ergebnisse der 
FES-Jugendstudie 2015.

Dietz Verlag, Bonn 2016.
200 Seiten, 14,90 Euro.

Wie, wo und warum engagieren sich Jugendliche heute 
politisch? Wie sehen sie die Parteien? Sind sie überhaupt 
bereit, in eine Partei einzutreten? Und wenn ja, welche Ju-
gendlichen sind das? Und welche Rückschlüsse lassen sich 
daraus für Politik und (politische) Bildung ziehen, um die 
politische Beteiligung junger Menschen zu fördern?
Diesen Kernfragen geht die FES-Jugendstudie 2015 nach. 
In über 2.000 quantitativen und qualitativen Interviews 
gibt die aktuelle Jugendstudie der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Antworten auf eben diese Fragen. Konzeption und Durch-
führung der Studie entstanden in enger Kooperation 
 zwischen dem Deutschen Jugendinstitut, der Friedrich-
Ebert-Stiftung und dem infas-Institut für angewandte 
Sozialwissenschaft. Das Buch, das die theorie- und praxis-
bezogenen empirischen Ergebnisse verständlich und an-
schaulich zugleich präsentiert, wurde von einem Team he-
rausgegeben: Wolfgang Gaiser, von 1972 bis 2011 am 
Deutschen Jugendinstitut e. V. in München tätig, ist ein re-
nommierter Experte der Jugend- und Partizipationsfor-
schung. Die Soziologin Stefanie Hanke leitet das Forum Ju-
gend und Politik in der Politischen Akademie der Friedrich-
Ebert-Stiftung. Die Erziehungswissenschaftlerin Kerstin 
Ott ist ebenfalls Mitarbeiterin im Forum Jugend und Politik. 
Auf einer soliden und breiten Datengrundlage widmet sich 
die FES-Jugendstudie dem politischen Interesse und der 
politischen Partizipation Jugendlicher und junger Erwach-
sener. Dabei werden Herkunft, Alter und Bildung, aber 
auch die Geschlechter(un)gleichheit in den Blick genom-
men und in Bezug zum Engagement von Jugendlichen in 
europäischen Nachbarländern gesetzt. Abschließend be-
werten die Autorinnen und Autoren des Buches die Ergeb-
nisse der Studie mit Blick auf demokratietheoretische Fra-
gestellungen und Einstellungen zu sozialdemokratischen 
Wertemustern. Die Anfang des Jahres 2015 durchgeführte 
Studie fokussiert inhaltlich eine besonders breite Vielfalt 
von Beteiligungsformen, Differenzierungen und Einfluss-
faktoren sowie in einem qualitativen Teil die Sicht politisch 
aktiver Jugendlicher auf ihr Engagement.
Zur technischen Durchführung dieser Erhebung konnte auf 
den Adressen- und Datenbestand der Erhebungen des 
Deutschen Jugendinstituts (DJI) und des infas-Instituts für 
angewandte Sozialwissenschaft zurückgegriffen werden. 
Die Fragestellungen nehmen zudem systematisch Bezug 
auf die Befragungen des DJI-Surveys AID:A („Aufwachsen 
in Deutschland: Alltagswelten“) (vgl. www.dji.de/aida).
Es ist immer schwierig, allen Beiträgen eines Sammelban-
des in einer Rezension gerecht zu werden. Im Folgenden 
wird daher ein knapper Überblick über die im Buch enthal-
tenen Beiträge gegeben.
Eingangs beschreiben Jacob Steinwede, Katharina Sand-
brink und Julian von der Burg vom infas-Institut für ange-
wandte Sozialwissenschaft in dem Beitrag Jung – politisch 
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– aktiv?! Fragestellung, Methodik und Basisbefunde der empi-
rischen Studie die methodischen Grundlagen und die 
Durchführung der Erhebung. Zugleich geben sie einen 
Überblick über zentrale Befunde der Studie. Das Autoren-
team konstatiert, dass für 42 Prozent der befragten Ju-
gendlichen eine politisch-gesellschaftliche Beteiligung im 
weitesten Sinne festgestellt werden kann. Allerdings ist 
diese Beteiligung nicht durchweg politisch motiviert. Un-
terscheidet man von der Beteiligung im weiteren Sinn das 
eigentliche politische Engagement, konnte nur ein Anteil 
von 16 Prozent, der sich politisch engagiert, ermittelt wer-
den. Politisches Engagement meint, wenn „Politik“ von Ju-
gendlichen als wichtiger Lebensbereich erachtet wird, 
wenn sich junge Menschen zudem besonders für „Politik“ 
interessieren und darüber hinaus eine politisch-gesell-
schaftliche Beteiligung vorliegt. Allerdings spielt die kon-
ventionelle Form politischer Partizipation – z. B. die Bin-
dung an eine Partei – lediglich bei zwei bis drei Prozent der 
Jugendlichen eine Rolle.
Der Beitrag Das Verhältnis junger Menschen zur Politik – Poli-
tisches Interesse und politische Involvierung Jugendlicher und 
junger Erwachsener heute von Martina Gille, die verschie-
dentlich schon mit Wolfgang Gaiser und Johann de Rijke 
einschlägige Veröffentlichungen zum Thema vorgelegt 
hat, erörtert im Anschluss, wie stark sich junge Menschen 
heute für das politische Geschehen interessieren und wo-
von es abhängt, ob sie sich aktiv mit politischen Fragen 
auseinandersetzen. Es werden die subjektiven Dispositio-
nen betrachtet, die das Ausmaß politischer Involvierung, 
d. h. der Grad der Hinwendung bzw. Distanz zur Politik, 
beschreiben. Als zentrale Einflussfaktoren auf Grad und 
Ausmaß politischer Involvierung erweisen sich dabei das 
Lebensalter, die Geschlechtszugehörigkeit, die Bildungs-
ressourcen und der Migrationshintergrund sowie regio-
nale Zugehörigkeiten (West-Ost). Eher ernüchternd ist das 
Fazit, dass bestimmte Gruppen junger Menschen – Mäd-
chen und junge Frauen, weniger Gebildete oder Migran-
tenjugendliche – schwerer Zugang zur Politik finden. Mit-
hin ein Plädoyer für eine Stärkung der politischen Bildung 
in Schulen sowie für niedrigschwellige Angebote in der au-
ßerschulischen (non-formalen) Bildung.
Wolfgang Gaiser und Johann de Rijke skizzieren in ihrem 
Beitrag Jugend und politische Partizipation heute die Vielfalt, 
das Ausmaß und die Formen der politischen Partizipation 
junger Menschen. Dabei geben die beiden Autoren Ant-
worten auf die Fragen: Wofür engagieren sich junge Men-
schen? Welche Themen sind ihnen (besonders) wichtig? 
Wie häufig findet entsprechendes Engagement statt? Es 
wird eine theoretisch begründete Typenbildung vorge-
nommen und damit „konventionelle“, „unkonventionelle“ 
Partizipationsformen sowie ergänzend die neu in der Dis-
kussion stehende Form des „politischer Konsums“ bestimmt. 
Anhand eines theoriebasierten Erklärungsmodells von 
Partizipation wird erstens der Einfluss von „Ressourcen“ 
(Geschlecht, Alter, Bildung, Migrationshintergrund, West-
Ost sowie Stadt-Land), zweitens die Rolle unterschiedli-
cher „Motivationen“ (politisches Interesse, Religiosität, Ein-
schätzung der Selbstwirksamkeit, Wertvorstellungen, Ins-
titutionenvertrauen) und drit tens die Bedeutung sozialer 
Vernetzung in organisierten oder eher privaten Formen 
analysiert. Abschießend werden thesenartig Überlegun-

gen formuliert, die als Herausforderungen für Organisati-
onen und politische Bildnerinnen und Bildner wichtig sein 
können, um eine Stärkung von Motivationen und Gelegen-
heitsstrukturen für eine größere Anzahl junger Menschen 
mit Blick auf das Engagement in politischen Belangen zu 
erreichen (vgl. auch den Beitrag von Wolfgang Gaiser und 
Johann de Rijke in diesem Heft).
Hannah Grohe widmet sich der Geschlechterdifferenz und 
beleuchtet in ihrem Beitrag Junge Frauen und die Politik – Er-
kenntnisse zur Geschlechter(un-)gleichheit in politischer Partizi-
pation Hintergründe und mögliche Ursachen für die Partizi-
pationslücke im Jugendalter. Insbesondere die Analyse 
der Engagementpotenziale junger Frauen gibt Aufschluss 
über deren zukünftige Partizipations- und Repräsentati-
onsbereitschaft. Betrachtet werden die Ressourcen-Hypo-
these, die Sozialisations-Hypothese sowie die Einstel-
lungs-Hypothese. Institutionelle und sozial-expressive 
Partizipationsformen sind vornehmlich eine Domäne jun-
ger Männer. Aktive, gestaltende und repräsentative politi-
sche Partizipation kommt für Frauen hingegen seltener in 
Frage – so ein Teil des Fazits. Die institutionelle Partizipa-
tion junger Frauen korreliert auffallend mit einer positiven 
Wahrnehmung der eigenen Selbstwirksamkeit, einem poli-
tisch aktiven Freundeskreis sowie politischen Diskussionen 
mit Lehrpersonen oder in der Familie. Wiederum ein Fin-
gerzeig für vermehrte Anstrengungen im Bereich der poli-
tischen Bildung!
Das Dargelegte vertiefend werden Ergebnisse aus dem 
qualitativen Teil der Studie vorgestellt. Zunächst erläutern 
Katharina Sandbrink und Jacob Steinwede (infas-Institut 
für angewandte Sozialwissenschaft) in dem Beitrag Quali-
tative Interviews mit engagierten jungen Menschen das Vor-
gehen und die Auswahl derjenigen, die in leit fadenge-
stützten persönlichen Interviews befragt wurden. Anschlie-
ßend stellt das Autorenteam zentrale Ergebnisse dieser 
qualitativen Interviews vor. Die Erörterung der wichtigsten 
Ergebnisse orientiert sich dabei an zwei Fragen: Was führt 
dazu, sich politisch zu engagieren? Was führt dazu, poli-
tisch engagiert zu bleiben? Die angedruckten Interview-
auszüge sind mit Blick auf mögliche Einflussfaktoren für po-
litische Beteiligung allemal spannend und aufschlussreich 
zu lesen.
Achim Schröder wählt einen anderen Fokus auf die gewon-
nenen qualitativen Informationen über das politische En-
gagement junger Menschen. Anhand einer vertiefenden 
biographischen Deutung präsentiert er unter Mitarbeit von 
Nora Valussi in seinem Beitrag „In kleinen Schritten die Welt 
verändern“ –Ausgewählte qualitative Daten der FES-Studie 
und ihre biographische Deutung Fallanalysen zu drei ausge-
wählten Interviews und kann dabei allgemeine Erschei-
nungen und Tendenzen aufzeigen sowie erklären. Die 
Schlussfolgerungen sind anwendungsorientiert sowohl im 
Hinblick auf politische Bildung als auch auf zivilgesell-
schaftliche Rahmenbedingungen. Im Einzelnen werden an 
fördernden Maßnahmen und Anstrengungen genannt: (1) 
Politische Themen sollten stärker in der Schule behandelt 
werden. (2) Es gilt, den Kontakt zwischen Politikerinnen, Po-
litikern und jungen Menschen zu steigern und (3) die 
Partizipationsformen zu flexibilisieren.
Um die Erkenntnisse aus der FES-Jugendstudie 2015 in ei-
nen europäischen Kontext zu stellen, werden die europa-
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bezogenen empirische Ergebnisse der Studie sowie Daten 
aus weiteren Quellen über europäische Staaten von Wolf-
gang Gaiser und Johann de Rijke mit Fokus auf Europa 
analysiert. In ihrem Beitrag Politisches Engagement junger 
Menschen in Europa wird die politische Partizipation junger 
Menschen europaweit, länderübergreifend und innerhalb 
von Ländergruppen dargestellt. Alarmierend ist die Fest-
stellung, dass sich für Teilgruppen die Auswirkungen der 
ökonomischen Krise verschärft haben. Junge Menschen 
mit Migrationshintergrund, mit geringer Bildung und mit 
gesundheitlichen Problemen haben eine weitaus höhere 
Wahrscheinlichkeit, zur Gruppe derjenigen zu gehören, 
die weder in Arbeit noch in Bildungs- oder Ausbildungs-
maßnahmen stehen. EU-Rat und EU-Kommission haben 
diese Herausforderungen durchaus erkannt und einen 
Maßnahmenkatalog formuliert, den es aus europäischer, 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene umzusetzen gilt.
Marcel Dresse und Christian Krell nehmen eine Einord-
nung der Ergebnisse in das Konzept der sozialen Demokra-
tie vor. In ihrem Beitrag Partei- Identifikation und politisches 
Engagement: Die Werte der Sozialen Demokratie bei Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen wird „soziale Demokratie“ 
einerseits als demokratietheoretisches und wertorientier-
tes Konzept und andererseits als Leitlinie politischer Ak-
teure skizziert. Bezogen auf die grundsätzlichen Werte 
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität werden die demo-
kratietheoretischen Implikationen und Anforderungen 
(hohe Inklusion, eine voll entwickelte Demokratie, hohes 
Maß an sozialer Homogenität auf Basis gleicher, sozialer 
und ökonomischer Bürgerrechte) beschrieben. Auf dieser 
Grundlage werden Handlungsempfehlungen abgeleitet. 

Nachdenklich muss es die SPD schon stimmen, dass origi-
näre sozialdemokratische Wertemustern von den Befrag-
ten nicht mehr bei der SPD verortet werden, sondern über-
durchschnittlich häufig mit einer gefühlten Nähe zur Partei 
Die Linke einhergehen. 
Abschließend widmet sich Dietmar Molthagen dem Thema 
der politischen Parteien, vor allem den Einstellungen zu und 
Engagement in Parteien. Hierzu werden die Daten der FES-
Jugendstudie 2015 in den Kontext anderer Daten gestellt 
(z. B. „Deutschlandtrend“ und „Politbarometer“). Attraktive 
Formen der Mitarbeit in Parteien, Kritikpunkte an Parteien 
sowie Hürden, die ein Engagement verhindern, werden 
analysiert. Abschließend werden – an die Parteien adres-
siert – Handlungsempfehlungen zur Förderung des Enga-
gements junger Menschen vorgeschlagen. 
Das vorliegende Buch leistet einen vertiefenden Beitrag zu 
einer interdisziplinären Fachdebatte, die einerseits Formen 
des politischen Engagements junger Menschen in Deutsch-
land differenziert abbildet, aber auch diskutiert, wie sich 
ein verändertes Partizipationsverhalten junger Menschen 
auf Politik und Gesellschaft auswirkt. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten: Politisches Enga-
gement ist eine voraussetzungsvolle Beteiligungsform. 
Faktoren wie Herkunft, Bildung und Geschlecht bewirken 
unterschiedliche Zugänge zu und Verständnisse von Poli-
tik. Politisch interessierte Elternhäuser bewirken Aufge-
schlossenheit und Partizipationsbereitschaft. Ein Gender 
Gap ist erkennbar – allerdings nicht in Richtung einer ge-
nerellen Politikdistanz, sondern in geschlechtsspezifischen 
Formen der politischen Partizipation. Bildung, Inhalte, 
Dauer, Gelegenheitsstrukturen und Motivationen sind be-

Bestellung: 6.50 Euro zzgl. Versand, Bestellung ausschließlich im Webshop 
der Landeszentrale für politische Bildung: www.lpb-bw.de/shop
E-Book (kostenlos) unter www.lpb-bw.de/e-books.html

Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württembergs
Band 45, hrsg. von Peter Steinbach, Thomas Stöckle, Sibylle Thelen, 
Reinhold Weber

Es dauerte lange, bis das Schicksal der Opfer nationalsozialistischer Rassenpolitik und 
politischer Repression wahrgenommen wurde. Inzwischen ist die Geschichte der Opfer 
des NS-Terrors ein wesentlicher Bezugspunkt der Gedenk- und Erinnerungskultur des 
Landes. Dabei stellt sich mit dem Blick auf die Opfer immer auch die Frage nach den 
Tätern, nach menschlichen Verhaltensweisen, staatlichen Zielen und Verfassungsnormen. 

Dieser Band fasst erstmals für Baden-Württemberg die Geschichte der Opfergruppen 
des NS-Regimes im Südwesten zusammen. Im Zentrum der zehn Kapitel stehen die 
Ereignis- und die Rezeptionsgeschichte, jeweils ergänzt um den Blick auf aktuelle Formen 
der Erinnerung.

Entrechtet – verfolgt – vernichtet
NS-Geschichte und Erinnerungskultur im deutschen Südwesten

Entrechtet –
verfolgt – vernichtet
Entrechtet –
verfolgt – vernichtet
NS-Geschichte und Erinnerungskultur
im deutschen Südwesten

Hrsg. von Peter Steinbach, Thomas Stöckle,
Sibylle Thelen und Reinhold Weber
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sonders wichtig. Damit zeigt sich wieder deutlich die Be-
deutung der Schule als verbindlicher Lernort für die nach-
wachsende Generation. Durchaus einflussreich sind aber 
auch non-formale und informelle Bildungschancen. Gefor-
dert ist vor allem die politische Bildung, weil sich gezeigt 
hat, dass unabhängig von anderen Einflussfaktoren politi-
sches Interesse die ausschlaggebende Motivationsgrund-
lage für politisches Handeln ist. 

Siegfried Frech

Regionale politische Kulturen

Tom Mannewitz:
Politische Kultur und demokratischer Verfassungsstaat.
Ein subnationaler Vergleich zwei Jahrzehnte nach der 
deutschen Wiedervereinigung.

Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2015.
548 Seiten, 128,00 Euro.

Regelmäßig am Jahrestag der Deutschen Einheit geistert 
der Ost-West-Topos, d. h. die Frage der „inneren Einheit“, 
durch Feuilletons und (wissenschaftliche) Periodika. Stets 
wird über den (vermeintlichen) Graben gestrit ten, der die 
Ost- von den Westdeutschen unterscheidet. Gemeinhin 
gibt es zwei sich widerstreitende Positionen: Hier wird das 
Erreichen der inneren Einheit proklamiert, dort wird eine 
immer noch tiefe Kluft zwischen dem Osten und dem Wes-
ten ausgemacht. Und allen diesen dichotomischen Positio-
nen ist gemeinsam, dass sie von subjektiven Interpretatio-
nen und politischen Meinungen beeinflusst bzw. gefärbt 
sind. Dies hängt ursächlich mit einem unzureichenden me-
thodischen Instrumentarium der politischen Kulturfor-
schung und den historisch-qualitativen Betrachtungen der 
politischen Kultur zusammen. Und bei all diesen Positionen 
wurde bisher stillschweigend davon ausgegangen, dass 
der Osten und der Westen der Republik mit Blick auf die 
gesellschaftlichen und politischen Orientierungen zwei 
homogene Gebilde seien. 
Tom Mannewitz, Inhaber der Juniorprofessur Politikwis-
senschaftliche Forschungsmethoden an der Technischen 
Universität Chemnitz, hat eine Habilitationsschrift vorge-
legt, die sich der regionalen Ausfächerung der politischen 
Kultur in Deutschland widmet (und damit den Ost-West-
Topos gegen den Strich bürstet). Ihm ist – so Eckard Jesse 
und Roland Sturm im Vorwort – mit der theoretisch und em-
pirisch fundierten Studie ein großer Wurf gelungen. Nicht 
von ungefähr kommt auch Frank Decker in einer Rezension 
in der FAZ zu dem Fazit, dass Mannewitz einen der wich-
tigsten Beiträge zur politischen Kulturforschung in der Bun-
desrepublik aus den letzten Jahren vorgelegt hat. Entfaltet 
Mannewitz doch mithilfe eines Mehrebenenansatzes, der 
an 20 umfangreiche und solide empirische Studien ange-
legt wird, drei unterschiedliche Regionalkulturen und mit 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt zwei Son-
derfälle (s. unten). Kernfrage der Studie ist, ob es zwei 
Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung Anhaltspunkte 
für eine Regionalisierung der politischen Kultur in der Bun-
desrepublik Deutschland gibt. Und wenn sich tatsächlich 
Regionalkulturen etabliert haben, ist mithin die Frage 
spannend, was sie auszeichnet und wie sehr sie sich vonei-

nander unterscheiden. Mehr noch interessiert aber, wel-
che vielfältigen Ursachen regional politische Kulturen ha-
ben. Und schließlich wird die Studie auch von der Frage 
geleitet, wie hoch eigentlich die Akzeptanz des politischen 
Systems ist: Ist der demokratische Staat Stress ausgesetzt, 
weil er die regional unterschiedlichen Orientierungen der 
Bürgerinnen und Bürger nicht alle gleich gut zu befriedi-
gen vermag?
Die sorgfältige und gründliche Analyse von Mannewitz 
umfasst drei Schrit te: (1) Zunächst wird der theoretische 
Rahmen der politischen Kulturforschung entfaltet. (2) So-
dann wird aus der Kritik an den unterschiedlichen Konzep-
ten der politischen Kultur ein Zweiebenenmodell (nach 
Dieter Fuchs) entwickelt, das (3) schließlich einer empiri-
schen Überprüfung unterzogen wird. Die Auseinanderset-
zung mit den theoretischen Rahmungen geht von einer 
durchaus ironischen Fragestellung aus: „Wenn ein ganzer 
Wissenschaftszweig Max Kaase (bzw. seinem Schüler 
Wolfgang Walter) beipflichtet – politische Kultur zu defi-
nieren, sei, wie einen Pudding an die Wand zu nageln –, 
drängt sich die Frage auf, wo dieser Wissenschaftszweig 
den Platz einer Süßspeise sieht“ (Seite 50). Es kann an die-
ser Stelle nicht die gesamte theoretische Rahmung ange-
messen gewürdigt werden, reicht sie doch von Gabriel Al-
mond und Sidney Verba, David Easton, Pippa Noris über 
Seymour Martin Lipset, Ronald Inglehart und Karl Rohes 
Konzept der „ungeschriebenen Verfassung“ sowie Robert 
D. Putnams „Sozialkapital“ bis hin zum Mehrebenenmodell 
von Dieter Fuchs. In Anlehnung an das Modell von Fuchs 
entwickelt Mannewitz für seine Studie ein Zweiebenenmo-
dell (Seite 181ff.): Auf der ersten Ebene stehen politische 
Wertorientierungen gegenüber den obligatorischen Ele-
menten des demokratischen Verfassungsstaats (das kons-
titutionelle Wahlregime, Grund- und Partizipationsrechte, 
Rechtsstaatlichkeit sowie Verfassungsgerichtsbarkeit). Auf 
der zweiten Ebene sind fakultative Elemente des Verfas-
sungsstaates angesiedelt (die politische Relevanz von Frei-
heit und Gleichheit, die Haltung gegenüber politischem 
Extremismus, die Expansion des Sozialstaats, gesellschaft-
liche Normen, die Natur des politischen Wandels, direkt-
demokratische Ergänzungen der parlamentarischen De-
mokratie, schließlich das Föderalismusprinzip und die Rolle 
der Kirchen bzw. Religiosität). 
Auf einer umfangreichen Quellengrundlage fußend wird 
zunächst der Schluss gezogen, dass sich die Deutschen 
mehrheitlich einen libertären, antifaschistischen, bundes-
staatlichen und reformerischen Wohlfahrtsstaat mit ple-
biszitären Elementen wünschen und die Staatlichkeit, die 
Grundrechte, die Verfassungsgerichtsbarkeit wie auch die 
Rechtsstaatlichkeit billigen bzw. akzeptieren (vgl. S. 442ff.). 
Spannend sind die Erkenntnisse regionaler Vielfalt. Die 
Studie bestätigt drei regionale politische Kulturen und 
zwei Sonderfälle: Für den Süden Deutschlands lässt sich 
eine (eher) libertär-konstitutionelle Regionalkultur konsta-
tieren. Baden-Württemberg, Bayern, Hessen und Rhein-
land-Pfalz zeichnen sich durch eine ausgesprochen dezi-
diert freiheitlich-wettbewerbliche Grundhaltung und eine 
Abneigung gegenüber sozialistischen Staatsvorstellungen 
aus (vgl. Seite 261ff.). Ursächlich verantwortlich hierfür 
sind das ausgeprägte katholische Wertefundament, das 
hohe Sozialkapital und vor allem der sozioökonomische 
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Wohlstand, wenngleich auch im Süden der Republik der 
Ruf nach technokratischen Regierungsformen zu beobach-
ten ist. Eine (eher) demokratisch-konstitutionelle Regional-
kultur ist in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schles-
wig-Holstein und Thüringen auszumachen. Dies ist u. a. auf 
die breite Verankerung des protestantischen Glaubens, 
das damit verbundene Pflichtethos sowie eine hinreichend 
stabile ökonomische Entwicklung zurückzuführen. 
Von diesen beiden Regionalkulturen unterscheidet sich die 
(eher) sozialistisch-revolutionäre Regionalkultur Berlins, 
Brandenburgs und Sachsens. Mit Berlin (Ost), Branden-
burg und Sachsen verbinden Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen-Anhalt durchaus ein sozialistisches Werte-
muster. Mecklenburg-Vorpommern weist jedoch drei wei-
tere Besonderheiten auf: die Geringschätzung politischer 
Umbrüche, die (bedingte) Inkaufnahme von Grundrechts-
verletzungen (z. B. die Zustimmung zur „Rettungsfolter“) so-
wie die hohe Akzeptanz des Wahlregimes. Unverkennbar 
ist (immer noch) der Nachhall des autokratischen Sozialis-
mus vor der Wende 1989/1990. Ausschlaggebend für 
diese Besonderheiten ist auch eine dürftige ökonomische 
Entwicklung, die wohlfahrtsstaatliche, antikonstitutionelle 
und antireformerische Wertorientierungen nach sich zieht. 
Für Sachsen-Anhalt wiederum gelten noch andere „Eigen-
heiten“: das starre Festhalten am politischen Status quo so-
wie der Zuspruch zu und der Wunsch nach einer „techno-
kratischen“ Expertenregierung. 
Der Nachweis dieser Regionalkulturen legt die Schlussfol-
gerung nahe, dass sich der oft behauptete Ost-West-Ge-
gensatz empirisch nicht nachweisen lässt. Deutschland ist 
– so Mannewitz – ein „Land der Regionen, geformt von der 
jüngsten Zeitgeschichte, Konfessions- und Sozialkapitalun-
terschieden“ (Seite 443). Abschließend werden in einem 
Ausblick mögliche Trends genannt, die sich in den unter-
schiedlichen Regionalkulturen niederschlagen dürften: (1) 
Die Nachwirkungen der deutschen Teilung und Wieder-
vereinigung sind im (allmählichen) Schwinden begriffen. 
(2) Damit dürften sich die Abstände und Unterschiede zwi-
schen den drei Regionalkulturen im Laufe der Zeit nivellie-
ren. (3) Sozialistische Denk- und Verhaltensmuster nehmen 
angesichts des Generationenwandels im Zeitverlauf im-
mer mehr ab. (4) Abzuwarten bleibt, wie die abnehmende 
Konfessionalität die politischen Kulturen verändern wird. 
Werden kirchlich vermittelte Wertorientierungen (z. B. das 
Subsidiaritätsprinzip und Eigenverantwortung) verblassen 
oder gar wegbrechen? (5) Die wohl entscheidende Kon-
fliktlinie zwischen den Regionen wird deren unterschiedli-
che ökonomische Entwicklung sein. Damit stellt sich die po-
litisch brisante Frage, wie mit der sich öffnenden Schere 
zwischen wohlhabenden urbanen (Metropol-)Regionen 
und strukturschwachen, oftmals ländlich geprägten Räu-
men umzugehen ist. 
Die Einzelschrit te der Analyse sowie der empirischen Er-
gebnisse konnten hier nur thesenartig vorgestellt werden. 
Die Lektüre, die politisch nicht einschlägig vorgebildeten 
Leserinnen und Lesern durchaus etwas abverlangt, lohnt 
allemal. (Wenngleich der Preis des Buches reichlich opu-
lent ist!) Die Studie von Tom Mannewitz garantiert einen 
merklichen Wissenszuwachs und interessante, weil neue 
Einsichten. Hinzu kommt ein weiterer Gesichtspunkt: For-
schungen zur politischen Kultur Deutschlands können die 

Vielfalt der Regionalkulturen nicht mehr ignorieren. Daher 
plädiert Mannewitz für einen zukünftigen Schulterschluss 
zweier Forschungsstränge, die bisher weitgehend unver-
bunden nebeneinander standen. Zwischen dem (eher) 
qualitativ-historischen Ansatz, dem Politologen wie Hans-
Georg Wehling verbunden sind, und dem (eher) quantita-
tiv-vergleichenden Strang ist auch mit Blick auf wissen-
schaftstheoretische Zugewinne und neue Fragestellungen 
der politischen Kulturforschung ein Brückenschlag ange-
bracht.

Siegfried Frech

Die Grundlagen der deutschen Politikwissenschaft und 
der politischen Bildung

Joachim Detjen:
Politische Erziehung als Wissenschaftsaufgabe

Nomos-Verlag, Baden-Baden 2016. 
568 Seiten, 98,00 Euro.

Das ist eine gelungene Überraschung! Joachim Detjen hat 
riesige Kondition bewiesen und ein Werk präsentiert, dass 
vielleicht schon manche des puren Umfangs wegen auf die 
Seite legen wollen. Das wäre jedoch schade, weil die 
langjährige Arbeit an diesem Buch vielfältige Früchte her-
vorgebracht hat. Wer sich ein Bild von der Entstehung der 
Politikwissenschaft in der Nachkriegszeit an den deut-
schen Hochschulen verschaffen und wissen will, wie sich 
die politische Bildung entwickelt hat, der sollte zu diesem 
Standardwerk greifen.
Der Autor ist zu einer solchen Herkulesarbeit berufen, da er 
lange am Schnittpunkt von Politikwissenschaft und politi-
scher Bildung gearbeitet hat. Es war für ihn bestimmt nicht 
einfach, die geeignete Methode zu finden, um diese Her-
ausforderung zu meistern. Er wählte den biographischen 
Ansatz und beschäftigt sich mit 18 Politikwissenschaftlern, 
die die Lebensbedingungen der Demokratie erforschen 
und den Gedanken der Demokratie in der deutschen Be-
völkerung verbreiten wollten. Der untersuchte Zeitraum er-
streckt sich auf etwa 15 Jahre, von Anfang der 1950er bis 
Mitte der 1960er Jahre.
Diese Methode kann man schon auch kritisch beleuchten. 
Die 18 ausgewählten Wissenschaftler – die Auswahl kann 
man akzeptieren – unterscheiden sich zum Teil deutlich in 
ihren Theorien und Einstellungen. Das macht der Autor 
selbst klar, wenn er sich zum Schluss um eine Typologie der 
Wissenschaftler bemüht und quasi zu einer „Hitliste“ 
kommt, die von Arnold Bergstraesser und Ernst Fraenkel bis 
zu Eric Voegelin reicht. Es wäre also denkbar gewesen, 
statt der alphabetischen Reihenfolge eine typologische 
bzw. systematische zu wählen.
Auch die Abgrenzungsfrage ist schwierig. Theodor Lit t z. B. 
zählt zwar nicht zu den Politikwissenschaftlern, aber er hat 
der politischen Bildung in der Nachkriegszeit wichtige Im-
pulse gegeben. Es wäre auch interessant gewesen, mehr 
über die Bedeutung der Bundeszentrale für Heimatdienst 
zu erfahren, mit der ja mehrere der dargestellten Wissen-
schaftler eng zusammengearbeitet haben. Auf der ande-
ren Seite wäre dann dieses umfangreiche Buch vielleicht 
wirklich aus allen Nähten geplatzt. 
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In jedem Fall ist es ein Verdienst, so wichtige Wissenschaft-
ler der Nachkriegszeit intensiv zu beleuchten und sie nicht 
dem Vergessen anheimfallen zu lassen. Es fällt auf, mit wel-
cher Leidenschaft sich die meisten präsentierten Professo-
ren für die neu entstehende Demokratie und die politische 
Bildung eingesetzt haben. Dazu waren sie auch legitimiert, 
weil fast alle unter dem NS-Unrechtsstaat zu leiden hatten. 
Die meisten waren zurückhaltend bis skeptisch gegenüber 
der Re-education-Politik der Amerikaner, weil sie die Sorge 
hatten, dass die Demokratie den Deutschen gleichsam per 
Zwang aufs Auge gedrückt werden sollte. Dennoch bleibt 
festzuhalten, dass es ohne diese Politik vermutlich für län-
gere Zeit keine Politikwissenschaft und auch keine politi-
sche Bildung gegeben hätte.
Es sticht ins Auge, dass es sämtlichen Wissenschaftlern ein 
Anliegen war, die Studentinnen und Studenten aller Fakul-
täten für die Belange und den Aufbau der Demokratie zu 
begeistern. Sie wollten dabei ganz bewusst den Bereich 
der Politikwissenschaft sprengen und die Verantwortung 
für die Demokratie als eine allgemeine Aufgabe darstel-
len. Einige haben sich darüber hinaus für die politische Er-
wachsenenbildung interessiert und zum Teil auch persön-
lich engagiert. Nur wenige, vor allem Arnold Bergstraesser 
und Theodor Eschenburg, haben sich intensiv um die poli-
tische Bildung in den Schulen gekümmert bis hin zur kon-
kreten Frage, wie die Lehrpläne für das neue Fach Gemein-
schaftskunde bzw. Sozialkunde aussehen sollen.
Alle dargestellten Wissenschaftler waren sich in einigen 
Grundsätzen einig: Sie wollten auf keinen Fall auch nur 
den Ansatz von Indoktrination in der politischen Bildung 
dulden. Die Menschen, die mit der politischen Bildung in 

Berührung kamen, sollten in der Lage sein, das eigene Ur-
teilsvermögen – vor allem durch die Auseinandersetzung 
mit politischen Kontroversen – so zu bilden, dass sie zur 
politischen Mündigkeit fähig sind. Fast alle behandelten 
Professoren sahen in der politischen Bildung auch die Auf-
gabe zur Charaktererziehung und zur aktiven Mitverant-
wortung im Gemeinwesen. Im Kern sind hier bereits die 
Prinzipien des Beutelsbacher Konsenses von 1976 vorhan-
den, der bis heute und auch für die Zukunft Bedeutung hat.
Den Gründungsvätern war auch klar, dass es sich bei der 
Demokratie um eine nicht bequeme, sehr komplizierte und 
labile staatliche und gesellschaftliche Ordnung handelt, 
die nie gelingen kann, wenn sie überwiegend aus Spieß-
bürgern besteht. Deshalb bedarf die Demokratie der wis-
senschaftlichen Erforschung durch Lehrstühle, die erst 
nach und nach in Deutschland eingerichtet wurden. Die 
politische Bildung darf sich, da waren sich alle einig, nicht 
in reiner Institutionenkunde erschöpfen, sondern muss im-
mer die Urteilsbildung und das aktive Mittun zum Ziel ha-
ben.
Im Verhältnis von Politikwissenschaft und politischer Bil-
dung unterscheidet der Autor verschiedene Positionen: Die 
einen sehen die politische Bildung als die maßgebliche Le-
gitimationsquelle von Politikwissenschaft, einige sehen gar 
keine Berührungspunkte. Die Mehrzahl sieht die Politikwis-
senschaft als den gebenden, die politische Bildung als den 
empfangenden Teil in dieser Beziehung. Gerade weil man 
heute eher ein Auseinanderdriften von Politikwissenschaft 
und politischer Bildung beobachten kann, wäre es hilf-
reich, sich an die Gedanken der Gründungsväter zu erin-
nern und sich daran zu orientieren.

Ansprechpartner

• Außenstelle Freiburg für Schulen 
im Regierungsbezirk Freiburg 
www.lpb-freiburg.de

• Außenstelle Heidelberg für Schulen 
in den Regierungsbezirken  
Karlsruhe und Stuttgart 
www.lpb-heidelberg.de

• Fachbereich „Politische Tage“ für 
Schulen im Regierungsbezirk  
Tübingen. www.lpb-bw.de/ 
politische-tage-rb-tuebingen.html

Ein Angebot der Landeszentrale für politische Bildung für Schulen

Planspiele ermöglichen offene Lern-
prozesse und bieten einen Einblick 
in komplexe Zusammenhänge durch 
nacherleben und verstehen. Das Ziel 
von Planspielen ist, Teilnehmenden 
politische Prozesse näher zu bringen, 
indem sie diese selbst nachspielen. 
In den Außenstellen Heidelberg und 
Freiburg und im Fachbereich „Poli-
tische Tage“ werden Planspiele zu 
verschiedenen Themen entwickelt  
und kommen bei „Politischen Tagen“ 
für Schulklassen zum Einsatz.  
Zu diesem Zweck hat die LpB die Heft-
reihe „Planspiele“ ins Leben gerufen. 

Die Planspiele der LpB:
• vermitteln, wie Politik funktioniert.
• zielen auf die Aktivierung der 

Teilnehmer/-innen ab.
• ermöglichen offene Lernprozesse.
• haben einen hohen Alltagsbezug.
• verschaffen ein nachhaltiges 

Verständnis von Demokratie.
• sind in den Schulunterricht  

integrierbar.
• modellieren einen Ausschnitt aus 

einer komplexen Realität.
• und simulieren kompetenz- 

orientiert politische Prozesse.
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Es wäre verlockend, würde aber den Rahmen dieser Be-
sprechung sprengen, auf die 18 im Detail dargestellten 
Wissenschaftler einzugehen. Joachim Detjen hat aber das 
große Verdienst, viele bislang unbekannten Quellen ge-
sichtet und lebendige Porträts geformt zu haben, die man 
gern betrachtet und zum Teil bewundert.
Mancher wird sich darüber wundern, dass der Anmer-
kungsapparat so stark angeschwollen ist. In den meisten 
Fällen wird jedoch klar, dass der darstellende Text noch 
farbiger und lebendiger wird, wenn man die Anmerkungen 
mit zur Kenntnis nimmt. Joachim Detjen hat es sich nicht 
leicht gemacht und ein Werk geschaffen, das Bestand ha-
ben wird. Man kann es auch als Ermunterung lesen, sich 
intensiver mit Politikwissenschaft und politischer Bildung zu 
befassen. Wenn man z. B. sieht, mit welcher Begeisterung 
Ernst Fraenkel und manche andere an diese Aufgabe her-
angegangen sind, geht einem das Herz auf.
Bleibt noch zu erwähnen, dass das Buch so geschrieben 
ist, dass man es gut lesen und verstehen kann. Man muss 
aber auch die Hürde des Anschaffungspreises nennen 
(Der Autor erhält im Übrigen kein Honorar!). Selbst ein 
Schwabe, der das Buch gekauft und studiert hat, bereut 
die Ausgabe nicht.

Siegfried Schiele

Politische Erwachsenenbildung

Klaus-Peter Hufer: 
Politische Erwachsenenbildung. Plädoyer für eine 
vernachlässigte Disziplin. 

W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2016. 
139 Seiten, 24,90 Euro.

Klaus-Peter Hufers Einführung in die politische Erwachse-
nenbildung erscheint zu einem Zeitpunkt, der (wieder ein-
mal) in besonderer Weise nach politischer Bildung fragt. In 
diesem Sinne ist die neue Monografie zur politischen Bil-
dung erfreulich, macht aber auch nachdenklich. Er freulich 
ist sie deshalb, weil damit seit vielen Jahren wieder eine 
Einführung in die politische Erwachsenenbildung vorliegt. 
Die letzte erschien 1992, auch aus der Feder von Hufer, im 
Wochenschau Verlag. Er freulich ist der Band ebenso, weil 
mit seinem Autor einer der profiliertesten politischen Er-
wachsenenbildner in Deutschland schreibt. Das Markante 
an Hufer ist seine berufliche Biografie zwischen Praxis und 
Theorie, zwischen Wissenschaft und Alltag – und dies seit 
weit über 30 Jahren. Es gibt vermutlich nur wenige Vertre-
terinnen und Vertreter in dieser Disziplin, die als Grenz-
gänger zwischen Theorie und Praxis diese Expertise über 
Jahrzehnte hinweg entwickeln konnten. 
Zum Inhalt: Hufer verortet die politische Bildung überzeu-
gend im andragogischen Diskurs der letzten Jahrzehnte. Er 
benennt ihre Bezugswissenschaften, spannt den histori-
schen Bogen von Immanuel Kant bis Oskar Negt und wür-
digt die politische Bildung in der Tradition der Aufklärung 
als Ausgangspunkt der Erwachsenenbildung überhaupt. 
Das dürfte für viele, die in der Erwachsenenbildung/Wei-
terbildung wissenschaftlich und/oder beruflich-politisch 
unterwegs sind, provokativ sein. Diese Tradition, die von 
Hufer ideengeschichtlich bis in die Gegenwart verfolgt 

und dokumentiert wird, ist heute vielfach aus dem Bewusst-
sein verschwunden. Der Blick auf die ökonomische Ver-
wertbarkeit von Erwachsenenbildung hat seit den 1980er 
Jahren eine starke Dominanz erhalten. Der Mehrwert von 
Erwachsenenbildung wird mehr denn je an der Statistik 
der beruflichen und betrieblichen Weiterbildung gemes-
sen und abgelesen. Das Monitoring, das in den letzten 
Jahren zu einem Schwerpunkt der Erwachsenenbildungs-
forschung wurde, fragt immer differenzierter nach der be-
ruflichen Verwertbarkeit von Bildung. Diesen Trend wohl 
wissend, betont Hufer die andere, die politisch-emanzipa-
torische Seite der Erwachsenenbildung. 
Hufer unternimmt in diesem Zusammenhang auch den ehr-
geizigen Versuch, politische Bildung statistisch zu erfas-
sen. Dies ist äußerst schwierig, da seit Jahrzehnten ent-
sprechende Statistiken nicht vorliegen und die Trägerland-
schaft extrem heterogen ist. Belastbare Zahlen über 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer, Unterrichtsstunden und 
Veranstaltungen sind sehr schwer zu generieren. Unter 
dem Strich kann Hufer allerdings belegen, dass politische 
Erwachsenenbildung ein „Minderheitendasein“ (S. 72) fris-
tet und sich statistisch zwischen zwei und fünf Prozent des 
Gesamtvolumens in der Erwachsenenbildung/Weiterbil-
dung bewegt. Dies mag einerseits deprimierend sein, an-
dererseits ist die gute Nachricht dabei, dass diese Zahlen 
seit vielen Jahrzehnten relativ „stabil“ sind. (Wenngleich 
dies ein schwacher Trost ist.)
Breiten Raum bei Hufer nimmt das Lehren und Lernen sowie 
die Didaktik und Methodik ein. Teilnehmerorientierung, 
Subjektorientierung, Alltagsorientierung, Handlungsori-
entierung und der Beutelsbacher Konsens sind dazu die 
Stichworte.
Ausgesprochen kenntnisreich und überzeugend werden 
die Entwicklungsbrüche und Phasen der politischen Bil-
dung nach 1945 beschrieben. Einen elementaren Bruch 
sieht er zwischen den 1970/1980er Jahren und ab den 
1990er Jahren. Wurde in den Jahrzehnten vor den 1990er 
Jahren vor allem nach den Zielen und der Reichweite der 
politischen Bildung gefragt, so stehen seit Ende des 
20. Jahrhunderts Fragen nach der Qualität und der Wir-
kung im Mittelpunkt. Es findet seitdem eine deutliche Öko-
nomisierung der (politischen) Erwachsenenbildung statt. 
Die Folge davon ist, dass sie in vielen Fällen bei Trägern 
der allgemeinen Weiterbildung zur „Kür“ wird (gleichsam 
als „Add-on“ zum Programm), wenn noch „Planungsluft“ 
vorhanden ist. 
Hufer weist auch dezidiert auf den Kompetenzdiskurs und 
die „Outcome“-Orientierung hin, die seit den 1990er Jah-
ren vorherrscht und aktuell in der Debatte um den Europä-
ischen und Deutschen Qualifikationsrahmen (EQR und 
DQR) ihre Fortsetzung findet. Obgleich Hufer sehr klar die 
aktuellen Gefährdungen der politischen Bildungsarbeit 
herausarbeitet – neoliberale Grundhaltung, Marktorien-
tierung, schlanker Staat, Kompetenzorientierung – be-
gründet er ihre Unverzichtbarkeit. Mehr noch: Ganz im 
Sinne von Fritz Borinski stärkt er die „politische Aufgabe 
der freien Erwachsenenbildung in Deutschland“ (1954) 
und sieht sie als demokratische Daseinsvorsorge.
Abschließend zu seiner Einführung hätte ich mir eine etwas 
ausführlichere und in die Zukunft weisende Begründung für 
die Erwachsenenbildung gewünscht. Nicht angesprochen 
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wird die Bedeutung der politischen Bildung im Horizont 
der zunehmenden Digitalisierung in Richtung „Internet der 
Dinge“ und Industrie 4.0. 
Fazit: Hufer ist Realist und weiß, dass politische Bildung 
kein Allheilmittel ist. Aber: Die Bedeutung des Buches liegt 
in der Rückbesinnung auf die politische Tradition der Er-
wachsenenbildung. Es ist dabei nicht nur ein Lehrbuch für 
die akademische Ausbildung, sondern dient auch einer 
Selbstvergewisserung der eigenen Praxis in den „Mühen 
der Ebene“ (Bertold Brecht).

Ulrich Klemm

Demokratie in der Krise?

Wolfgang Merkel (Hrsg.):
Demokratie und Krise.
Zum schwierigen Verhältnis von Theorie und Empirie.

Springer VS, Wiesbaden 2015.
506 Seiten, 59,99 Euro.

Ob nun über eine Krise der Parteien, eine Vertrauenskrise 
in die politischen Institutionen oder eine Legitimationskrise 
des politischen Systems gesprochen wird, die Diskussion 
um eine Krise der Demokratie oder zumindest über Krisen 
von Teilaspekten demokratischer Systeme haben sowohl in 
der Öffentlichkeit als auch in der Wissenschaft Konjunktur. 
Dabei ist die Kritik an der Demokratie als Herrschaftsform 
so alt wie die Demokratietheorie selbst. Und nicht immer 
wird die Demokratie als eine gute Herrschaftsform be-
schrieben, wie sich am Verfassungskreislauf bei Platon 
zeigt. 1947 betonte Winston Churchill bei einer Rede im 
britischen Unterhaus, dass die Demokratie nicht perfekt 
sei. Sie sei die schlechteste aller Regierungsformen – ab-
gesehen von allen anderen Regierungsformen, die von Zeit 
zu Zeit ausprobiert worden sind.
Im Diskurs zu einer durchaus berechtigten, in Teilen jedoch 
auch diffusen bis schrillen Kritik am gegenwärtigen Zu-
stand der etablierten Demokratien, wie sie hauptsächlich 
von populistischen politischen Strömungen formuliert wird, 
liefert der von Wolfgang Merkel – Direktor der Abteilung 
Demokratie und Demokratisierung am Wissenschaftszent-
rum Berlin für Sozialforschung (WZB) – herausgegebene 
Sammelband eine umfangreiche empirische Analyse zum 
gegenwärtigen Zustand der etablierten Demokratien, die 
sich auf die drei Bereiche Partizipation, Repräsentation 
und Regieren erstreckt.
Aller Krisendiagnostik und Kritiken an der Demokratie ist 
gemein, dass sie sich auf den jeweiligen Ist-Zustand bezie-
hen und dabei aus der jeweiligen Perspektive ein wün-
schenswertes Ideal formulieren. Problematisch an den ver-
schiedenen Diskussionssträngen ist das unterschiedliche 
Demokratieverständnis, welches als Grundlage von Ana-
lyse und Schlussfolgerung dient. Die Spannbreite reicht 
von minimalistischen Demokratiemodellen, bei dem ein 
Wahlregime im Zentrum steht, welches die demokratische 
Wahl und Abwahl von Regierungen regelt, über mittlerer 
Demokratiekonzepte, bei denen zusätzlich auch rechts-
staatliche Garantien, die horizontale Gewaltenteilung 
und weitreichende Partizipationsmöglichkeiten der Bevöl-
kerung berücksichtigt werden, bis hin zu maximalistischen 

Modellen, in denen auch die Leistungsbilanz von Demo-
kratien bei der Bereitstellung von Kollektivgütern wie in-
nere und äußere Sicherheit oder soziale Gerechtigkeit ein-
bezogen werden.
Die Analysen im vorliegenden Sammelband basieren auf 
dem Modell einer „eingebetteten Demokratie“. Im Inneren 
sichern die fünf miteinander verschränkten Teilbereiche 
demokratisches Wahlregime, politische Partizipation, bür-
gerliche Freiheitsrechte, horizontale und vertikale Ge-
waltenteilung sowie eine effektive Regierungsgewalt die 
Funktionsfähigkeit der Demokratie. Dieser demokratische 
Kern wiederum ist umgeben von externen Einbettungsrin-
gen wie die Staatlichkeit, die Zivilgesellschaft, den 
sozio-ökonomischen Kontext oder die internationale und 
regionale Zusammenarbeit.
Alle diese Teilbereiche können von Herausforderungen 
betroffen sein. Wird auf diese nicht oder nur unzureichend 
reagiert, kann es zu einer Krise der Demokratie kommen. 
Dabei kann zwischen einer akuten und einer latenten Krise 
unterschieden werden. Die Endphase der Weimarer Repu-
blik ab 1930 kann als historisches Beispiel für eine akute 
Krise gelten, die in einem Systemkollaps, dem Ende der De-
mokratie, mündete. In den gefestigten Demokratien der 
Gegenwart, so die Autorinnen und Autoren, kann eher von 
latenten Krisen ausgegangen werden. Obwohl die forma-
len Bedingungen und Institutionen der Demokratie weiter-
hin bestehen, verliert die Demokratie schleichend an Sub-
stanz.
Als Entwicklungen, die ein demokratisches Gemeinwesen 
gefährden können, identifizieren die Autorinnen und Auto-
ren fünf Bereiche. Eine bestehende oder gar zunehmende 
sozioökonomische Ungleichheit stellt für den Gleichheits-
grundsatz als wesentliches Element von Teilhabe und Re-
präsentanz in Demokratien eine zentrale Herausforderung 
dar. Ein enthemmter, deregulierter Kapitalismus kann zwei-
tens die staatliche Handlungsfähigkeit unterlaufen, wenn 
Entscheidungen der demokratisch legitimierten Akteure 
nicht mehr zum Tragen kommen. Gleiches gilt drit tens für 
Prozesse der Entgrenzung und Denationalisierung, die un-
ter dem Phänomen Globalisierung zusammengefasst wer-
den können. Viertens stellt auch das Spannungsverhältnis 
zwischen kollektiver Sicherheit und individueller Freiheit 
eine Herausforderung für die Demokratie dar. Und mit dem 
Bedeutungsverlust der Volksparteien sowie der gesell-
schaftlichen Entwurzelung der etatisierten Parteien wird 
eine fünfte krisenhafte Entwicklung benannt.
Die Spannbreite der einzelnen Beiträge, die überwiegend 
von aktuellen oder ehemaligen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Abteilung Demokratie und Demokratisierung 
am WZB verfasst wurden, ist beachtlich. Unter dem Stich-
wort Partizipation werden die Einstellungen von Bürgerin-
nen und Bürgern sowie Politikerinnen und Politikern zu ei-
ner Krise der Demokratie, die Ungleichheit bei Wahlen, die 
programmatischen Unterschiede in Wahlprogrammen in 
verschiedenen OECD-Staaten oder der Ausbau von mehr 
politischer Teilhabe als Gegenmittel zur Krise der Demo-
kratie untersucht.
Die Aufsätze im zweiten Teil, der sich mit politischer Reprä-
sentation befasst, beschäftigen sich mit der Repräsenta-
tion der so genannten Unterschicht, dem Wandel der Par-
teien, den Einstellungen der Bevölkerung zur sozialen Un-
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gleichheit und deren möglicher Niederschlag in der 
Programmatik von Parteien sowie die Bedeutung der ver-
meintlichen Alternativlosigkeit zur Austeritätspolitik in der 
europäischen Staatsschuldenkrise für Wahlen.
Im drit ten Teil, in dem Beiträge zum Bereich Regieren zu-
sammengefasst sind, werden zunächst die Zusammen-
hänge und Herausforderungen zwischen Globalisierung 
bzw. Kapitalismus und demokratischem Regieren disku-
tiert. Zudem wird das Spannungsverhältnis zwischen Frei-
heit und Sicherheit im Kontext von Demokratie sowie die 
Rolle der Verfassungsgerichte und der Medien näher be-
leuchtet.
Abschließend werden die zentralen Befunde der einzelnen 
Beiträge durch den Herausgeber zusammengeführt. Die 
gute Nachricht lautet, dass die Demokratie in den OECD-
Staaten, auf die sich die Analysen beziehen, gefestigt und 
stabil erscheint. Akute Krisen und Systemzusammenbrüche 
sind in diesen Ländern nicht zu erwarten. Auch große so-
zio-ökonomische Verwerfungen, wie dies angesichts der 
Staatsschuldenkrise beispielsweise in Griechenland der 
Fall war, führen nicht zu einem Ende der Demokratie.
Gleichwohl stehen auch die Demokratien der OECD-Welt 
vor Herausforderungen, die sich zu einer Krise der Demo-
kratie ausweiten könnten. Zu nennen ist hier die auf einer 
sozialen Ungleichheit basierende politische Ungleichheit. 
Die sozial Benachteiligten beteiligen sich seltener an 
Wahlen als Angehörige der Oberschicht und sie treffen 
ihre Wahlentscheidung zudem weniger gut informiert. Da-
durch verringert sich die Repräsentanz ihrer Interessen und 
Anliegen im politischen Prozess, und die Demokratie ver-
liert an Inklusionskraft. Für die Qualität einer Demokratie 

ist daher nicht nur die Garantie der formalen Gleichheit, 
sondern auch die Verringerung von sozio-ökonomischen 
Ungleichheiten entscheidend.
Betrachtet man die Wahlerfolge der rechtspopulistischen 
Alternative für Deutschland (AfD) scheint sich dieser Be-
fund nur zum Teil zu bestätigen. Die Wahlentscheidung für 
diese Partei beruht auch auf sozialen und ökonomischen 
Abstiegsängsten. Auch „gefühlte“ soziale Ungleichheit 
könnte sich demnach zu einer Herausforderung für die De-
mokratie ausweiten. Zudem gelang es der AfD besser als 
den anderen Parteien, ehemalige Nichtwählerinnen und 
Nichtwähler zur Stimmabgabe zu motivieren.
In diesem Zusammenhang ist es alarmierend, dass die pro-
grammatischen Unterschiede zwischen den Parteien in der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik abgenommen haben, so 
das Ergebnis einer Untersuchung im vorliegenden Band, in 
der über 2.100 Parteiprogramme in 21 OECD-Staaten zwi-
schen 1950 und 2011 ausgewertet wurden. In anderen Be-
reichen –beispielsweise bei sozio-kulturellen Fragen – sind 
allerdings Unterschiede und damit auch Alternativen nach 
wie vor nachweisbar. Der Wandel des Parteiensystems, in 
dem zukünftig eher Programm- denn Massenparteien zu 
finden sind und in dem die langfristige Bindungskraft der 
Parteien deutlich nachgelassen hat, unterstreicht ebenfalls 
eine zunehmende Bedeutung der im Idealfall alternativen 
Parteiprogrammatiken.
Die „soziale Frage“ könnte zu einem zentralen Thema für 
die Bundestagswahl 2017 werden. Der bundesrepublika-
nischen Demokratie würde es sicherlich guttun, wenn die 
Unterschiede zwischen den Parteien und ihren Positionen 
wieder stärker und deutlicher sichtbar werden. Auch da-
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durch könnte populistischen oder gar extremistischen Strö-
mungen zumindest ein Teil des Windes aus den Segeln ge-
nommen werden.
Wolfgang Merkel geht in seinen Schlussbemerkungen so-
gar noch weiter: Die stetige Suche nach Antworten zur Ver-
ringerung der Ungleichheit von Einkommen und Lebens-
chancen sei eine der vordringlichsten Aufgaben demokra-
tischer Politik. Nur dadurch könne die Attraktivität der 
Demokratie als Herrschaftsform gewährleistet bleiben. 
Dies schließt auch ein, das Verhältnis von kapitalistischer 
Wirtschaftsordnung und demokratischem Gemeinwesen 
neu zu definieren und neue Formen des Regierens jenseits 
des Nationalstaates demokratisch zu gestalten.
Das vorliegende Buch passt in die Zeit. Es präsentiert mit 
seinen umfangreichen, empirisch, aber theoretisch fun-
dierten Analysen keine fertigen Antworten zur Zukunftsfä-
higkeit der Demokratie, zeigt jedoch deutlich auf, wo die 
Herausforderungen und Handlungsfelder für die etablier-
ten Demokratien des 21. Jahrhunderts liegen. Der Band 
leistet damit einen Betrag zur Versachlichung des Diskur-
ses zu einer Krise der Demokratie.
Lange Zeit wurde auf die Herausforderungen der Demo-
kratie nicht bzw. nur unzureichend oder mit einer als alter-
nativlos dargestellten Politik reagiert. Daher wird im Buch 
von Erosionserscheinungen der Demokratie in der OECD-
Welt gesprochen. Die Auseinandersetzung mit extremisti-
schen und populistischen Strömungen, die sich in zahlrei-
chen OECD-Staaten bemerkbar machen, kann daher mit 
der Formulierung von Antworten auf die Fehlentwicklun-
gen in demokratischen Systemen verbunden werden. Dies 
wäre nicht nur der Zukunftsfähigkeit der Demokratie dien-
lich, sondern sicher einer der wichtigsten Beiträge zur Ext-
remismusprävention und kritischen Auseinandersetzung 
mit populistischen Gruppierungen jedweder Couleur.

Robby Geyer

Kultur, Wissenschaft und Islam

Helga Ballauf:
Orientalischer Aufbruch.
Wie das Weltwissen in den Westen kam.

BoD – Books on Demand; URL: https://www.bod.de/buch/hel-
ga-ballauf/orientalischer-aufbruch--wie-das-weltwissen-in-den-
westen-kam/9783741249327.html [15.07.2016].
114 Seiten, 7,90 Euro. 

Viele Jahrhunderte lang nahm der Islam mit seinen kulturel-
len und wissenschaftlichen Errungenschaften eine Spit-
zenposition ein. In den Augen der Muslime war die islami-
sche Welt der Inbegriff von Kultur, Kunst und Wissenschaft. 
Man hatte das Wissen, die Kenntnisse und Fertigkeiten der 
Antike übernommen und mit wesentlichen Innovationen 
angereichert. So zum Beispiel aus China die Herstellung 
und Verwendung von Papier und aus Indien das Dezimal-
system. Die indischen Zahlen gelangten in den Okzident, 
wo sie auch heute noch „arabische Zahlen“ genannt wer-
den. Moderne Literatur oder Wissenschaft sind ohne diese 
beiden Errungenschaften schlicht undenkbar. 
Die Politikwissenschaftlerin und freiberufliche Journalistin 
Helga Ballauf hat mit ihrem Buch „Orientalischer Aufbruch“ 
einen kulturgeschichtlichen und historischen Streifzug vor-

gelegt, der die Zeitspanne vom 7. bis zum 15. Jahrhundert 
umfasst. Sie führt die Leserinnen und Leser an Schauplätze 
im Mittleren und Nahen Osten, gewährt Einblicke in kultu-
relles und künstlerisches Schaffen auf der arabischen 
Halbinsel und entlang der nordafrikanischen Küste bis zur 
iberischen Halbinsel. Arabisch war zu jener Zeit die füh-
rende Wissenschaftssprache. Lange vor Latein war Ara-
bisch die lingua franca der Wissenschaftler. Durch die is-
lamische Expansion gelangten die Erkenntnisse der „arabi-
sche Wissenschaft“ letztlich auch nach Europa. Wer weiß 
schon, dass die Schriften griechischer Philosophen im 8. 
und 9. Jahrhundert in Bagdad ins Arabische übersetzt wur-
den. Im 12. und 13. Jahrhundert wurden diese Schriften 
und Kommentare in Toledo schließlich ins Lateinische und 
Spanische übersetzt. Ausschlaggebend für die Entstehung 
der islamischen Gelehrtenzentren waren weltoffene Herr-
scher, die an ihren Höfen ein intellektuelles Klima förder-
ten. Es entstanden ganze Netzwerke von Wissenschaft-
lern und Übersetzern. So galt das „Haus der Weisheit“ in 
Bagdad als wissenschaftliche Community schlechthin. Vor 
allem unter Kalif Harun al-Rashid blühten Kunst, Kultur und 
Wissenschaft in Bagdad auf. Von Hunderten von Privatbi-
bliotheken, von gebildeten (und wohlhabenden) Familien 
wird berichtet, die alles verfügbare Weltwissen aufspür-
ten und zusammentrugen. 
In zwei Kapiteln werden in kurzweiligen Porträts arabische 
Gelehrte vorgestellt und deren Forschungsschwerpunkte 
erläutert. Widmete sich der eine der Algebra und Arithme-
tik, schrieb al-Razi – auch der „arabische Galen“ genannt 
– medizinische Lehrwerke und fokussierte dabei Patienten-
gruppen wie Kinder und psychisch Kranke. Erinnert sei da-
ran, dass in jenen Zeiten nur etwa jedes zweite Kind das 
Alter von 14 Jahren erreichte. Astronomischen und wissen-
schaftsethischen Fragen wurde ebenso nachgegangen 
wie theologischen und philosophischen Problemstellun-
gen. Ibn Khaldun, dessen Wirkungskreis sich von Granada 
und Sevilla bis nach Tunis, Kairo und Algier erstreckte, un-
tersuchte politische und soziologische Fragestellungen: 
Was prägt eine Gesellschaft und was hält sie zusammen? 
Welche Einflüsse haben Politik, Wirtschaft und Religion 
auf das Staatswesen? Wie (stark) beeinflussen Konflikte 
den sozialen Wandel? Warum ist der Mensch auf soziale 
Bindungen und Gruppen bzw. Gemeinschaften angewie-
sen?
Im Zuge der islamischen Expansion entwickelten sich in 
Südspanien Hochburgen des Wissens. In Toledo und 
Cordoba pflegten christliche, jüdische und islamische 
Wissenschaftler in einem losen Netzwerk einen perma-
nenten Diskurs. Materielle Erfindungen und Techniken ver-
änderten Art und Weise des kulturellen und wissenschaft-
lichen Arbeitens. In dem Kapitel „Papier, der Stoff auf dem 
die Träume sind“ wird beschrieben, wie die von China 
übernommene Technik der Papierherstellung den wissen-
schaftlichen Arbeitsprozess veränderte: Papier war un-
gleich billiger als Papyrus oder Pergament, rascher zu be-
schriften und letztlich leichter zu transportieren.
Mit der arabischen Kultur, Kunst und Wissenschaft ging es 
ab 1000 langsam bergab. Bernhard Lewis, Princeton-Eme-
ritus und renommierter Islamexperte, gab angesichts die-
ser Entwicklung seinem Klassiker den Titel „What went 
wrong?“ (deutsch: Der Untergang des Morgenlandes). Die 
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einstige Drehscheibe der Kultur, der Wissenschaft und 
Kunst verlor im Lauf der Geschichte ihre Vormachtstellung 
gegenüber dem Westen und geriet in einen konfliktreichen 
Dualismus zwischen Tradition und Moderne. Im Wesentli-
chen können dafür mehrere Gründe ausgemacht werden: 
Religiöse und machtpolitische Faktoren im Innern waren 
ausschlaggebend für den Bedeutungsverlust der arabi-
schen Welt. In dem latenten (und später offenen) Konflikt 
zwischen orthodoxem und aufgeklärtem, der Rationalität 
verpflichteten Islam setzte sich die muslimische Orthodo-
xie durch. Bereits um 1500 begann sich die islamische Ein-
heit durch den Gegensatz zwischen Schiiten und Sunniten 
aufzulösen. Eine gewichtige Rolle spielten auch die in Eu-
ropa entstandenen Universitäten im 13. und 14. Jahrhun-
dert. Ein Novum war der innere Ausbau der Universitäten 
als „Gelehrtenrepubliken“, die ein Gegengewicht zu Kultur 
und Wissenschaft im Islam bildeten. Die sich in Europa aus-
breitenden Universitäten verfügten über Selbstverwal-
tungsrechte und waren damit nicht mehr von kirchlichen 
oder adeligen Mäzenen abhängig. Mit der im Mittelalter 
beginnenden Urbanisierung entstanden neue wirtschaftli-
che und kulturelle bzw. geistige Zentren. Und mit der Re-
naissance schließlich begann im 15. Jahrhundert der Sie-

geszug der europäischen Gelehrsamkeit. Der Okzident 
setzte sich letztlich durch, der Orient verlor an Strahlkraft 
und Stärke. 
Helga Ballauf hat ein lesenswertes Buch geschrieben, das 
interessierten Leserinnen und Lesern allerlei Wissenswer-
tes, Neues und Unbekanntes präsentiert. Kulturelle und 
wissenschaftliche Selbstverständlichkeiten werden hinter-
fragt und auf ihre „geistige Urheberschaft“ hin geprüft. Der 
Autorin ist es ein Anliegen, der im Westen weit verbreiteten 
Ignoranz der arabischen Ideen- und Kulturgeschichte et-
was entgegenzusetzen. Helga Ballauf hat aber ein weite-
res Motiv: Von der aktuell zu beobachtenden Wissen-
schaftsfeindlichkeit und Kulturlosigkeit der Taliban oder 
der Terrormiliz Islamischer Staat (IS), die in der Zerstörung 
von Tempelanlagen und Kulturdenkmälern gipfelte, kann 
nicht auf die gesamte islamische Welt geschlossen wer-
den. Ignoranz und dumpfer Fundamentalismus dürfen nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass die sogenannte (gern und 
viel gepriesene) abendländische Kultur wesentlich auf wis-
senschaftlichen und kulturellen Errungenschaften der isla-
mischen Welt beruht.

Siegfried Frech
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Schülerwettbewerb des Landtags: Monika Greiner/ -25
Stefanie Hofer -26
Frauen und Politik: Beate Dörr/Sabine Keitel -29/ -32
Freiwilliges Ökologisches Jahr: Steffen Vogel -35
Max Kemmner, Stefan Paller, Sarah Mann -36/ -37/ -34

Abteilung Medien und Methoden
Abteilungsleiter/Neue Medien: Karl-Ulrich Templ   -40
Politik & Unterricht/Schriften zur politischen Landes-
kunde Baden-Württembergs: Prof. Dr. Reinhold Weber -42
Deutschland & Europa: Jürgen Kalb  -43
Der Bürger im Staat/Didaktische Reihe: 
Prof. Siegfried Frech -44
Unterrichtsmedien: Michael Lebisch -47 
E-Learning: Sabine Keitel -32 
Internet-Redaktion: Wolfgang Herterich -14
Klaudia Saupe/Kata Kottra/Bianca Braun -49/ -48/ -53
Politische Bildung Online: Jeanette Reusch-Mlynárik, 
Haus auf der Alb Tel.: 07125/152-136

Abteilung Haus auf der Alb 
Tagungszentrum Haus auf der Alb,
Hanner Steige 1, 72574 Bad Urach
Telefon 07125/152-0, Fax -100
www.hausaufderalb.de

Abteilungsleiter/Gesellschaft und Politik: 
Dr. Markus Hug      -146

Schule und Bildung/Integration und Migration: 
Robert Feil  -139
Internationale Politik und Friedenssicherung/
Integration und Migration: Wolfgang Hesse   -140
Europa – Einheit und Vielfalt: Thomas Schinkel -147 
Servicestelle Friedensbildung: Claudia Möller -135
Hausmanagement: Julia Telegin/Nina Deiß -109

Außenstellen
Regionale Arbeit, Politische Tage für Schülerinnen und Schü-
ler/Veranstaltungen für den Schulbereich

Außenstelle Freiburg   
Bertoldstraße 55, 79098 Freiburg
Telefon: 0761/20773-0, Fax -99
Leiter: Dr. Michael Wehner -77
Thomas Waldvogel -33
 
Außenstelle Heidelberg 
Plöck 22, 69117 Heidelberg
Telefon: 06221/6078-0, Fax -22
Leiterin: Regina Bossert -14
Robby Geyer -13

Politische Tage für Schülerinnen und Schüler/
Veranstaltungen für den Schulbereich
Lautenschlagerstraße 20, 70173 Stuttgart
Thomas Franke  -83

LpB-Shops/Publikationsausgaben

Bad Urach  Hanner Steige 1, Telefon 07125/152-0
Montag bis Freitag 
8.00–12.00 Uhr und 13.00–16.30 Uhr

Freiburg   Bertoldstraße 55, Telefon 0761/20773-0
Dienstag und Donnerstag 9.00–17.00 Uhr

Heidelberg Plöck 22, Telefon 06221/6078-0
Dienstag 9.00–15.00 Uhr
Mittwoch und Donnerstag 13.00–17.00 Uhr

Stuttgart  Lautenschlagerstraße 20, 
Telefon 0711/164099-66
Montag–Donnerstag 9.00–12.00/13.00–15.30 Uhr
Freitag 9.00–12.00 Uhr

Newsletter „einblick“
anfordern unter www.lpb-bw.de
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DER BÜRGER IM STAAT IM INTERNET
Aktuelle, ältere und vergriffene Hefte zum kostenlosen Herunterladen: www.buergerimstaat.de

BESTELLUNGEN
Alle Veröffentlichungen der Landeszentrale (Zeitschriften auch in Klassensätzen) 
können schriftlich bestellt werden: Landeszentrale für politische Bildung, Marketing,
Lautenschlagerstraße 20, 70173 Stuttgart, 
E-Mail: marketing@lpb.bwl.de oder im Webshop: www.lpb-bw.de/shop

FORDERN SIE UNSERE VERZEICHNISSE AN
oder orientieren Sie sich im Internet unter lpb-bw.de.
Wenn Sie nur kostenlose Titel mit einem Gewicht unter 0,5 kg bestellen,
fallen für Sie keine Versandkosten an. Für Sendungen über 0,5 kg sowie bei 
Lieferungen kostenpfl ichtiger Produkte werden Versandkosten berechnet. 
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